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Emldtang. 



A. 

Kecbts- und Eandlnngsfäliigkeit zur Emgehnng von 

Verpflichtungeit 

L Im Namen Egyptens. 
§ 1. 

Egyptei md lifo TIrkel. 

Bis zum Jahre 1841 war Ejrypton eine türkische Provinz 
ohne staatsrechtliche Besonderheiten. Der Sultan der Tüj'kei 
war als absoluter Hcn^sclier in seinem Reiche bereclitigt. 
Egypten ebenso wie andere Theilt» desselben mit Staatssehiddpn 
zu belasten. Der Pascha von Egypten war dagegen nicht ki'aft 
eigenen Rechts, sondern höchstens als türkischer Regierungs- 
beamter innerhalb der Grenzen seines Regieningsauftrages 
zur Eingehung von Schulden im Namen Egyptens legitimirt. 

Im Anschluss an die Bestimmungen des Londoner Ver- 
trages vom 15. Juli 1840^) zwischen Grossbritannien, Oester- 
reich-Ungarn, Preussen und Eussland einerseits und der Türkei 
andererseits wurde zuerst durch den FiiTnan dos Sultans vom 
13. Februar 1Ö41 2j Egypten eine staatsreciitiicii seibätandigere 

*) Siehe deoaelben in M arteofl »Noavean Recueil OteM de TnlMe*, 

Tome 1 p. 156. 

') Siehe denselben in Egypt 1879 No. 4, p 33 (1878—79 vol. 78, 
p. 609). Der dort erwähnte Nouvcau Firman, welcher den vom 13. Febr. 1841 
in melirereu Punkten abänderte, dürfte der vom 1. Juni 1841 sein, welcher 
nMih dner Bemerkung Sir Dmminoiid WollPs die Grondlage dei jetzigen 
politischen Systems Egyptens bildet VergL den Bericht Sir Drammond 
WoIlTs an dm ent^Uscboi StutsselnretSr dm Aoswirtigen vom 5. Jntt 1886 

1 
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SteUimg Yerliehen. Nach dem Inhalt dieses und der seither 
ergangenen Fbmane ist anzunehmen, dass Egypten seitdem ein 
selbständiges Eedit zur Anfiiahme von Staatsschulden, hat. 
Fr^ch war die Befügniss zur Anihahme ausländischer An- 
leihen zeltweise und ist auchnach dem letztenFinnanyom 30. Juli 
1879^ wieder von der voigSngigen Qenehjnigung des Sultans 
abhän^ gemacht 

Schon nach dem Fhman yom 13. Februar 1841 nehmen 
die Paschas von Egypten, deren Amt seitdem in der Familie 
Hehemet Ali*s erblich ist, die Steuern, wenn auch im Namen 
des. Sultans, fOr sich eüi und haben nur dnen Tribut an den 
Sultan zu entrichten. Nach dem Fuman vom 8. Juni 1867 
darf der fortan zu dem Bange eines Grossveziers mit dem 
Titel „Ehedive* erhobene Pascha von Egypten bezüglich der 
inneren Verwaltung des Landes, d. h. bezliglich der finanziellen, 
materiellen und sonstigen der egypüschen Regierung anver- 
trauten Interessen selbst in Form besonderer Tanzimats fUr 
das Innere die erforderlichen Ordnungen erlassen und über 
Zollsachen, sowie Angelegenheiten der Ausländer, betr. Polizei, 
Post, Durchgangsverkehr, selbständig mit ausländischen 
Mächten Vereinbarungen treffen. 

Nachdem der Firman vom 29. November 1869 der egypti- 
schen Begierung die Aufnahme yon Anleihen (im Auslande) 
ohne vorgängige Genehmigung des Sultans, bezw. die Ver- 
wendung von Einkünften des Landes Itir solche Anleihen unter- 
sagt, clor Firman vom 10. .'>opt. 1872 diese Beschränkung aber 
unter Aiifrecliterhaitung der durch den Firman vom S.Juni 1867 
ertheilten Privilegien widerrufen hatte, wurde durch den kaiser- 
lichen Khatt vom 25. Sept 1872 dem Khedive ausdrücklich 



in Egypt 1887 No. 5, p. 3S. (roi 9S, p. 464). Die dort «rviluit« Short 
eollection of finnans, printed hj the Foreign Office (No. 4747) lag rma 
nicht vor. Die im Texte erwähnten Firmane vom 13. Februar 1841 bis 
8. Jnni 1873 sind aber auch abgedraclct in Egypt !><79 No. 4, p. 33—51 
(1878-79 vol. 78, p. 609—627). Ein weiterer inmaii vom 10.— 20. Juni 
1852 in Egypt 1887 No. 6, p. 41 (toI. 92, p. 478). 

*) Siehe denselben in Egypt 1880 No. 1, p. 51 (vol. 79, p. 63) und 
mit Angabe des Datams in dem fruuteischen Gelbboßho (Alfnirot 
d'Egypte) von 1880 p. 367. 
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die Aufnahme von Anleihen im Auslände ohne Genehmigung 
des Sultans wieder jrestattet. 

In dem Fimuin vom 8. Juni 1873. welcher alle früheren 
Firmane und Khatt« über die Vorrechte der egyptischen Re- 
gierung ersetzt, wird die Zuständifrkeit der egyptischen Re^ 
gierung tür die btirgerliche und finanzielle Verwaltung des 
Landes \md aWci uiaterieLler und sonstige i Interessen desselben 
bestätigt. Der KliedJve hat das Recht, Reglements für das 
Innere und G e s e t z e zu erlassen. Er kann mit den ausländischen 
Mächten nicht bloss Zoll- sondern auch Handelsverträge 
schüessen und in Bezug auf alle Verhältnisse der Ausländer 
und alle inneren Angelegenheiten des Landes Vereinbarungen 
treffen, nur darf den polittschen Vertailgen der Hohen Pforte 
nicht Abbruch geschehen. Die dem Ehedive zustehende vOUig 
fna» Yerfttgong in Bezug auf die finanxiellen Angelegenheiten 
des Landes umfasst das Recht, ohne Genehmigung des Sultans 
im Namen der egyptischen Begi^rong Anleihen im Auslände 
abzuschliessen. 

Nadi der Absetzung des EhediTes Ismail Paseha durch 
das Kaiserliche Lrade vom 26. Juni 1879*) beschränkte der 
Firman yom 30. Juli 1879 die BefVignisse des Ehediyes in 
einigen Hinsichten und zwar auch in finanzieller. 

Im Allgemeinen wird das Becht des Eliediyes auf die 
bürgerliche, finanzielle und gerichtliche Verwaltung des 
Landes und die Befugniss desselben zum Erlasse von Reglements 
und Gesetzen für das Innere bestätigt. Der Ehedive soll mit 
den ausländischen Mächten Zoll- und Handelsyerträge und 
Verdnbarangen Uber alle Angelegenheiten der Fremden, welche 
innere Verhältnisse betreffen, schliessen können; diese Ver- 
dnbarungen sollen aber vor ihrer Promulgation durch den 
Khediye der Hohen Pforte mitgetheüt werden und dürfen 
weder den politischen Verträgen der Hohen Pforte noch den 
souveränen Rechten des Sultans Abbruch thun. Das Khedi- 
yiat darf keines der Egypten bewilligten und dem Ehediviat 



*) Siebe deo Bericht des engüschen Botschafters in Constantiaopel 
vom S6. Juni 1879 inEgypt 1879 No. 8, p. 13 (1878-79 voL 78, p. U 
und 4«ii Tut des Irade in Egypt 1880 No. 1, p. 8 (vol. 79, p. 75). 
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anvertrauten Vorrechte, welche ein AusÜuss der i'rärogative 
der souveränen Macht sind, und keinen Theil des Territoriums 
au Andere überlassen. 

Bezüglich der Finanzen gestattete dieser Pirman zwar 
dem Khedive zur Regelung der damahgen finanziellen Lage 
eine Anleihe-Aufnahme im Einvernehmen mit den damaligen 
Gläubigem, beEW.deronDelegirten, bestimmte aber im Uebrigen: 

Le j^edive aura la dispositioii complöte et entiöre des 

aiMres flnanei&res dn pays, mak il n*aura pas le droit 

de eontracter des emprunts.^ 

Egypten zahlt jedoch auch nadi diesem Finnan ledi^^ch 
einen Tiibut an die TOrkei, hat dagegen sdbstandig alle 
seine Einnahmen und muss alle mit der staatlichen Ver- 
waltung verknüpften Ausgaben bestreiten. Nach der heutigen 
Entwicklung der staatlichen und wirthschaftlichen Verhältnisse 
bildet der Kredit eines Staates und die Yerwerthung desselben 
durch Aufiiahme von Anleihen ein finanzielles Httlfsmittel ffir 
die Erfüllung der staatlichen Aufgaben, dessen Benutzung einem 
jeden Staate in manchen Situationen unentbehrlich ist. Das 
Hass Yon staatlicher und spezieU finanzieUer Selbständigkeit, 
welches Egypten nach dem Firman Tom 30. JuU 1879 gewährt 
ist^ lässt cUiher m. E. keine andere Auslegung der obigen Be- 
stimmung zu-, als dass der Sultan nicht das eigene Becht 
der egyptlschen Begierung zum Abschluss von Anleihen auf- 
hebt, sondern nur die Ausübung dieses Bechtes wieder yon 
seiner voigängigen Genehmigung abhängig macht. Dieser 
Auslegung entspricht auch das spätere thatsächliehe Ver- 
fhhren bei der Auihahme mehrerer neuer egyptischer Anldhen.^ 

Yergl. hierzu die Vorschhft des bürgerL Rechts Code Civil de 

la Reiurme. 

Art 188. Ancnne cowrantioii ae pflut donner lieu i robligntton qui «k 
est le bnt» d la p«rtid qni a^obtige ii*e8t pu eftpable de eontracter . . . 

Art. 189. La capacitä peut Stre relative ä certaines actes ou absolue. 

Art. 190. La capacitö relative ou absolue est r^gl^e par la loi de 
la nationalite ä laqucUe apparticnt la persoone qui cootracte. 

Der ,loi de la nationaUte" würden hier die die relative Selbstfindigkeit 
Bgypt4»i8 beiffflndenden Finnaae entspreebeii. 

') Zur Vorgeschichte joer Bestimmiuig des Firmaiu yvriß. den ur- 
BprfiBglicheii üntwuif des aenen flniass and die diplematisehea Ter- 
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Solange die jetzt geltenden Firmane in Kraft bleiben, ist 
der Sultan, welcher die Verfügung über die finanziellen An- 
gelegenheiten des Landes vollständig dem Khedive Uberlassen 

hat, ebensowenig" berechtigt, selbst im Namen Egyptens eine 
Anleihe wie eine andere Schuld einzugehen. Eine egyptische 
Anleihe wird von der egyptischen Regierung nicht als Beauf- 
tragten oder Bevollmächtigten des Sultans, sondern kraft 
eigenen, nur an die vorgängige Genehmigung des Sultans ge- 
bundenen Rechtes aufgenommen.') 

Eine weitere Vei-wicklung erfulir das staatsrechtliche 
Verhäitniss Egyptens zur Hohen Pibrto dui'ck die englisclie 
Okkupation Egyptens im Jahre 1882.**) 

Nach dem Vertrage zwischen Orossbritannien und der 
Türkei vom 24. Oktober 1885, ratifizirt am 24. November 1885^) 
sollte jt ein holier Kommissar dieser beiden Staaten im Ein- 
vernehmen mit dem Khedive alle Zw(ügo der egyptischen Ver- 
waltung pinifen und die nothwendig ersclieinenden Aenderungen 
innerhalb der durch die kaiserlichen Firmane gezogenen Grenzen 
einflihren. Die Pforte verpflichtete sich gleichzeitig, dio durch 
den Khedive eingegangenen internationalen Verbindiiciiktiten 
zu genehmigen: en tant qu'ils ne seraient pas contraires aux 
Privileges octroy6s par les Firmans Impcriaiix. 

Der damals vorbehaltene Abschluss einer Konvention über 
die Räumung Egyptens seitens der britischen Truppen steht 
noch aus, da die am 22. Mai 1887 über diesen Gegenstand 
geschlossene Konvention nicht ratifizirt worden ist.^"}, 

haDdlungen in Egypt 1880 No. 1, p. 35; 6, 34, 40-41 (vol 79, p. 47; 
18^ 46, 52-58). 

Yetgl. auch die Borichte des nach der Türkei und Egyptea ge* 
sandten englischen ausserordentlichen Bevollmächtigten Sir Driimmoud 
Wolff vom 5. und 15. Juli 18^6 über daa Vcrbältniss EgypteoB «or lürJtei 
in Bgypt 1887 No. 5, p. 32-40 (vol 92, p. 464-472). 

•) Yexgl. U«aa Egypt i88S Mo. l—^ No. 5^ No. 7-U <foL 8S, 
p. 1—87, p. 97-186, p. 818-625) «sd Bgypt 1882 No. 16-19 (vol. 88^ 
p. 1-491). 

•) Siehe denselben inEgypt 18SG No 1, p. 37—89 (vol. 74, p. 41-43). 

*<») Siehe dieselbe in Egypt 1887 No. 7, p. 52 -57 (vol. 92, p. 538— 
543) und die nicht zum Abschlugs gelangten Verhandlungen über die 
lUtifikAfion der Kimvenibm in Egypt 1887 No. 8 {vol 98, p. 557—585). 
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§2. 

Imeras VeritevttBsrecM Egyptont. 

Wie der Sultan, herrst^te innerhalb der durch die kaiser- 
lichen Finnane gezogenen Gr^izen der Pascha von Egypten 
äbeoliit. Rechte des egjrpttschen Volices gab es nicht. Ledig- 
lich der Pascha oder Khedire von Egypten war daher be- 

Hätte der damals gegen seinen Souverän aufständische Pascha 
Mebemei Ali innexbalb der in dem Londoner Vertrage vom 15. Juli 1S40 
▼orgeselieiMik Fritt das dort inlwldich hMtimmte Airangemcnt mit dem 
Saiten angenommen, sowftredieseflAmoganciitinteriiationalreehtlich 
fizirt und eine spStere Einsehiinknng der Privilegien durch den Sultan 
als Souverän ausgeschlossen gewesen. Da Mehemet Ali die Frist nicht 
einhielt, so kam dem Sultan die Klausel in Art. VIT des Annexes xum 
Londoner Veiiiaj^e zu btatteu, wonach m diesem letzteren Falle 

le Sultan ae conaid^bnim eomnM libre de retirar cette of&e et de 
Boine ea eoiw^uence teile marehe idtAriem qne sea propres iati> 
rits et Ics conseils de ses AUies pourront lui sugg^rer. 
Der Firman vom (13. Febr.) 1. Juni 1841 erging daher zwar in Ge- 
mfifisheit der Rathschläge der Mächte, aber nicht infolge einer inter- 
nationalen Verpflichtung des Sultans. Nach diesem Firman war die Auf- 
leehtexliattaBg der dea Paaehaa von Egypten geirtbiten Privilegien von 
der genauen Erfüllung der gleichieitig festgesetzten Bedingungen abhängt 
erklärt. Wenn hiernach angenommen werden könnte, dass der Sultan — 
die Beobachtung dieser Bedingungen durch die Paschas vorausgesetzt — 
sieb des Rechtes einer Einschränkung der Privilegien begeben habe, so 
hat er doch In den linnanen vom S9. Novbr. 1869 nnd 30. Jnli 1679 
tbatsSehlicb frühere Privilegien emgesehiinkt nnd doreh das Irade vom 
S6. Juni 1879 sogar die Absetzung eines Ehedives verfugt. 

Die nicht ratifizirte englisch-türkische Konvention vom 22. Mai 1887, 
welche den and: rr n Mächton zum Beitritt vorgelegt werden sollte, wollte 
das Verbältniss J^gypteuä zur lürkei Internationa Irechtlich durch 
die Tersdbrift f eststdloi, dass die denwtig in Egypten geltenden kaieer* 
liehen Finnane anfredit erhalten werden, aoweit diesdben nieht doreh 
die Konvention abgeändert werden. 

Vergl. den allgemeinen Bericht Sir Drummond Wolffs vom 
26. Mai 1887 in Egypt. 1887 No 7, p. 60—64 (vol. 92, p 546 — 55ü). 
lu diesem Bericht verwirft er ausdrücklich eine Annexion Egyptens durch 
Qroasbiitennien ndt folgender Begründung: 

It «ould have been a violation of the traditional policy of Eng- 
land, of her good faith to the Sultan, and of public law. In time 
ot peacf» it would havo exposed her to coustant j'^alousy and danger. 
In time ot war it would bave been a weak point, entaiiing a per* 
petual drain on her reaonrees. 
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rechtigt, im Namen des Landes Schulden einzugehen und 
speziell Anleihen zu kontrahircn. 

Hieran wurde durch das Dekret vom 20. November 1866') 
über die Einrichtung einer Chambre des D6put6s nichts ge- 
ändert, da diese Kanuner nur das Beclit der Meinungs- 
äusserung in Beziehung auf die ihr vorgelegten Verwaltungs« 
Angelegenheiten hatte (Art. II). 

Dagegen le^^te sich der Khedive durch das Beskript vom 
28. August 1878:^ (Je veux dorönavant gouvemer avec et 
par mon conseU des ministres) die Beschränkung auf, dass er 
nur die in dem neu geschaffenen Minister-Eathe mittelstStimmen- 
mehrheit genehmigten Staatsakte, Gesetzont würfe u. s. w. 
Sanktioniren wollte. Er blieb aber absoluter Herrscher, da 
er das Ministerium wechsehi konnte. 

Ein weitgehender Antheil an der Staatsgewalt, ins- 
besondere aiieh in finanzieller Hinsieht, sollte dem p<?yptischen 
Volke dTn-eii die loi organique vom 7. Februar 1882 ^) einge- 
räumt werden. 

Nach dieser Vorfassiino; soll kein Gesetz ohne vor- 
herige Annahme dureii die Kammer der ÜelegiT'tnn in Kraft 
treten, umgekehrt aber der Wille der Kammer unter gewissen 
Voraussetzungen die He<i;-ien]nf^ zum Erlass eines Gesetzes 
verpflichten. Keine neue diiekte oder indirekte vSteuer soll 
ohne Gesetz eingeführt werden. Abgesehen von den Beträgen, 
welche für den Tribut, die öffentliche Schuld oder die durch 
das Liquidatious-Gosctz oder durch internationale Verträge 



Egypt, aa a country of transit, is to a certain exteut the 
common property ot* tbe world. It may be described as an interna- 
üoiud tiioroasbfiu« indispeiuftbltt to the eommeree of «II nttiona . « . . 
In the fireedom of Bgypt fhe whole irorld is concenkod. 

') Abgedruckt in Egypt 1882 No. 3, p, 41 44 (vol. 82, p. 55-58). 

') Siehe dasselbe in Egypt 1S79 No. 2, p. 2<J2 (1878-79 vol. 78, 
p. 525). Ein grosser Theil der in der folgenden Arbeit angeführten 
egyptificben Gesetze und Dekrete ist in den vcrscbiedenen eogliscben 
Blftabftchern Uber Egypten abgedruckt. Be&utst wurden von uns auflsordem 
tOx die Dekrete ans d«n Jahren 1876-1880 das »Balletin des lois et 
dicrets (Le Caire 1880)" und für die späteren Dekrete snm TJieÜ das 
Journal ofßciel da Gouvernement Egyptien. 

*) Siehe dieselbe in Egypt 1882 No. 7, p. 24—27 (vol. 82, p. 244 247) 
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bedingen Poston oinrrosetzt sind, wird das Budget von der 
Kammer ijeprült und von o'mor Kammerkommission in Ver- 
bindung mit dem Ministerium, eventuell aber von der Kammer 
selbst bcsclilüösen. Die Gültigkeit aller Vereinbanin^en m\t 
ausländischen Mächten, aller sonstigen Verträge, Verpachtungen, 
nnd Konzessionen der Regierung ist von der Zustimmung der 
Kammer abhängig. 

Aber diese von (hm europäischen Mächten, insbesondere 
von Frankreich und Grossbritannien. nicht günstig aufge- 
nommene Verfassung'') ist nie in Wirksamkeit getreten. Sie 
fiel, als die von Arabi Pascha geführte Natioualpartei am 
13. September 1882 bei Tel-el-Kebir den englischen Waffen 
unterlag. 

Nach der gegenwärtig geltenden Verfassvmg, welche 
der Kliedive unter der Herrschaft des englischen Einflusses 
durch die loi organique vom 1. Mai 1883^) gab, ist der An- 
theil des egyptischen Volkes an der Staatsgewalt speziell in 
finanzieller Hinsicht beschränkt. 

Nach dieser Verfassung hat die AssembMo G6n6rale, 
welche aus den Aimisteni, den Mitgliedern des Conseil L6gis- 
latif und 4*; durch indirekte Wahl gewählt^^n Notabein be.steht, 
in einer einzigen Hinsiclit eine entscheidende Stimme: es kann 
keine neue direkte Steuer ohne ihre Genehmigung auferlegt 
werden. 

Im Uebrigen müssen die Assemblöe G6n6ralo und der 
Conseil L6gislatif, welcher aus 14 ständigen, vom Khcdive 
ernannten und 16 durch indirekte Wahl, bezw. durch die 
Provinzial-Üäthe (Conseils Provinciaux) gewählten ^klitgliedem 

*) Vergl. u. a. die Ausführungen in dem (von dem englischen General- 
Konsul iaCairo (?)) für ipn Gobrauch der General-Kontrolleure bestimmten 
Memorandum vom 11 F- bruar 1882 in Eeypt 188i> No 27. p. 36—40 
(voL 82, p. 256-260) und den Beriebt dca auästrordentiiclieu englischen 
BfivoJlmldiiigteii in Egypten Lord Duiferin vom 18. Novvmbw 1882 in 
Bgypt 1883 No. 2, p. 21 -22 (vol. 83» p. 2S-26). 

») Siehe dieselbe in Egypt 1883 No. 19, p. 2-6 (vol. 83, p. 282—286), 
dazu femer die Bericht«^ der engl, ausserordentl. Bevollmächtigten Lord 
Dufferin vom 6. Februar 1883 in Egypt 1883 No. 6, p. 40—95 (vol. 83, 
p. 86— Ul) und Sir Drummond Wolff vom 18. April 1886 in Egjpt 1887 
No. 5, p. 25-80 (voL 98, p. 4»7-462). 



Digitized by Google 



— 9 — 



b^teht, nur gutachtlich über gewisse Gegenstände gehört 
und Abweichungen von diesen Gutachten seitens der Regierung 
schriftlich gegenüber der betr. Körperschaft motivirt werden. 

Dem Conseil L<^gislatil" müssen alle Gesetze sowie die die 
öffentliche \'erwaltung betretlenden Dekrete und das Budget 
nebst der Generairechnung der vertlossenen Budgetperiode zur 
Begutachtung vorgelegt werden. I)pr Budgetposten filr den 
Tribut, die öffenthche Schuld und überhaupt alle Lasten und 
Verpflichtungen, welche aus dem Liquidations- Gesetze oder 
aus internationalen Uel)ercinkünften sich herleiten, dürfen nicht 
zum Gegenstande dej Erörterung oder des Ausdruckes eines 
Wunsches gemacht werden. 

Die Assemblt^e G^n^rale muss über jede öflTentHche An- 
leihe, ausserdem über den Bau oder die Beseitigung jedes 
mehrere Provinzen (Moudiriehs) durchscbneidenden Kanals 
und jeder solchen Eisenbalm sowie über die allgemeine Ab- 
stufung der LUndereien in Hinsicht auf die Grundsteuer gut- 
achthch gehört werden. Auch kann sie aus eigener Intiative 
über alle Ökonomist lipn. Verwaltungs- und Finanzangelegen- 
heiten ihre Meinung äusscni. 

Kein Gesetz oder Dekret soll ohne Genehmigung des 
Minister-Präsidenten und der zuständigen Minister promulgirt 
werden. 

Das Budget muss vor dem 25. Dezember jeden Ja In es 
auf Vorschlag des Minister-Rathes durch Dekret in Wirksam- 
keit gesetzt werden. 

Streitige Fragen der Verfassung entscheidet endgiltig (sou- 
veraiucmeut) eine besondere Kommission, welche aus dem 
Justizminister, einem weiteren Muister, zwei Mitgliedern des 
Oouseil Lf'gislatif und drei Rathen des Appellhofes zu Caiio'') 
zusammengesetzt ist. 

Der in der Verfassung vorgesehene, durch Dekret vom 
22. September IM^V') eingerichtete Staatsrath (Couseil d'^]tat), 
welchem alle Gesetzciitwürfe sowie die Dekrete und ministe- 

*) Dieser AppeUhof bildet daa hfiehste Gericht für die EingeboniMii 
und ist nicht zu verwechseln mit df m AppeUbof in Alexaadxien, velditt' 

au der Spitze der gemischten (u ricbtshöfe steht. 

S. d. in Egypt 1004 tio. 1, p. 35-36 (vol. 88, p. 43—44). 
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rieilen Vprordnungon von allg'eineinom Interesse zur Prüfung 
und Redigimiig: vorgeleoft werden sollten, ist durch Dekret 
vom 13. Februar 1884*) wieder snspendirt worden. 

Xach der heutigen egyptischen Staatsverfassung ist der 
Klifdive mit Einverständniss seiner Minister zui- Eingehimg 
von bcliulden im Xamen des Landes legitimirt. ohne der Zu- 
stimmung ii-gend einer der verfassungsmässigen Körperschaften 
zu bedürfen. 

§ 3. 

n. Im Namen der Datren des Khedives. 

In der Gesehichte der egyptischen Finanzen spielen bis 
auf den heutigen Tair iiebpn der ursprünglichen Staatsschuld 
die Daira-Schuldcn des Khedives eine erhebliche KoUe. 

Gewisse Theile des Privatvenufigens des Khedives und 
der Mitglieder der khedivialen Familie sind unter dem Namen 
der „DaYren" zu einer besonderen VermögensverwaltUDg zu- 
sammengefasst. 

Bei der absoluten Herrsc lu rgewalt des Kliedives bestand 
aber zwischen Staatsvermöi:' ü . Staatseinkflnften und Staats- 
schulden einersr'it>; und Daira - \ t l inögeii . DaTra -Einkünften 
und Daira-Srlu tili* u andererseits keine völlig scharfe Scheidung. 
Der Staat üUeinahm fUr Daira-Schulden , die üa'iren für 
Staatsschulden bisweilen Haftung oder Mithaftung. 

Die Entstehung der grossen Daira-Vermögen ist zu einem 
erheblichen Theile auf die ausgedehnten Herrscherrechte des 
jBLhedives zurückzuHihren.^) 

Darin liegt der Grund, dass in der Zeit der Krisis der 
egyptischen Staatsfinanzen die Ein\erleibung eines grossen 
Theiles der DaTra-Güter in das Siaatsvermögen verlangt und 
durchgesetzt wurde. 

Der Khedive hatte mehrere Dairen. Dieselben hatten 
besondere Verwaltungen, bildeten aber keine rechtlich in Bezug 



•) S. d. in Egypt 1884 No. 12, p. 103 (vol. 88, p. 509). 

S. Hiätoire fioanciere de TEgypte depais Said Pascha lttM-1876 
CParil 1878), p. 22 und passim. 
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auf Schuldon und Ansprüche oretronnte Vonuögensraassen, 
sondern hafteten schlechthin llir die Schulden des Khedives.^ 

Die Daira Sanieh des Khedives umfasste ausgedelmte 
Ländereien^), Gebäude, industrielle Anlafren. 

Die Daira Kluissa des Khedivi^s umlasst(; einen anderen 
Vennöy'Mi*kr>mp!f^x desselben und stand insbesondere in Ver- 
bindung mit den Einkünften des K!u'dives aus der Civilli^te. 

Die DaYra ,.de la famille".^) odfr richtiger die Daira der 
Piinzen und Prinzessinnen der 1^'amüie des Khedives, gehörte 
nicht dem Khedive. oder wenigstens nicht dem lüiedive allein, 
sondern den sänimtlichen i^rinzen und Prinzessinnen des 
khedivialen Hauses, an welche der Khedive Ismail Pascha 
im Jahre 1874 diesen Vermö^^ens- Komplex übertragnen hat.*) 

Der Khedive koruUe daher für seine Person über diese 
Daüra weder verfii^ren noch dieselbe mit Schulden belasten.®) 

Noch weniger btaad dem Khedive ein solches Recht in 
Bezug auf die Sonder-DaYren der einzelnen Prinzen und 
Prinsiessinnen des khedivialen Hauses zu. 

B. Egyptens Staats- und Daira- Schuld atierwiegend eins 

äuaaore Schuld. 

Die schwebenden Schulden EJgyptens und des Khedives 
haben von An&ng an bis auf die Gegenwart zum grossen 
Thefl aus Veipflichtungen gegenüber ausländischen Unter- 
nehmern« Lieferanten und Banquiers, zum Thefl auch aus 

*) Tribunal du Caire 2I/XI 77 in Le Droit, gazette des tribuuaux 
^gyptiens (miztes), vol. 2, p. 84. 

') InBbeeondere Zu^erplufagin. Bietelben li^oi indst in Ober- 

Egypten. Vergl den Bericht Mr. Villiers Stuarfs vom 18. Januar 1883 
in Egypt 1883 No. 7, p. 10^11 (vol. 83, p. 158-159). Bericht Cave'ß 
vom 25. März 1876 in Egypt 1076 No. 7, p. 3 (vol. 83, p. 103). 

*) Die Ländereien derselben dienen hauptsächlich der Baumwolle- 
Knltor; aie liegen grOaBten TbeOs in ünto^Egypten. Vergl. den Boieht 
Villiers Staart's vom 2. Hin 1S88 in ISgypt 1888 No. 7, p. 3 (vol 83, 
p. 151) und das Memorandum vom Desember 188S inlSgypt 1883 No. 10, 
p. 3-4 (vol. 84, p. 235-36.) 

•) Uißt. fin. de i'Egypte, p. 163. 

■) Trib. du Caire 21/XI 77 in Le Droit, vol. 2, p. 89. 



Digitized by Google 



— 12 — 



rückständigen Gehaltsan Sprüchen im egyptischen Staatsdienste 
angestellter Ausländer bestanden. 

Die in dem Anhange au^eführton öffentlichen Anleihen 
sind von Egypten, bezw. dem Khedive mit Ausländern ab- 
geschlossen worden. 

Die gesammte feste Schuld Elgyptens und des Khedives 
ist stets bei weitem überwiegend oder sogar fast ausschliesslich 
in Händen von Ausländern gewesen. 

Die Staatsschuld E^optens ist daher im Ganzen eme 
äussere, keine innere Scliuld.^) 

Der wechselseitigen Uebcrtraguug von Aiiöprüclien gegen 
den egj^ptischen Staat, bezw. den Khedive zwischen Inländern 
und Ausländern stand und steht nichts entgegen. 

Insofern also die Rechtsstellung des ausländischen Gläu- 
bigers gegenüber dem egyptischen Staate eine gesichertere war 
oder ist als die des inländisclLeD, war hiermit ein leicht zu be- 
nutzendes Mittel^ gegeben, allen Ansprachen gegen doi Staat 
eventuell durch Uebertragung an Ausländer die ^cherere Bechts- 
unterläge su Yerscdiaffen.') 



0 Dodb gab M «ndi innere Schulden. Zu diesen gdiOrte der emprant 
n^Miainiih, velcher, weü er Ton dem Kbedive Ismail mehr oder weniger 

zwangsweise auferlegt worden, von der Comtnission Superieure D'Enqußte 
Triebt als Anleihe, sondern ala Steuer bezeichnet und behandelt worden 
ist. VergL unten §. 28. Aum. 7. 

*) IMeeee lOttel wurde llietsScblieli vielfteh benntrt — e. den Be- 
rieht Sir Drummond WdTe vom 22. Febr. 1886 in Egypl 1887 No. 6, 
p. 4 ffol. 92, p. 486) — , soll aber in letzter Zeit infolge grösseren Ver- 
trauens zu den neuen Eingeborencu-Gericliten nirht mehr so gebräuchlich 
sein. Üencht Clarke'fl vom 12. April 1888 in i-gypt 18Ö9 No. 4, p. 42. 

>) Dies int auch jetst noeh iDSoftm von praktischer Bedeutung, als 
das am 14. Juni 1885 erlassene Dekret betr. die Reoiganlsation der 
' Eingeboren en-6eric!ite zwar auch für die Eingeborenen den Rechts- 
weg gegen den Staat im Art. XV in gewissem Umfange zulässt, denselben 
aber im Art. XVI ausdrücklich hinsichtlich der auf die Öffentliche Schuld 
bezüglichen Ansprüche ausschliesst, während letztere BesebrSnkung in dem 
Reglement für die Organisation der (internationalen) gemisehten Gerichte 
nicht enthalten ist 
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Erster Abschnitt 

Bas bürgerliche Hecht der egyptischeii Staatsschuld. 

§5. , 

A. Die recMflcbe Stolhiiig einet celiMendeii Staafee gegen- 
Iber eetaim filinUger, taebeeonilere gegenBber teilen aue- 
lindlecliei SllaUger bi AUgemehieB. 

Di> Schulden Egyptens wie die nller anderen Staaten 
sind ui der Hauptsache lierv^orgegan^en ans Verträgen des 
Staates mit Privaten, inhaltMch derer der Staat gegen gewisse 
Leistungen von Privaten bestimmte Verpflichtungen gegentlber 
denselben übernahm.') 

Die Rechtslage der beiden Kontrahenten aul* Grund solcher 
Verträge ist eine verschiedene. 

Diese Verschiedenheit hat ihren Grund in der Gesetz- 
gebungs- Gewalt des Staates. 

Kraft dieser Gesetzgebuugs- Gewalt ist das bestehende 
Recht eine Schöpl'ung des Staates. 

Der Staat hat die Rechtssätze gebildet, nach welchen 
sich die vertragsmässigen Verpflichtungen desselben rechtlich 
regeln. Der Staat luu bestimmt, ob und in wieweit, wenn er 
seine Verpflichtungen bestreitet, oder nicht crltillt, ein Rechts- 
weg gegen ihn stattfindet und von welchen Organen Recht 
gesprochen wird. Der Staat hat vorgeschneben, ob und in 
wieweit seine rechtlich festgesteUten Verpflichtungen zwangs- 
weise gegen ilm grltoiui gemacht werden können. 

Aber nicht um daa bestehende Recht ist von dem Staate 



*) Ffir die Uer bdiandelte Frage madit es kdneii tJntendiied, wenn 
ntn die Anneht veftriii, die TeipfliebtniiK des StMtes wsB den von ihoi 
ftoagegebenen Inbaberpapicren beruhe auf einem einseitigen Schaffungs- 

dikt desselben Donn durch diesen einseitigen Akt soll der Stant in 
gleicher Weise, wie auB einem Vertrage, rechtlich verpflichtet und ge- 
bunden werden. Oekonomisch bandelt es sich regelmässig hier, wie bei 
dm yerMcm, im dura Awteiueli von Leistiuigea, welchor d«i Staat 
venolaac^ die VerplIielitDBg 



Digitized by Google 



— 14 — 



abhängig, der in Bezug auf die Zulassung von Ansprüchen 
gegen sich selbst Partei ist. Kraft der Gesetzgebungs- Ge- 
walt steht es in der Macht des Staates, an die Stelle des 
bestehenden Bedites jederzeit ein anderes zu setzen und da- 
durch den b^its rechtJich gegen ihn begründeten Ansprüchen, 
in Beziehung auf welche er in noch weit hOhmn Hasse 
Partei ist, den Bechtsboden zn entziehen. 

Das ist die Bechtslage, solange das einzefaie Staatswesen 
vOUig für sich allein dasteht 

Der Private, welcher mit diesem „souTei^en^ Staats- 
wesen einen Vertrag eingeht, erwirbt zwar als vertrag- 
schliessender Theil gegen Uebemahme besonderer Ver^ 
pflichtungen auch besondere yertragsmässige Bechte gegen 
dasselbe. Aber gleichzeitig der Gesetzgebungs-Gewalt dieses 
Staatswesens — an deren Ausübung er je nach der Ver- 
fassung möglicherweise mittelst seines WaUrechtes u. s. w. 
Antheil hat — unbedingt unterworfen, ist er der Müglichkeit 
ausgesetzt, dass der Staat ihm mittelst der Gesetzgebung von 
reehtswegen nimmt, was derselbe ihm Tertragsm&isig Ton 
rechtswegen gegeben hat, bezw. geben muss. 

Anders aber wurd die Bechtslage, wenn das emzelne 
Staatswesen nicht mehr vüUig für sich allein steht und einen Ver- 
trag mit einem (im Auslande wohnenden) AuslMnder schliesst. 

Zwischen diesem Ausländer und dem Staate besteht, ab- 
gesehen Ton den vertragsmäss^ begründeten Bechten und 
Verpflichtungen, kein rechtliches VerhSltniss. 

Der Gesetzgebungs-Gewalt des vertragschliessenden Staates 
ist dieser Ausländer rechtüch nicht unterworfen. Im Wege der 
G^esetzgebung kann daher der Staat an seinen vertragsmässig 
-begründeten Verpflichtungen gegenüber dem Ausländer recht- 
lich nichts ändern. 

Es ist eine Fiktion, dass der vertragschliessende Aus- 
länder in Beziehung auf das Vertragsverhältniss unbedingt 
und in allen Füllen rechtlich dem Bechte und 'Gerichte des 
mitkontrahkenden Staates sich unterwerfe oder unterworfen 
sei. Es ist in noch höherem Masse eine Fiktion, dass diese 
Unterwerftmg rechtlich sich nicht nur auf das zur Zeit des 
Vertragsschlusses geltende Becht des vertragschliessenden 
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Staates beziehe, sondern sich auf jede später von dem 
letzteren vorgenommene Aenderung- dieses Rechtes erstrecke.^) 

Der vertragschliessende Staat l)eg:eht einen Reohtsbruch, 
wenn er es unternimmt, im Wege seiner Gesetzgel)ung seine 
vertragsmäi^sisr begrlindeten Verpflichtungeü gegen den Aus- 
länder zu ändem. und auf Grund dieser neuen Gesetzgebung 
die Durclifülii uiig der vertragsmässigeu Ansprüche des Aus- 
länders verhindert. 

Thatsächlich ist freilich der Ausländer zur Durchführung 
seiner vertragsmässigen Ansprüche vielfach ausschliessüch auf 
die Rechtsmittel angewiesen, welche der mitkontrahirende 
Staat ihm zur Verfügung stellt. Thatsächlich ist dah^ aller- 
dings Tkifkch audi der AuslSnder von der Juris^ktions' und 
(^esetzgebuDgs- Gewalt des vertragBchliessenden Staates ab- 
hängig. 

Auch gegen den egyptischen Staat hatten ausländische 
Gläubiger frOher regehnässig keine anderen Bechtsbehelfe als 
die von diesem Staate selbst gewährten. 

§6. 

B. Die Rechtslage der ausländischen Gläubiger Egyptens und 
des Khediveä vor dem Inkrafttreten der Gerichtsreforn. 

(I. Februar 1876 ) 

Gegenwärtig wird noch überwiegend in der Theorie und 
Praxis des internationalen Prozessrechtes angenommen,^) dass 

Wir TmnOgok die Aiuidtt maeh kdnww^ Ia der BecelirlBkaDg 
für richtig m. halten, in welcher Ber (Inteniai Frivatreeht, Band II, 
Seite €63) dieselbe vertritt. Er viadizirt dem schuldend«! Staate bei dea 
auf besonderen Gesetzen beruhenden Verpflichtunn^en desselben, ins- 
besondere bei den öffentlichen Staatsanleihen, das Recht, converäu die 
seine Verpflichtung betreffende Get^etzgcbung zu ändern. Wir halten es 
für hOdiäk bedenklich, wenn Bar diese Vwpllichtnngen als auf Aea 
guten Willen des Scholdners gestellt beaeiebnet. Sie sind dies recht- 
lich nicht mehr und nicht weniger als alle anderen Schulden des Staates, 
welcher ja (vielfach) die Macht hat^ auch die auf die letzteren besügiichen 
Gesetze zu ändern. 

^) Spöe: de la comp^tence des tribanauz nationaez i l'^gard des 
QoiiTeniements et des Souverains toaogws (Jonmal du droit intemai 
piiTi 1876 T. 3, p. 329-349, 495-447.) 
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ausländische Staateregieningeii vor iuUbidischen Gerichten 
nicht veridagt werden kOnnen, während solche Klagen gegen 
auslSadische Staatsoberhäupter bisweilen zugelassen werden. 

Nach der herrschenden Meinung konnte *) also die egyptische 
Begierung nicht, der Khedive aber wohl Tor auslMndiscfaen 
Gerichten belangt werden, wenn die sonstigen Voraussetzungen 
zur Begründung eines Gerichtsstandes, z. B. des Vermögens, 
bei dem betr. Gerichte vorlagen. Immerhin war es ein Aus- 
nahmefiül, wenn aus solchen GrOnden vor emem auslfindischen 
G^erichte eine Klage gegen den Khedive angestellt werden konnte. 

Der regelmässige Gerichtsstand sowohl der egyptischen 
Begienmg als dee Khedives war in I^ypten selbst vor egyp- 
tischen Behörden begrOndet. 

Ob eanheimische ^yptische Behörden die Grundsätze des 
materiellen internationalen Privatrechts in den Fällen zur An- 
wendung brachten, in welchen dies in Europa seitens euro- 
päischer Gerichte geschehen sein wflrde, ist uns nicht bekannt. 
JedenfaUs Wörden es nur Ausnahmefälle gewesen sein, in 
denen aus solchen GrOnden seitens der egyptischen Behörden 
nach nicht egyptischem Bechte zu entscheiden gewesen wäre. 

Sehen wir von diesen Ausnahmefällen ab, so unterlagen 
bis zum Inkrafttreten der internationalen Gerichtsrefonn 
(1. Febr. 1876) AusprOche von Ausländern gegen die egyptische 
Beglerung und den Khedive rechtüch der Entscheidung rein 
egyptischer Behörden, welche nach rein egyptischem Bechte 
urthdlten. 

Covellier: de rincomp^tenoft dM tribnimiz mlicn«iz k Yi$ßtä dw 
0<NiT«niemeoti ^trangwn (Revue de droit intemat. et de Mgisktioii eomp. 
188a T. XX, p. 109-131) 

V. Bar: Theorie und Praxis des internat. Privatrechts (1889), Bd. II, 
Seite 660— 6Sb. Weitere Literatur und Uebersicht über die Stellang' 
nähme der verschiedenen Autoren bei letzterem S. 670-671. 

*) Dfee giltnatQriidk »och noch naeli der egyptischen (intenntionslen) 
Geriebti^reldmi in gleiclwr Weise. In dieser Arl»eit vird auf die im Text 
angedeutete Seite der Frage nicht weiter eingegangen. Es handelt sich 
bei derselben nicht um Gesichtspunkte . welche nur für Egypten infolge 
des für dieses Land gesetzten besonderen internat<onalen Rechtes 
zutreffen. Die Erörterung der Frage scheint nna daher nieht tveckmla^ 
in einer Arbeil, welche eich nnf du Becht der StietBchnld dieses einen 
liandee beeelkrinltt. 
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Dies galt trotz der KapitulatiuiK u und der sicli an die- 
selben anschliessenden, in Egypten besonders weitgehenden 
„Gebr&uche^'>) 

Nach den Kapitulationen war in Egypten, wie im Orient 
überhaupt, die bürgerliche (und Straf-) Gerichtsbarkeit der 
Konsuln und die Anwendung des nationalen Rechts derselben in 
Streitigkeiten der Nationalen derselben unterdnander begrOndet. 

Nadi einem allgemeinen «Qehranclie*' trar im Orient 
ülmrliaiipt imd so auch in E^pten bei Stratigkelten x^inschen 
Ausländem Yerschiedener Nationalität Bedit und Konsular- 
gericht des Beklagten (bezw, Angeklagten) zuständig. 

Nach einem speziell in Egypten geltenden „Gebrauche** 
war in diesem Lande sogar bei Streitigkeiten zwischen Ein- 
geborenen und Ausländem nicht schlechtlun das territoriale 
Becht und Gericht, sondern das Becht undlQericht des Beklagten 
massgebend.*) 

Wollte demnach die egyptische Begierung oder der Khediye 
einen (in Egypten wohnenden) Ausländer verklagen, so musste 
die Klage allerdings vor dem nach nationalem Rechte ur- 
theilenden Konsulargericht des Beklagten erhohen werden. 
Bei Klagen der egyptischen Begierung oder des Khedives gegen 
im Auslande wohnende AusUtnder waren cTentuell die aus- 
ländischen Gerichte zusi&idig. 

Aber soweit auch in Egypten die Beschränkung der 
territorialen Justiz-Hoheit nach dem oben an letzter Stelle 
erwähnten Gebrauche ging, so war doch nach eben diesem 
Gebrauche das egypt&che Becht und Geridit für Ansprüche 
gegen Egypter, also auch fOr Anspräche gegen die egyptlsche 
Begierung oder den Khedive zuständig. 

Ebi und derselbe Vertrag der egyptischen Begierung oder 
des Khedives mit einem Ausländer unterlag daher verschiedenem 
Bedite und Geridite, je nachdem die eine oder' die andere 

•) S. bezügl. der Kapitulationen den Bericht Sir Droinmond Wolff'.s 
vom 22. Febr. 1886, in Egypt imi No. 5, p. 1— 12 (vol. 92, p. 433-444.) 

*) Rapport de la Comission Internat, du Caire 1870 p. 3, 57. Ezpos6 
des franittriseheii HiniBteriiniui d. A vom 7. Hai 1874 in d«m frans. Gelb- 
bnehe (Documenta diplomatiquea, N^dations relaliTafl k 1» itfonne ja- 
didaiie en igjpto, 1875) p. 184. 

9 
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Partei AnsprOdie ans dem Vertrage geUmd machte. Dies 
war aber nicht der einzige Mangel des bestehenden Rechts- 
mstandes. 

Es kam hinzu, dass die egyptische Begienmg, besw. der 
Ehedire, es in der Hand hatte, dmpch Abfindenmg des beste^ 
henden Becfates im der Geisetzgebimg mittelbar die erwor- 
benen Hechte der aoslSadischen Ql&nbiger wiQkUrHch za 8ndem. 
Vor aUem aber boten die von der egyptisdien Beg^enmg, bezw. 
dernKhedive yoükommea abliliigigea egyptäschenBehOrdcoi keine 
Oarantie einer impartdisciieo Bechtsspredning. Die ünbe- 
grenzthdt der Macht des Khedives g^enflber seinen Unter- 
Üumen mid Behörden machte jede UnaUiSngigkdt der letzteren 
ihm gegenfiber nnmOgüch.^ 

Diese Znst&nde hatteoi für den egyptiscben Staat and 
den Ehedive selbst schliesslich noch nachtheiligere Folgen, 
als für die anslfindisehen Gläubiger derselben. 

Denn die BechtsnnsiGherheit gab den anslSodischen Glln- 
bigem einen Vorwand, um denBechtsw^ llberhaupt zu Termeiden 
und miter Benutzm^ der international abhingigen SteDung 
Egyptens ihre Forderungen gegen die egyptische Begienmg, 
bezw. den Ehedive auf diplomatischem Wege durch die Eon- 
siün zu betreiben. Auf diese Weise machten sie die egyptische 
Begienmg in ungemein weitgehender Weise für alle mög- 
lichen Handlungen, Unterlassungen und Unfälle verant- 
wortlich. Die egyptische Regierung sah sich vielfach aus 
pohtischeii Hücksichten genöthigt, solche diplomatisch <2:eltend 
gemachten Fordemn^eTi zu be&iedigen, ohne dass die Frage 
ihrer reditlichen Verpflichtung zu einer klaren, festen Ent- 
s<dieidung kam.*) 

Bisweilen wurde in die Verträge der egyptischen Kegierong 
mit Ausländem eine Schied^gerichtsklausd aufgenommen. 

So sollten nach dem unter Said Pascha geschlossenen 
Vertrage ttber die Staatsanleihe von 1862 im Falle des Ent- 
stehens von Schwierigkeiten von den Parteien Schiedsrichter 
in gleicher Anzahl ernannt werden, und, wenn diese sich nicht 

■) Rapp. de 1» Gomm. da Oaire 1870 p. 6*7. 
■) 8. Procte-Verbaux de la Comm. Intern, 1870 p. S8; Sepp. de. la 
Comm. Intern. 1870 p. 8, 90. 
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verständigten, in letzter Linie der türkische Grossvezicr 
entscheiden. 

Nach dem unter Ismail Pascha abgeschlossenen Staats- 
anleihe-Verträge von 18(54 sollte der Vizeköni^ selbst im 
Falle von Streitigkeiten allein, endgültig und ohne Rekurs 
enty( litiden.') 

Solange ein inteniationales Recht und Geiicht fehlte, 
war von einem Schiedsgericht noch am ehesten zu Li warten, 
dass es diese internationalen Rechtsverhältnisse einheithch 
mid umfassend, ihrem üitemationalon Charakter entsprechend, 
würdigen und unter freier Auslegung der gesammten Vcrtrags- 
bestunmungen beiden Theilen gerecht werdende Folgerungen 
ziehen werde. 

Immerbin waren es nur Tereinzelte Fälle, in welchen eine 
Anäifllfe mittelst Sßhiedi^periehts gesebaifen wurde. 

Je zahlrdcher nnd bedeutender im Laufe der Jalure die 
geseliflMelien Besiehungen swisdien AusISndem und der 
egyptisdien Begimmg wurden, um so dringender wurde in- 
folge der oben geschilderten Yerblltnisse scbliesslidi tOr 
beide Th^e das BedQrfiiiss nach einer rechtUcben Regelung 
und Sidierung, und diese wurde mittelst internationaler 
Becbtsschöpfungen erreiebt. 



Leider standen mir die über die verschiedenen Staatsanleihen vor 
1876 geschlosseneu Verträge nicht zur Verfügung. Die Angabe über die 
Schiedsgerichtsklausel ia den Verträgen von 1862 und 1864 ist der Uist. 
Itn. de IXgTpte depuiB Bdd Pücha, p. 9 und 84, ratoommen. NatOrlieh 
itt aa besonders uiToUkommene Art des Schiedsgerichts, wenn, wie 
in dfm sveiteii FaUe, «in« der Parteien som Scbiedaiichter gemacht vird. 
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C. 

Dia Bodeatuig der internatioiialdn Geriehtsrefom 
ftr die KeehtsverliftltiiiBse swiselien Egypten, bessw. 
dem KhediTe und den anslftttdisehen OlftabigenL 

derselben. 

L Die Ureachen und die Bedeutung der internationalen 
Oerichtereform im Ailgemeinen. 

EiTip neue rechtliche Grundlage erhielten die Rechts- 
verMltiüsse der eo^yptischen Regierung und des Khedives 
zu den ausländischen Gläubigem und Schuldnern derselben 
von dem luki aittreten der mtemationalen Gehchtereform 
(1. Febr. 1876) ab 

Infolge der Kapitulationen hatten sich in Egypten 17 
verschiedene, nach ihren verschiedenen nationalen Rechten 
urtheilende Konsular-Juiisdiktionen gebildet, deren zweite In- 
stanzen meistens aus höheren Gerichtshöfen in den ver- 
schiedenen europäischen Staaten bestanden und deren Zu- 
ständigkeit sich nach den oben angeführten drei Grundsätzen 
regelte.*) 

Der mit dieser Menge verschiedenartiger Jurisdiktionen 
unausweichlich verknüpfte Rechtswirrwarr führt« in Egypten 
Zustände herbei, welche um so unhaltbarer wurden, je stärker 
die Fremdenkolonien daselbst sdt der Mitte dieses Jahrhunderts 
infolge politischer Ereignisse (Revolution, Krimkrieg), infolge 
des mächtigen Au&ehwunges von Handd und Industrie und 
infolge der Erbauung des SuesiLanals anvachsen.') 

Da die die Konsnlar-Jurisdiktionen hegrOndenden Kapitu- 
lationen internationale Verträge mit den fremden Mächten 
waren imd letztere auch ttber den Inhalt der Kapitulationen 
hinaus an den «Gebi^uchen" als an ihnen kraft Völkerrechts 

') Proces Yerbaux de la ComoL Intern. 1S70 p. 6; Rapport de la 
Comm. Int 1870 p. 3. 

*) Proc. Verb, de la Gomm. Intem. 1870 p. 6, FraasQsitehea 
Oelbbudi (Doeuments diploinatl jues, N^godaiiona rdaüvee k la rM>nne 
jadic. en Egypta^ Jaav. 1%!^ Parifl) p. 184. 
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wohlerworbenen Boohten festbielten, so "könnte Egypten seine 
rechtlichen Zustände, soweit dieselben die Fremdöi betrafen, 
nur mit iänwiUigunj: dw ausUtndischen Dföchte einer ange- 
messenen Neuordnung unterziehen.*) 

Der Khedive Ismail Pascha regte die Reform der Gerichts- 
barkeit über die Fremden im August 1867 durch Vorlage 
eines Planes an die europäischen Grossmächte und die Ver- 
einigten Staatnn von Nordamerika an.*) 

Nach Prttfong dieses Planes durch eine internationale 
Kommission zu Cairo vereinbarte der Khedive einen ersten 
Entwurf einer selbständigen gerichtlichen Organisation flir 
die sogenannten gemischten Gerichte in Egypten im April 1870 
mit der Pforte^) und einen zweiten Entwurf im Mai 1870 
mit Frankreich.^) 

Die durch den deutseh-iranzösischcn Krieg unterbrochenen 
Verhandlungen wurden nach demselben auf Betreiben Egyptens 
durch eine inteniationalo Kommission der Mächte in Kon- 
stantinopel') wieder aufgenommen, und am 16. September 1875 
konnte ein endgültiges Reglement^) Uber die Organisition der 
gemischten Gerichte publiziii, werden. 

Dor Gorichtsreform traten unter verschiedenen Vorbehalten 
bei: die Niederlande, Frankn ieh, Ttalirn. Deutschland, Oester- 
roirh-Ungarn, Grosshritannion, Russland, Bolgien, Dänemark, 
Spanion, Grioclienland . Portugal, Schweden und Norwegen 
und die Vereinigten Staaten von Nord-Amerika. 

Die Gerichtsreform wurde zunächst nnr ITir die Dauer 
von 5 Jahren vereinbart. Am 1. Februar 1<S7(3 bet^annen die 
sog. g(misehten Gerichte ihre Funktionen.^) Durch neue 

') Proc. Verb. d. la Comm. Intern. 1870 p. 13, 42. 

*) Vgi d. Expofl^ des franste. Hin. d. A. 7. Mai 1074 in d. ob. 

di Gcll'lniche p. 184. 

Abgedruckt in obig. Gelbbach p. 3 — 5. 
Abgedr. i. o. Gelbbuch p. 6-16. 
0 Die Protokolle der Konstautiaopeler Kommission i. o. Qelbbach 

*) Daa Regjenait in ob. Oelbbucb p. SSI— S88. 

') Nach einer Mittheilong M. Feraud Giraud's über »Les Institutions 
judinaircs de I'Egypte* in der «Revue de Droit intern.", 1890 p. 73 
itätten die gemiscbten Geridite, welche nach der am 28. Juni 1875 durch 
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internatioiiale Yerembanmgen wurde die Frist fdr die Fort- 
diuier derselben XBSV% 1882 mid 1883 um je eiii Jahr^^) 
bis zum 1. Februar 1884, im Jabre 1884 und im Jahie 1889 
um je 5 Jahre bis zum 1. Februar 1894 yerifingeri.^*) 

Durch die Gerichtsrcform wurde weder die Kou8idar-Gto- 
rifsfatsbarkeit noch die bisherige selbständige Ckfichtsbaikeit 
des egyptischon Staates völlig beseitigt 

Sehen wii- liior von der uns für unsere Untersuchungen 
nicht interesslrenden Zuständigkeit in Strafsachen ab, so blieben 
d^Konsulai^erichte insbesondere für Streitigkeiten ihrer Natio- 
nalen unter sich und die egyptischen Behörden flir Streitig- 
keiten der Egypter unter sich, mit Ausnahme der Klagen aus 
d^gliclien Rechten an Grundeigenthum, femer auch die einen 
und die anderen für alle Statusfragen ihrer betr. Nationalen 
zi^tändig. 

[ Aber neben diesen bisherigen Jurisdiktionen wurde durch 
die Gerichtsreform flir die eigentlich internationalen Rechts- 
verhältnisse in Egypten eine neue einheitliche Gerichtsorga- 
nisation mit einheitlichem materiellem und formellem Rechte 
geschaffen. 

dtn Khedive vorgwioiniiieneik lumganitioii vom 1. Jaimir 1876 ab 
fiuiktionireii soUteii, in WiAUehkeit ihre Thitigkell ent vom IS. Ftibnuur 
1S76 ab begonneiL 

Ver^l. auch die Erklärung des cgyptisclien Ministers d. A. vom 
14. Okt 1Ö75 im Staataarchiv von Aegidi und Klaohold, Bd. 29, No. 5532 
Beilage. 

^ Die VerUngwimg erfolgte famt BeiciliiM der 1880—1881 in Oair» 

tagenden Comm. Intern für d. Gexieiitsnt in EgTplen; IMokoU über 
tfe Sitzung vom 6. Dezember 1880. 

") Durch die Dekrete vom 6. Januar 1881, 28. Januar 1882, 
28. Januar 1883. 

**) Yeri^ die diplomatiecbeii Unterlia&dliuigen in Egypi 1884 Ko. 94 
(yol, 88, p. 187-»S02). Die Verlfingerung um je 5 Jahre erfolgte durch 

die Dekrete vom 19. Januar 1884 und 3!. Januar Aus dem Inhalt 

des letzteren Dekrets geht mcht hervor, dass auch mit Dänemark und 
Spanien eine Uebereinkunft bezüglich der Verlängerung der Befugnisse 
der gemiHliteii G«ici[le getroffen sei, nnd mch dtfn Inhalt des Deknls 
ist die Yerilngenuig mit Grieebenland nur auf dl« Daner dnes Jalues, 
also bis I. Febr. 1890, vereinbart worden. Ob inzwischen mit den er- 
wähnten 3 Staaten noch andote Abmadrangen getroffen worden sind, ist 
uns nicht bekannt 
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BieseB neue Recht und Gericht war fortan — ohne rii<^- 
mkende Kraft — ausschliesslicii massgebend und besw« zu- 
slfindig fUr alle bOrgeriichen nnd HandelfireditayerliSItDiBse, 
besw. Ela^n zwischen Eingeborenen nnd Fremden und zwisdien 
^Vemden Terschiedener Nationalität, mit Ausnahm^ der Statos- 
firagen, nnd femer für alle dio^^idien Ansprache Im unbeweg- 
lichen Sachen (EUglement d'organisaUon judic, tit. I art 9). 

Der Wunsch, in Zukunft nicht mehr willkürlichem diplo- 
matischem Druck ausgesetzt zu sdn — auf der einen Seite — ^ 
der Wunsch, ihren Nationalen eine unpartdische, mit allen 
Bechtsgarantien ausgestattete Rechtspflege zu sichern — auf 
der anderen Seite — hatte seit Beginn der Verhandlungen 
ttber die Gerichtsreform Einigkeit zwischen der egyptischen 
i^erung und den ausländischen Mächten darüber erzeugt, 
dass auch die Rechtsstreitigkeiten der egyptischefi Regierung, 
bezw. d^ Khedives selbst mit Ausländem den neuen sog. 
gemischten Gerichten unterworfen werden sollten. 

Dem entsprechend bestimmte im Anschluss an die oben 
erwähnte generelle Kompetenzvorschrift des Art. 9 der Art. 10 
des ersten Titels des Reglements speziell: 

Le Gouvernement, les Administrations, les DaYras de S. A. 
le Khedive et des membres de sa famille seront justiciables 
de ces tribunaux dans les procös avec les ötrangers. 

Damit entstand liir die internationalen Rechtsverhältnisse 
zwischen der egyptischen Regierung, bezw. dem Khedive und 
den Ausländem eine neue, einheitliche internationale Rechts- 
grundlage. 

II. Die Bedeutung der internationalen Gerichtsreform 
für die (ausländischen) Verpflichtungen Egypteas und 
des Ehedives im besonderoi. 
I. Rächt nnd Rechtopraoliung* 
§8. 

A. Einheitliches materielles Reeht 

IBOnfort ist es ohne Einflnss auf das massgebende Becht 
und €^cht,^) ob die Klage ans einem Rechtsyerl^tniss von 

^) Sofeni auch der ausländische Kontraheat in Egypten wohnt 
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der egyptischen Regierung, bezw. dem Khedive oder gegen 
dieselben erhoben wird. Der Missstand, dass das nämliche 

RechtsTerhältniss verschiedenen Rechten und Gerichten unter- 
lag, je nachdem welchem Theile die BekIa<2:tenrolle zufiel, ist 
beseitigt. Ein einheitliches Recht und Gericht beherrscht 
die einbeitUclien Bechtsverhältnisse dieser Art. 

§9. 

B. InterEationalea materiellefi Becht. 

Das Becht, unter welchem jene BeditsrerhSltnisse stehen, 
ist ein internationales Becht. International ist dasselbe 
nicht bloss im Hinblick auf die internationale Natnr der Ver- 
hältnisse, aufweiche es Anwendung findet, sondern international 
ist es vor allem im !ffinblick auf seine Entstehung und auf die 
Mdglichkeit seiner Abänderung.^) 

Das „B^glement d^oi^anisation judidaire pour les proote 
mixtes en ^S^te^ nebst den im Anscbluss an dasselbe von 
Egypten eriassenen, ftlr die Entsch^dungen der gemischten 
Glerichtshöfe massgebenden*) „Codes Egyptiens** beruht auf 
internationalen YereinbaTangen ijgyptens mit den fivmden 

Vergl. hierzu den Vorschlag Rir l^rummond WolfTs in seinem Bericht 
vom 23. Febr. 1886, betr. Scbaffimg eines ständigen internationalen geaet«- 
gebenden Körpern, in Egypt 1887 Nr. 5, p. 10 (voL 32, p. 442). 

') Alt 34 tü I des RigL d*org. jndic: «Les nonTeanz tribunanx 
dans Texerdce de leur jorisdiction en matiäre dvüe et eommexdale . . . 
appliqueront les codes präsentes par TEgypte aux puissances 

Das materielle Recht ist in folgenden den Mäcbteu präsentirten Codes 
enthalten: einem Code Civil, einem Code de Commerce und einem Code 
de Commerce KscifeiiiM. D«e matenelle bfirgerliche Recht der Staats- 
ecbvld iet ans obigen Codes im Detail in gleidi» Weise in sehSpfen wie 
das von PrivatschllldeiL Es wird auf das Detail hier nicht eingegangen. 
Vergl. noch die Berichte des franz. Botschafters in Konstantinopel vom 
22. Juli und 7. August 1872 in dem oben erw&hnten (ranz. Gelbbach von 
1875 p. 10, 13. ' 

Von oben «rwShnten Codes sind in nntersdidden die Codes, welche 
nebst einer nram OcsiehtsTerftssong 188S ftr die Be<^tiveiliilWtese der 
Eingeborenen eingeführt vurden. Der Inhalt der letzteren kann nicht zur 
Auslegung der ersteren Codes mit horaD^ezog^en werden, da er von der 
egyptischen Regierung nur unter englischem, nicht unter intemationaiem 
Einflüsse bestimmt worden ist. 
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Mächten. Die Codes sind »pr^nt^spar l'^igjpteaux puissances*'. 
Dies steht im Einklang mit den vor Erlass der Codes abge- 
gebenen Erklärungen in den Protokollen Uber den Beitritt der 
einzelnen Mächte zu der Gerichtsreform. 

In dem den Protokollen der meisten anderen Mächte in 
den Hauptpunkten später za Grunde gelegten Protokoll über 
den Beitritt Frankreichs Tom 10. November 1874^) behUlt 
Frankreich (Ziff. 4) bezüglich der Bevision der erst zu er- 
lassenden Codes l^igyptiens sich vor, zu bezeichnen „les points 
de detail ä ^claircir dans la r<^daction et T^conomie de la 
nouvelle l^gislation" und vorzuschlagen „les modifications utiles 
pour en faire disparattre les contradictions." 

In dem Protokoll Über den Beitritt Deutflchlands vom 
5. Mai 1875*) ist ausdrücklich bestimmt: 

Les Codes ^^g^yptiens revis6s derniörement seront pr6- 
sent6s le plus töt possibie au Gouvernement Allemand. 
Beruhen das Begl«nent und die Codes demnach auf inter- 
nationalen Yerembarungen. bildet mit anderen Worten das in 
deoselbeii aufgestellte Becht den Inhalt intemattonaler Ver- 
einbarongen und Verpflichtungen zmsdien den Ifitehten und 
Egypten, so kOnnen die Bestimmungen des Beglements und 
der Codes nur entweder in der in den ursprünglichen inter- 
nationalen Vereinbarongen, bczw. in dem Reglement und den 
Codes selbst Yoigesehenen Weise oder kraft neuer intwnatio- 
naler Vereinbarungen abgeändert werden. 

In Art. 40 des Tit. III des Beglements ist bestimmt: 
„Pendant la p6riode quinquennale aucun cbangement ne 
devra avolr lien dans le systöme adopt6. Aprds cette 

Abgedruckt in dem fraoz. Gelbbuch von IBlö p. 21S->220. 
«) Dies FMtakoU Mine die FtotokoUe tlber den Beitritt 
i) Fnnkrachs vom 10. Novfar. 1874, 

b) Italiens vom 23. Januar 1875, 

c) Oostprrpich-Ungams vom 18. Mai 187^ 

d) Gross bntanniens vom 31. Juli 1875, 

e) Russlands vom 9. Okt/27. Sept 1875 

eiad abgedmekt in Iforteiui «NoaTeaa Recaeil OfoM* n Sir. T. S 
Nr. 125-130. 

Eine Ausgabe der „Codes Epyptions (de la R^forme) prec^d^s du 
röglemeot d'org^uiisatioa judiciaire" ist 1375 in Alexandrien ersckienen. 
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pth iudf . si rexjierience n*a pas confirm^, rutUit4 pratique 
df la röforme judiciaire, il sera loisible aux Puissances 
Süit do revenir ä Tancien ordre de choses, soit d'aviser, 
d'accord avec ie Gouvernement ^jgyptien k d'autres oom- 
biiiaisons." 

In Art. 12 der „Dispositions pr61iminaires" des für die 
gemischten Gerichte erlassenen Code civil heisst es: 

Les additions et modifications k la präsente loi 
seront 6dict^es sur Tavis conforme du corps de la 
magistrature et au besoin sur sa proposition, mais 
pendant la p6riode quiiuiuennale aucun changement ne 
devra avoir lieu dans le Systeme adopt6." 

Soweit nach dieser letzteren Bestimmung der egyptischen 
Regierung Zusätze und Abänderungen der Codes gestattet 
sind, kann sie dieselben nur „sur Tavis conforme" oder „sur 
la proposition du corps de la magistrature" erlassen. Wir 
werden unten sehen, inwiefern diese magistrature selbst ein 
internationales Organ ist, uud inwiefern daher auch nach 
dieser Bestimmung Zusätze und Abändtrungeu üui' mit lüter- 
nationalem Einverständniss erfolgen können. 

Ausserhalb der Grenzen der Vorschrift im obigen Art. 12 
aber ist nach dem oben Ausgeführten eine Abänderung des 
Reglements oder der Codes überhaupt nur mit direkter Ein- 
willigung der fremden Mächte möglich. 

Die egyptische Begienmg kann daher nicht mehr daa 
Hecht, unter welchem ihre und des ESiediTes YerpffichtaBgea 
gegenflber ansl&ndisdienGaiihigeni stehen, wilUdlrlich ftndeni. 
Durch die Ctorichtsrefhnn ist in Beziehung auf das VerhSlt- 
niBS ISgypteos sa seinen ausiSndischen Gläubigem der Ifiss- 
stand beseitigt, dass der Staat, welcher als Schuldner Partei 
ist, als Träger der sourei^en Staatsgewalt das s^e Yer- 
pflichtungen regelnde Becht beliebig zu seinen G-unsten neu 
ra ordnen vermag. Egypten und Egyptens Ehedive sind, 
wenn sie In derartige mtemationale Beehtsverhältnis&e ein- 
treten, dem fOr dieselben geltenden internationalen Bechte 
unterworfen. In Egypten gilt fOr solche intemadonale 
BechtsTerhSltuisse nidit staatliches von der einen Partei ab- 
hängiges, sondern inteniationaleB von beiden Parteien unab- 
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hängiges Kecht. Egyptens staatliches Interesse isi anderer- 
seits gewahrt, indem ihm als Staat die Mitwirkunf^ bei und 
eventuell die initiative zu der etwa erforderlichen Abänderung 
dieses Hechtes im internationalen Wege zusteht. 

§ 10. 

C. Internationalrechtlich gesiclierte Zui&ssigkeit 

des BechtswegfB. 

Kraft des internatloiialeD Bechts des Beglements und der 
Codes ist der Rechtsweg gegen die egyptische Begieruiig 
und den Khedive ZDlifisig. 

Oben wurde schon der Art 10 Tit. 1 des Beglements*) 

angeflihrt! 

„Le Gouvernement, les Administrations, les DaKTas de 
S. A. le Khedive et des membres de sa iSuniUe seront 
jttsticiables de ces tribunanx dans les proc^s 
avec les ^trangers.** 

Es üegt daher ausserhalb der Befligniss der egyptischeii 
^taatsgesetzgebung, den Bechtsweg gegen die Regierung oder 
den Khedive den Fremden zu yerschliessen. ^) 

In welchem Umfange die Begierung und der Khedive vor 
jenen Gerichten Becht zu nehmen haben, ist aus dem voraof* 
gehenden Art. 9 ct. zu folgern: 

Ces tribunaux connaitront seuls de toutes les contes- 
tations en mati^re ciyile et commerciale entre 

mdig^nes et ötrangers en dehors du Statut 

personnel. ') 

Welche Klagen aber als „contestations en matiöre civile" 
gegen die Regierung u. s. w. zu betrachten sind, ist in dem 
Reglement und den Codes weder positiv durch AuMhlung 

Mit demselbea stimmt Art. 6 des C. C. bis auf den Zusatz .sujets 
Mnmgwn* •lati «totogen* ilb«re&i« 

*) Bckutntlieb wird auch in modernen StftatigeMtigebQiigiii der 
ReehtBveg gegen den Staat und dai 8taatioberh«upi iiigeiMM&, ab«r 
vielfach nur in beschränktem Masse. 
•) Der Artikel dt föhrt fort: 
Iis connaitront anssi de toutes les actions reelles immobilikes entre 
toutes pernnnes, mime eppartennnt i la mtme nationtliti. 
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der einzelnen Fälle*) bestimmt, noch ist eine nähere Erläuterung 
jener allgemeinen Vorsclirift gegeben. 

Nur hebt Art. 11 Tit. 1 des Reglements*) hervor, dass 
die gemiscliton Gerichte nicht können „statuer sur la pro- 
pri6t6 du domaine public ni Interpreter ou arreter rex(3cution 
d'une mesure administrative", dass sie aber wohl können 
Juger, dans les cas prövus par le Code civil, les atteintes 
port^es ä un droit acquis d'un ^tranger par un acte d adiiü- 
nistration.'O 

Aus dem Umstände, dass das Reglement und der C. C. 
die Fälle der Zulässigkeit des Rechtsweges gegen die egyptische 
Regierung und den Khedive nicht eingehend bestimmen, folgt 
aber keineswegs, dass die egyptische Staatsgesetzgebung diese 
Lücke ausfüllt n dürfe. 

Vielmehr greift hier die Regel des Art. 34 Tit. 1 des 
Reglements — vcrgl. Art. 11 des C. C. — ein, wonach 

„les nouveaux tribunaux dans l'exercico de leur Juris- 
diction cn matifere civile et commerciale appli- 

queront les codes pr^nt^ par TJ^gypte aux puissances, 

*) Nur wird in Art. 12 und 13 Tit. 1. des Reglements — identisch mit 
Art. 7 und 8 des C. C. — der Rechtsweg in einigen speziellen Fällen 
ausdrücklich zugelassen, unabhängig von der Person des Beklagten (oder 
Klägers), also auch dann, wenn die egyptiscbe Regierung oder der Khedive 
Beklagte sind. 

AiL 18> Ne 8011t pas soumiscs ä cestribnmnx les demandes des 

^trangcra contre un dtablissement pieux cn rcvendication de la 
propriete d'immeubles possedes par cet etablissement, mais ils 
seront comp^tents pour statuer sur lademande iutent^e 
aar Ift qmeition de posaesaion Ugale quelqne seit le de- 
naadear 4» le döfendeur. 

Axt 13. Le aenl fiut de la Constitution d'une hypothequo es 
favenr d'un ctranger sur les biens irriTnpnMes, quelsque soient le 
possesseur et le propri^taire, n. luirii l 's tribunaux comp^tenta 
pour statuer sur la validite de rhypotiiequc et aui toutes ses con- 
aiqnences, jusques et y compris la Tente foreie de llmmenble ainai 
qne la diatribntioii da prix. 
») Derselbe ist identisch mit Art. 7 des Code C. 

Vcrgl. hierzu die Vorhandlungen der Rous-Commission der 1880 81 
in Cairo tagenden intcrnat. Kommission l. d. egypt Geriebtsreform in 
den Protokollen derselben und zwar speziell Protokoll der Soua-Com- 
miaaioii vom SO. Jaa. 1881 (No. 8) p. % 8— 15, 17-38. 
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et en cas de silence, dCinsulTisance et d'obscu- 
rit6 de la loi, le juge se coalonnera aux principes 
du droit naturel et aux rögles de r6quit6.** 

Die EiilsL'heiduüg über die Zulässigkeit des Reclitsweges 
gegen den Staat und das Staatsoberhaupt stellt daher, unab- 
hängig von der als Partei betlioiligten Staatsgesetzgebungs- 
Gewalt, bei dem Riehterkollegium , bezüglich dessen gleich 
unten ertlrtert wird, inwiefern es den Charakter eines inter- 
nationalon Orguncs hat. 

Aus den Entscheidungen der gemischten Gerichte, bezw. 
aus den Gründen, welche flir diese massgebend sein müssen, 
ist zu folgern, in welchem Umfange der Rechtsweg gegen die 
ägyptische Regierung, bezw. den Kliedive zulässig ist. 

§ 11. 

D. Zuständigkeit internationaler Gerichte. 

Die gemischten Gerichte,^) welche seit der internationalen 
Gerichtsreform in den Rechtsstreitigkeiten der egyptischen 
Regierung, bezw. des Khedives mit Ausländem Recht zu 
sprechen haben, sind tbrmell egyptische Staatsbehörden und 
alle bei denselben angestellten Richter egyptische Staatsbe- 
amte. Allein die Garantien der Unpartf iliclikeit und Unab- 
hängigkeit derselben — insbesoiultre im Verhältniss zu der 
egyptischen Staatsgesetzgebungs-Gcwalt — sind international- 
rechtlich derart gesichert, dass diese Gerichtshöfe in Wirk- 
lichkeit internationale richterliche Orgaue bilden. 

Zunächst sind dio Bestimmungen über die Organisation 
dieser Gerichte jeder einseitigen Abänderung seitens der 
egyptischen Staatsgewalt entzogen, da dieselben auf inter- 
nationalen Vereinbarungen beruhen. 

Nach den Organisationsbestimniungcn sind die Gerichte 
mit Ausländern und Inländern zu besetzen. Die Verhältniss- 
zahl dei- ausländischen zu den inländischen Richtern ist sowohl 

Es wurden drei Gorichtc erster Instanz in Alexandrien, Cairo und 
Zagazig (später nach Ismailia vorlebt; an St^'Ho des letaleren besteht jetzt 
nur noch eine Delegation in Maxusuuiuli) und ein geuusciitci Appellhof 
in Alexandrien Angesetzt Rigl. 4*org. judic, tfi I art 1 und 9. 
*) BigL d*4krg. judk^ tti I wt 1, 8» 5. 
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für die Gerichte im Ganzen ala auch llir die einzehien Spruch- 
kollegien derselben bestimmt. 

Bei den Gerichten erster Instanz mUsscn unter 7 Richtern 
4 Ausländer und o Eingeborene sein. Die Spruchkollegien 
bestehen aus 5 Richtern, unter welchen 3 Ausländer und 
2 Eingeborene sich befinden müssen.') 

Bei dem Appellhof müssen unter 11 Richtern 7 Aus- 
länder und 4 Eingeborene sein. Die Entsi In idungen werden 
von 8 Richtern gefällt, unter welchen 5 Ausländer und 3 Ein- 
geborene sind.*) 

Den VorsitaE flihrt allenthalben ein von den Mitgüedern 
des Mr. Gerichtes zu bezeichnendes ausländisches Mitglied 
defiselben.^ 

Formen ernennt zwar die egyptische Regierung alle 
Biditer. AUeln nach den gesetzlichen Vorschriften werden 
die Personen der anslSndisclien Richter thatsftchfieh von den 
yersdiiedenen ansUndischen Regierungen hestimmt Denn 
naeh ausdrliddieher Yorschrift des Reglements stellt die 
egyptische Begienmg, welche sich dieserhalb an die betr. 
tanden Jnstizminister wenden muss, nur soldie AnsKbider 
als Richter an, welche von ihrer Regierung die Emwilhgung 
und Ermächtigung znr Uebemahme des Amtes erhalten haben.^) 



*) BAgL d*(ng. jiidie., art. S. In d«r fhata8dilic]i«& Bcaetrang der 

ganzen Gerichte bat sich das Yerhältniss noch etwas zu Gunsten der Aus- 
länder verschoben. S. d. Bericlit Sir Drummond Wolff's vom 2S. Febr. 
Ifl86 in Egypt 1887 No. 5, p. 4 (vol. 92, p. 436). 

In Handelssachen treten den Görichten I. loetanz noch je ein za 
wSUender awlSnaiacber ttnd üiUndiBchBr Oewerbetreibeiider mit b«ntlien- 
der Stimme hinzo. 

Die Bagatf llgerichte — trib. de justice sommaire — (Code de proc6- 
dure, iirt. 26, 28, 29) und vollends di»' Strafgerichte (Regl. d'org. jud. tit TT) 
kommen für die Rechtssbeitigkeiten gegen die egypt Regierung und den 
Khedi?B kmm in Frage. Auf ihre Bildung wird dahw hier ebensowenig 
«üngegaagoii wie Mf die des Gerichts IGr sehlemiige wid ToIlslrodniiigB- 
massnahmen (Trib. des R^fir^s), welches keine eudgUttgea Bntscfael- 
dimgen fällt (Cod. de Proc, art 26, 34). 

*) Rigl. d'ori-. jud , tit I art. 8. 
RigL d'org. jud, art. 2, 3. 

^ RigL d'org, jud., art 5. 
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Die Richter sind unabsetebar.') Versetzuii^en und Be- 
förderungen sind nur mit ihrer Einwilligrung und aul das Votum 
des Appellhofes hin zulässig.^) Alle RicLter derselben Kategorie 
beziehen gleiches Gehalt und dürfen ausser diesem Gehalte 
weder irgend welche materiellen Vergütungen noch auch 
seitens der egyptischen Regierung irgend welche Ehrenaus- 
zeichnungen erhalten.') Die Disciplin über die Richter steht 
nur dem Appellhofe zu.***) 

§ 12. 

£. InterlnationaleB Prosessrecht 

Bas YerfUiren vor den gemischten Oerichtshöfen, welches 
auch für die Bechtsstratigkeiten swischen der egyptischen Re- 
giemng, bezw. dem Khediye nnd Anslfindem massgebend ist, 
ist glfflchfidls mtemationalreditlidi geregelt imd daJier ein- 
sdtiger Aendenmg im Wege der egyptischen Staatsgesets- 
gebnng entzogen.^) 

§ IS. 

2. Zwangsvollstreckung gegen den egypUecheo Staat, bezw. 

gegen den Khedive. 

Rowoit die Zuständigkeit der gemisrlücn Gerichte reicht, 
sind den ausländischen Gläubigern des < fr> [)tischen Staates und 
des Khedives alle rechtlichen Garantien itir gerechte Urtheiie 
gegeben. 

Aber eine zuverlässige Ri » htsprechung gentigt allein nicht 
unbedingt. Die Urtheiie V ilürlen der Durchführung. Es ist 
daher praktisch ausserordenth'ch erheblich, ob und eventuell 
inwieweit kral't der intemationaien Gerichtsreform die Zwangs- 

0 Regl. d'Offg. jvd., wt 19. 
•) Hkfßi. d*ors. jnd., »t Sa 

•) R^gl. d'org. jnd., ut. 28, 22. 

Nach art. 21 dürfen sie auch weder ein anderes besoldetea Amt 

bekleiden, noch ein kaufmänrnaches Geschäft betreiben* 
^) R^. d org. judic, art 24, 26. 

^) Diaadbe ist in dem diu Ittiiiten ptbentMen Oode d« piooMiire 
dnU et eommwdale gMidnei 
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voUBtrednuigi) aus Urtlieileii gegen den egyptascben Staat und 
gegen den Khedive zugelassen ist 

1. Die erste Frage ist, ob tlberhaupt gegen den Staat 
und gegea das Staatsoberhaupt ZwangsvoUstreckong suiassig ist. 

Nach Art. 4S4 des C. de Pr. dv. et conun. J'exdcation 
est dne & tons les jugements et aux tttres et eontrats authen- 
tiqnes reydtns de la fomrale ex^catoire.*) 

Da in dem Gesetee keine Ausnahme im HinUick auf die 
Person des Verurtheflten gemwdit ist, findet mithin die Zwangs- 
yoUstreckung auch aus den Urtheilen gegen den Staat und das 
Staatsoberhaupt statt. 

2. Die zweite Frage ist, in welche Güter des Staates 
und des Staateoberhauptes die Zwangsvollstreckung zugelassen 
ist Art. 679 des G. G. bestimmt: 

Les cr^ciers ordinaires*) peuyent se payer sur tons 

^) Die ZuverlSssigkeit der ZwangevolLetreckungsorgane ist durch R«gl. 
dVg. jud. tii I irt 18 intenistliNMlreehtlieh gesiehwt: 

rexecution dofl jngoiMiiita miu lien en dehors de toute action ad- 
ministrative consnlaire oa autre et sur I'ordre du tribunal. 
Elle spra offectuöe par les huissicrs du tribunal avec rasßistanco 
des autorit^s locales, si cette asslstauce devient nöcessaire, mais 
to^joun en dehors. de toute ingerence administratiTO. 
Kaeh Art. 8 eben da werden diA htiilflien swar anent von der Be- 
gierung ernannt, können aber durch das Gexidbt welehem Me beige(»dnet 
Bind, abgesetzt w iden. 

Die gerichtliche Zwangsvollstreckung ist ferner dadurcii gesichert, 
dass die im RegL d'org. jud. tit II art 8 au%ezählteii crimes et deiits 
eommiB dxreeleinent oontre Pexieiition des senteneee et dea maadata de 
joatice nnd die in art 7 ebenda anilseslblten crimes et dilita eomniia 
directement contre les magistrats, les jur^s et lea oflKeiers de justice dans 
l'exercice ou ä l'occasion de Texercicc de Icurs fonetions intematioaial- 
rechtlich vor die gemischten Strafgenclite verwiesen sind. 

') Nach Art. 115 ebenda ist die die formule executoire enthaltende 
(Art 621) TollatiedLbare Ausfertigung des Urtlitils (grosse) an ftbeiiiefem 
»ft eelle des dewc partiea an proflt de qni le jngement fome tüte ponr 
an droit permanent ou pour une ezöcution." 

•) Die „creanciers ordinaires" (art. 678 Ziff. 1 C.C.) bilden nur denGegen- 
sata SU den irgendwie bevorzugten Gläubigern (art 678Zifif.2— 4),aämlich den 
1. cröanciers bypothecaires 
8. crtendeca privilögi^s 

8. erteodeia ayant le droit de retenir la poflsession d*an 

tien de lenr d^liteor. 
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les bieiis 1* Ii ui fh^biteur, mais en observant les 
formes determin6os par la loi.*) 

Nacli den Vorschriften über die Zwangsvolisir^M knng in 
dem Code de Proc. erlangt der Gläubiger die Belriedigung, 
indem die besohlagnnahraten (l^f'^^glichen oder unbeweglichen) 
Güter — soweit dieselben nicht in Geld bestehen, bezw. soweit 
nicht ein Drittschuldner, dessen Scliuld zur Befriedigung des 
zur VoDstreckiing stehenden Anspruchs gepfändet ist, in baar 
zahlt*) — verkauft werden und der Gläubiger aus dem Er- 
löse befriedigt wird.^) 

Es können aber nur solche Güter verkauft werden, und 
mithin nur solche Gütir den Gegenstand der Zwangsvoll- 
streckung bilden, an welchen der Käufer ein Recht zu er- 
werben vermag/) 

Nach Art. 25 und 26 des 0. C, sind 
„les biens de T^tat tels que fortificatious, ports etc." 

und 

„les biens servant k Tutilit^ publique comme les 
routes, ponts, nies des viUes etc." 
nicht 

„susceptibles d'une propri6t6 priv^e. 
Dementsprechend unterschddet Art 685 des 0. 0. die 
„ümmeubles siuceplibles, par lenr natore, d^dtre Tendns 
anz enchöres^ 

Ton anderen „immeobles'', weldie nadt ünrer Natur nicht 4Uiig 

sind Tersteigert zu werden. 

Ans der Gesammtheit dieser Bestimmungen ergiebt sich: 
GtemSss Art. 679 des G. G. ist die ZwangsvoUstreckung 

*) Die gesetzlichea Fonuen sind in Chap. XII iDxecutlon) des C. d. Pr. 
bestimmt 

^ Code de Free, ait iiOS, 487, 506, (womit est 540 in ver^ 
ißnaßbeH^ ext 547. Im Code de Ft. ait. 487 beieet es spenell: 

La sonBe lers versee entre les muns du eeieissant joequ'i cob< 

currence ou en d^duction de sa creance. 
•) Code de Proc. art. art Ö02, 528, 540; Ö46, ööl, öö2; 605, 681, 
646, 648, 663. 

C. C. art. SSe; Bei «nlle la Tente dee ehoaee qni ne sont paa dana 

le eoBomerce oa des eboees qai, par lenr natore, ne nmt pas 

aneceptibleB d'dtre iivi4ea. 

8 
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in alle üütcr des Staates und des Staatsoberhauptes zulässig, 
insoweit an diesen Gütern eine privatrechtliehe Berechtigimg 
möglich ist. 

Die Güter des Staatsoberhauptes siud ausnahmslos privat- 
rechtlicher Art und daher insgesammt der Zwangsvollstreckung 

unterworlen. 

Die Güter des Staates aber sind theils privatrechtlicher, 
theils öffentlich rechthcher Art. Die Grenze zwischen diesen 
beiden Güterartcu bildet zugleich die Grenze füi' die Zulässig- 
keit der Zwangsvollstreckung gegen den Staat. 

In Art. 25 und 26 des Code Civ. sind die öffenthch recht- 
lichen Güter nicht erschöpfend aufgezählt, wohl aber ist der 
entscheidende Gesichtspunkt angegeben, indem als öffentlich 
rechtliche Güter zu betrachten sind „les biens servant ä Tuti- 
litö publique." 

1. Alle für den Gebrauch und Dienst des Volkes oder 
der Behörden^) bestimmten Güter di^ien dem 5(fentfidien Nutm 
und and daher als dffenttioh reditiidier „domaine public de 
l^tat^ der ZwaugSTollstreckung entzogen.*) Ausserdem ge- 
hören diejenigen Güter ohneRücksicht auf ihreZwe<&be8tunmung 
EU dem domaine public de VAtaA^ für weldie dies speziell ge- 
setzlich bestimmt ist Ein solches Gesetz kann aber gegen- 
über der intemationalrechtlichen Vorschrift des G. 0. nicht em- 
seitig vom Staate erlassen werden, sondern bedarf zu säner 
Gültie^elt der Zustimmung der an der Gerichtsreform be- 
theiügten Hftchte. So wurden die Ton dem Khedi^e und Ton 
den JiOtgUedem der khedi^alen Familie an den Staat über- 
tragenen BaYra-Güter durch international genehmigte Be- 
stimmungen als domaine public erklärt und der Zwangsvoll- 
streckung entzogen bezw. nur beschilbkt unterworfen« (VgL 

§ m 

2. Alle anderen Güter, welche der Staat als wirthschaf- 
tendes Vermügenssubjekt ihres Verkehrswerthes oder der aus 
denselben zu erzielenden Einkünfte wegen besitzt und verwendet^ 
sind als privatrechtlicher domaine priy4 de V&UA der Zwangs- 
vollstreckung unterworfen. 

■) Sowie dea Btasfioberhftiipiet alt soIcImii. 
•y Bigl. d*oig. jnd. lit I wt 11. 
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Die ZnJtalgfceit dee ZwangaroUstrockiing in die baaren 
CleMer des Staates imd die dem Staate zustehenden privat- 
leehtlidiCT 6eldf<Aderangen hängt daTon ab, ob das Geld des 
Staates ein „bien servant k l'utUit^ publique'' Inldet oder mdit 

Das Geld hat kemra G^dmuchswerth,^'^) sondern nur einen 
Taoschwerth. In dem Sinne, in weHehem die sonstigen Guter 
des domaine pnUic dem öfTentliehen Nutzen dienen, nSndich als 
GebrauchsgegenstäDde des Volkes oder der Behörden, kann das 
Geld daher unmöglich dienen. 

Der Staat bedazf des Geldes und verwendet dasselbe zur 
Erittlhmg Offentlich-rechtHeher^*) oder priyatrechtKcher Ver^ 
pflichtungen. 

Das Geld, mit welchem eine privatrechtliche Yerpflichtong 
des Staates eriffillt wird, dient nicht zu einem spezifisch Staat* 
liehen (^ffentliehen Zwecke, sondern zu ($konomiscfaen Yerkehn- 
zwecken, gleich dem G^de des Privaten. Nur der Gegenstand 
oder die Leistung, welche der Staat mittelst des Oeldes sich 
verschafft, ist zu öffentlichen Zwecken bestunmt Das Geld 
dient diesen letzteren also nicht unmittelbar, sondern nur 
mittelbar. 

Ueber die Zugehörigkeit zu den „Mens servant k l^itilitö 



'0) Wenigsten« keineB prekttseb in Betmdit kommenden. Audi des 
Metallgeld hat nur, wenn Ton «einer Qeldqnaltttt ebgeseben niid, el« 
Metall Gebrauchswerth. 

") Za diesen^ welche dem Staate kraft seiner staatlidien Aufgaben 
obliegen, gehören: 

a) Oewihrong baarer ünterstfitnmgen ans Offentiichem Interesee, 
a. B. bei emem Nothstande, AnneniintefBtatRUifen, Bealrtge de« 
Staates zu allgemcIneD Versicherungen n. s. w. 

b) Der haare Sold des Militärs. 

c) Baare Vergütungen für Zwangsieifitungen. 
Dagegen etdien anf einer üebergangestafe: 

d) Die Oehilter nnd Pensionen derBeemten nnd Beemtenfimillien. 
Denn der Eintritt in die Beamtenstellong i«| (meistens) freiwillig nnd 
durch die Aussetzung eines Gebalts u. s. w. bedingt. 

") Durch Eingehung privatrechtlicber Verpflichtungen verschafft der 
Staat sich einen ausserordentlicb grossen Theil der Gegenstände und 
LostuQgca, welcher er um seine« MfentUeheii Zweck« willen bedarf^ sei 
e«, des« er sieb jene durch Oeltendmadrang «einer Zwaogsgewilt mdit 
▼enehaJÜBii ktna oder nicbt Tetscbaffeii will. 

8» 
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publique^ aber entscbeidot im Sinne des Gesetzes der un- 
mittelbare, nicht der mittelbare Zweck eines Gutes des 
Staates. Deim sonst konnte der Begriff eines domidne priv6 
de VtM und einer privatrecbtlichen Verpflichtuiig des Staates 
vor dem Gesetze Überhaupt nicht zugelassen werden, da mittel- 
bar aaeh diese letzteren stets einem OffentlichenZweeke dienen.^") 

Mindestens ein grosser Theil der Gelder des Staates ge- 
hört daher nicht zu den Mens serrant k Tutilit^^ publique. 

Es ist aber ein zweiter Einwand gegen die ZulSssigkeit 
der Zwangsvollstreckung in die baaren Gelder des Staates 
denkbar: der Code CM ist berechnet anf die YerhSltnisse von 
Privaten, bei welchen das »Vermögen' die Grundlage der Öko- 
nomischen Existenz büdet; er hat daher ausscblieBslidi ein 
festes Vermögen des Schuldners im Auge, wenn er die Zwangs- 
Tollstreckung in alle Gtlter desselben gestattet. 

Die Ökonomischen Grundlagen der staatlichen Existenz 
aber bilden ausser dem StaatsvennOgen die periodischen Em- 
kOnfte des Staates. Die baaren Gelder in den Kassen des 
Staates rfthren Überwiegend aus den periodischen Einkflnften 
her, und diese letzteren sind bestimmt, ausser den laufenden 
Ausgaben die Zins- und Tilgungsverpflichtongen des Staates, 
aber nidbit die anf das Vermögen angewiesenen Kapitalv^ 
pflichtungen desselben zu decken.^^ 

Werden die Einkünfte durch Zulassung der Zwangs- 
Tollstrei&nng trotzdem fttr die KapitalverpfliGhtungen in An- 
spruch genommen, so tritt nothweudig dne Störung des ganzen 
Staatsorganismus ein. Deshalb ist die Zulassung der Zwangs- 
vollstreckung in die baaren Gelder unmöglich. 

Allein der Staat muss auch fUr die Mittel zur ErlUlung 

Win das Geld des Staates domaine public, so müssten wohl 
alle auf Odd lautendoi Yerpüehtungoii des Staates ab aidit aar Zu- 
atSodigkeit der gemiaehten Oeriehta gehörig erachtet werden. Denn Art. U 
des Regl. d'org. ju^e. (att 7. G. C): 

»Oes tribunanz saus pouvoir statuer aar la propri^tö da domaine 

public pourront juger** 

schliesst unseres Eracbtens nicht bloss dingliche, sondern auch obligato- 
riaehe Anapr&che auf dm domaine public von der ZoatKndigkeit der ge* 
mischten Gerichte aus. 

Vergi. hiorstt aaten § U. 



I 
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seiner Kapitalverpflichtimgeu sorgen. Die zur Zeit der Fällig- 
keit derselben vorhandenen Mittel müssen daher sowohl zur 
ErftiUung jener als zur Deckung der anderes Verpflichtungen 
und Ausgaben ausrelchai. ErfttUt der Staat die ihm ob- 
liegenden Verpflichtungen nicht, wie es seine Pflicht ist^ frei- 
willig, 60 muss eine ZwangsvoHstredning in die haaren 
Mittel desselben ohne Störung des gesammten Staatsorganis- 
mus md^ch sein. 

Ist dies aber thatsäciüich nicht der Fall, so ist der Staat 
zahlungsunfähig. Alsdann muss die Zwangsvollstreckung nicht 
auf den domaine pm6 de rätat mit Ausschluss der haaren 
Mittel heschribikt, sondem — und zwar in Ermangelung bereits 
bestehender gesetzlicher Bestimmungen — durch em Spezial- 
gesetz eingestellt« und zu einem dem Konkmse des Privaten 
entsprechenden Liquidationsverfahren geschritten werden. 

Wir vermögen deshalb auch das zwdte Bedenken nidit 
flk stichhaltig zu erachten, sind viebnehr der Ansicht, dass 
die ZwangsvoUstreckung in die haaren Gelder des Staates — 
solange dieselbe nicht durch ein Spesdaigesetz emgestellt ist — 
zulässig ist. 

Ebenso erachten wir die Zwangsvoltstreckung in die 
privatrechtlichen Qeldfordenmgen des Staates, insbesondere 
in die Ansprflche desselben aus der Aufiiahme einer Öffent- 
lichen Anleihe für zulässig.'*) Nur dann würden wir dieselbe 
fDr unstatthaft halten, wenn entweder der Betrag der An- 
leihe ausschliesslich^^ zur Erfüllung öffentlich-rechtlicher Ver- 
pflichtungen des Staates bestimmt oder durch international 
genehmigtes Dekret die Verwendung des Anleihebetrages ge- 
regelt, bezw. die Zwangsvollstreckung m die betreffenden Mittel 
ausdrucklich ausgeschlossen würe.^^ 

Teigl. Uena auch t, Bmt Intecn. Ffeiv»trecht fid, II, 8. 678—679. 

oder wouigateiifl IlbenriftgMuL 
") IMe gemiflchten Gerichte neigten apfangs dasa, die Zwangsvoll- 
streckung gegen den Staat überhaupt für unznlfissig zu halten. Trib. de 
juüt. sommaire du Caire 10 V 1.S77 in Le Droit, vol 1 p. 144; Cour 
d'Appel 7jII lb<8 (befitaü^^eud Trib. du Caire vom 21/1 187S) in Juris- 
pntdeneed es Tribnnsiiz, T. S p. 108; Trib. du ikire 81/III 1879 in suppL 
dn Droit, p. 1. — Doch hatte anderseits bereits ein Urtheil des Trib. da 
Ctifo vom 19/111 1877 den Untacsehied swischMi domaine pnblie und 
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Zweiter Abschnitt. 

§14. 

Dm ausser dm büigerlklieii Becdit zur Ordnung der 
Staatsseliidden erferderlidLe Recht im aOgememen. 

Der Unterschied in der rechtlichen Gestaltung der Schulden 
eines Staates und derjenigen eines Privaten als Folge der 
ölconomischen Verschiedenheit der Staats* und der Privat- 
wirthschaft. — Schwebende und feste Staatsschulden. — 
Das bürgerliche Recht allein reicht zur rechtlichen Ordnung 
des Staatsscbuldenwesens nicht aus. 

Das intemationaLe Bedit, welches durch die GleirichtS' 
reform geschaffen wurde, war ein bflrgerliehes Becht, die 
in GemSflsheit des B^lement d'oi^ganisation judiciaire ein- 
geseteten Gerichte waren bürgerliche Gerichte. 

domaine privö de l'Etat für die Zulässigkeit der Zwaagsvollstreckatig za 
Grunde gelegt. (S. dafiselbe iu Le Droit, voL 1 p. 114.) Dieser Uuter- 
0ehi«d wurde spitter adt Entsehiedenh^ als msssgebend feslgdialteii» 
Cour d'Appel 15/71 1878 und 1/V 1879 in Jorispr. des Trib., T. 4 p. SS 
und 325, also die Zwangsvollstreckung g^ea den Staat SOgelassen, soweit 
der domaine prive de^isclben reicht. 

In den mir zagftngiich gewesenen Entscheidungen (Le Droit, 3 vol. 
1877-78 uad Jorispr. des Trib., T. 2-8» 1876—1888) behairen die ge- 
misditen Oeridite aadererseits mit Bntsduedeidieit dabei, dass eäne 
Zwangsvollstreckung in die in den Kassen des Staates oder in Händen 
Dritter befindlichen Gelder des Staates nicht zulässig sei, diese vielmehr 
zum domaine public gehörten. Cour d'Appel I5ill 1877 in Jurispr. des 
Trib., T. 2 p. 12b; Trib. du Caire 21il 1878 in Le Droit, vol. 2 p. 198; 
Cour d*Appel 7/II 1878 in Jnrtap. d. Trib^ T. 3 p. 106 und 13/VI 1879 
eben da T. 4 p. 40L 

In der Entscheidung des Cour d'Appel vom 7 II 1878 wird die in- 
saisissabilitä des deniers publics als ein principe ab.solu bezeichnet; dass 
die sonunea d'argent contenues dans les caissus de TEtat ou destinees 
& 7 enftrwmpftudbBr seien, sei eine rigle d*ordre public basto & la fois 
aar la s^aiation des ponveiss jvdiciaireB et administratives, sur In 
nieesAH de ne porter aucnn trouble dans la marclie r^guliäre de Tadminis- 
tration et sar Tint^t gen^ral qui doit toujours Temporter sur l*in- 
t6röt priv6. - 



' II II 
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Das bürg:orlichc Recht reicht al f r liii sich allein in keinem 
moderneu Staate zur rechtlichen Ordnuitg des Schuldenwesens 

desselben aus. 

Der Grund hierlüi- liegt in der ökonomischen Verschieden- 
heit, welche zwischen der Wirthschaft der Privaten und der 
Wirthschaft der moderneu Staaten besteht. * 



"Die EntsrbeiduTig des Cour d'Appel vom 12/VI 1879 bezieht sich 
daraut, dass ein üiäubiger des Staates den AoBprucli dea letzteren gegen 
das Bam Bothfchild mm der Dornftnen^Anleihe Ui BoOisebOd*« Agenten 
in Ceiio gepftndet hstle. Das Gerieht eiklirte ^ Pftndiuig u- 
zul&ssig, weil diese Fonds unabhängig von dem Orte ihrer Niederlage den 
Cliarakfpr «ffontlicher Fonds kraft ihres ürsprailgs und kxaft der Be- 
stimmungea der Gesetze und Reglements hätten. 

In den Entscheidungen wird auch mehrfiich unter Bezugnahme auf 
die framOatsehe und italienische OeeetigebimK erUtrt, die Un|»ftnd1>ar* 
keit der Gelder dee Staates sei in den ausländischen Gesetzgebongen feat- 
jrohnlten. Dem f^pfrenüber vorw<M<pn wir darauf, dass in Prcusscn die 
ZwangevoUstreckung gegen den Staat in die in d<^ssen Kassen befindlichen 
Gelder statthaft ist In den gcmeinrechÜichen TheÜen Preussens hat der 
mät ZtrangsvoUalreckung beauftragte Qeiiebtsvolhielier don Rendantea 
der Eaase, bei weieher die Pfindmig erfolgen edl, den GeBammtbetrag der 
Forderung mitzutheilen und darf, wenn nicht binnen einer Woche nach 
dieser Mittheilung Zahlung erfolgt ist, zur Pföndung schreiten. (Ein- 
führungsgesetz zur Deutschen Reichs-Civ.-Proz.-Ordn. vom 30. Jan. 1877 
§15, Ziff. 4: ailgememe Verfügung des preuss. Justizministers vom 
18. inü 1881.) In den aH]irenBdfldien Frovinaen ist «nf Anordnung des 
Gerichts ein Erinnemngs-Befehl an die betr. Kasse nnttt Benadiriiditignng 
der derselben vorgesetzten Finanzbehörde zu erlassen, und wenn diesem 
Befehl nicht iimerhalb der vorgeschriebenen Frist genügt wird, zur Zwangs- 
vollstreckung zu schreiten. (Allgem. Verfügung des preuss. Justizministers 
Tom 14. Min 1883; Allgemeine GeiiditBordniing t d. preuss. Staaten 
§38l,S5iind$94Sdes Anhangs.) 

Bei geregelten finanziellen VexliCltwSBen des Staates sind von der 
Zulassung dieser Zwangsvollstreckung unseres Erachtens die von den ge- 
mischten Gerichten I i,' fürchteten NarbthtMlo nicht zu erwarten. Aller» 
dings hätte dieselbe in ii^gypten. m deu Jahren von 1876—1080 sehr ernst- 
Uehe StUningen der StaalSTerwaltang vemnlasst, allein dies leg dann, 
dass Egyiiten lablnngsnnfiUdg war. Die Gestattung dieser ZvangsToU* 
Streckung würde andererseits wahrscheinlich den Ebedive genSthigt haben, 
schon weit früher mit den Mächten ein Liquidationsgesetz zu vereinbaren, 
und dadurch trotz der momentanen Störungen dem Lande die Ver- 
schlechterung der Verhältnisse erspart haben, welche mit der langen 
Bimielnmg der doch nnvcnneidliclien LiqnidallMi veidüiftpft war. 
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Der Gläubiger, weichem (nno Forderung gegen einen 
Privaten zusteht, findet seine Sicherlieit in dem VemifJeren 
des If^tzteren. Die Sehulden des Privaten werden in einem 
lesibestimmteii . irlativ naheliegenden künftigen Zeitpunkt 
fällig und niüssi II alsdann ihrem Kapitalbetrage nach aus dem 
vorhandenen Vfnnögcn des Schuldners gedeckt werden. 

Der Gläubiger des Staates braucht seine Sicherheit nicht 
ausschliesslich in dem Vennögpn zu suchen, welches der Staat 
in einem gegebenen Augeiililicke besitzt. Er kann über das 
Mass den jeweiligen StaaU Vermögens hinaus dem Staate auf 
weite Zeiträume hin Kredit gewähren, weil mit Sicherlieit 
vorauszusehen ist, dass der Staat, welcher nicht auf die kurze 
Dauer eines individuellen Menschenlebens beschränkt und nicht 
den das letztere bedrohenden Zutüllen ausgesetzt ist, duse. 
ganze Periode hindurcli regelmässig seine Einnahmen aus 
Steuern, Gebühren u. s. w. haben werde. 

Andererseits kann der Gläubiger des Staates im Unter- 
schiede von dem des Privaten keineswegs das ganze Vermögen 
seines Schuldners bei der Bemessung des demselben zu ge- 
währenden Kredits als eine Grundlage seiner Sicherheit 
betrachten. 

Denn diejenigen Oflter des Staates, welche öfientlidieii 
Zwecken dienen — der domaine public de l*]fetat — sind 
infolge ibrer Zweckbestimmung den Berechtigungen im Sinne 
des Privatrechts entzogen und tOr den Privaten unangreifbares 
Öffentlich-rechtliches Eigenthum des Staates. 

Nur diejenigen Güter des Staates, welche derselbe als 
wirthschaftendes VermOgenssubjekt gleich einem Privatmanne 
ihres Yerkehrswerthes und der aus denselben su erzielenden 
EinkBnfte wegen besitst und verwendet — der domaine priv6 
de l*£tat — bilden eme Unterlage fttr die BeMedigung der 
Forderungen, welche den Oläubigem gegen den Staat zustehen. 

Das Vermögen des Staates kann also nur in beschi&ikterem 
Umihnge als das VennOgen des Privaten, die künftigen Ein* 
kaufte des Staates aber können in* emem wdt ausgedehnteren 
Masse als die kOnftigen Ehikfinfte der Privaten bei GewShrung 
eines Kredits von den Gläubigem berücksichtigt werden. 

Diese Yerschiedenheit in der Ökonomischen Grundlage 
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des Staatskredits einerseits und des Privatkredits andererseits 

hat zur nothwendigen Folge, dass die Staatsschulden zum 
grossen Theüe eine von der der Privatschulden abweichende 
rechtliche Gestaltimor annehmen, deren Ordnung die den 
bürgerlichen Verkehr betreffenden Vorschriften des bttigerlichen 

Rechts nicht mit umfassen. 

Einerseits geht allerdings auch der Staat gleich dem 
Privatmanne Schulden ein, deren Kapitalbetrag sofort oder 
in einem festbestinunten, relativ nahen künftigen Zeitpunkt 
zurückgezahlt werden muss. Dies sind die sog. schwebenden 
Schulden des Staates, deren bkonomische Sicherung durch 
den domaine priv6 de l'Ätat einschliessHch des in dem Fällig- 
keitsmomente in den Staatskassen vorhandenen baaren Geldes 
des Staates gegeben ist. 

Die modernen Staaten venTi(')<2:en aber mit der Benutzung 
des auf dieser X'ermögensj^rmuUaufe ihnen zu Gebote stehenden 
beschränkten Krethts niclit auszureichen. In ausgedehntem 
Masse verwerthen sie auch den vnt i^r(><seren Kredit, welchen 
sie im HiTiblick auf ihre kllnftigeu Einnahmen geniessen. 

Die Einnalimeu der Staaten ergeben in den einzelnen 
Zeitmomenten relativ kleine Betrilgc. Es ist unmögheh, aus 
den EinnaliT^ien eines gegebenen künftigen Momentes die 
gewaltigfen Kapitalbeträge zu decken, welche die Staaten gegen- 
wärtig: bedüHeii. Die kiiultigen Einnahmen können daher 
keine Kreditunierlage für schwebende Schulden bilden, deren 
ganzer Kapitalbetrag in einem bestimmten künftigen Augen- 
bücke zuj'ückzuzahieu ist. 

Aber die in den einzelnen Momenten relativ kleinen Ein- 
nahmen des Staates wiederholen sich innner wieder von Neuem. 
Infolgedessen können mächtige Schuldsmumen fortgesetzt aus 
denselben verzinst und allmählich getilgt werden. 

So liiliren die wirthschaftlichen Verhältnisse des Staates 
dazu, dass derselbe neben seinen schwebenden Schulden sog. 
feste Schulden eingeht. 

Die feste Schuld verpflichtet den Staat entweder nur 
zur Zahlung eines immerwährenden Zinses (Rente), ohne 
jegliche Veiptliehtuug zur Kückzaliiung des Kapitals, oder sie 
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verpflichtet ihn wenigstens nur zur allmählichen Tilgung des 
Schuldkapitals neben der periodischen Verzinsung desselben. 

Die allmähliche Tilgmig gesclüeht entweder durch (Einzel-) 
Annuitäten, welche in Verbindung mit den Zinsen die Schuld 
an den einzehicn Gläubiger prozentweise abtragen, oder es 
wird nach emem bestinimten Plane jährlich ein gewisser Theil 
der Partial-Obligationen, in welche die feste Schuld eingetheilt 
ist, durch Eückkauf oder Ausloosung eingelöst. • 

Diese festen Schulden des Staates erheischen noch andere 
rechtliche ( )i diiuugtn, als sie iür die schwebenden Schulden 
des Staates und für die Sclnilden der Privaten erforderhch 
und im bürgerhchen Recht gegeben sind. 

Die Smnmen, welche der Staat sich mittelst Emgehung 
fester Schulden verschafft, sind so gross, dass einer oder 
mehrere einzelne Gläubiger ihm dieselben regelmässig nicht 
zu kredlüren TemOgen. Deshalb wird, um eine grosse Anzahl 
Gläubiger heranztehen zu kOnnen, die ganze Schuld in Theil- 
T^flichtimg^ zerlegt, und Uber jede Theilverpflichtang des 
Staates eine meist auf den lohaber lautende besondere Schnld- 
nrkimde ausgestellt 

Während zur EiiiOhung der Sidierheit einer schwebenden 
Schuld des Staates, ebenso ine zu der eines Priyaten, spezielle 
Bestandtheile des domaine priv6 de I^tat verpfSndet werden 
k9nnen, dient zur grosseren Sicherung der festen Schuld die 
Bestlnmiung gewisser Einnahmen des Staates &Sr den aus- 
schliesslichen Dienst dieser Schuld.') 

^) Sollen die Einkünfte von LSndfirciim für den Schuldcndienst dienen, 
wie z. B. bei der Xiomaaiai- Anleihe (s. u. 23, 28, 45» &i> werdea 
auch woU 

1. ciiie flypotiiek uf die Ltodcarden dngetngwi 

und 

2. die Einkünfte derselben für den Dienst der Sebald bestimmt. 
Der Eintrag der Hypothek ist bei den dem domaine priv^ ange- 
hörenden Ländereien wichtig, damit kern anderer «tn vorgehendes fiecht 
wvefben kenn* 

Allein der wirksame Eintrag einer Hypothek fiir die feste Schuld 
ist nach den Vorschriften des reinen bürgerlichen Rechts unmöglich, 
weil dasselbe — vergl. Code C, art. 692 — erli isdit, dass der Name 
des Bypothekargläobigers eingetragen werde, imd diaa in. Benebung auf 
die (sBmmfUcheii) Inhaber der Titel der üBiten Schuld nicht angeht 
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Diese Sicherung unterscheidet sich aber von dem bürgerlich 
reehth'chen Pfandrecht in dreifacher Hinsicht: 

1. Durch die Natur des die Sicherheit gewährenden Gegen* 
Standes. Denn es smd insbesondere auch öffentlich rechtliche 
Einnahmen (Steuern, Gebühren und die Erträge des domaine 
public), welche dem anssebMesslichen Dienste der öffentlichen 
Schuld überwiesen werden. 

2. Durch den Inhalt der Berechti^mg an den Einkünften. 
Während das bürgerüch-rechtUche Pfandrecht nur lür den 
Nothfall eine Sicherung geben soll, wenn die Verpflichtung 
nicht anderweitig erfüllt wird, sollen aus den verpfändeten 
Einkünften die Zinsen und Tilgungsvei-pflichtungen der festen 
Schuld bestiminungsoremäss gedeckt werden. 

3. Durch die Person des Berechtigten. Während das 
büro-prliche Pfandrecht Fchlechthin dem Gläubiger zu^^teht 
haben dio rinzelnen l^artial-Glänbigor der festen Schuld kein 
Recht an d a verpländeteTi KinkUnften. Der Staat verptüehtet 
diese Einnahmen nur der Uesanimtlieit der Partialgläiibiger. 

Ebenso verpflichtet sich der Staat, wenn Tilgung durch 
Rückkauf oder Ausloosuug der Partial-Obligatioueu vorge'-chon 
ist, nur der Gesammtheit der Gläubiger der festen Schuld, 
nicht dem einzelnen Parti al-Gläubiger zur Beobachtung der 
Bestimmuns"en über die Tilgung. 

Die Gesammtheit der Gläubiircr. welche fortwährend 
wechseln und sich gegenseitig unbekannt sind, ist aber ausser 
Stande, ein jener Verpflichtung des Staates entsprechendes 



Wird aber die Hypothek z. B. auf d- n Numeu dea cmittirenden Bank- 
hauses gestellt, wie bei der Domamai-Axiieiiie, so kommt in Betracht, das« 
diea«* f8r «eine P«n<m nicht Qlfiitbigw festen Schuld und ntkdi den 
TonduiftendMnin bfirgeiliehen Redit» xnr Vcxtrotuig der Ol&nbigw 

der festen Schuld nicht tegitimirt ist. 

Auch die Garantie (Bürgschafts-Üebemabme) seiten.s Dritter, weicht 
von der bürgerlich-rechtlichen Bürgschaft darin ab, dasä die Garantie 
nur der Gesammtheit der Gläubiger, nicht dem einzelnen Gläubiger 
gegenüber fihexnonunen wird. 

So mar es, wenn der cgyptische Staat für die Schulden der JDtlren, 
oder letztere für die Schulden des Staates eine Garantie übernahm. Das- 
selbe gilt von der Garantie, welche 1885 di'> «^tiropliischen Grossmächte 
für die in diesem Jahre ausgegebene egyptischc btaatsanleihe übernahmen. 
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Recht geltend zu machen. Bs ist daher ein besonderes Organ 
für die Vertretung der Gesammtheit der Gläubiger erforderlich. 

Die von diesem Organe zu vertretenden Gesammtrechte 
hahen mindestens theilweise einen nicht bürgerhch-rechtlichen 
Inhalt und bedürfen zu ihrem Schutze daher besonderer 
Rechtsvorschriften ausserhalb des blirfrerlichen Rechts. 

Während die schwebende Schuld durch den einzelnen Akt 
der Zahkin«: sich erledig-t, erfordert die feste Schuld eine durch 
lanp-<' ZeiträiiTiu' fortdauernde Verwaltung. Besondere Verwal- 
tungsorgane und -einrichtungeu werden daher zur Besorgung 
des Dienstes der festen Schuld nothwendig. 

Während der Gläubiger der schwebenden Schuld, welche 
nach kurzer Zeit fällig wird, regelmässig nur die bei Eiu- 
gehung der Schuld bestehenden staatlichen Verhältnisse und 
die Zuverlässigkeit der in jenem Zeitpunkte vorhandenen 
Staatsverwaltung ins Auge zu fassen braucht, ergiebt sich fiir 
die »iliiubiger der testen Schuld das "Bodürfniss nach recht- 
lich iii Einrichtungen, welche die Ordnung der staatlichen Ver- 
hältnisse und die Zuverlässigkeit der Staatsvei-waltung auch 
für die Zukunft tliunlichst zu sichern geeignet sind. Denn 
diese Gläubiger können bei Eingehung der Schuld unmöglich 
für die lange Zeit des Fortbestandes derselben die künftige 
Gestaltung der Verhältnisse und das künltige Verhalten der 
Staatsleitung im Voraus übersehen. 

Die rechtliche Ordnung des Schuldenwesens eines Staates 
wird daher durch das bürgerUche Recht allein nicht erreicht. 
Es sind zu derselben noch andere Rechtsvorschriften erforder- 
Kch, die wir hier mit einer kurzen Bezeichnung als „verwal- 
tungsrechtliche" ^ zusammenlassen wollen. 



•) Diese Bezeichnung ist allerdings in Beziehung auf die Gesammt- 
rechte der Qlfiabiger und das Vertretuugsorgan derselben nicht ganz 
»itrtf«nd. Suwdt die Geaknuiiiredito kdnen bttegwSeh-TeelitUcheiL latalt 
halMii, konnte mii ne allenfalls ala bfirgenHoh-Terwaltimgarechfliehe 
Keehto beieichneii. 
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Dritter Abschnitt 

§ 16. 

Die egyptisclie StafttsseMd unter inter- 
nationalem bürgerlichen und staatlickem 
Verwaltnngs-Eeclit. 

Während 6as auf die Staafaschiüden Anwendung findende 
bflrgerUclie Becht in Egypten seit der Gerichtsrefoim inter- 
nationalrechtlieli festgestdlt war, gingen die znr .Ordmmg des 
staatUchen Schnldenwesens erforderlicheD Yerwaltungsrechlr 
Ii<dien Vorschriften zim&chst nodt von der Staatsgesets- 
gebung aus. 



Vierter Abschnitt 

Notkwendige Abändernng dieses RecktszoBtandes 
inftlge des egyptiachen Staateliankeretts. 

§ 16. 

Der Sfaattbankerott erfordert eine umfassende Regelung des 
Staatsscbuldeowesens und Neuerungen in allen Tfaeiien dos 

etaatssdiuldenrsclits. 

Der Zustand, dass das Beidit der egyptisdien Staats- 
sehulden auf zwei ungleichartigen BechtsqueUen beruhte, hätte 
bei geordneten finanziellen Veryütnissen des Landes YieUeicht 
fortbestehen können. Er wurde aber alsbald, nachdem die 
internationale Gerichtsreform ins Leben getreten war, infolge 
des Umstandes unhaltbar, dass der egyptisdie Staat damals 
dem Bankerott entgegenging. 
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Dor drnhonde Bankerott marhto eine umfassende Neu- 
i f i:f luiiL^ der liüanziellen Yerhältiiisse und Voipflicbtungen dos 
Staates unvermeidlich. Diese aber war nothwcndig einerseits 
mit Eingriflen in die rein bürgerlichen Rechte der Gläubiger, 
andererseits mit einer ümgestaltuno^ der sonstigen Befugnisse 
derselben und der verwaltungsrechtUchen Ordnung des Staats- 
schiildenwesens verknüpft. 

Einheitlich musste die Neuro^dung: erfolgen. Die Frage 
war. ob sie vom Staate auszugehen hatte oder mittelst inter- 
Datiooaier Bechtsschöpfung zu bewerkstelligen war. 

§ 17. 

Die Bedeutung d^s bestehenden internationalen bürger- 
liclien Rechts fOr diese rechtlichen Neuerungen. 

Das internationale Recht der Gerichtsreform schafft keine 
posltlye Ordnung für den Fall des Staats bankerotte, hindert 
aber die Regelung desselben im Wege der ütaatsgesetz- 
gebung und erheischt Ordnung desselben mittels Interaaiio- 
naler Festsetzungen. 

Der bei der Qerichtsreform den Hftchten dargebotene 
Code de Commerce enthält eine Konkurs-Ordnung.^) Es frug 
sieh daher zunächst, ob nicht hiermit bereits eine international- 
rechtliche Norm auch für den Fall des Staatsbankerotts ge- 
geben sei. Art 202 des Code de Comm. lautet: 

„Tout commer^ant qui cesse ses pairments pour raison 
d^olvabilit^ actuelle est en 6tat de taillite et doit dtre^ 
par jugement, d6clar6 en ötat de faiUite." 
Da die mit der internationalen Gerichtsreform in Kraft 
getretene Gesetzgebung offenbar absichtlich em Konkurs- 
verfiihren niu' über das Vennögen von Kaufleuten vorsah, 
so wollte sie jene Konkurs- Vorschriften im Falle der Zahlungs- 
unfähigkeit anderer Pei-sonen nicht angewandt wissen. Eine 
entsprechende Anwendung jener Vorschriften in Fällen der 
letzteren Art liess sich daher nicht durch Berufung auf den 
SaU: 

*) Code de Commearoe, dttp. HL 
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JSm eas de sUence, dlpanfflsance et d'obscurit^ de la loi, 
le juge se conformera aux principes du droit naturel et 
aux r^gles de V^mtA," (Art. 34 üt I, BJb^ — artw 11, 
Code avü.) 
rechtfertigen. 

Galt dies schon für den Fall der Zahlungsunfähigkeit Ton 
Privatpersonen, welche nicht Kaufleute waren, so war es 
vollends zweifellos bei Eintritt der Zahlungsunfähigkeit des 
Staates. 

Denn die entsprechende Anwendung jener Vorschriften 
auf den iStaat war erstens unmöglich, weil dessen Aktiven 
und Passiven zum grossen Theüe auf einer anderen ökono- 
mischen Grundlage beruhen als dio von Privaten (nicht Ver- 
mögen, sondern fortlnufende Einnahmen — nicht Kapital-, 
sondern fortlaufende Zinsverpflichtiineren). Sie war zweitens 
aber durchaus unzulässig, weil sie nothwendig mit einem tiefen 
Eingriff in die Staatsverwaltung verknüpft gewesen wäre, 
während nach art. 11 tit. 1 des Rbgi. d'org. jud. dem Gerichte 
untersagt war 

„interprßter ou arrßter Tex^cution d une mesure admi- 
nistrative.** 

Noch weniger aber konnten die Vorschriften über die 
distribution par contribution (Code de Proc, art. 575 — 604), 
welche gerichtlich erfolgen soll, wenn der Erlös aus dem 
Objekt der Zwangsvollstreckung nicht zur vollstHndigen Be- 
friedigung aller die Zwangsvollstreckung betreibenden Gläu- 
biger ausreicht, eine Grundlage für den Fall des Bankerotts 
des Staates abgeben. Bezweckten diese Vorschriften doch nur 
eine verhältnissmässige Ausgleiclumg in dem beschränkten 
Kreise der Interessenten einer einzelnen Zwangsvollstreckung, 
und war die Zwangsvollstreckung überhaupt doch nur auf 
Grund eines Urtheils oder eines anderen vollstreckbaren Titels 
(Code de Proc, art. 434) wegen liquider sicherer Ansprüche 
(Code de Proc, art. 437) zulässig, während es bei einem 
Bankerott zuvörderst nothwendig war, alle auch nicht voU- 
Btreckbaren Forderungen ins Klare m bringen und an dem 
Genüsse der yorhandenen Aktiven yerhSItnisamass^ thell- 
nehmen zu lassen. 
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Die den Mäi'hten mit der Gerichtsreform dargebotenen 
Codes enthalten daher keine positive Ordnung flir den Fall 
des Bankerotts des e<rypti<?chen Staates oder des Kludives. 

Dagegen bildeten sie in gewisser Beziehung ein Hinderniss 
für eine solche Ordnung. Die verhältnissmässige Befriedigung 
aller Gläubiger eines Bankerotteui s in einem Konkursverfkhren 
hat eine Einschränkung der den Gläubigem an sich zustehenden 
Rechte zur nothwendigen Voraussetzung. Mindestens muss 
die Ausübung der Hechte seitens des einzelnen Gläubigers 
im gemeinsamen Interesse zeitweise aufgehohen oder be- 
sehrSokt werden. Möglicherweise (Zwangs vergleich!) werden 
die Bechte im Interesse der Gläubigergesammtheit und des 
Gemeinschnldners direkt aufgehoben, soweit die Befriedigung 
derselben aus den zur Verfügung stehenden Aktivmittehi nicht 
erfolgen kann. 

Da nun infolge der (Jeriditsrefonn den ausländischen 
Gl&nbigem des egypüschen Staates und des Ehediyes die 
Tolle Ausübung ihrer bOrgerUchen Rechte international- 
rechtlich gesichert war, so war der egyptisdie Staat in die 
UnmSgliehkeit versetzt, im Falle seiner Zahlungsunfähigkeit 
oder der Zahlungsunfähigkeit des Ehediyes die nothwendige 
Ordnung des Bankerotts selbsHbidig im Wege der egyptischen 
Staatsgesetzgebung herbeizuftlhren. Ihsowdt solche einseiüg 
erlassenen Staatsgesetze durch ihre Bestimmungen die be- 
stehenden bfligerlichen Rechte der ausländischen Gläubiger 
einBchribikten oder das auf diese RechtsverhSltnisse anwend- 
bare objektiye bürgerliche Recht, wie es in den den Mäditen 
prüsentirten Codes enthalten war, abänderten, mussten die 
gemischten Gerichtshöfe, wenn die ausländischen Gläubiger 
zur Klage yor denselben schritten, jene Staatsgesetze als null 
und nichtig behandeln. 

Konnte der Bankerott des Staates und des Khediyes aber 
nicht im Wege der einseitigen Staatsgesetzgebong seiner 
Ordnung entgegengefOhrt werden, so blieben bei Eintritt des- 
selben nur zwei rechtlich zulässige Wego: entweder musste 
der egyptisdie Staat, bezw. der Khedive sich mit allen s^en 
GUlubigem yergleichen oder die der Ordnung des Bankerotts 
entg^nstehende intemationalreditliche Gesetzgebung musste 
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durch internationale Yereinbanrngen und Bestimmungeii in 
entsprechender Weise abgeändert, bezw. ergänzt werden. 

Ein Vergleich mit allen Gläubigem des Staates aber war, 
wenn anch rechtlich zulässig, thatsächlich unmöglich. 

Kechtlich zulässig und thatsächlich möglich war daher 
nur die Ordnung des cgyptischen Staatsbankerotts mittels 
internationaler Vereinbarungen und Bestimmungen, 



Fünfter Absdmitt 

Die Versndie staatlicher Re^long der egyptiielien 

Finanzen unter dem Khedive Ismail Pascha (1876 bis 
1879), insbesondere in ihrem Verhältnisse zu dem be- 
stehenden internationalen Rechte nnd in ihrer 
Bedentong flir die Fortentwickalimg desaelben. 

§ 18. 

A. Die Dekrete ven 1876 und die letteniieB fieeiehtepnikte 

fSr lUeeelbeD. 

Diesen Weg bescliritt die egyptisehe R^^^orung aber 
keineswegs sofort bei Eintritt ihrer Zahlimgsimfäliigkeit. So- 
lange der Khedive Ismail Pascha an der Kegierung blieb, 
suchte derselbe im Wepre „souveräner Staatsgesetzgebung" die 
egyptischen Finanzen zu regeln. Dies war mit den inter- 
nationalen Verpflichtmigen Egyptens nicht in Einklang zu 
bringen imd führte schliessUch zum Sturze Ismails. (26. Juni 
1879.) 

Uebrigens übten die bestehenden iüterualiuiiali'echtlichen 
VcriüUtmsse einen erheblichen Einfluss auch bereits in dieser 
unter der Regierung Iriiiiails verlaufenden Periode auf die Art 
aus, in welcher die Regelung der Finanzen versucht wurde. 
Denn erstens bot der Khedive Ismail infolge derselben 
den Gläubigern tliunüclist grosse Konzessionen und Garantien 

4 
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an, um dieselben zur freiwilligen Annahme der proi)onirion 
Neuordnnnp: zu bewegen. Soweit die Gläubiger darauf ein- 
gingeu und entsprechend den vom Khedive erlassenen De- 
kreten ihre alten Schuldtitel und Forderungen konvcrtiren 
Hessen, hat das Tribunal mixte du Caire m. E. mit Eecht 
eine Umwandlung der ursprünglichen Rechte der Gläubiger 
durch Vertrag mit der egyptischen Regierung angenommen.^) 
Zweitens entstanden auch in dieser Periode schon einige 
Einrichtungen zur UKii uiiL^ der Finanzen Egyptens auf inter- 
nationalrcchtlicher Giiiiidlugt', — 

Am 6. Aprü 1876 erliess der Khedive ein Dekret, dessen 
Art. 1 bestimmte: 

Le paiement des bons et assignations 6ch6ants dans les 
mois d'avril et de mai 1876, est prorog^ k 3 mois, k 
conrir de la dato des bons et assignations. Aveo !n- 
tdrdts de T^'/o ran.*" 

HechtUeh Tennoehte dieses dnseitig von der egyptiflehen 
Staatsregienmg erlassene Dekret an den erworbenen bOrger- 
lidien Hechten der aosländischai Staatsglftnlng^ nichts zu 
ändern.^ 

Aber thatsächlich begann seit jenem D^rete die Periode, 



*) Tiib. mitto d« CüiM %m im k Le Bfoit, r p. STIL ~ 
Dagegen Cour d'Appel 22 IV 1880 in Jurispr. des Trib., T. 5 p. 235: 
I decreti Kedmali del 1876 relativi al debito pubblico dello 
Stato non rivestono il carattere dl trattato internazionale ne puö 
riecmoscersi nei medealmi il carattere di un contratto dvile. 
Dw Appellhof erklärte sieh in Bestftigiiiig des Ufthe& I. Inetams 
(Trib. d'Alexandrie) für unzuständig. Unseres I^rachtenf» bilden nicht jme 
Dekrete allein, sondern in Verbindung mit dor Konvorsion der Titel gegen- 
über jenen Gläubigern, welche sich auf die Konversion eingelassen haben, 
einen Verb'ag. Allerdings unterliegt die Gültigkeit desselben aber noch 
w^teren Bedenken, n. a. deshalb, well ein Theil der in den Dekretoi ent- 
baltraen Aawdnitngen ohne die intaraationftie Genehmigung der Mleble 
ri'chtUch nicht ins Leben treten konnte. — S. femer Compte rendu de 
la Commission de la dette publique 1880, p, 10. — Teigl. Goar. d'Appei 
UjüJ 1878 in Jurisprud. des Trib., T. 3 p. 145. 

') Vergl den Bericht des italienischen Ministers des Auswärtigen 
Msndni Uber die egypt Gerichtsreferm wmn. SS. Desanber 18811 an die 
italienische Deputirten- Kammer. (Atti Parlamentari. Legis. ZT Pkiom 
Sess. 1882-8S), N. lY., Docorn. dipL, p. 64-67. 
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in welcher der egyptische Staat Semen Zahlimgarerpiliclituiigeii 
nicht mehr vollständig nachkam. 

Diesem Dekrete folj^^tcn am 2. Mai 1876 das Dekret über 
die Schaffung der Caisse de la detto publique, am 7. Mai 1876 das- 
jenige Uber die Um Wandlung. der gesammten Staats- undDaYra- 
Schülden in eine feste Schuld des Staates, am 18. November 
1876 ein weiteres, die Dekrete vom 2. und 7. Mai theils ab- 
änderndes, theils ergänzendes Dekret über die künftige Ge- 
staltung eines Theiles der Staatsschuld, endlich am 12. und 
13. Juli 1877 zwei Verträge zwischen dor Dai'ra Sanieh bezw. 
der DaYra Khassa einerseits und dem Engländer Goschen •'') und 
dem iYanzosen Joubert als Vertretern einer Anzalil Gläu- 
biger der Dai'ra andererseits über die künftige Gestaltung 
der Daira-Schulden. 

Den Dekreten vom Mai 1876 waren Verhandlungen mit 
einer französischen Banquier- und Gläubigcrgi-uppe, dem De- 
krete vom 18. November 1876 solche mit einer englisch-franzö- 
sischen Interessenten-Gruppe, vertreten durch die voi^enaimteii 
Henea Goschen und Joubert yorausgegangen. 

§ 19. 

(Tortöutzuiig.) 

Die den Gläubigern zugesicherten Rechte und Garantien; ~ 
inebeeondere die rechtliche Auegestaltung der Gesamoitrechte 
der Glftubiger der festen Schuld. — SchaflTung eines Ver- 
tretungs-OrQanet. — Klagbarkelt der Geeammtrecbte. 

Um die freiwillige Znsfämmiuig der GJSubiger zu den be- 
abdchtigteii Neuordnungen zu erhalten, war wesentJich, 1. der 
überzeugende Nachweis der Zahlungsunl&higkeit des Staates 
bezw. des Ehedives und des in Ennangdung einer Neuordnung 
drohenden Chaos, 2. die Bewilligung thunUchst weitgehender 
Konzessionen und Garantien für die künftige Sicheniieit und 
Befriedigung der neugeordneten GUlubigerrechte. 

Je weniger die Staatsregierung an&ngs geneigt war, das 
rückhaltlose Eingestündniss ihrer endgütigen ZahlungsunfÜhig- 
keit zu machen, und je mehr sie ilire Zahlungsverlegenheiten als 

Goticheu ist jeUt engüscher Finanzminister. 
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vorübrrL--! hl ndo hinzuRtellen suchte, um so mehr musste sie, 
um dio m Wirklichkeit unvermeidlich gewordene Neuordnung 
durch Einwil]io;iinfr der Glänliiiri r zu Stande zu bringen, diese 
durch Konzessionen und Ciuantien zu gewinnen suchen. 

Während in dem Konkiu'se l iii'^s Privatmann ^^s. dessen 
Wirthschaft auf dem Vermöp'en fussi, alle Gläuhiger-Ansiirüehp, 
einschliesslich der erst in Zukunft lalligen und der in ixTiodisch 
wiederkehrenden Leistungen bestehenden auf ihren gegen- 
wärtigen Kapitalbetrag zurückgcftlhrt und aus der gegen- 
wärtig vorhandenen Aktivmasse verhäitnissmässig befriedigt 
werden, besteht im Falle des Bankerotts eines .Staates, dessen 
Wii'tlischaft neben dem Verm?)gen hauptsächlich auf die 
periodischen Einkünfte begründet ist, die eine wesentliche 
Aufgabe darin, die mit kuizem Fälligkeitstermine bestehen- 
den — schwebenden — Kapitalschukk n ganz oder grossen- 
heüs in Zinsschulden mit langer, allmählic her Tilgungs- 
periode umzuwandeln und so auf die künftigen Einnahmen 
zui'ückzulühren. 

Die zweite Aufgabe besteht darin, zur Vermeidung Uber- . 
niar.sigtr Belastung der künftigen Einnahmen in angemessenem 
Verhältniss den Zinsfuss der festen Schuld herabzusetzen und 
die Tilgungsperiode derselben zu verlängern oder die Tilgung 
zeitweise völlig zu sistiren. 

Bei einer nach diesen Gesichtspunkten vorzunehmenden 
Neuregelung der Staatsfinanzen konnte die egyptische Regierung 
ihren Gläubigem für die von denselben zu bringenden Opfer 
Konzessionen und Garantien von dreierlei Art anbieten: 

1. Als umnittelbarBte Entschädigung itir die Hinaus- 
Schiebung der Zahhmgs- mid l^IgungsiiriBten xmd fOr die Ver- 
Idlrznng des Zinsftisses eine Erhöhung des künftig, wenn auch in 
ISngeren Tilgungsperioden, rückzahlbaren Nominalbetrages der 
Schuld und möglichst ausgedehnte Spezialveipt&ndung Ton Ein- 
nahmen zur Sicherung des künftigen Dienstes der festen Schuld; 

2. Bechtliche Ausgestaltung der Gesammtrechte der 
Gläubiger der festen Schuld durch 

a) Schaffimg eines Vertretungs-Orgaos der gesammten 
Glftubigerachaft. 

b) Verleihung der Elagharkeit für diese Gtosammtrechte. 
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3. Garantien fUr die kUufüge Zuverlässigkeit der Ver- 
waltung 

« a) speziell des Schnlden-Dieustes, 

b) der Finanzen uml t]p? Staates überhaupt. 

In Bezug auf die unter 1 bezeiclinete Art von Konzessionen 
stand einer Vorst "itulisrung zwischen den Gläubigern und ihrem 
Schuldner recliili li nichts, thatsächlich aber die Rivalität der 
verschieden zu i)edonkenden, verschiedenen Kateg'orien von 
Gläubigem und die Masslosigkeit der Ansprüche der Gläubiger 
im Allgememen entgegen. 

Nach dem Dekret vom 7. Mai 1876, welches die ^iimmt- 
lichen festen und schwebenden Schulden des Staates und der 
Daira Sanieh in eine einzige feste, zu 7 ®/o verzinshche und 
in 6ö Jahren mittels halbjährlicher Ausloosun^en tilgbare feste 
Schuld von 91 OÜÜ üOü £ uuiwandehi und dies(?r dette g6n4rale 
unifi6e die in Art. 3 des Dekretes aufgeführten Einnahmen — 
darunter auch die Einnalimen von den Eisenbahnen und von 
den Zoilaho:aben in Alexandrien — speziell verpfänden w^ollte, ' 
sollten die Titel der neuen festen Schuld den Inliabern der 
anderen alten Anleilietitel ziini Parikiii-se, jedoch den Inhabern 
der drei Anleihen mit kujzir TÜgungstrist von 1864, 1865 
und 1867 ^) niii" zuin Kurse von 95 ",/o und den Gläubigem 
der schwebenden Schulden nur zum Kurse von 80 ^lo an- 
■ gerechnet werden. 

Dies entsprach den Interessen der insbesondere bei der 
schwebenden Schuld betheiligten französischen Banquier- und 
Gläiibigergruppe, mit welcher Tor Erlass des Dekrets vom 
7. Mai 1876 Terbandelt word^ war, erregte aber die Eifer- 
sucht englischer, vorwiegend an den festen Schulden Egyptens 
hetheiligter Gläubigerkreise. Infolge der Ton den letzteren 
daher ajogeknttpftoi, durch Goschen in Gemeinschaft mit 
Joubert geführten Verhandlungen traf die egyptische Begierung 
in dem Dekret yom 18. November 1876 folgende anderweitige 
Ordnung: 

Die Inhaber der Titel der zu 9 "i« verzinslich gewesenen Aakilie 
von 18fi7 sollten ausserdem für die Herabsetzung ies Zinsfusses auf 7 "/o 
dm I !i Kapitalisirung der Differenz von 2 "/o in Titeln der neuen festen 
äciiuid entschädigt werden. 
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Die Daira-Schulden sollten auü der dette g6n6rale unifiöe 
wieder ausgeschieden und deren Regelung einem besonderen 
Abkommen vorbehalten (Art. 1), ebenso die Anleihen von 
1864, 1865 und 1867 wieder ausgeschieden und in ihrer 
firüheren Form aulVecht erhalten werden. (Art. 4.) 

Die den Gläubigem der schwebenden Staatsschuld durch 
das Dekret vom 7. Mai 1870 gewährte 25 prozentige Erhöhung 
des Nominalbetrages ihrer Forderungen sollte aul lu -,a er- 
mässigt werden. (Art. 5.) Sodann sollte die dette g6n6rale 
unifi6e gctlu ilt werden in 

a) eine zu b ^lo verzinsliche, in 65 Jahren tilgbare, 
privilegule feste Schuld von 17 000000 welcher 
die Eännahmen aus den Eisenbahnen und dem Hafen 
▼<m Alezaadri^ speziell Terpföndet ururden, und deren 
IMorien^BOj irenn jene Eännahmen fßr den Dienst 
der Sdinld nicht auBreichten, aus allen übrigen Sin* 
nalimen des Schnidendienstes Torweg bestritten weiden 
sollten. Die Titel dieser privflegirten Schnld sollten 
vorzugsweise zum Austausche gegen Titel der zu 7 
verzmslich gewesenen Anleihen von 1862, 1868 und 
1873 dien^. (Art. 3.) 

b) dne in 65 Jahren tilgbare dette unifi^e von 59 000000 jß, 
welcher mit Ausnahme der nunmehr fOr die privilegirte 
Schuld verpfllndeten Einnahmen im ASgemonen die 
im Art. 3 des Dekrets vom 7. Mai 1876 bezeidhneten 
Einnahmen speziell veipfSndet bleiben sollten. Diese 
dette unifi^ sollte zwar nominell zu 7 ^/o venönsbar 
bleiben, jedoch war bestimmt, dass bis zum Jahre 1885 - 
— oder wenn euie solche Verminderung schon frOher 
eintreten sollte, nur Ins zum Zeitpunkte der Ver- 
minderung des ausstehenden Nomhialbetrages auf 
40000000 £ ~ nur 6 Vo als Zms zu zahlen seien 
nnd das Qberschiessende Prozent zur EihOhung der 
Tilgangsmittel dienen sollte. Dm Tilgung sollte durch 
fittckkauf unter 75 Vo, und wenn dies nidit mt^ch, 
dnrch Ansloosung zum Kurse von 75 des Nominal- 
betrages geschehen, eventueU bei einer gewissen, In 
dem Dekret vorgesehenen günstigeren Gestaltung der 
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Einnalimen in Zukunft dor Tili(uu^-knrs auf 80 ^/o 
des Nominalbetrages eriiöht wei(l(>n. (Art. 5 und 6.) 

Nach dem Vertraf^e vom 12. Juü 1877 zwischen der 
Daira Sanieh und den Herren Goschen und Joubert sollte die 
DaTra-Anleihe von 1870 und die schwebende Daira- Schuld 
zum Nominalbetrafre in eine zu 5 "*/o^) verzinsliche feste Daira- 
Schuld von 8 81ö4fK)£ umgewandelt werden, welche durch 
Rückkauf unter 75 "/o, event. durch Ausloosung zu 75 Vo, 
und wenn die ganze Schuld auf den Retrag von 5 Llillionen £ 
sich vermindert hätte, durch Ausloüsung zum Parikurse ge- 
tilgt werden sollte. Diese dette gön^rale de la daira Sanieh 
sollte durch eine Hypothek auf den in zwei Annexen des 
Vertrages auigelulirteu Gütern der Da'ira Sanieh und der 
Daim Khassa und durch Ueberweisung der Einkünfte von 
diesen Gütern, sowie femer durch eine eventuell bis zu 
250 ODO £ jährlich zu erhöhende Subvention aus der Givil- 
liste des Khedives gesichert werden. 

Ausserdem aber soQte den Gläubigem der schwebenden 
DalktirSclrald (bons Dafra) and einer T<Hn Staate Über- 
nommenen schwebenden Schuld der DaYra (bons Balta sur 
])fo]]ieh) eine Erhöhung des Nominalbetrages ihrer Forderungen 
um 10 gewährt und für diesen Zwedc laut Vertrag vom • 
13. Juli 1877 aswiflchen der Bafra Ehassa und den Herren 
Goschen und Joubert eine zu 5 verzmsliche, durch Bück- 
kauf unter 75 Vo, eventuell durch Ausloosung zu 75 
tilgbare feste Schuld der Da&a Khassa im Betrage von 
697 454 £ geschaffen und durch Anweisung einer jahriichen 
Subvention von 50 000 £ aus der Civilliste des Khedives ge- 
sichert weiden. 

Auch diese neuen Bestimmungen vermochten keineswegs 
alle livalisurenden Gläubiger zu befriedigen. Gegenüber den 
nicht einverstandenen GUiubigem aber blieben sie ohne recht- 
liche Wirkung, soweit die bisherigen Beehte derselben unter 
dem Schute des mtemaüonalen büi^erliehen Beohts standen.' 

Die rechtliche Ausgestaltung der Gesammirechte der 



*) IMe eventuell Torgesehene höhere Y«rtiiisuiig bis sn 7 */o kam 
praktiBch nicht in Betndit. 
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Ol&ubiger der festen Schulden durch Schaffinig eines Ver- 
tretungs-Oigans derselben und durdi Verleihung des Eiage- 
rechts bezSglidi jener Bedite konnte den GläuMgem nach 
Lage der YerhBltmBse eine wirkliche Garantie nur gewihren, 
wenn dieselbe unter den Schuts der internationalen gemischten 
Gerichte gestellt wurde. 

Das Dekret yom 2. Mai 1876, durch welches die Caisae 
de la dette pv^H, d-äg^rte ge^ehaifeu «aide, beBÜmmte 
denn auch in Art. 4 — und diese Bestimmung wurde durch das 
Dekret vom 18. Not. 1876 laut Art. 33 desselben auürecht 
erhalten — : 

„Les actions qu*au nom et dans Tint^t des crtociers, 
en grande partie dtrangers, la Oaisse et pour eUe ses 
directeurs oroiront avoir k exercer contre radministration 
flnanci&re repr^sentde par le lünistre des flnances, pour 
CO qui oonceme la tuteile des garanties de la dette que 
nous ayons confite k la direction de la dite Caisse, seront 
porttes dans les termes de leur Jurisdiction devant les 
nouveauz tribunanz qui, suiTant Taocord stabil avec les 
puissances, ont 4t6 Instituts en iägypte.** 
Allein die Klagen, welche die Caisse nach jenem Dekrete 
„an nom et dans Tint^rät des cr^anciers" anzustellen ermächtigt 
wurde, konnten gar nicht „dans les termes de la Jurisdiction 
des noureaux tribunaux" fallen. Denn 

1. waren nach tit. I art. 9 des R6gl. d^ozg. judic. und 
nach art. 5 des Cod. Civ. diese Gerichte nur flir Klagen 
aus bürgerlichen und Handelsrechten zuständig.^) Die 
Gesanuntrechte der Gläubiger aber waren mindestens theil- 
weise wegen ihres Inhcilts kc^ine bürgerlichen Rechte. Ins- 
besondero ist das Gesammtrecht der Gläubiger auf Verwendung 
bestimmter Steuern, Zölle u. 8. w. fÜr den Zins- und Tilgungs- 
dienst der festen Schuld wegen seines nicht zu den Gütern 
des bürgerlichen Verkehrs gehörenden, sondern die staatliche 
Verwaltung betreffenden C^enstandes^) kein bihgerliches 

*) Die Zost&adigkeit in Strafsaciieü kommt hier nicht in Betracht. 

*) 6egeii»t»iid dieses ReohtB sind Vorgfinge im innerea Leben des 
StetdcOipen, also Yenndtnngsvorgfage, bestahend dazin» dass die Ter- 
pfltadeten Einkfliifte von den Einnalune-Beainten nicht an die Central- 
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Recht und entspricht, wie oben dargelegt, auch konsti-uktiv 
keineswegs dem Begriff des bUrgerKchen Pfandrechts*) oder 
eines sonstigen bürgerlichen Rechts.^ 

2. Ausserdem aber fehlte der Caisse nach dem inter- 
nationalen bürgerlichen Rechte die Aktivlegitimation, diese 
Klagen namens der Gläubiger zu erheben. Abgesehen von 
den, in den persönlichen Eigensehaftoi nnd VeitiSltnissen 
des ausUbidischen Gläubigers begrOndeten FäUen der gesetz- 
lichen Vertretung, fOt welche das nationale Recht des Aus- 
Ensens massgebend war^, kannte der Code Civ. kdne Fälle 

Staatskasse, sondprn nn dii Caisse de la dette publique abzuführen sind, 
welche in dieser Hinsi( ht eine Caisse speciale du tresor gilt (D. vom 
2. Mai 1876, art. 2), und dass die Caisse als öffentliches Yerwidtongs- 
ofgan ^ese JünnalimaiL «inolili«tiUdi snm Schnldendieiirt ni var* 
WMuden hat 

') Faustpfand (gage), CodeCiv.,art.663— €77,Hypolliiqa6kSrt68l— 726. 
Im Verkehr zwischen phY^iccben Personen ist ein solches Recht 
überhaupt unmöglich, weil die inneren Vorgänge einer physischen Person 
sich der Rechtsordnung entziehen. Allerdings kannten aber, insofern eine 
andere juristische Person als der Staat Scboldnerin wire, analoge innere 
Yerwaltnngsvorg&nge dieser jnristttcben Person snm Gegenstande eines 
Rechtes des Gläubigers gemacht werden. Streng genommen, würde auch 
ein solches Recht nicht mehr unter den Begriff des bürgerlichen Rechts 
fallen. Wenn man aber auch den Begriff des bürgerlicben Rechts auf die 
Beorechtigung , solche inneren Vorgänge bei einer privaten juris tischen 
Person m ▼«•langen, ausdehnen will, so endieint uns das iSIeicbe nicht 
sulassig gegenüber dem Staate, dessen Terwaltangs-Einiichtongen auf 
seiner staatshoheitlichen Gewalt beruhen. 

") Die Fälle „gesetzlicher Vertretung" eines Ausländers richteten sich 
nach dem nationalen Rechte desselben, wie auch vor der Gerichtsreform. 
TergL Bk^ dVg. jud., tit I art 9 und Cod. Giv. ut 5; ferner C. C. 
art 4, welcher lautet: 

Les quettions relatives i Vitat et a la capacitä des persounea 
et au Statut matrimonial, aux droits de succec<^ion naturelle ou 
testament&ire , aux tutelles et curateiles restent de la competence 
du juge du Statut personnel. 

Lorw|ne dans nne inataafie nne «zeepfion de cette mtnre aexa 
floulev^e, si les tribunauz reconnaissent la n^cessiti de fiuxe atrtiur 
au prealable sur Texception, ih devront surseoir au jugement du 
fond et fixer un delai dans iequel la partie contre laquelle la question 
präjudicielle aura soulev^e, devra ia faire juger döfiniüvement 
par le juge competeni 8i catle b^mmUA A*eit pas Moomme, il 
Mia p«BB^ ontre an jnfemcat da fond. 
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der gesetzlichen Vertretung und räumte auch nicht der egyp- 
tischen Regierun<T: das Recht ein, solcho durch Dekret zu 
schaffen. Nur auf die dekretliche Aiiuidnun«: der egyptischen 
Rcgiei-uüg aber vermochte die Caisse ihre Belüguiss zur Ver- 
tretung der Gläubiger zu stützen. Selbst wenn man den In- 
halt des Dekrets vom 2. Mai 187(5 vollständig als Inhalt eines 
Vertrages der egyptischen Regierung mit allen sicli der Kon- 
vertining unterwerfenden Gläubigcra betrachtet, würde es 
meines Erachtons unmöglich sein, darin zugleich eine Bevoll- 
mächtigüiig der Oaisse, bezw. deren Mitglieder seitens der 
Gläubiger im Sinne des bürgerlichen Rechts zu erblicken. 
Einer solchen Annahme widerstreitet der Umstand, dass in 
den Personen der Mitglieder der Caisse Öfters ein Wechsel 
eintritt, dass femer die Schuldtitel fortwährend in neue Hände 
übergehen, dass eineVoIbnadit, was hier offenbar ausgeschlossen 
sein sollte, beliebig widerroflich ist u. s. w.*) 

Es iraralaoreditlidiinuudglich, durebdieeinseitigerkuiaenen 
Dekrete irom 2. Mai und 18. Noy. 1876 bezw. dnrcb die hierauf 
beEtIgJichen Verträge zwischen der eg3rptischen Begiemng und 
den OlSiüngem den Gesammtrechten der letzteren, ausgettbt 
durch die Caisse, den Schutz der internationalen Gerichte zu 
verschaffen.*) 

•) Vergl. Code Civ. Eg., art art. 625-652 „du iiiandat*. In dem 
Uitbeil des Trib. du Caire vom 2/III 1878, welches auf eme von den Kom- 
aiisflweii der Oalaae de U dette publique gegen die egyptischeltegiemiig 
•ngMtellte Elftge Bi^iiig. vird dagegen ausgefllhrt, daae die GUubiger 
durch EoQTersion ihrer Titel das in ihrem Namen in dem Art 4 dea 
Dekrets vom 2. Mai 1876 den Kommissaren der CaiHse übertragene 
Mandat bestätigt hätten. Vergl. das Urtheil in Le Droit, vol. 2 p. 273. 

») Aus den in obiger Anafdhnmg enthaltenen Gründen mnaaen wir 
alle Uitheile ali an «nrecbt wgangm oraditen, in weteben die Tribi 
nüictea ver dem Liqiiidaliinisgesetze vom 17. Juli 1880 die Caisae de la 
dette publique ala Uagebcveebtigt gegenüber der egjpt Rt^fierimg aner^ 
Jtannt hahon. 

Da die Zuständigkeit der gemischten Gerichte internatiuuakcchüicli auf 
bOrgerliehe RedttaTerbSttnisae beaehrKokt war, kennte die egyptisdie Ke- 
gianmg der Gaiaae aneb nUdit in deren Bigenschaft als Offentliehe AnfiiiditB- 

und Kontrollbehörde ein selbständiges, von den Rechten der Gläubiger 
nnabhängiges Elagrecht gegen die Regierung mit der Wirkung einräumen, 
dass für diese (öffentlich rechtlichen) Klagen die gemischten Gerichte zu- 
ständig geworden wären. 
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§ 20. 
(Fortsetzung ) 

Verwaltungs-Einrichtungen; Verwaltung des Dienstes der festen 
Schuld durch die Calsse. — Speziaiverwaltung der Elsen- 
bahnen u. 8. w. — Verwaltung der Daira-Schuld. — General- 
Kontrolleure. 

Um die Gläubiger zur EiniRrilligimg in die Umgestaltung 
und Beschi^Jikung ihrer Ansprache 2a bewegen, sollte ümen 
eine dritte Art von Garantien durch die Schaffung von Ein- 
richtungen gegeben werden, welche geeignet waren, in Zukunft 
die Zuverlässigkeit des Schuldendienstes, sowie der Finanz- 
verwaltung überhaupt und der allgemeinen Staatsverwaltung 
zu sichern. 

Die durch das Dekret vom 2. Mai 1876 ins Leben ge- 
rufene und durch das Dekret vom 18. Nov. 1876, Art. 18, 
ausdrttcklich bis zur völligen Tilgung der Schuld permanent 
erklärte Caisse oder Clommission de la dette publique, welche 
ausser ihrw oben erörterten Eigenschafb als Vertretungsoigan 
der Gcsanmitrechte der Gläubiger fortan ein spezielles Staats- 
organ fOr die Verwaltong des Staatsschuldendienstes bilden 
sollte, wurde mit weitgehenden Beftignissen insbesondere in 
Bezug auf die YOTeinnahmung der fOr die Schuld verpfändeten 
und bezw. erforderlichen StaatseinkOnfte ausgestattet, und jede 
Aenderung der verpfändeten Steuern, welche die ErtrSgnissse 
vermindem konnte, sowie die Aufiiahme irgendwelcher Anleihen 
seitens der Begierung von der Zustimmung dieser Caisse ab- 
hängig gemacht (Dekret vom 2. Mai 1876, art. art. 1—3, 8—10). 
Zu Kommissaren dieser Caisse aber sollten nur sachkundige 
ausländische Beamte ernannt werden, deren Vorschlag die 
egyptische Begierung thunlichst von den betr. ausländischen 
Begierungen erwirken wollte (Dekret vom 2. Mai 1876 Einleitung 
und Dekret vom 18. Nov. 1876, art. 20). 

Für die Verwaltung der Eisenbahnen und des Hafens 
von Alexandria, deren Einnahmen iiir die privilegirte Schuld 
verpfändet wurden, sollte nach dem Dekret vom 18. Nov. 1876 
eine besondere Verwaltung eingerichtet werden (art. 23 — 32) und 
unter den 5 Administratoren derselben zwei Engländer und ein 
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Franzose sein, welche die egyptische Begierung gleichfidls auf 
Vorscblag ihrer betr.Begienmgenemeimeii wolIte(art. 28,25,26). 

Nach dem Tertrage Tom 12. Juli 1877 sollten <üe aus- 
ländischen GlftuUger^) der nenen dette gdn^rale de la DaXra 
zwei Kontrolleure ernennen. Biesen sollte einerseits die Be- 
au&ichtigung und Eontrolle des Sehuldendienstes der dette 
g^nörale de la Dallra und der Verwaltung der yerpfändeten 
DatragQter und -einkOnfte, anderersdts in Yerhindung mit dem 
Generaldirektor der BalDra unter dem Namen eines conseil 
sup6ri6ur de la DaYra die oberste Leitung dieses Schulden- 
dienstes und dieser Verwaltung zustehen. (V ertrag vom 12. Juli 
1877, art. 15—24, 8—10). 

Nach dem Dekrete vom 18. Noyemher ljB76 (aii. 7 — 17) 
sollten ein englischer und ein französischer Gleneralkontrolleur 
mit weitgebenden Befiignlssen nicht bloss zur BeauMchtigung, 
sondern auch zur direkten Einwiiftung auf die gesammte Finanz- 
Terwaltong des Staates ernannt werden, und wollte die egyp- 
tische Begierung auch bei der Besetzung dieser hohen Staats- 
verwaltungs-Aemter sich nach den Vorschlägen der englisdien 
bezw. französischen Begierung richten (art. 14). 

Bie Schaffung und die Aufrechterhaltung aller dieser 
Staatsrerwaltungscinricbtungen seitens der egyptischen Be- 
gierung waren aber Akte staatshoheitlicher Art und konnten 
deshalb nicht Gegenstand eines bürgerlichen Bechts sem. 
Mochte die Regierung diese Einrichtungen durch einseitig er« 
lassene Dekrete geschaffen oder sich zu deren Schaffüng und 
Aufrcchterbaltung den Gläubigem gegenüber vertragsmäs^ 
verpflichtet haben, so fielen die hierauf bezüglichen Ansprüche 
der Gläubiger nicht unter den Schutz der nur fllr bürgerlich* 
rechtliche Angelegenheiten zuständigen internationalen Gerichte. 
Auch erzeugten die einseitig erlassenen Dekrete und die mit 
den Gläubigem geschlossenen Verträge keine rechtliche inter- 
nationale Verpflichtung Egyptens gegenüber den auswärtigen 
Mächten. Es fehlte daher die rechtliche Garantie flir den 
Bestand jener Einrichtungen, und thatsächhch hat Egypten 
wiederholt dnseitig Aenderungen derselben Torgenommen, 



Besw. das erste Jf «d deren Reprftaeatantea Qoeohen und Joabert 
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Die ummaMfielmi reebtliehen Hiigel lier neoei von dar 
Staattgetetioebung getchaffMaii Mniingeii. Dia UmtaM- 
llahan Sabwierlakaitan und dia Fimaznotli dar agyptiachaa Ra- 
gfanng. Dia WditarflUlviig dar von dan ganbelitaii Garlditan 
gagaa diaaallia ariasaamn Urlhaila. 

Die Garüntien imd Konzessionen, welche Efrypten seinen 
Gläubiofern im We{?e einseitio^er Staatso-f^sptzijelmng oder im 
"Weo-o des Vertrages zu bieten vermochte, litten also theils 
nothwendig an reehtlichen ]\Iängeln, tlunls mussten sie bei dem 
Mangel fester Rechtssätze über die Privilegienordnung der 
verschiedenen Kategorien von Staatsglänbigern Eivalitiiten 
zwischen diesen hervorrufen, und theils konnten sie unmöglich 
so weit gehen, wie das Begehren einzelner Gläubiger 
es erheischt haben würde. 

Es war ausserdem thatsächhch für die egyptische Re- 
gierung unmöglich, sich mit allen einzelnen, vielfach unbe- 
kannten und beständig wechselnden Gläubigern vertragsmässig 
zu vergleichen. 

Die Vertreter einzelner Gläubigergi-uppen , wie z. B. die 
Herren Goschen und Joubert, hatten aber über ihre etwaigen 
Vollmachtgeber hinaus keine Legitimation zum Ahschluss von 
Verträgen. Daher waren die auf Gnmd von Verhandlungen 
mit ihnen erlassenen Dekrete und die mit ihnen geschlossenen 
Verträge keineswegs tür die sänmitlichen Gläubiger bindend, 
sondern wurden dies nur imVerhältniss zwischen der egyptischen 
Regierung und denjenigen einzelnen Gläubigern, welche durch 
Eingehung ;uif die Konvertirung ilirer Schuldtitel, das in 
jenen Dekreten und \'crträgen enthaltene Anerbieten des 
egyptischen Staates annahmen. 

Einzelne Gläubigerkategorien, welche durch die Dekrete 
von 1876 benachtheiligt oder in ihren erworbenen Eeehten 
verletzt zu sein glaubten, protestirten gegen dieselben. M Zu 

*) Allerdings erfo]c:t«n diese Proteste namentlich vor d m 18. Nov. 1876 
und richtetea sich gegen da.s Dekret vom 7. 'Nfai 1 -tg So die Proteste 
der englischen Firma „i^ ruiiling und Goschoii" vom 12. Mai 1616 namens 
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allen betete erörterten Schwierigkeiten kam binzn, dass die 
finanzielleii Mittel der epjptischen Kegierung cor Durchflihraog 
der in den Dekreten geschaffenen Neuordnniig der Gläubiger- 
rechte nicht ausreichten. Aenderungen wurden verfügt. Durch 
Dekret vom 15. Dezember 1877 wurden die Verfallzeiten der 
Coupons der dette unifi^e verlegt, die Zahlung des ftlr die 
Zeit vom 15. Juli 1877 bis 1. Mai 1878 geschuldeten Zinses 
in Raten bestimmt und der Beginn dor Tilgung mittelst Aus- 
loosun^ bis zum 1. Mai 1878 hinausgeschoben. 

Afj^esehen von dieser officieiJen Aenderunfr des Inhalts 
der Dekrete hielt die Regaerun? die darin übernommenen 
Vei-pfliflitunfren thatsächlieh nicht inne. Die Caisse de la 
dette publique erhob Protest und srMiesshch Klage gegen die 
Regierung, weil die verpfändeten Einnahmen nicht vollständig 
und regelmässig nn die Caisse abgeHihrt. und die monatlichen 
Uehen-if-bfen über die Steuereinnahmen u. s. w., welche als 
Mittel der Kontrolle dienen sollten, derselben nicht zugestellt 
wurden.^) 

Durch die Dekrete waren nicht alle Schulden geregelt, 
und nach Erlass derselben waren neue kontrahirt worden.^) 



der bond-holders von 1862 und 1864, der Imperial Ottoman Bank vom 
17. Mai 1876 namens der Anleihe von 1867 und des Council of Foreign 
Bond-Holden In Londim vom 33. Hai 1876. 

^ Ta|0. ProfMt der CuMe vom 4. Nov. 1876 und BesehliiM den. 
Tom 1. Febr. 1878 betr. die Beschreitong des Rechtsweges gegen die 
ervpt Pegierung, Egypt 187» No. 3, p. 19, 130, 131. (1878—1879 
Vol. 78, p. 251, 3R-^-3ß3) 

Nach unserer Aul lassung — vergl. o. § iü Anm. 9 — war freiüch der 
ReditBweg der Caiase gegen die ^ypi Seg^imuig m den gunieditea 
Gerichten trote ArL 4 dea Dekrets tom 3. Mn 1876 and Aii 33 des 
Dekrets vom 18. Nov. 1876 nicht zulässig. In dem mehr zitirten Urtheile 
des Trib. mixte du Caire vom 2. Mftrz 18T8 wurde aber die egypt. 
Regierung auf Antrag der Caisse verortbeilt, den Kommissaren der Caiase 
die mo naflicfaen Abrechnungen aller Yenraltongsbehörden mitzutheilen, 
welche angsdüleadidi oder fhdlw^ für die feete Sehnld t^ftndeto 
BSnkfinfte vereinnahmten. Vergl das Urtheil in Le Droit, toi 2, p. 371. 

*) Vergl. einerseits di-r« S''hrpiben der Caisse an d^n egypt Finanz- 
nünister vom 9. und 28, Januar 1878, und der Herren Goschen und 
Joabert an den Khedive vom 15. Januar 1875, andererseits die Antwort 
dea Kbeditea anf das erate Selireiben dsr Gaiaae in Egypt 1876 No. 3, 
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Alle diese Umstände hatten zur Folge, dass uiiLf ii htet 
der Dekrete die Repcning imd Ijezw. der Khedive vor den ge- 
mischten Gerichten ausserordentlich häufig verklagt und ver- 
uriheilt wurden. 

Da die Regierung den sie veiiirtiieilenden Erkenntnissen in 
vielen Fällen freiwillig nicht mehr naehkani. wimie die 
Stellungnahme der gemis» hu i! ( i lichte zu der Frage der 
Zulässigkeit der ZwangsvoiJsu eckung gegen die ägyptische 
Regierung von grosser praktischer Bedeutung. 

Nach der liierauf bezüglichen Kecht^jirechung der gemischten 
Gerichte (vergl. oben § lo Aum. 17.) konnten nur die wenigsten 
der Gläubiger, welche ein siegreiches ürtheil gegen den Staat 
erwirkt hatten, sich mittelst Zwangsvollstreckung Befriedigung 
verschaffen. 

Alleüi wenn das bürgerliche Prozessrecht nach der Auf- 
fassung der gemischten Gerichte dem einzehien Gläubiger die 
Möglichkeit einer umfassenden Zwangsvollstreckung gegen den 
Staat nicht gewäluleistete, so verletzte der Staat durch fort- 
gesetzte generelle Nichtcriliiiung der gegen ihn ergangenen 
ürtheile eine ihm gegen die auswärtigen Mächte» obHegende 
internationale Vei-pflichtung. Denn er entzog sich durch solches 
Verhalten thatsächlich der richterlichen Gewalt der neuen 
Gerichte, während die Unterwerfung des Staates unter diese 
Ctowidt in Beziehung aul" die von Ausländern gegen ihn geltend 
gemachten bürgerlichen Ansprtiche eine der Bedingungen war, 
von welchen die ausländischen Mächte im Interesse des Schutzes 
der Hechte ihrer Nationalen ihre Genehmigung der Gerichts- 
reform abhängig gemacht hatten. 

Als die Proteste der emzehien Interessenten wegen der 
NichterfOlhmg der Urtheile seitens des Staates immer zahl- 
reicher wurden, als die Adrokat^i-Baiik, als die Handelsbei- 
sitzer bei den gemischten Gerichten zu Alexandrien je einen 
gemeinschaftlichen Protest dem Konsular-Eorps fiberreicht 
hatten, als endlich der Appellhof zu Alexandrien einen feier- 
lichen Protest gegen jenes Verhalten des Staates eingelegt, 



p. 112— 113, 125 — 128. 128-129, 116— 119. (1878— 1879 voL 78, 
844- 845, 857-860, 8e0->861, 348-351). 



Digitized by Google 



— 64 



in welchem er daraul hinwies, dass durch eine Verlängerung 
dieses Zustandes unaiiswoichlich die ganze Geriehfsrpform 
gefährdet werde, und seine auswärtigen Mitglieder ( rni-u htigt 
hatte, diesen Protest zur Kenntniss üirer Regn miiirrn zu 
bringt 11,^) griffen auf Anregung der deutschen Regierung^) die 
europaiscluMi Grossmiu hte — ausser Riissland — mit einem 
der egyptischen Regierung überieichten KoUektivprotest*) ein. 
In diesem Protest erklärten sie: Wenn die egyptische Regienmg 
fortfahre, die von ihr übernommene internationale Verptlichtung, 
sich den gemischten Gerichten zu unterwerfen, durch Nicht- 
erfüllung der Urtheile derselben zu verletzen und dadurch das 
Werk der Gerich tsre form gefährde, so müsse dieselbe gewärtig 
sein, in Zukunft wiederum und in noch höherem Masse als 
in der Vergangenheit diplomatischen Reklamationen ausgesetzt 
zu werden. 

Wohl konnte die egrptisclie Regierung nicht ohne Grund 
erwidern,^ die Ursache der Nichteritilhmg so vieler Urtheile 
liege nicht iu ünem Wiilen, sondern m liu cu ünanziellen Ver- 
hältnissen. 

Die Unterlassung der Eriilllung an sich war keine Rechts- 
verletzung, soweit der Regiening dieselbe thatsächlich un- 
möglich war. Rechtsverletzend war dagegen, dass die egyptische 
Regierung den Weg der internationalen Vereinbarung nicht 
suchte oder wenigstens nicht fand, auf welchem die durch 
die thatsächlicben Yerytttniflse gebotene Suspendirung der 
Zahlungen und die Neuordnung der finanziellen Verpfiiditongen 



*) Vergl. Protest der Advokaten vom 19. (?) Jaouar 1S78, Protest der 
Bandelsbeisitser vom M. Jan* 1878, Pnlest des AppeUhdiM m AkocuidxieA 
vom 7. Felv. 1876 in ISffpt 1879 No. S» p. 115> Itt, 14& (1878—1879 
vol 78, p. 347, 354-877.) 

*) Verg!. Schreiben des engl. Staatssekretärs des Auswärtigen Earl 
of Derby an den Grossbritannischen ßotbchafter Odo Russell in Berlin 
vom 9. März 1878 inügypt 1879 No. 2, p. 161(1878-1879 vol. 78, p. 393.) 

Yergl. d«B KollektiT-Fiotest vom 28. MSn 1878 in Rgypt 1878 
No. 8, pw 190 (1878-1879 voL 78^ p. 422.) 

*) Vergl. die Antwort der egypt. Regiening vom 10, April 1878 auf 
den Eollektivprotefit der Mächte in Egypt 1879 No 2, p. 196—197 (187S 
-1879 vol. 78, p. 428-429.) 
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E|sryptens in V(A<:r dr-r Ix stehenden internationalrechtlicheii 
Beschränkung des Staat es rechtlich allein 711 bewerkst cllig^en war. 

Allein die Verhältnisse wai'en mächtiger als die egyptische 
Regrieninff nnd tührten auch wider Willen der letzteren einer 
interiiaiionaien H^elung Schritt itir Schritt entgegen. 



K Neue Schritte zur Herbeiführung einer Ordnung 

der Finanzen. 

i 22. 

Die CoMittlon Sapörieure d'EnquMe Hml deren Prilinlnar- 
Berloht vom Augoet 1878. Der egyptiscbe Mtaieterral und die 
beida nueMndieelien Mlnieter In demeelben. 

Da die Erfüllung der durch die Dekrete von 187G über- 
nommenen Verpflichtungen sich melir und inehr als unmögüch 
erwies und insbesondere die Einnahmen des Staates weit hinter 
den beiErlass jener Dekrete gehegten Erwai tuugeu zui UckbUeben, 
ordnete der Khedivr durch Dekret vom 27. Januar 1878 die 
Einsetzung einer Commission Supf^rieure d'Enquete an, welche 
die Mindererträgnisse in den Eiiiiuihmcn der verschiedenen 
Verwaltungszweige, die Mängel in der Veranlagung und Er- 
hebimg der Steuern, die Mittel zur Abstellung der letzteren 
und die Höhe der wirklich zu erzielenden Einkünfte feststellen 
sollte. Die Ernennung der Mitglieder dieser Kommission war 
einem späteren Dekrete Yorbehalten. Der Eiiedive hatte die 
AlMieht, die liÜtgSeder der Caisse de la dette publique zu 
dieser Kemmission Imiziisusi^eiL Da der wesentliche Zweck 
der beabsichtigte U&tersuGhmigeii war, eine abermalige 
Herabsetenng der den Gläubigem durch die Dekrete von 1876 
genährten ZIdb- und sonstigen Rechte aJs nothwendig zu er^ 
weisen, so bestanden die Mitglieder der Caisse^) auf einer 
um&ssenden Untersuchung ni<^t bloss der Einnahmen, sondern 



1) Ttt|^ fie Sciirdbendor Ctiiae nad itt Khodiv«t iowle tod Q<wcli«a 
und Jonbert in Gompte rendn d. 1. Oalsse 1877 Innex No. 1, p. 95—50. 

5 
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auch der Ausgaben und der gesammten Schulden der egyptischen 
BegieruDg, weil nur auf Grund einer solchen ein ridttiges 
Urtheil über die Nothwendigkeit der Verminderung: der 
Gläubiger-Rechte möglich sei. Diesem Ansinnen widersetzte 
sich der Khedive anfangs mit Entschiedenheit, weil es „touchait 
aux droits legitimes de tout Gouvernement, und beschränkte 
in dem Dekrete vom 27. Januar 1878 die Beftignisse der 
Kommission auf das oben angegebene Mass. 

Allein die aus der fortgrsctzton Nichtorfülhing der Ur- 
theile seitens der eo-yptischen Refjierung und aus den gesamniten 
cgrj'plischen Finanzzuständen sich rrp-pliende Bedrohung der 
Interessen der europäischen Gläul)ij?er hatte bereits zu Ver- 
handiungeu unter den europäischen Grossmächten — mit 
Ausnahme Russlands — irellihrt, welche bezweckten,*) von der 
egjptischen Reo;iernn^ die Zusammensetzung der Conmiission 
d'Enquete aus unbetheiügten Personell einschliesslich der 
Caisse, die Ausdehnung der Untersuchungen derselben auf 
die gesammte Finanzlage Egyptens einschüessüch der Aus- 
gaben und der Schulden und die Beauftragung dieser Kommission 
mit dei- Ausarbeitung von Vorschlägen für die üegelung der 
egyptischen Finanzen zu verlangen. 

Nachdem der egyptischen Regierung am 28. März 1878 
der Kollektiv -Protest der Mächte we^j^en Unterlassung der 
Urtheilserftxllung tiberreicht war, kam sie der weiteren ge- 
meinsamen Aktion der Mächte dadurch zuvor, dass sie am 
30. März 1878 Ireiwillig ein den Wünschen derselben ent- 
sprechendes Dekret erücss.^) Die durch dieses Dekret be- 

') Vergl. iosbesondere das Memorandum Oesterrreich-Ungaiiiä vom 
b. Hän 1879 in Bgypt 1879 No. p. 166-169 (1878—1879 voL 78^ 
p. 890- 891.)« welchem noch weiter ausgeffihct wurde: 

,11 faudra laisser ä Tavemr et ä une entente ult^rieare des 
Paissances ä decider si, apres que les travaux de l'enqulte sont 
fiulä, ime demarche commune pour assurer la mise a Tex^cution 
dw rifiwmes Ben n^eeeMire et sous quellet ooaditioiui eile poom 
avoir lieiL* 

*) In diesem Dekrete hcisst es: 
,Vu notro D^cret du 27. Janvier 1878, instituant une Commission 
Supericure d'Enqufete; Coneiderant que cottc commission devra 
pr^parer et soumettre ä notre fiaiLctioxi im rcgicmeui absuraat la 
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rafene GoimoiBsioii Sup^eure dlinqudte bestand unter der — 
noinineUeai — Präsidentschaft FerdinaDd von Iiessei»^ ans 
einem engliadien (Wilson) und einem egyptisoben (ßsaz Pascha) 
Vizeprikddoiten und den 4 (italienischen, englischen, franz8> 
sischen mid Vstenreichisdien) KonunissaFen der Gaisse de la 
dette publique. 

Das in dieser Beziehung durch das Dekret vom 30. März 
1878 nicht abgeänderte Dekret vom 27. Januar 1878 hatte 
die Kommission angeTOsen, jedenfalls innerhalb des Jahres 

1878 ihren Bericht zu erstatten. Im Aug:ust 1878 überreichte 
die Kommission einen Präliminar-Bericht,*) in welchem sie die 
allgemeinen Ursachen der Finanasnöihe Egyptens und die Mass- 
nahmen darlegte, welche zum Zwecke einer angemessenen 
Reform alsbald zu treffen seien. Der endgültige Bericht kam 
aber im Jahre 1878 nicht mehr zu Stande. Am 6. Januar 

1879 wurde deshalb die Kommission durch ein neues Dekret 
angewiesen, über alle Materien, welche Gegenstand ihrer Unter- 
suchungen gebildet hatten, Gesetzentwürfe vorzubereiten. Am 
10. April 1870 legete die Kommission den von ihr für die 
Regelung der Finanzen ausgearbeiteten Gesetzentwurf unter 
Beifügung eines Berichtes vom 8. April 1879 vor.-"^) 

In dem Berichte fUhrte sie aus, dass zur Zeit nur eine 



marchc rcculierp des Services publics, et donnant une ^gnilftbl« 
satiefaction aux int<'r^t8 du pays et des cr^aaoiers; 
Avons decr^tä et decretons: — 

Art 1. Lee povvoln les plus Mendne sonk doon^ i k Oonunierioii 
qiie Doofi mstituiOiui. 

Art 3. Les ioTcstigatioos de la Commission d*£nqa$te porteroot 
sur tous les Clements de la sitaation üiMmkn, en temmt oompte 
des dioits legitimes da Gouvernement ..." 
In Art 4 worden die einzelnen Mitglieder ernannt. 
0 Coomiieiiaii Supdneicre d^SnqnHe , Rapport Fräindnalre adreeeü 
a S. A. le Khedive, gedruckt Alezandrie 1878. Auf diese Ausgabe be- 
7Tehpn sich unsere späteren Zitate. Der Bericht ist auch abgedruckt in 
Eg\pt !879 No. 2, p. 234- 285 (1878--1879 vol. 78, p. 466—517). 

Happort concemant le Kegiement Frovisoire de la Situation 
FineaeMra, le Oaire 1879. 

Aneeer dieeem Of^^nUnidt, naidi Weldtem ton nni sitift wixiH, ab- 
iMnifikt inBijpt im No. p. 97--iato (m8-]St79 t8, p. 

5» 
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provisorische Regelung der Finanzen, eine definitive Regelung 
derselben sich aber erst nach einigen Jaliren ermöglichen lasse. 

In dem Präliniinar-Bericht vom August 1878 hatte die 
Kommission die bisherige absolute Gewalt- und Willkür-Herr- 
ficbalt des J&hedives als eine der Hauptursachen der Ver- 
wirrung der egyptischen Finanzen, die Begrenzung dieser ab- 
soluten Gewalt als eine der zunächst erforderlichen Reformen 
bezeichnet. Unter Berufung auf die Verantwortlichkeit, welche 
der KhediTO infolge dieser seiner nnheschränkten und un- 
kontrollirten Gewalt tur die bestehenden Zustände trage, mid 
unter Hinweis auf den Umstand, dass in Ermanglung einer 
festen Regel über den ausschliesslichen Gebrauch der Staats- 
gelder ftir Staatszweeke bisher die ersteren auch zum Erwerb und 
zur VergrÖsserung der Daira-Güter gedient hätten, erklärte 
sie es ferner tui* geboten, dass aJJe nieht verpfändeten un- 
beweglichen Da ira- Güter zur AusgleichuDg des Defisats der 
Staatsschulden verwendet würden. 

Infolge diospr Schlussfolgenmgen des Präliminar-Berichts 
bildete der Khedive, welcher einen Theü der Daira- Güter, 
nämlich die ftlr die dette g(^n<^rale de la daYra verpiändeten 
Güter der Daira Sanieli und der Dana Khassa schon laut 
Erklärung vom 22. Mai 1878 mit ihren Lasten und Ver- 
pflichtungen an den Staat abgetiTten hatte.*) durch Reskript 
vom 28. August 1878^) einen MinisteiTath, an dessen Majoritäts- 
Entscheidung er sich f'oi tan binden woUtc, und beschloss, zwei 
ausländische Mmister in denselben aufzunehmen. 

Im Herbst 1878 traten der Engländer Wilson als Finanz- 
minister^) und der Franzose Blignieres als Minister der öffent- 

YeigL den Sdniftwediael swiachen dem PrivKtmkntsriat des 

Khedives und der Comm. Sup. d'Enquete vom 22. und SS. MM 1878 in 
Bgypt 1878 No. 2, p. 208-209 (1878-1879 vol. 78, p. 440-441.) 

') Sh'hf^ das am 28. August 1878 veröffentlichte Reskript des Khedives, 
die Erklärung deti Ministerpra^idcutun Nubar Paäcba von demaclben 
Tage und das Selireibeii des Khedives vom 28. Angnat 1878 an den 
YiiepTSsidenten Wilson der Comm. Sup. d^nq., worin er die Annahme 
der Schlossfolgerungon der Kommitssion ausspricht, in Egjpt 1879 No. 8, 
p.- 2y2-293. 290 (1S78-- 1879 vol. 78, p. 524—525, 522.) 

•) Vergl. Schreiben des egypt. MinifiterpräsideDten an den on?l. 
Gencral-Konsnl in Gain vom 30. August 1878 und deä cugi. Staats- 
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liehen Arbeiten^) mit Gonclimiguug ilirer Eegieruugen in das 
egyptische Ministerium ein. 

§ 23. 

Dia ersten Internationalrechtlichen Verwaltungeeinrlchtungen, 
beiw. die ElDgebung der Verpflichtung der eventuellen Schaffiing 

deraeiiien. 

1. Die eventuelle internationalrechtlicho Gone- 
ralkontroUe. 

2. Die internationalrechtliehe Domainenkom- 
mission. 

Die Auftaalmie dieser bdden AualSnder in das Ministerium 
war eine thatsächfiche, aber keine rechtliche Konzession des 
Ehedives an G^rossbritannien und Frankreich. 

Allein im Anschluss an dieselbe setzten die beiden vor- 
genannten Mächte es nnnmehr zum ersten Male durch, dass 
eine der im Interesse der Gläubiger geschaffenen Verwaltungs- 
Einrichtungen auf eme intemationaJrechtUche Grundlage ge- 
stellt wurde.*) Ein rechtlicher Anspruch Grossbritanniens und 

sekret&rs d. Ausw. Marquis of Salisbury an denselben vom 13. September 
1878 in Egypt 1879 No. 2, p. 293-94, 297 (1878-1879 voL 78, p. 525 
-526, 529.) 

*) 8. die Eoireapomdeiu in don fram. Gelbbnch (DoeamentB dipl, 
•fftires d*6B7pie) yom tS80^ biu dun September nnd Oktobw 1878 inabefl^ 

p. 122-126, 132. 

*) S. das Schreiben des franz. Ministers d. A. Waddington an den 
franz. Generalkonsul in Egypten vom 14. Oktober 1878 und die weitere 
hierauf bczüglicbe diplomatische Korrespondenz in dem franz. Oelbbuch 
aber Egypten von 1880 p. 104— ISl— -ISft; ferner BchreibMi des engl. 
Staatssekretärs des Ausw. an den engl. Generalkonsul in Egypten vom 
21. Nov. 1878 in Egypt 1879 No. 2, p. 323 (1S7S 1879 vol. 78, p. 555.). 
Dekret vom 12. Dezember 1878 über die Suspension der im Dekrete 
vom 18. Nov. 1876 angeordneten GeneralkontroUe und hierauf bezüg- 
lichen SchriftsweehBel iwlMlieiL den egyptiscben Hmisterprftiidenten 
und der Geisse de In dette publique in Egypt 1879 No. 8, p. 887-889 
(1878-1879 vol. 78, p. 569—571.); endlich die zwischen dem englischen 
(stellvertretenden) Generalkonsul in Egypten und der egyptiscben Re- 
gierung ausgetauschten schriftlicheu Erklärungen vom 29. bezw. 31. März 
187ä über das eventuelle Wiederautieben der GeneralkontroUe in Egypt 
1819 Ho. 5, p. «9 (1878-1879, voL 78, p. 93.) .-^ 
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Frankreidis auf Aufrecliterlialtiuig der durch das Dekret yem 
18. NoTember 1876 geschaffenen englisdi*franzS8i8Ghen General- 
kontroüe hatte bisher nicht bestanden. Da durch die beiden 
ansUlndiBchen Htnister Ihnen thatsftchlich ein noch nm- 
fassenderer Einflnss gesichert war und die weitgr^enden 
Befhgnisse der bisherigen GenendkontroUenre gegenfiber euro- 
päischen Ministein unsswecteSssig erschienen, so wandten 
jene Milchte gegen die Ahschaflhng der bisherigen General- 
kontroUe nichts ein. Aber auf YerUmgen derselbe ging die 
^^tiscfae Begienmg ihnen gegenüber nunmehr die Ver- 
pflichtung em, dass die Ctoneralkontroile In der Form des 
Dekrets vom 18. November 1876 wieder ins Letran trete, 
wenn die ausUbidlschen Minister ihres Amtes entlassen wQrden. 

Um dieselbe Zeit wurde eine weitere Yerwaltnngs-Eln- 
' richtung auf intemationalrechtHche Grundlage gestellt 

Um ihren dringendsten Bedflifhissen abhelfen zu kdnnen, 
um Insbesondere die lOttel snr Deckung ihrer schwebenden 
Sdndden zu erlangen, kontrahirte die egyptische Regierung 
durch den S^inanzmimster Wilson laut Vertrag yom 31. Oktober 
1878 mit den ffiusem N. M. Rothschild and Sons in London und 
de Rothschild fr^res inParis eine Anleihe von 860000D£ nominal. 
Zur Sicherung für den Dienst dieser Anleihe sollte eine Hypothek 
und die Verpfändung der Einkünfte der bisherigen DaYra- Güter 
dienen, welche laut Dekret des Khedives vom 26. Oktober 1878 
die Mitglieder der Familie des Khedives zu obigem Zwecke an 
den Staat abgetreten hatten. Die Verwaltung dieser DaYra* 
Güter wurde einer besonderen aus drei Personen, einem 
Egypter, einem Engländer und einem Franzosen bestehenden 
Kommission Ubertragen, welche die Einkünfte vereinnahmen 
und die Beinerträge an die Anleihe -Häuser abftlhren sollte. 
Auf Verlangen der Häuser Rothschild, welche hieraus eine 
Bedingung für den Abschluss der Anleihe machten, verpflichtete 
sich die egyptische Begienmg gegenüber der englischen und 
französischen Regierung die auf Vorschlag dieser Regierungen 
zu ernennenden beiden ausländischen Delegirten der Kommission 
nicht ohne Zustimmung ihrer resp. Begierungen abzuberufen.*) 

S. dM Dekret Tom 36. Okiober 1871 and die Krkllnuig der 
«gypftieehen Regierung m die engMie («nd InnittiieeM Begienmg 
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§ 24. 

Die Versuche dee Kbedives Ismail Pascha zur Wiederherstellung 
der durch den Ministerrath beschrftnkten absoluten Gewalt. 
Der Bericht der Conimission Supirleure d'CnquSte vom 8. April 
1879, betr. die voriftufige Regelung der finanziellen Lage. Das 
von der egyptlschen Notabeln-Versammlung genehmigte Finanz- 
dekret des Khedives vom 22. April 1879. Oer Protest der 
GroasmAcbte gegen dasselbe und die Absetzung des Khedives 
Isawil Pascha (26. iuoi 1879). 

Der Khedive empfand bald,*) dass der unter der Präsi- 
dentschaft iSubai' Paschas gebildete Minister-Rath mit den bei- 
den ausländischen Miniötern tliatsächlich eüie Schranke seiner 
absoluten Gewalt bilde. Mit HüHp einer nationalen Bewegimg 
suchte er sich desselben zu entledigen. Er berief auf Gnind 
des Gesetzes vom 20. November 1866 im Januar 1879 die 
Notabeln-Vcrsamuiluiig behufs Berathung über die finanziellen 
Angelegenheiten. Nach einem gegen Wilson und Nubar Pascha 
gerichteten, von dem Khedive beschwichtigten Militärkrawall 
(18. Februar 1879), bestand der Khedive auf dem BUcktritt 
Nubar Paschas imd ernannte sdnen Sohn TtmSk Pascha am 
10. März 1879 zom Ministerpräsidenten. Um den Widerspruch 
der Westmilchte Gfossbritannien und Franlcräch gegen den 
Bttcktritt Nttbazs zu beseitigen, ging der Khedive diesen gegen- 
über am 9. HSrs 1879 die Verpflichtung ein, dass den beiden 
anslSndischen Ministeni zusammen ein Veto gegen jeden Be- 
Bchlnss des lÜnister-Baihes zustehen solle.*) 

Da die für den Dienst der Anleihe von 1884 zunächst 
bestinomten Mittel fDr die Zahlimir des am 1. April 1 879 läUigen 



vom 14. Desember I87S in Bgypi 1879 N<i. 1, p. 2, 6 (187S— 1S79 voL 

78, p. 208, 212.) sowie die hierauf bezüglichen Verhandlungen ebenda 
p, j—9 (p. 207—215.), atich das franz. Gelbbuch von l'^SO p. 128—131. 

*) Vergl. den Inhalt der Korrespondenzen u. 8. w. in EgjpL 1879 
Hr. 5, p. 1-179 (1878-1879 ToL 78, p. 17-203). 

') Yeri^ die «oi 9. Ittn 1879 swiaebeii dem engliadien und dem 
fttax. General- Konsul in Cairo eiDerseit.s und dem Khedive andererseits 
ausgetauschten ErkUnmgen in Egypt 1879 Ho, p. 61—52 (1878—1879 
TOl. 78» p. 75-76). 
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Coupons dieser Anleihe nicht ausreichten, schlug der Finanz- 
minister WUson am 25. März 1879 dem Khedive vor, nach 
Einvernehmen mit der Kommission Sup6rieure d'Enquete durch 
ein Dekret , in dessen Einleitung auf das von dieser aus- 
zuarbeitende, aber noch nicht vollendete Reglement zur 
Ordimiig der gesammten Schulden verwiesen werde, die 
Zahlung des Coupons bis höchstens zum 1. Mai 1879 zu 
vertagen. Der Khedive erliess das Dekret aber erst am 
30. März 1879, nachdem jene Einleitungstbrmel entlernt war.^) 

Der Finanzmimster Wilson hatte als Grundlage für die 
Berathungen der Oommission Sup6rieure d'Enquete einen vor- 
läufigen Entwurf eines Finanzgesetzes nebst Bericht verfasst 
und denselb^ dem Ehediye am 18. März 1879 mitgetheilt, 
bevor er denselben der Oommission vorlegte. Obwolü der 
Khedive nach dem Beskrq»t vom 28. August 1878 wollte 

„dorönavant gouvemer avecetpar son conseil des ministres, " 
Hess derselbe ohne Vorwissen des Mlmster-Bathes durch die No- 
tabeln-yersammlang einen Gegenentwurf gegen jenen Gesetz- 
Vorschlag ausarbeiten und theilte denselben gleichfalls ohne 
Yorwissen des IGnister-Bathes dem Konsular-Korps am 7. April 
1879 mit der Erklärung mit, dass das Gegenprojekt demnächst 
zur AusitUirung werde gebracht werden. Am nSmlichen Tage 
ernannte er Cherif Pascha zum Minister-Präsidenten und am 
folgenden Tage ein ausschliesslich aus Egyptem zusammen- 
gesetztes neues Ministerium, noch bevor die bisherige Mi- 
nister mit Ausnahme des Minister-Pr&sidenten Tewfik Pasdia 
demissionirt hatten.^) 

Infolge dieses Verfohrens des Khedives legten die Mit- 
glieder der Oommission Sup6rieure d'Enqu^, nachdem sie am 
10. April 1879 ihren Bericht vom 8. April 1879 unter Bei- 
fügung des FInanzgesetzentwnrfes erstattet hatten, ihr Amt 
nieder.^) 



•) Vergl. die Korrespoudoiu über dan i>ekret, Egypt i87i> Ho, b. 
pw 61^64 (1878-1879 vol. 78, p. 85-88). 

Texgl. die auf diMea Vorgaag bw. Aktenstücke In Bftjrpt 1879 
Ho. 6, p. 70-93 (1878-79 vol. 78, p. 94-117). 

•) 8. Egypt 1879 No. 5, p. 98—94 (1878-79 toL 78, p. 117—118). 
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Durch Dekret vom 22. April 1^79 erhob der Khedive 
den Entwurf der Notabeln-Versammlung zum Gesotz.*) 

Dieses neue Dekret, welches abermals Einsrhränkung^en 
der Rechte der Gläubiofer verfügte, ohne ihnen ausreichende 
Sicherheiten zu gewähren, war ohne Vereinbarungen mit den 
Gläubigern und ohne Rücksicht aut' das. bestehende internatio« 
nale Recht erlassen. 

Gegen diese Verletzung der internationalen Verpflichtungen 
seitens der ägyptischen Regierung erhob zuerst Deutschland 
am 18. Mai 1879 Protest und erklärte, dass es das Dekret 
vom 22. April 1879 in Beziehung auf die Rechte dem scher 
Unterthanen und die Zuständigkeit der gemischten Gerichte 
als null und nichtig betrachte. "0 

Dem Protist Deutscidands sclüossen sich Üest» micli- 
Ungam und sodann die übrigen europäischen Grossmächte au.') 

Grossbritannien und Frank i . ich gingen aber weiter, ver- 
langten,^) dass der Khedive Ismail Pascha abdanke, und er- 
wirkten am 26. Juni 1879 ein Irade des Sultans, durch 
welches dei'selbe den Khedive Ismail Pascha absetzte und 
dessen noch jetzt regierenden Sohn Mehemet Tewtik Pascha 
zum Khedive einsetzte. • 

*) & dM D. rwt Apr. 1879 in Egypt 1879 No. b, p. 180—161 

(1878- 1879 vol. 78, p. 184-185). Eine von dem französischen EomittiiMr 
der Caisse M. Bellaigue de Bughaz vcrfas.ste Vergleichung zwischen dem 
Entwarf der Comm Sup. d'Enquöte and dem vom Khedive zum Gesetz 
erhobenen Entwürfe der Notabeln-Yersanunlung siehe ebenda p. 163^171 
(p. 187-195). 

^ Yeig^. das Sehnibeo des deatnlien BotMihnftan in London «n don 
«ll|^i«cb6B Staatssekretär des A. vom II. Mai 1879 und den Bericht des 
engl. Genend-Konsuls in Cairo vom 1& Mai 1879 in Egypt 1879 No. 8, 
p. 3, 6 (1878-1879 vol. 78, p. 5, 8). 

•) Yergi. £gypt löiy No. 3, p. 6 - 9 (1878-1879 voi. 78 p. Ü-ll). 

■) Di«f SMcbali am 19. Jiml 1879. Abo. SS. Jnni 1879 adilooaea aieh 
Doatechlaad und Oettemidi-llBgaiii dem Verlao^ der Weatanidito am. 
IBgypt 1879 No. 3, p. 9-12 (1878-79 vol. 78, p. 11—14). 

S. Sjpt 1879 No. 3 p. 12—13 (1878-1879 voL 78« p. U -15). 



Digitized by Google 



— 74 — 



Sechster Abschnitt. 

Die internationalo Regelung der egyptisdieii 
Finanzen seit der Thronbesteigung des Ehedira 
Mellemet Tewflk Pascha (1879—1891).- 

A. Die rechtliche Entwickelung in Beziehung auf 
die gesammte (schwebende und feste) Schuld bis 
zum Liquidations- Gesetz. 

§ 25. 

Die Unwirksamkeit des Dekrets vom 22. April 1879. Die 
Generalkonirolle. Die Internatlonafe Deklaration und das 
Dekret von 31. März 1880, betr. die Einsetzuno einer intor- 
oationalen Uquldatloos-Kommieeioo. 

Seit dem Thronwechsel war es der ägyptischen Regierung 
klar, dass sie sich über das geltende internationale Recht nicht 
hinw^egsetzen und nur auf dem Wege intematiaualer Verein- 
barung die erforderliche Regelung der Finanzen herbeiführen 
könne. 

Die Kommissare der Caisse de la dette publique, welche 
gegen das Dekret vom 22. April 1879 Protest erhoben 
hatten, ^) traten nach dem Sturze des Khedives Ismail PttBoha 
mit dem egyptischen Ministerium in Verbindung und erwirkten 
eine Erklärung desselben, dass es dem Dekrete vom 32. April 
1879 keine Wirksamkeit beflege.^ 

Schon anfiings Juli 1879 regte der Ehedive Tewfik Pascha 
bei dsD. IGlchten die länsetzung einer internationalen Kom- 
mission zum Zwedce der Ordnung der egyptischen Finanzen 
an, und oiEUbie er sich, da das Hinisteriom ausschliesslich 



') Vergl. die Erklärung derselben vom 19. und 29. Apr. iSTi) in Egypt 
• 1879 No. 5, p. 156-167, 176—177 (1878-lÖid vol. 78, p. 180-181, 
100- SOI). 

*) 8. du ScbMiben der Caiase Yom 0. Sept 1079 nnd die Antwort 

des egypt. Finanzminieters vom 7* Oktober 1879 b Xgypt 1880 No. 1, 
p. 100—101 (voL 79 p. 114-116). 
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ans Egjpteni znsammengtesetst blieb, Frankreieb und G^ross- 
biitanmen gegenüber mit der WiederbensteUnng der General- 
kontrolle einverstaBden.^ Letztere wurde durch Dekret Yom 
4. September 1879 wieder eingesetst und bestand mit den 
durch Dekret vom 15. November 1879 veränderten Beftig- 
nissen fort, bis sie nach der englischen Okkupation Egyptens 
durch Dekret vom 18. Januar 1883 thatsächfich aufgehoben 
wurde.^) 

Nicht an der egsrptischen Regierung, welche me|urfach auf 
Beschleunigung drang, ^) sondern an den fUiif Grossmttchten 
Grossbritannien, Frankreieh, Deutschland, Oesterreich-Uogam 
und Italien, mit welchen bessw. unter welchen die Verhand- 
lungen wegen der internationalen Begelung der cgyptischen 
flnaozen gepflogen wurden, und welche anitogs bezOglich 



') 8. den Bericht des engl — steUvertretenden — Oeoeralkonsuls in 
Gftiro vom 7. JuU 1879 in Egypt 1880 No. 1, p. 13—14 (vol. 70, p. 25-26). 

*) Entsprechend der gegenüber Frankreich und örossbritannien ein- 
gegangenen internationalen Verpflichtung (siehe oben § 23) der egjrpt. 
Regierung erfolgte die WiedeidaMbimg der Qeneitlkoiitnlteim dnrdi 
dae Dekret vom 4. 8ept 1879 und sodann die Abinderang der BefogniMe 
derselben durch das Dekret vom 15. Nov. 1879, welches die Oeneralkon- 
trolleure im wesentlichpri auf Hie Kontrolle der Staatsfinanzleitung be- 
schrinkte und ihnen jede dirt kti^ Verwaltungsbefuirni'^g nahm, ira Ein- 
vernehmen mit den beideu Wcstmächtea. i^iach der briüäcbeu 
Okknpafion schaffte die egypt. Regierung auf TeruleBSOi^ nnd unter den 
Einflüsse GrossbiituinieiMi vider Willoi Frankreiebe die Generalkontrolle 
durch das Dckrnt vom 18. Jan. 1883 ab, bestellte an deren Stelle durch 
Dekret vom 4. Febr. 1883 einen Conseiller Financier und betraute mit 
dem Amte desselben einen Engländer. Die Abschaffung der Generalkon- 
troUe «ider Willen Frankreichs, welches dagegen protestirte, war emven 
Otoeahritannien Teraolaeetw fimeh einer intematlonel r ee ht Uehen Yer- 
pflichtung der egypt Regierung, Frankreich hat aber epfiter, zur Zeil 
der Londoner Konferenz über die egypt. "Finanzen seinpn Verzicht auf die 
Generalkontrolie erkifirt. Wenigstens war dies der Inhalt eines Schrei- 
bens dea französischen Botschafters in London an den engl Staatssekretär 
des Anewfat. Jorn 15. Jnni 1884 8. $e Deicrete nnd IhrUlniiiien in 
Bgjpt 1880 No. 1, p. 74, 188, 140 (foL 79, p. 84V i52, 154); Sgypt 1888 
Mo. 6» p. 32, 38-39« 27 (toL 88^ p. 78, 84-85, 78); Sgypt 1884 No. 88, 
^. 11 (vol. 89, p. 117). 

") Bericht des engl. — stellvertretenden — ÖeneralkoDöuis in Gairo 
vom 26. Sept 1879 in Bgypt 1880 No. 1, p. i*0 (vol. 79, p. 104). 



Digitized by Google 



— u 



mehrerer Punkte verschiedener Ansicht waren, ^ lag es, dass 
erst Ende März 1880 die Vereinbarung über die Einsetzung 
einer internationalen Liquidations-Kommission zu vStando kam. 

Nachdem durcii Austausch zweier Noten vom 24. und 
29. März 1880 zwischen dem egyptischen Minister des Aus- 
wärtigen und dem englischen Generalkonsul in Caiio') das 
Einvernehmen zwischen Ejrypten und Grossbritannien und ver- 
muthlich durch einen gleichartigen Schriftwechsel das Einver- 
nehmen zwischen Egypten und den vier anderen obengenannten 
Grossmächten festgestellt war, verpflichteten sich die fünf 
Grossmächte durch eine gemeinschnirliuhe Deklaration vom 
31. März 1880*^) wechselseitig, und wurde am nämlichen Tage 
durch ein jenen Vereinbarungen entsprechendes Dekret des 
Khedives die Einsetzung der internationalen Liquidations- 
kommission, welche aus je zwei von Frankreich und Gross- 
britannien und je einem von Deutschland, Italien und Oester; 
reich-Ungarn zu bezeichnenden Mitghede bestehen sollte, an- 
geordnet. Barch ein zweites Dekret vom 5. April 1880 wurden 
die Mitglieder der liqnidations-Kommifiäon von dem Khedive 
einannt*) 

Am 17. Juli 1880 ex^em der Ehedhre das von dieser 
Liquidations^Konunisiäon ausgearbeitete Liqnidations-Gesetz.^*) 



*) S. die Verhandiiingea in Bgypt 1880 No. 1, p. 1—160 (vol 79, 
p. 13-174). 

0 8. dieselben in Egypt 1880 No. 2, p. 3—4 (vol. 79, p. 179—180). 
•) 8. dieaelbe in Egypt 1880 No. p. 4— 5 (voL 79, p. 180-181) 

*) Die Mitglieder der LiquidatioDB Kommission waren: 

1. Der Engläudor Sir Rivers "Wilson, PrSsident^ 

2. -5. Die Kommissare der Caisse, n&mlich 

a) der Italiener Baravelli, 

b) der F^nmsose Bellaigne de Baghaz, 
o) der Engländer Golvin, 

d) der Oesterreicber von Eremer. 

6. der Franzose Liron d'Airoles, 

7. dei" Deutsche von Treskow. 

Egypt 1880 No. 2, p. 6-8 (vol. 79, p. 182-184). 

DmmIIm lirl abgedruckt in Egjpt 1880 No. 4, p^ 1-18 (?oL 59 
pw 919— S81). 
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§ 26. 

Der Inhalt der internationalen Vereinbarungen zum Zwecite 
der Ermöglicliung einer erfolgreichen Arbeit der Liquidationt- 
iiommiseion. Das internaHonale Uquidationsgesetz von 

17. Juil 1880. 

Die Begelimg der egyptischen Finanzen konnte nmr durch 
EinsehrlJibing erworbener privater Bechte erreidit werden. 
Die Gereditigkdt erforderte, dass die nothwendigen Opfer unter 
die GIftnbIgw ohne Rücksidit auf Persönlichkeit und Nationa- 
lität derselben vertheilt wurden. Zu diesem Zwecke musste 
die Entscheidung einem tbuniichst unparteiischen und unab- 
hängigen Organ 0 zustehen. Die Grossmächte behielten sich 
deshalb die Genehmigung des Werkes der Liquidationskom- 
mission, welche nach dem Dekret des Khedives vom ö. April 
ISdO ihre Beschlüsse mittelst Majorität zu fassen hatte, nicht 
vor, sondern verpflii^teten sich in der Deklaration vom 
31. März 1880 im voraus, dasselbe anzunehmen. Ebenso 
erklärte der Khedive in dem Dekiet Tom 31. März 1880 
(Art. 5) im voraus, dass er den von der Liquidations- 
kommission ausgearbeiteten Entwurf als Gesetz sanktioniren 
und publiziren werde. Nur die eine Vorschrift wurde 
der Liquidationskommission bezüglich der Neuordnung der 
Gläubigerrechte gemacht, dass an den Bedingungen der 
Domänenanleihe — , welche wesentlich behufs Ermöglicliung 
der Neuordnung aufgenommen und zum Theil noch nicht aus- 
bezahlt war, — keine Aenderung erfolgen dürfe.^) 

Eine Neuordnung der egyptischen Finanzen war mir 
mögUch, wenn dieselbe ftlr alle einzelnen Gläubiger zwingend 
war. Darüber bestand nacli den vergeblichen Versuchen des 
frülicren Khedives, im Wege freiwilliger Vereinbarungen zum 
Ziele zu gelangen, kein Zweifel mehr. Deshalb sah die 
Deklaration und das Deki'ct vom 31. März 18H0 vor, dass 
das zu erlassende Liquidations- Gesetz für alle Gläubiger 
bindend sein und als solches von den gemischten Gerichten 
anerkannt werden solle. 



') S. die Einleitoag des D. vom 31. März 1880. 
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ItarcfafOhrbar war aus dem Damlicben Gnmde eine Neu- 
regelung der egyptischen Finanzen auch nur, wenn dieselbe lEttr 
die GMänbiger aller Nationalitäten verpflichtend war. Eine 
nur für die Giftabiger gewisser Nationalitäten massgebende 
Neuordnung würde zu unauflöslichen rechtlichen und thatsäcli- 
lichen Verwicklungen geführt haben. Die Angehörigen aller 
Staaten aber, mit welchen flio Gerichtsreform vereinbart war, 
konnten sich auf das mit derselben ins Leben getretene inter- 
nationale Recht berufen, solange und soweit ihr Heimatsstaat 
nicht in eine Abänderung dieses Rechts und bezw. der auf 
dasBelbe grsttitzten Rechte gewilligt hatte. Deshalb ver- 
pflichteten sich die fünf ob^genannten Grossmächte in der 
gemdnschafUichen Deklaration Tom 31. März 1880 dieselbe 
„porfcer collectivement ä la connaissance des autres Puis- 
sances qui ont pris part k r^tabhssement des tribunanx 
mixtes en Egypte et ä les inviter ä y a/dhörer.*'^ 

*) Die Gerichtsrefonn war mit den Stoalaii ▼erafailnrt, deren An- 
gehörige bis dahia auf Grtind der Eapitolationea in Egypten nach ihrem 

catinnalen Rechte lebten und von ihrem Konaule gerichtf^t wurden Die 
in Egypten lebenden Angehörigen solcher Staaten, mit welchen keine 
Kapitulatioaen bestanden waren bis zur Gerieb tsrefonn dem territohaien 
BMlite und Gerichte Egyptens nntenrorfen. Seit der Gexielitnefonn aber 
man gemiaa* jlii 9—10 des BAgl. d'<»if. jndie. (vergl. o. 8. SS, S7) 
auch für sie in ihren Streitigkeiten mit Personen anderer Nationalität 
und insbesondere mit dem eiryptiachen Staate die gemischten Gerichte 
zuständig und das for dioRo geltende Recht massgebend. Vergl. Ent- 
scheidang des Cour d Appel vom l./UI. 1877 und 16./IL 1882 in Jurisprud. 
des Trib. T. 2, p. 157 vnd T. 7, p 93. Allein dies neue Beebt und 
Gericht trat für sie nicht kraft des Willms — odor loift eines inter- 
nationalen Anspruchs — ihres Ileimatöstaates, sondern kraft drp — den 
anderen Vertragsstaaten gegenüber erklärten — Willens des egypt Staates 
in Geltung. In Beziehung auf sie war daher deo- egypt Staat — im fiin- 
vemehmen mit den anderen Yertrtgaainaten — im nOgem^neai wo. einer 
Aendenmg des Beebts befugt 

Freilich handelt es sich bei dem Liquidationsgesete um Aenderungen 
bestehender vortratr^TtiSssiger Verpflichtungen des egypt Staates selbst 
und — wie wir oben Seite 14—15 ausgeführt haben — ist der verpflichtete 
Staat wohl thatsäcblich aber nicht (^international) rechtlich in der Lage, 
seine Vexpffiditiittgen einseitig «btnlndem. Aü^ die dordi dssLiqoi- 
detiensgeeeti geschaffene Aendoung ist unseres Erachtens jenen Gläubigem 
gegenüber auch rechtlich gültig, weil sie nicht einseitig durch den als 
Partei betheiligten egyptischen Staat, sondern durch ein nnpaiteiisches 
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Dior thatoD sne dtudi identiBche Noten an die Staaten 
BelsrieD, DUnemaik, Niederlande, Portogni, Schweden und 
Norwegen, Spanien, Griecbenland, Bussland und die Vereno^tea 
Staaten von Nordamerika im Laufe des Mai und Juni 1880. 

Die sieben erstgenannten Staaten traten infolge dessen 
der Deklaration vom 31. März 1880 schon vor Erlass des 
Liquidationsgesetzes durch entsprechende Erklärungen an $e 
handelnden Grossmächte bei. Russland und die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika erklärten nach ciem Zustandekommen 
des Liquidationsgesetzes der eg}i)tischen Regierung im Laufe 
des Juli bezw. des August 1880 ihre Zustimmung zu demselben.*) 

Alle bei der Gtorichtsrcform betheiligten Staaten haben 
das Liquidationsgesetz vom 17. Juli 1880 angenommen. Das 
Liquidationsgesetz enthält mithin internationales Recht von 
gleicher rechtlicher Kraft wie das Recht der G^richterefonn. 
Die Bestimmungen des Liquidationsgesetzes können daher das 
Recht der Gei ichtsreform und die auf dasselbe sich stutzenden 
subjektiven Rechte abändern und erjg^en. 

? 27. 

Mangel einer ausdrücklichen Begründung des Liquidallons- 
getetzot und Ergänzung derselben aus den Bericbtwi der 
ComniMion Superieure d'Eoquöta. 

Die LiquidationsJconumssion hat keine Begründung zu dem 
Ton ihr eaatwbrfenen Liquidationsgesetz verfiusst^) In dem 

und tmabblmdges uitenntioiiaI«8 Oi^an, welches der egyptische Staat in 
OemeiDBchaft mit den an deren Yertragsstaatan beatellt lüitle, als tliat* 

•Ichlich nothwendiff ang ordnet word^'n ist. 

*) S. die betr. iiiriiiiiriiiigeii und Verhandlimgea in isgyptea 1804, 
No. 10^ p. 1' 18 4T0l. 88, p. 865 888). Griechenland« welchee eist Beiaea 
Beitritt znr Deklaration vom 81- MSn 1880 abfelehnt hatte, weil w im 
Hinblick auf die zahlreichen seiner Mationalitfit angehörigen GlSubiger 
dpfl egyptischen Staates ein Recht auf Vertretung in der Liquidations- 
kommission zu haben glaubte, trat auf wiederholte Autiorderung Frank- 
leidis und Groesbritanniens nachtrSgUcb — aber noch tot Brian des 
liqnldationageeeti — bei. 

Der Grand för diese Unterlassung iriid von Sir G. Riveii Wilaon 
in dem unten erw&hnten Berichte an die engliache Regienuig vm 
14. Auj^ist 1880, wie folgte angegeben: 
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Dekret vom 31. März 1880 war sie angewiesen worden, bei 
der Ausarbeitung (los Gesctzentwuifes die Schlussfolgenmffcn der 
Commission Sup^rieure d'Enqußte zum Ausgangspunkte zu 
nehmen. Aus der Vergieichung des Liquidationsgesetzos mit 
dem von der Commission Sup6rieure d'EnquSte verfassten Ge- 
Bctzentwurfe ergicbt sich, dass diese Anweisung befolgt und 
das Liquidationsofesetz zum grossen Theile in Gemässheit der 
von der CuinTnission Sup(^rieure d'Enqufjte aufgestellten leiten- 
den Gesichtspunkte entworfen worden ist. Insoweit kann 
daher die BegrUnihma: des Liquidationsgesetzes aus dem 
Berichte der Commkssion Sup(?rieure d'EnquÖte entnommen 
werden.*) Au^sirdem dienen zum Verständniss der Be- 
stimnmngen des Liquidationsgesetzos die allgemeinen Er- 
läuterungen desselben, welche der Präsident der Liquidations- 
kommission und gewesene Vizepräsident der Commission 
Sup6rieure d'Enquöte Sir C. Rivers Wilson in seinem Bericht 
an die englische Regierung vom 14. August 1880 gegeben hat.') 

§ 28. 

Die leitenden Gesichtepunlite bei dem Entwurf des Uquidations- 

geeetzes. 

1. in Beziehung auf den Schuldner. 

a) in Beziehimg auf den Ehedive; 

h) in Beziehung auf das egyptieche V oik. 

2. in Beziehung auf das Yerh&ltniss der 01&ubiger 
zu einander. 

3. in Beziehung auf die zwingende Kraft des 
Liquidationsgesetzes. 



„The reasons which influenced tbe majority of the CommiBsion, ioclu- 
ding myself, in dctennining to present the draft Law unaccompanied 
by an ,£xpo£e des Motifs' was au apprehension lest the divergcccies 
of opinion which manifested themselves on certain points amoug the 
ConuiiiiMioii, Bhoold leoder impossible «n imtiiimoita report and lead 
to reserrations or even protcstä detractiiig from fhe aafÜMfity of flio 
official decisiona of the Commission." 

*) Dies umsomebr, da die Mehrzahl der Mitglieder der Liqiiid.*Komm. 
imch schon der Comm. Sup. d'Enqudte angehört hatte. 

*) S. diooeii Bonehtin Egypt 1881, No. 1, p 1—13 (vol. 98, p. 479-491). 
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Das seit dem Dekrete vom 6. April 1876 mehr und mehr 
zu Ta^e getretene ünvcrmögeu des egyptischen Staates, seine 
finanziellen Ven)flichtimgen vollständig zu erfllllen, machte 
eine Einschränkung derselbrn uuvemeidlich. Aufgabe der 
Liquidationskommission war es zu ermitteln, in welchem Masse 
dieselbe erforderlich sei, und die nothwendigen Opfer an- 
gemessen auf die verschiedenen Gläubigerkategorien zu ver- 
theilen. Die Prüfung der Finanzlage des Staates in ihrer 
Gesammtheit bildete die notliw endige Voraussetzung Itir 
die Erfüllung obiger Aufgabe. Von der Höhe der Ein- 
nahmen, der nothwendigen (Verwaltungs-) Ausgaben und der 
Schulden des Staates hing das Mass der erforderlidien finan- 
ziellen Einschränkung der Gläubigerrechte ab. 

Nach ausdrücklicher Vorschrift des Dekrets vom 31. Ifta 
1880 (Art. 2) stand es der Kommission aJlein su, die Htt]&- 
qnellen des Staates zu bestimmen, welche zur Verfdgong der 
GlSuUger der festen und der sehwebenden Schuld gesteUt 
werden l^onnten. 

Der BÜdsächt auf die Bechte der GUkibiger sollte und 
musste aber die Btteksidit auf die Fortexistenz des eg^ ptiscfaen 
Staates yoiigeben. Deshalb war der Kommission vorgeeduieben, 
an erster Stelle der egyptischen Regierung die freie Verfügung 
Uber die zur Sicherung des regefanlbssigen Ganges des Öffentli- 
chen Dienstes unentbehrlichen Beträge zu wahren. Die Aus- 
ittbnmg dieser Vorschrift sowie die Feststeihmg der Höhe dw 
für die Staatsverwaltung unentbehrlichen BetrSge stand der 
Kommission nicht allem, sondern nur ün EuiYemehmen mit 
dem Mhiisterrathe und den Generalkontroileuren zu. 

Lnmerhin aber hmg die Sdifttzung der Gesammtdnnahmen 
des Staates von dem aUeinigen Urtheil der Komnds^on und 
von dieser daher auch ab, wie viel nach Abzug des als für 
den Staatsdienst unentbehrlich vereinbarten Betrages fOr die 
Befriedigung der Gläubiger veiblieb. 

Es hatte aber bereits die Kommission Sup^rieuie d'Enqudte 
als erstes der für die Neuregelung massgebenden Prinzipien 
hingestellt: 

„Aucun sacrifice ne doit dtre demandö anx cr^ders 

6 
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avant quc tout sacrifice raisonnable o'a ^t^ iait par le 

und in Ausfiilirung dieses Prinzips 

a) bereits in dem „Eapport Prdliminairc'* geltend gemacht : 
„Avant de songer a imposer aux contribuables des 
charges nouvelles et a demander des cröanciers de 
sacrifier une partie des droits qu'ils tiennent de contrat 
ou de dfkrets, il est de toute öquitö que le Chef de l'Etat, 
seul responsable, puisque rien ne limitait Texercice de son 
autorit^, contribue jusqu'ä concurrcnco de sa fortune k 
combler le deficit qu'a prodnit i'usage qui a 6t6 faii de cette 
autoritö."») 

und dem entsprechend vor allem verlangt, dass die Besitzungen 
der Datren des Khedives und der Mitglieder der khedivialen 
Familie an den Staat überwiem würden, aus dessen Mitteln 
zweifelloB jene unter der absoluten Herrsdiaft zum grossen 
Thelle erworben worden sden.') 

Speziell hatte die Kommission die Ueberweisung an den 
Staat verlangt: 

1. der Dom&nen der Dalba Saniefa und Ehassa, welche laut 
Vertrsi^ vom 12. Juli 1877 ftlr die dette gön^rale de la 
J>aSn Sanieh verpAndet worden waren, 

2. der Gnmdstttcke und GebUude der Hitglieder der khedi- 
vialen FamiHe, weldie in den der Commission Sup4rieure 
d'Enqu6te tiberreichten Listen aufgeftOurt waren, 

3. aller in jenen Listen etwa noch ausgelassenen städtischen 
und ländlichen Gnmdbesitzungen der DaXren. 

Schon am 22. Mai 1878 hatte der Ehedive IsmaU Pascha 
der Commission SupMeure d'BnquIte mittheilen lassen, dass 
er die unter 1. bezeichneten Domainen dem Staate ttberweisen 
wolle. Formell wurden dieselben durch Art. 40 des Liquida- 
tionsgesetzes als Staatsdgenthum und gleichzeitig durdi 



') „Rapport concernant le reglement provisoiie de la Situation 
tntadin* jom Apiü 1879, p. 9, 5$. 

vom Anglist 1878^ p. 98. 

*) Bapp. Px^Um., p. 9S. YeigL such Rapp. eoBcanunt le i^lemeiit 
inrnrifloiie, p. 10. 
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Art. 41 flir „insaisissables'',bis zur völligen Tilgung der dette 

g^iK'ralo de la DaVra Sanieh erklärt. 

Laut Dekret vom 26. Oktober 1878 hatte der Ehedive 
die unter 2 erwähnten Besitzungen, welche als Sicherung fiir 
die Domanialanleihe dienen sollten, im Namen der Mitglieder 
seiner Famiüe, die sich hiermit einverstanden erklärt hatten, 
an den Staat abgetreten. Durch das Dekret vom 15. No- 
vember 1879, welches mit Einverstandniss aller an der Gerieht.s- 
reform betheUigtcn Mächte erlassen wurde, wurde bestimmt, 
dass diese Güter bis zur Tilgung der Domänenanleihe 
„insaislssables'' sein sollten und nur durch die Domänen- 
kommission nach den zwischen der egyptischen Regierung 
und Rothschild vereinbarten Bedingungen veräussert werden 
dürften. Dabei wurde jedoch den Gläubigem, welche vor dem 
2. bozw. 3. Februar 1H70 — dem Tap:e des Eintrages der 
Hypothek für die Rothschild'Rche oder Domänenanlcihe — H}^- 
potliekcn auf diese Güter auf Grund erwirkter Urtheile hatten 
eintragen lassen, ausdrücklieh die volle Ausübung iiirer Rechte 
vorbehalten. Nach dem Liquid. -Ges. (Art. 67, Zifl". 3) erhielten 
diese letzteren Gläubiger ihre Fnr(!orun<ren voll in baar aus- 
bezahlt und wurden die Hypothekenredite derselben dadurch 
erledigt. (Liquid.-Ges. Art. 83.) 

Durch Dekret vom 16. Juni 188Ü (S. o. Ziff'. 3) wurde 
eine Reihe weiterer OniTHlbesitziinfren, Paläste und Dependen- 
zien zu Staatseigcuthum und liir t iiirn Bestandtheil des df)niiun(3 
public erklärt. Letzteres (Hlr die Zulässigkeit oder Uiiüulü.ssig- 
keit der Zwangsvollstreekung erheblich) hing aber nach dem 
geltenden internationalen bürgerlichen Recht von der Ver- 
wendung der betr. Güter zu einem (öffentlichen Zwecke ab 
und konnte daher nicht unabhängig von solcher Verwendung 
durch blosses Staatsgesetz verfügt werden. Deshalb ^iirden 
in Art, 84 des internationalen Liquid.-Ges. diese Güter 
nochmals ausdrücklich als TheU des domaine pubüc und dem- 
gemäss als insaisissables, imprescriptibles und inali^nables er- 
klärt, so lange sie nicht durch ein weiteres Dekret dem 
domaine privö wieder einverleibt würden.^) 

') Dudi D. vcnn 30. April 1888 liad swei FalSste Xaar^-Aly und 
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b) Es hatte ferner in Anwendung ihres oben erwähntm 
Prinzipes die Commission Sup^eure d'£nqudte den Staadpimkt 
vertreten: 

Malgrö tou8 les raisonnements qu'on pourrait faire pour 
d^ontrer que, par snite du qrstöme du Gouvernement 
personnel, les contribuables ne sont pas moralenrent 
responsables de l'^tat actuel des choses, il ne faut pas 
oublier que les contribuables d'^lgypte sont des döbiteurs, 
et que le principe que nous venons de poser, savoir: 
qn'aiicun sacrifice ne doit ötre demaiid6 aux cröanciers 
avant que tout sacrifice raisonnable ait 6t6 fait par les 
döbiteurs, est d'une (5quit6 incontestable quelque dure que 
piiisse paraitre son appHcation. 

In Anwendung dieses Grundsatzes hatte die Commission 
Supc^rieure d' Enquete die Aufhebung des G^etzes über die 
Moukabalah vorgeschlagen.^) 

Ohteeli nebst ZnbehOr und Paric lebteren wieder aae dem domaiae 
public ausgeiddeden und dem domaiae priTÖ de Flätat cinverleiM wndeii. 

") Rapp. conc. le Regl. prov , p. 12. 

*) Rapp. conc. 1*^ R pr. p. 14—25. Das im Jahre 1S71 erlassene 
Gesetz über die Moukabalah (Vergl. Rapp. prelim. p. 2i) bestimmte: 

Tont contribnable qui ania Teva^, au TMaor nne aomme ägale a 
aiz ann^ de aee eontrlbntkma foDdwea, aera d^evi k perp44iiitA de 
la moiti^ de ses contributions, moiti6 calculee sur la baae de ee qn^ paie 
actnellement 4 TEtat. L'imp6t frappant les dites proprietes, quelle que 
soit leur naturo. ne pourra Stre augmente sans ancune forme et par aucon 
motif. (art 3). 

Zweek de« Oesetaea «ar dordi Antidpation von € Jabreabetrisen 
der Grundsteuer Ifittel sos Beseiiigang der damaligen achwebmden Sdinid 

zu erhalten. In Egypten, vo die bei weitem wichtigste Steuerquelle der 
Grund und Boden bildet, war der Erlass eines derartigen Gesetzes ganz 
besonders bedenklieb. Nach dem Dekret vom 7. Mai 1876, welches die ge- 
flammten Schulden in eine feste Schuld von 91 ODO ODO L. umwandelte 
nnd deshalb fOr den Dienat dieser fteten Sebald die BrtrCgaiase der Qmnd- 
steuer möglichst ungeschmälert erhalten wollte, sollte die Fortsetzung 
der Moukabalah- Operation sisürt, und diejenigen, Avelche auf Grund des 
Moukabalah - Gesetzes Leistungen gemacht hatten, thunlichst entschädigt 
werden. Durch das Dekret vom 18. Nov. Iä76 wurde das Moukabalah-Gesetz 
(auf das dringende Verlangen der Steaerplliclitigen) wieder hergestellt, 
aber bestimm^ dass die durch dasaelbe bedingten EinsehrSnknngen der 
Einkünfte ans der Grundsteuer aidii vor 1886 eintreten sollten. Anderer- 
adts wnidea in dem Dekret yom IS. MoTember 1876 die durch das Mon- 
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Diesem Vorschlaii^e war durch Dekret vom 6. Januar 1880 
entsprochen worden. Art. 87 des Liquid.-G68. vom 17. Juli 
1880 bestätigte die Aufhebung ausdrOddich, setzte in den 
Artik^ 87—93 für die dayon Betroffenen aber eine aller- 
dings nur kleine Entschädigung fost.^ 

Nach dem eisten von der Oonunission Sup6rieure d*£nqndte 
aulj^tellten Prmcipe Uber die Anspannung der finanziellen 
Leistungen des Schuldners bestimmte sich, in wie weit Hülfs- 
mittel zur BrflUlnng der bestehenden Verpflichtmigen verfligbar 
waren. 

Das zweite Prinzip jener Oommiflsion gab den leitenden 
Gesichtspunkt flir die Yertheilung der unvermeidlichen Opfer 
unter die verschiedenen GHäubigerfcategorien: 

La möthode d'aprte laquelle on doit partager les sacrificee 
entre les diverses dasses des cr^anders, devra serapprocher 



kibalthfClMflte beirirktea (voneitigen) StemeninnaliiiMii sur Tilgung d«r 
Anleihen Ton 1864, 1865 und 1867 und «ventnell mr Tilgung der dett» 

unifi^e beBÜmmt. Durch das Liquid.-Oes. vom 17. Juli 18^ worden die 
Anleihen von 1864, 1865 und 1867 in Obligationen der d^tte unifi^e kon- 
Yortirt. Die Moukabalah-Einkünfte waren daher nicht mehr zur Tilf^ung 
der ersteren erforderlich. Dagegen wurde im Hinbllük aut die gesammte 
FhunslAge des Staates es nicht fät angSnglich «nebtet» entapreehoid dem 
Mwikalialah'Oesets fiiii<^ 1BiiB!w Aff ffwlf ^i * g der Brtfigniase aus derOinndstener 
einbeten zu lassen. 

^ Nach diesen Artikeln soll zu Gunsten der jeweiligen Eigen- 
tbümer derjenigen Grundstücke, für welche in Gemfissbeit des Mou- 
kabalah - Gesetzes frftber settwis der Steuerpflichtigen besondere Lei- 
stungen ^madit werden mren, wtiuend 50 Jahren dne Annuitfit von 
150 000 L. aus den für die Stmitsvcrwaltung bestimmten Einnahmen 
ausgeworfen und dieser Betrag — verbältniMsmäasig vertheilt — den Eigcn- 
thümern auf die von denselben künftighin zu zahlende Grundsteuer 
gut gerechnet werden. Die geringe Entschädigung für die in Gemäss- 
heit des lfoulcabalah*GeeetaeB frfiher edblgten Leistungen und die Nieht> 
bertteksichtigung des emprunt Rousnameh, einer inneren (Zwangs.) 
Anleihe Egypteus, im Liquidations-Gesetz, dürften die bedenklichsten Punkte 
in dem Werke der Conim. Sup. d'Enquete und der Liquidationskommission 
bilden. Zu einer gleichmässigen Berücksichtigung aller in Frage stehenden 
Interessen, einschliesslich der von Egyptem, welche besondere Ansprüche 
gegen ihre R^ernng hatten» wiie ^en eribiderlidi gewesen, dass audi 
jene Egjpter eine auarmdiende Vertretung in den Kmnmissionen gehabt 
hfliten. 
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autant que cela sera possible de edle qni serait adopt^e 
dans le cas analogue d'iin parücidiw (jui ferait foillite ea 
ligTpie. Le eode J^gyptien ne preTOit pas le cas de 
d^confitore de et fl ne serait gu6re posäble 

d'appliquer au Gtouvernement tous les dötails du systöme 
de proeödure mis en Tigueur dans le cas de faallite. Toute- 
fois on trouvera les baaes logiques et dquitables d\m 
arraagement en se confonnant, autant que les circonstances 
actuelles le permettent, aux principes g^ntonx 6nonete 
dans ce Code.*) 

Danach Hessen sieh drei Eategorien Ton Gtönbigem des 
Staates untersdieiden:*) 

1. Gläubiger, fUr deren Forderungen Vorzugsrechte an- 
zuerkennen waren, 

2. Gläubiger, fttr deren Forderungen spezielle P&ndsicher- 
heit^ gegeben waren. Thunlichste Bespektirung der 
Pfandsicherheit sollte bei diesen Forderungen stattfinden, 

8. Gewöhnliche Gläubiger.^«) 

Da ^ alle festen Schulden bestimmte Einkflnfte ver- 
pfändet waren, fielen diese sämmtlicb unter die zweite 
Kategorie. 

Die verschiedene Natur der festen Sdiulden, fOr welche 
Ehikihifte verpfSndet waren, und der sdiwebenden Schulden, 
welche durch P&ndrechte geschert waren, machte eine ge- 
trennte Behandlung beider Arten von Schulden unvermeidlich. 
IMe Gommission Superieure d^Enqudte bezeichnete es aber als 
Pflicht, auch hn Verhältmss dieser beiden verschiedenen 
Schuldenarten zueinander die nothwendigen Opfer thunlichst 
gerecht zu vertheilen, soweit dies bei einem so verwickelten 
Sachverhalt mOglich sd.^^ 

Der dritte von der Gommission Supörienre d^ElnquOte auf- 



•) Ib^p. conc. le R. pr. p. 9—10. Code de Commerce egyptien, 
Sect Vn {9xi. 358 - 380) „des diff^entes especea de cr^anciers et de leur« 
droitB en cas de foillite.** 

') Rapp. conc le R. pr., p. 26—51* Berieht Wilsons vom 14. An|[ti8t 
laSO «. 0. 0. p. 6 und Iblgeiide. (voL 98, p. 4M). 

Vergl. Code de Gomm. Bg., ut. 881, 868, 363, 866—871. 
") Rapp. eonc. le R. pr^ p. 60. 
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gestellte leitende Gesichtspunkt war, dass die gesetzliche Neu- 
ordnunp: der einschlägigen Verhältnisse fiir alle betbeiligtea 
Personen bindend sein müsse, 

Dieser Grundsatz ist in dem Liquidationsg-psetz sowohl 
ITir die feste, vne fllr die schwebende Sehuld^'*) zur Geltung 
gelangt und wurde in Art. 98 desselben in die Worte zusammen- 
gefasst: 

La präsente loi sera publice dans le monitonr ^oyptien. 
Des sa pul)lication eile sera ex^cutoire nouobstaut toutos 
dispositions contraires resultant des Lois, D<^crets,D4cisions 
du Conseil Piive, Ordres Sup^heurs, K6glements, coutrats 
ou usages en vigueur. 

§ 29. 

Das Liquidationsgesetz im Verhäitniss zur schwebenben und 
festen SciiuM und in VerhältnlM zur Staats- und Dairensciiuld. 

Bas IdqmdationsgesetE soUte die Beziehungen des egypii- 
sehen Staates und der Da£ren Sanieh und Khassa zu den 
Gläubigem derselben unter entsprechender Berücksichtigung 
der finanziellen Verhältnisse der schuldenden Theile neu regeln. 

Diese Angabe war einerseits finanziell und erforderte 
eine Neuordnung nach den massgebenden finanziellen Gesichts- 
punkten.^) 

Andererseits war die Aufgabe juristisch und erheischte 
dieSchafiüng neuer rechtlicher Bestimmungen undEinrichtungen, 
unter deren Herrschaft die finanzielle Neuordnung allein ins 
Leben treten und bestehen konnte. 

Aus der Verschiedenheit der schwebenden Schuld, welche 
Erfüllung, und der festen Schuld, welche gesicherte Ver- 
zinsung und allmähliche Tilgung erheisdite, ergab sich femer 

") Rapp. conc. le. R. pr., p. 10. 

«*) Liquid.-Geaet2, art. 18, 58, eij 7, 28, 
Liqaid.-G«ieti, axt 88, 86. 

^) Die Bmtelliing und Biit«icklimg des fin«iiii«ilen Iiihaiti dM 
Liqnidatio&lfwetses gehört nur soweit in den Rahmen dieser Arbeit, als 
dieselbe zam TcnrtBodaiu dta Joxiatisdien Inhalts 4eMelb«ii erforderUcb 
encheini 
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eine Zweitheilung der Aufgaben des LiquidatioosgeBetzes 
in juristischer Beziehung. Die schwebende Schuld musste ia 
ihrem durch das Liquidationsgesetz finanziell o:eänderten Zu- 
stande durch Liquidation baldmöglichst beseitigt, die feste 
Schuld musste in ihrem durch das Liquidationsgesetz gleich- 
falls finanziell verlbiderteii Bestände flir die Zukunft thunlichst 
gesichert werden. 

Endlich ergab der Umstand oiiio Scheidung, dass es sich 
nicht blos um die Schulden des Staates, sondern ausserdem 
um dir der DaYra Sanieh und Daim Khassa handelt!^. Tn 
einer Liquidation wurden aber die schwebenden Schulden der 
k^tzteren mit denen des Staates zusammengelasst. Die festen 
Schulden der Dairen wurden in Staatsschulden verwandelt, 
aber gesondert von don anderen tosten Staatsschulden beliandelt. 

Die Liquidation der (damaligen) schwe))enden Schuld blieb 
von den dem Liquidationsgesetze tbl^rmden Ereignissen im 
wosentiichen unberührt. Das Liquidationsofosetz bildet die fast 
ausschliessliclie rechtliehe Grundlage derselben. 

Die im Liquidationsgesetz geregelte feste Schuld aber 
wurde — wie dies nach dem Wesen der testen Schuld natürlich 
war — auch von der späteren Gestaltuns: der tinanzielleu Ver- 
hältnisse und von der spateren Gesetzgebung^ I t r-influsst. Eine 
Uebersicht über die letztere muss daher vorangehen, ehe das 
Recht der festen Schuld dai^estellt werden kann. 

§ B<>. 

B. Rechtssfttze des üquidationsgesetzes, betr. die Liquidatian 
der schwebenden Schuld, im Vergleich mit privatrecbtlicheii 
Rechtttfttzeo aber den Konkurt. 

Die LiqTudatlon der in dieselbe einbesogenen Bchwebenden 
Schulden ist in der Hauptsache längst erledigt. Durch Art. 23 
des auf Grund internationaler Vereinbarung eriassenen Delcrets 
vom 27. Juli 1886 wurden alle Liquidationstuisprttche prftkludut, 
welche nicht längstens bis zum 31. Dezember 1885 geltend 
gemacht wurden. Nur dnzefaie rechtsldingige oder noch zweifel- 
hafte Forderungen sind noch zu liquidken.*) 

*) & Compte Rendu de la Caisse 1889, p. 26—27. 
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Mit der Erledigung der Liquidation aber werden auch die 
auf dieselbe bezüglichen rechtlichen Bestimmungen praktisch 
gegenstandslos. Im Folgenden werden dieselben deshalb nur 
soweit dargestellt, als sie wegen ihres Inhalts ein allgemein 

Jurist isrlies Interesse bieten. 

Nach Beendigung des Konkonns eines Privatmannes kann 
der Rest der Konkursforderungen, welcher aus der vorhandenen 
Konkursmasse keine Befriedigung erhalten konnte, jodorzeit 
von neuem gegen den Schuldner geltend gemacht werden. Ein 
entsprechendes Verfiahren würde — auf die schwebende Schuld 
dos in Konkurs gerathenen Staates an^^^owendet — dauernd 
bedenkliclie Störungen im regelmässigen (jantre der Staats- 
verwaltung zur Folge habon. Denn dio OUiuhii^pr würden in 
don dem Staate beständig zufliessenden neuen Einkünften fort- 
gesetzt neue AngriÜsobjekte finden, während dem Staate diese 
Einkünite tür den Verwaltungsdienst und den Dienst der festen 
Schuld unentbelirlich wären. Im Konkurse des Staates giebt 
es aber ein Mittel, um die vorhandene schwebende Schuld 
vollständig zu beseitigen, auch wenn die vorhandene Ver- 
mögensmasse hierzu nicht ausreicht. Dies Mittel besteht 
darin, dass die schwebende Selmld oder ein Theil derselben 
in festo mit' die künftigen Einkünite sich stützende Schuld 
umgewandelt wird. 

Diesen Gesichtspunkten entsprechend ordnete das Liqui- 
dationsgesetz einei'seits im Art. 6 die Ausgabe neue!- Obli- 
gationen der detto pri%i]<^giee ^) an, welche nach Art. 63 zu- 
sammen mit den sonst vürliandeuou und vorf(io;])aren Ver- 
mögensobjekt n des Staates zur Deckung der schwebenden 
Schuld dienen sollten; andererseits erklärte es in Art. 83. dass 
die der Licjuidation unterliegende schwebende Schuiu als durch 
die Liquidation vollständig getilgt zu gelten habe. 

In dem Konkui^se eines Privatmannes verliert der Seliuldner 
von dem Auo^enblick der gerichtUchen Konkui-serklärung an 
die VerlÜguug über sein Vermögen; es hören von diesem 
Augenblicke an aUe speziellen ZwangsvoUstreckungen gegen 
dies Vermögen auf, und es gelten alle bis zu diesem Augen- 

*) Im Nominalbeträge vod $748900 £. 
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blicke gogen den Sohiildnor entstandenen Verm?5ofonsansprüclie 
als Konkurstbrdornn<j:on. Diese Wirkung übt der o^crichtliclie 
Akt der Konkurserklärung auf Crrnnd des bestehenden Ge- 
setzes, welches die Voraussetzungen der Konkurserklänmg 
generell aufstellt. 

Da Tür den Konkurs des Staates kein generelles (resotz 
und keine Behörde besteht, welche ein für alle Male hei uien 
wäre, den Staatskonkurs zu erklären, so kann nur duich (Uis 
zu erlassende Spezialgesetz bestimmt werden, von welchem 
Zeitpunkte ab der Staat als in Konkuis behndlich /ii irelten 
habe. An sich und in Ermangelung ausdrückhcher • hI l* u ii- 
stehender Vorsclii-ifttni ergiebt sich, dass die Wirkniii^:t'ii des 
Konkui'ses mit dem Erlass des Sfiezialgesetzes beginnen^). In- 
folge des bestehenden internationalen T?or!its konnte in Egypten 
kein (nnseitiges Staatsgesetz, sondim nur ein auf Grund 
internationaler Vereinl)arung erlassenes i besetz den Konkurs 
des Staates aussprechen. Nur dieses intei'nationale Gesetz 
kann daher massgebend lur den Zeitpunkt sein, von welchem 
au die Wiikungen des Staatskonkurses eintreten.^) Dem ent- 

') Es wird kaum jemals in einem aolehen Speaalgesetz der Staal ana- 

drücklich fallit erklärt werden. Es kommt nur daraaf an, dass materiell 
das Spezialgesetz eine Neuordnung der finanziellen Verpflichtungen des 
Staates vornimmt, welche sich nur aus der Unfähigkeit des Staates zur 
▼ollatändigen Brfülliuig seiner Yerpflichtangen erklären und rechtfertigen 
laset 

*) Aus diesem Grunde war mindestens formalreehtlich der indem 
zweiten Berichte der Comm. Sup. d'Enquete (Rapp. conc. le Regl. prov. 
p. 46 - 50) und auch später von den englischen und französi.schen Generai- 
kontrolleuren (Rapport des ControU. Genäraux 1879, p. 23 - 27) sowie von 
den englisehen nnd franattaisehen Regierungen vertretene, von andaren 
Regittongen, inabeaondere Oeaterreieli-Üogani [vers^. die Terhandlnngen 
in Egypt 1880, Nr. 1 (vol. 79, p. 1 — 17)] aber aufs Lebhafteste bekämpfte 
Standpunkt unhaltbar, das? dip nach dem Dekret vom 6. April 187G er- 
lassenen Urtheile keineu Auspruch auf die erhöhten Urtheilözinsen ge- 
währten, und dass die auf Grund irgend welcher Urtheile nach dem 
6. April 1876 eingetragenen Hypotheken nicht als wirksam an behandeln 
seien. Dieser Streit wurde erst nach monatelangen Yerhaadlnngen anter 
den Mächteu in dem auf Grund interuationalcr Vereinbarung erlassenen 
sogenannten Rothschilddekret vom lö. November 187^ zu Gunsten der 
letzteren Ansicht entschieden, und der letztere Staadpunkt alsdann auch 
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sprochond bestimmt Art. 64 des Liquidationsgesetzes, nachdem 
in Art. G3 unter acht Nummern die lür die Liquidation der 
schwebenden Sckuld bestimmten Aktiva aufgezählt sind: 



in dem U^nidAtuHMgesetM (Art 67, Ziff. 8, Art 66, Ziff. 1, Art 69) fest- 
gehalten. 

Bei dem Kotbscbilddekret vom 15. November 1879, durcix weiciioa 
die filr die DomineiioAiileihe verpilndeteii Güter «insaiiiBMblee* eridirt 

Warden, drehte sich der Streit um Folgendes: 

Nachdem auf Qrund des !)• krotcs vom 26 Oktober 1878 (vergl. oben 
Seite 70) die Daira- Güter der Familie des Khodives auf den Staat über- 
tragen und am 31. Üi^tober 187S der Vertrag über die Anleihe, zu deren 
SlehenuDg jene dieiMa eoUten, mit den — Londmier imdPaReer — Hftnaem 
Rothadiild abgesdüoMen wveii, kam ee infolge tqh Fommlittleii u. e. w. 
erst am 2. bezw. 3 Febraar 1879 zum Eintrage der Hypothek zu Gunsten 
der Rothschildschen Anleihe. Inzvischen hatte aber eine Reihe anderer 
Gläubiger des Staates auf Grund erwirkter Urtheile auf diese Güter 
Ujpotbeken im Betrage von mehr als 1 000 000 £ eintragen lassen, und 
es mx varRwmuMben, dase Roflisehild, fidls seine Sieherhtit um jenen 
Betrag verringesi blieb, auch nur einen entsprechend geringeren Betrag 
auf die Anleilie auszahlen würde. Von engliscber und französischer Seite 
wurde nun die Ansicht vertreten, jene vor dem 2. bezw. 3. Februar 1879 ein- 
getragenen Urtheilshypotheken seien ungültig einmal, weil die fraglichen 
LSndereien nur unter der Bedingimg an den Staat abgetreten seien, daas 
dieselben die Sichezlidt für die Rofbsdiildanleihe bilden sollten, sodann 
aber namentlich, weil seit dem Dekret des Ehedives vom 6. April 1876, 
durch welches zum ersten Male die Zahlung gewisser fölUger Bons und 
Assignationen aufgeschoben und eine Zinsbeschränkung angeordnet wurde, 
der egyptische Staat im Konkurszustande sich befunden habe. In dem 
nraUen Berieht der Gomm. Snp. d*Bnqiitte vom 8. Apifl 1S79 wir — p. 48 — 
gendesa ansgesprodien: 

„Le döcret du 6 avril 1876 <^tait redl«n«kt le CMnniencement et la 

d^claration de la döconfitui / 

Wäre dies vom rechtlichen Geöiclitdpunkte aus richtig gewesen, d. h. 
hätte jenes Dekret die Stelle des jugement declaratif de la üaillite im Pnvat- 
konkniae votret»!, so wfiren aUeidings die fraglichen UrUieikhTpotheken 
in analoger AnwMidang des büi^erlichen Bechts als unwirksam an be- 
handeln gewesen. v,Vergl. Code de Commere art.. 224, 225, 239). 
Allein nach dem in Egypten geltenden internationalen Recht konnte kein 
einseitiger Staatsakt, sondern nur ein auf internationaler Vereinbarung be 
ruhender Akt die Whrknngen der KonknneiUfining für das StaatsvermOgen 
herbeifUireii. Es hStte dies dureh die internatioiiale Deklaration und 
das Dekret vom 31. März 1880 geschehen können. Es ist tiiatsidlUch 
eist durch das Liqnidationsgesets vom 17. Juli 1880 geschehen. 
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„Les biens mentionn6s au § 5 de Tarticle pr^cMent seront 
insaisissablos pour los cr<5anciers Ac la liquidation de ]a 
dotto non-consolidee jusqiraii 31 niars 1881 et pour tous 
los antrps ci^anciers du öouveraemeüt jusqu' ä la fin de 
la liquidatiou/ 

Dioso iirttor No. 5 dos Art. Ü3 aufofezählten Güter (es 
sind les bions immeubles du domaino priv6 non aflfectes ä des 
Services pubiics, ä la garantic de l'emprunt domanial 
ou de la dette g"^n<^rale de h\ Daira Sanieh) können 
demnach vom Taf!:e der Veröfl'enliichuiifr (Ai-t. 98) des I^iqui- 
dationsgesetzes ob (dem 19. Juli 1880) nicht mehr im Wege 
der Zwant^svollstrt t kunj^ an<^egriffen werden. Für die unter 
den anderen Nummern des Art. 63 aufgezählten Güter war 
eine entsprechende Vorschrift nicht erforderlich, weil nach der 
Rechtsprechmig der gemischten Gonchte eine Zwangsvoll- 
streckung in dieselben Uberhaupt nicht für zulässig erachtet 
wurde. 

Nach Art. &) unterliegen der LKiiudaiion alle bis zum 
Erlass des Lujuidationsgesetzes entstandenen Giäubigeran- 
sprüche. Jedoch ist hier der Aufrechterhaltuug der budget- 
mässigen Ordnung des Staatshaushalts Reclumng getragen und 
bestimmt worden, dass alle erst seit dem 1. Januar 1880 ent- 
standenen Ansprüche, welche bei IMasB des Liquidations- 
gesetaes noch nidit zur Kognition der Gerichte gebracht waren, 
nieht in die üquidallon «Inbegriffen werden.^) 

Die Durchführung der Liquidation der schwebenden Schuld 
hatte in Gemässheit der im Liquidationsgesetz getroffenen 
Anordnungen unter Leitung des Finanzministers zu erfolgen 
(Art. 96), welcher insofern die Stellung des KonkursTcrwalters 
(syndic) in einem PriTatkonkurse einnalmi.*) 

•) Art. 66 ist umgekehrt formulirt, indem nach denjaelbea alle vor 
dem 1. Januar 1880 entstandenen Ansprüche (Ziff. 2) und die auf gericht' 
licfaen Enteeheidmig«a bondieiideii Teipflichtnngen des Staates (Ziff. 1) 
an den Liquidationsansprüchen gehören sollen. 

•) Nach dem internationalen Dekret vom 12. Juli 1888 über die 
Schaffung' eines Reservefonds soll der Rest der Aktivmasse, ■welcher durch 
das Liquidationsgesetz bezw. durch Art 24 des Dekretes vom 27. Juli lüSb 
ffir die Llqnidatiott der aehwebendeD Sdiaid heatimmt ist, aber Itiena 
nidit benOtbigt ivird, den unter die Verwaltung der Caiaie de la dette 
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In rinoni PriTatkonlnirse dürfen von der Konkurserklänmg 
an Konkurslordeningen nur gegen den Konkursverwalter, nicht 
pepren den Schuldner verfolgt werden. Analog hierzu bestinunt 
Art. 86 des Liqiiidationsgesetzes, dass von der Publikation 
dieses Grsetzos an Liqiiidatinnsansprilche — soweit es sich 
niclit um die Hölie (lorsell)en liandolt — überhaupt nicht mehr 
gerichtlich geltend gemacht werden dürfen. T)ocli hoyorr sieh 
dies nicht auf die in jenem Zeitpunkte bereits gerichtlich 
anhängigen Ansprüche (Art. 61)). Auch konnte der Liqui- 
dationsanspruch mit seinem durch das Liquidationsgesetz 
möglicherweise verlinderten Inhalte zweifellos eingeklagt werden, 
wenn die Liqiiidationsbehördo sicli weigerte, denselben anzu- 
erkennen oder zu erlÜIlfn. (Ti i l:]. Art. 86 Schluss umi Art. G4.) 
Letzt-erenfalls war sogar nach dem oben citulen Art. 64 die 
Zwangsvüiiisirtukung nur bis zum 31. März 1881 imzulässig. 

Zu der im Weg(^ der Liquidation zu erledigenden schwe- 
benden Schuld gehörton nach Artikel 66 alle Schulden mit 
Ausnahme der im Auslande oder Iniande abgeschlossenen 
öffentlichen Anleihen. 

Die Gläubiger der schwebenden Schuld aber zerfielen, 
wie oben erwähnt, in cr6anciers privilegi^s, cr^anciers ayant 
des gages spöciaux, crc'-aiiciers ordinaires. Zu der ersten 
Kategorie — den privilegirten Forderungen — wurden ge- 
rechnet: 

1 . Die Bttckstände des Tributs an den Sultan. Da dies 
eine Art öffentlicher dem Lande Egypten zu Gunsten der 
Türkei auferlegter Bteaet ist, so entspricht diese Bevorzugung, 
wenn auch im Code de Commerce ^gyptien dn Vorzugsrecht 
nir rttckstftndige Offentlidie Steoeni nicht vorgesehen ist, doch 
den Bestimmungen anderer Gesetasgebungen. ^) 

2. Die Rückst&dde Ton GehUtem, Pensionen do'Beamten. 



publique gestellten Reserv^nda eioverleibt werden (Art. 1). Deshalb 
«oll fortan ia allen die Liquidation betreffenden Rechtsstreitigkeiten, welche 
eine Verurtheilung zu Lasten der Liquidation und daher eine Vcnninderung 
des Reservefends zur Folge haben können, die CalMe zugezogen werden. 
(Ali 5.) 

*) VeKgL %. B* DeutMihe Rticliakoiikiiniorden. vom 10. Feinr. 1877, 
§ 64» Ziff. S. 
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Dies entspricht den Bestimmungen des bürgerlichen Bechts 
über das Vorzugsrecht der Bediensteten des Falliten ") 

3. Die Ansprllchc ans der seitens dos Staats imreclit- 
mässig erfolgten Verwendung der von ihm verwalteten bezw. 
ihm anvertrauten NaclilassonschalbeD, MÜndelyermögen und 
Depots (Art. 67, Ziff. 4 und 5). 

4. Die Forderungen, wolcho (hirch vor dem 2. bezw. 
3. Februar 1 H70 rrwirkte Hypothekeneiu tragungen auf den für 
die Domäii' n A iili i!ie verpfändeten Gütom gesichert waren.') 
Diese ForderuniTf II i^chörten strenggenommen zu den mit spezi- 
elk'f Pfandsiclit rlif it ausgestatteten. Durch ihre völlige 
Auszahlung ^^^) wulltc man der zwangsweisen Veräusserung 
eines Theiles jener Güter vorbeugen, weil im Falle einer solchen 
die Kontralienten der Domänen- Anleihe ihre Zahlungen aus 
der Anleihe entsprechend dem Werthe der veräusserten Güter 
eingeschräidct hätten. 

Mit der zweiten Kategorie der Gläubiger") fand sich der 
Staat diu'ch besondere, in dem Liquidati onsgosetze (Art. 71) 
genehmigte Vergleiche ab. An sie erfolgten die Zaiüungen 
daher entsprechend den Vergleichen. 

Die crc^aneiers privil^giös waien nach Artikel 67 voll in 
baar auszuzahlen. 

Die cr6anciers ordinaires hatten nach Art. 68 30 pCt. 
in baar, den Rest, von 70 pCt. in Obligationen der dette 
privil^giöe^^ und wenn ihre Forderung unter 20 £ ausmachte, 
den ganzen Betrag in baar zu erhalten. 

•) Codo de Comii3,, art. 363. 
*) Vergl. obea Anmerkung 4. 
Art. 4 des inteniat. Dekrote vom 15. Kii««mb«r 1819 balte bep 
zflglieii denelbfln nar vorgeadiciebeii: 

mLc plcin exercice des droits appartenant aux cr^anciers hypothö- 
caires iascrits anterieurement 2 et 3 f6vrier 1879, dates des 
inscriptions prises par M. M. de Kothscbild, est et demeore expresse- 
menfc reserve." 

^) Crtandexa •»yant des gages sp^danz. Vergl. Code de Gomm. 
ait. 868, 365—871. 

") Nach Art. 15 des internationalen Dekrets vom 6. Juni 1890 sollen 
bei den gericlitlich geltend gemachten, z. Z. nocli nicht befriedigten Liqui- 
dationsforderuugen die Summen, welche in Titeln der 5 prozentigen dette 
pixvU* iB eateiditai wtreo, nmimelir in Titeln der neuen S^^tprosraiigen 
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C. Die Entwicklung der festen Schuld und ihres 

Beehts Ton 1880—1891. 

§ 31. 

Der nothwendigo Einfluss der späteren EntwicklunQ der Var^ 
htttnim Eiypiiiis auf die durch das Liquidationsgeseti ge- 
«ehaffiM Ordnung der fM»n Schuld. 

Eine fest umgrenzte damals vorhandene Aktivmasse^) 
des Staates wurde durch das Liquidationsgesetz (Art. 63, 64) 
aus jeder Verbindung mit dem ferneren staatiichen Leben los- 
geUtet, ausschliesslich zur Befriedigung der damaligen schweben* 
den Schuld des Staates bestimmt, und letztere mittels jener 
voUstSndig befriedigt und beseitigi 

Ein gleiches Verfahren war in Beziehung auf die feste 
Schuld unmöglich. Die künftigen EinkOnfbe des Staates, auf 
welche diese angewiesen werden musste, hingen in ihrer Höhe 
von dem künftigen Leben des Staates ab und konnten hin- 
sichtlich ihrer Verwendung nicht vollständig unabhängig von 
den kflnflsgen nur beschränkt yoraussehbaren Anforderungen 
des staatlichen Lebens gemacht werden. Dies galt selbBt für 
solche Einkünfte des Staates, welche speziell und ausschliess- 
lich flir den Dienst der damaligen festen Schuld verpfändet 
wurden. Ergab sich im s]iätpren Verlauf des staatlichen 
Lebens das unumgängliche IJcdürfniss, auch diese zur Be- 
iHedigung anderer staatlicher Erfordernisse mit heranzuziehen, 
so lag es in dw Natur des Staatslebens, und war es deshalb 
vorauszusehen, dass solche anderweitige Verwendung trotz der 
speziellen Verpfändung auch erfolgen würde. 

Zur rechtlichen Sicherung der auf Befriedigung in der 
Zukunft angewiesenen festen Schuld genügte daher die Ver- 
plan diin^r spezieller Einkünfte und die Anordnung eventueller 

detto j^ifiL entriditet md bMere dabei sn dem Eane boreduMt wwden, 
▼«lehen aie am Tag« -?or der Abliefemng an die Baredttigtoi hatten. 
Fdls aber der Kurs derselben über pari steht, so sollen die fragUciMn 
Snnunen überhaupt nicht in Titelu, sondern in baar bezahlt werden. 

^) Hierzu gehörten für die Gläubiger der ächwcbcuden Schuld ausser 
dem vorhandenen Ycrmögen auch die zu diesem Zwecke neu geschaffenen 
Titel der delle piivU<g»fte. 
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Ergänzung (irr llir don Sehuidendienst orlorderlichen Beträge 
aus den allgemeinen Staatsmitteln aliein noch nicht. 

Es musstc vielmehr tbunlichst Vorsorge gctrofiTen werden, 
dass die künftigen nothwendigen Bedürtnissc des Staates sich 
innerhalb solcher Grenzen hielten, dass ihre Befriedigung ohne 
Inanspruchnahme der lüi den Schuldcndienst bestimmten bezw. 
erforderlichen Einkünfte möglich blieb. 

Diesem Zwecke diente die Aufstellung einer Regel flir 
das künftige nothwendige Mass der Staatsbedttrfiiisse. 
Allein da die letzteren nach theilweise unvoraussehbarai 
UmBtAndoi weehaeln, so konnten neue Ausgaben der 
Staatsverwaltung Uber das in jener Begel gesetste Mass 
unvenneidlich werden. 

Diese aber mnssten, wenn sie die EinkOnfle nach Abzug 
des für den Dienst der festen Schuld erforderlichen Thdles 
derselben Uberschritten, zur Entstehung neuer Schulden fOhren. 

Die allgemeine Staatsverwaltung kann nur schwebende 
Schulden und diese nur in begrenztem Masse eingehen. Da 
dieselben mit Emtritt des kuraen StUligkeitstennines ErfOlhmg 
heischen, so tritt, wenn zur Deckung ausreichende baare 
Einkünfte nicht vorhanden sind, fttr die Finanzverwaltung des 
Staates die Notbwendigkdt em, der allgemeinen Staatsver- 
waltung die zur Deckung eiforderlichen Mittel anderweit zu 
beschaifen. Die Finanzverwaltung des Staates aber kann dies 
nur, indem sie ihrersdts schwebende Schulden und schMesslich 
feste Anleiheschulden eingeht 

Diese neuen Schulden, deren Eingehung in Folge der Ent- 
wicklung der Staatsbedttrfiiisae mö^^cherweise iinvormeidlich 
werden kann, erheischen ihrerseits gleichfalls B(>lriedigung 
aus den Staatsmitteln und beeinträchtigen dadurch für die alten 
Schulden die Gewissheit, dass ein zum Dienste der letzteren 
ausreichender Theil der Staatseinkünfte wirklich in Zukunft 
fOr dieselben verfügbar bleibt. 

Während durch das Liquidations-GesetÄ die Befriedigimg 
der der Liquidation unterworfenen damaligen schwebenden 
Schuld von den künftigen neuen Schulden des Staates voll- 
ständig unabhängig genuiclit wurde, war es also nicht möglich, 
die durch das Liquidationsgesetz geregelte feste Schuld in 
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gleicher Weise jedem Eiiüluss Jiüultigcr neuer Schulden zu 
entziehen. 

Im Interesse der durch das Lii[uidatious-(jesetz geregelten 
festen Schuld war es deshalb erforderlich, dass die Eingehung 
neuer Schulden seitens der Finanzvcrwahüiig des Staates auf 
das unbedingt nothwendige Mass beschränkt würde. 

Die Erreichung dieses Zieles wurde rechtlich durch 
Art 37 des Liquidations-Geeetzes thunliehst gesichert, indem 
nach denselben die Unanzrerwaltung geirisse schwebende 
Schulden über emen bestimmten Haximalbetrag nnd feste 
Schulden BcUeGhthin in Zukunft nur mit Zustimmung des- 
jenigen Organes eingehen daif, welches durch das Liquidations- 
gesetz überhaupt zur Wahrung der Rechte und Interessen der 
Qlättbiger der festen Schuld berufen wurde. 

§ 32. 

Die Uebertrafluiig der modifizirten Reehtsvorschriften de« 
UiHiMatkHngoMtzM auf die spfttar antetemlaiwii fttttn 

Die durch das Li(|uidationsgesetz geregelte feste Sriiiild 
des Staates ist bis zur (regen wart noch nicht getilgt und wu d 
in lanfjen künftigen Zeiträumen noch niclit getilgt sein. Mit 
ihr dauern die zur Sicherung des Dienstes derselben durch 
das Liquidationsgosetz geschaffenen rechtlichen Bestimmungen 
und Einrichtungen im wesentlichen fort. 

Neue Staatsbedüi'l'üissc haben inzwischen zweiniaP) tlio 
Aulhahme weiterer fester Schulden nothwendig gemacht, 
wobei noch einmal eine finanzieUe Beschränkung der in dem 
Liquidationsgesetz geregelten festen Schulden erforderlich 
wurde. 



*) oder eiajcntlich dreimal: denn ausser den Anleihen von 18S5 und 
1S88 soll auch die zu 3'is pCt verzinsUche dette privilägiee, welche nach den 
Ddoreten vom 6. und 7. Jmü 1890 lor Umwaadlaiig alter Sehnldea dienoi 
soll, «UMierdfliii «ine neue Sdndd im Betrage von 1 300 000 L. JB. «ffektlT 
für die in Art 11 det Dekrete vom 6. Jon! 1890 beetinunten Zwecke um- 
hntn, 

7 
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InffdgB des UquidtttiooBges^oes var die Umgehung der 
neuen festen Schulden nidit mehr von dem alleinigen Be- 
fieben d^ egyptischen Staatsfinanzrerwaltimg, sondern von 
der Znstlmmnng internationaler Faktoren abhängig. Ent- 
sprechend der durch diese Zustimmung hegrflndeten inter^ 
nationalen Verantwortlichkeit wurde der Dienst dieser neuen 
Schulden gesichert, indem auf dieselben die betrefTenden recht- 
lidien Vorschriften des Liquidationsgesetxes ausgedehnt wurden. 

Diese rechtliehen Vorschriften aber wurden gleidueitig in 
euixelneD Punkten modüBziert, in anderen er^inxL 

Die gitnstigen finanziellen Verhältnisse des egyptischen 
Staates w9hrend der leisten Jahre haben den Kredit desselben 
erhöht. Ss wurde daher möglich, einen grossen Theil der 
bisherigen höher verzuislichen festen Schuld in niedriger ver- 
zinsliche umzuwandeln. 

Auch diese umgewandelte feste Schuld Ist den Bechts- 
anordnungen des Liquidationsgesetzes mit den inzwischen er- 
folgton Modifikationen unterstellt. 

Finanziell hat sirli daher die Gestaltung der fcstrn Schuld 
in dem zehnjährigen Zeiträume seit Erlass des Liquidations- 
gesetzes bedeutend verändert. 

Rechtlich aber wird dieselbe me früher von den Vor- 
schriften des Liquidaüonsgesetzes mit den einzelnen dazu er- 
gangenen Abänderungen beherrscht. 

Nur sind flir eine der in der Zwischenzeit aufgcnomm«ien 
neuen festrn Schuldon neue intoniationale Rechtsverhältnisse 
dadurch hinzu«i:otr> t Ti . dass dioseibe von den europäischen 
Grossmächten garantut worden ist. 

Wir worden im Folgendon eine üebcrsicht über die finan- 
zielle ( Ir'«taltun<r der festen Staatsschuld nach dem Liquidations- 
gesotze und über die auf das Schuldwoson !>ezüghche inter- 
nationale Gesetzgebung geben, welche seit lieni Liquidations- 
gesetze eigangen ist. und sodann unter Zugrundelegung des 
gegenwärtigen finanziellen ZuStandes der festen Staatsschuld 
das durch das Liquidationsgesetz und die sich anschliessende 
Gesetzgebung goschaüene internationale Recht derselben dar- 
stellen. 
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§ 33. 

Die fiastaltußg der festen Sehuldei diircb das Ui|iiidattoiie- 

geeetz. 

Die festen Schulden des Staates sollten nach dem Dekrete 
vom 18. November 1876 aus 

1. der dette privil^gide, 

2. dor drttr imifi^o. 

3. den 3 Anleihen von 1864, 1865 und 1867 
brstohrn. An diegp Vorschriften knüpfte das Liquidations- 
L''<'sr't'/ an. wandelte die drei Anleiheschuldon von 1864, 1865 
und 1867 in OI)ligationen der dctto unitiee um (Art. 26, 25 bis 
29), von wclchrn zu diesem Zwecke (Art. lüj ein entsprechrnder 
Betrag neu auszugeben war/) liess die bisherigen Gerechtsame 
der tlette privilegiee abgeselien von der behufs Beseitigung 
dor s( hwebcnden Schuld geschehenen Erhöhung des Betrages 
unberülirt, insbesondere aucli den Zinsfuss znöpCt.,') entzog 
hingegen dor dette unifi^e einig*« der ihr l)isher verpländctca 
Einkünfte, setzte den Zinsfuss der dette unifi<^e auf 4 pCt. herab, 
schrieb die Tügung derselben nur eventuell bei dem Vorhanden- 
sein gewisser Ueberschüsse vor-j und machte die Umwand- 
lung in Obligationen der dette unifi6c sowohl für die Anleihen 
von 1864, 18G5 und 1867') als auch für alle Schulden, flir 
welche dieselbe durch das Dekret vom 18. November 1876 
vorgeschrieben wai-. und zwar iür letztere „sous peine de d<^che- 
auce"*,'') obhgaton.seh. 

Abgesehen von der Domänen-Anleihe von 1878, welche 
nach dem Dekret vom 31. März 1880 nicht miter die Regelung 
durch das Liquidationsgcsctz fiel,'') bestand die feste Staats- 
Sebald nach dem Idquidationsgesete daher 

1. aus der zu 5 pGt veranslichen dette priTÜögK^e, 

2. aus der fortan zu 4 pOt. yeiziDsUchen dette unifl^. 

') in H5he von I 900 280 L. E. 1 958 240 L. (ttondnaO. 

Uqoid.-Oes., Art. 2- 8, 20 - 24 ; Rapp. eonc. le BAgL prar. p. 27— 8&) 
'} Liqtiid.-Ges. Art. 9-19 (20-24). 
*) Liquid.-Ge8. Art 18. 
^ Liqid4-0M. Ast 18. 
*) 8. »odi Uqvid^. Art S7. 

7» 
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Ausserdem \vunl< n durch da^ Liqiii<iatioii5;sresetz die festen 
Dairaschulden in kste ^Staatsschulden umgewandtlt. Diese 
Staat^chulden erfuhren aber eine von den übrigen t heil weise 
abweichende rechtliehe Behandlung. Das Recht derselben ist 
daher unten ebenso wie das Recht der Domänenanleihe von 
1878 besonders darzustellen. (VergL u. §§ 44 und 45.) 

§ 34. 

Die durdi die finanzielle Entwiekiuog notliwendig werdende 
tbeilweise internationale Neuregeiung von 1885 und die recht- 
UclM Verantwortlictakeit der europAiscben Gmanäcbte. 

In den ersten Jahren nacli Erlass des Idqnidationegesetses 
reichten die Einnahmen Egyptens ans, um neben den Staats- 
verwaltoBgsatuBgaben den Dienst der festen Sebald in Gem988- 
beit der Bestimmungen des Liqnidationsgesetzes zu versehen.^) 

Aber von 1882 ab vcrsclüechterten sich die finanziellen 
VeilUUtnisse Egyptens infolge der politischen Ereignisse sehr. 
Bis zum Jahre 1884 war ahomials eine erhebliche schwebende 
Sebald entstanden. Zur Beseitigung dieser und zur Deckung 
iiTiiimgänglicher grosser Ausgaben, für welche die laufenden 
EinlLünfte nicht ausreichten, ersclüen die Aufiiahme einer 
neuen Anleihe nothwendig. 

An f'h h hätte die egyptische Regienmg hierzu — abge- 
sehen von der Genehmigung des Sultans — nur gemäss Art. 37 
des Liquidationsgesetzes die Zustimmung der Kommissare der 
Caisse da la dette publiiiuo bedurft. Allein es bestand — 
vor allem untrr den seit der Okkupation in Eir\pten thätigen 
engUschen Verwaltungsbeamtfn — dir Ansicht, dass Egypten 
nrhrn der La^t der neuen Anleihe nicht mehr die volle Last 
seiner bisherigen Srhnldrn zu tragen venuöge. 

Eine abermalige Einschränkung der Verptlichtimgen 
Egypton'i aber war. zumal nachdem seit dem Liqiiidations- 
gefäetze nicht nur die Einzelrechto. sondern auch die (iesammt- 
rechte der Gläubiger der festen Schuld unter intcmationai- 

<) Tergl. hisbeacmdcre JSappoft Annuel adreaai par Im Coiitrolleiin 
Gtetotux ä S. A. le Khedive, annec 1880, (Le Cure 1881) und den R»p> 
port derselben «onie 1881 (Le Caire 1882.) 
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rechtlichem Schutze Ftaiulfii. nui- auf Grund neuer inter- 
nationaler Vereinbaruntren clor Mächte möglich. 

Noch aul' eiii Zweites sollteü diese abermaligen inter- 
nationalen Festsetzungen sich erstrecken. 

Seit dem Liquidation.sgesetze hatten die Mäclito von inter- 
nationalen Gesichtspunkten aus einen bestimmenden Eintluss 
aul die Gesetzgebung und Ven\'altiuig Egyptens in finanzielleu 
Angelegenheiten genommen. Die neuen Finanzschwierigkeiten 
waren nicht mehr die Folge des unverantwortlichen absoluten 
Begiments des egjptischen Herrschers. Sie konnten auch 
nicht atisschfiesslich dem Veibalten des egyptischen Volkes 
zngesehiieben vetden. Die internationale Gesetzgebung^ und 
Verwaltung hatte den Gang der egyptischen Angelegenheit«»! 
mächtig beeinflusst Sie bildete einen der Faktoren, unter 
deren Emwirkung ach abermals ein Abhülfe eiheischender 
finanzieller Znstand herausgebildet hatte. Mit den inter- 
nationalen Befugnissen, welche sich die Mächte in Besiehung 
auf Egypten beigelegt hatten, ergaben sich internationale 
Pflichten derselben. Mit der internationalen Emwirkung auf 
die Finanzen Egyptens wurden die Mächte für die G^taltung 
jener international mit verantwortlich. 

Dieser Antheil der Mächte an der Verantwortlichkeit ge- 
langte zum rechtlichen Ausdruck, indem die Mächte die 
Garantie für die neuerdings nothwendig gewordene egyptische 
Anleihe fibemahmen.^ 

Infolge der Garantie der Mächte konnte ESgypten die An- 
leihe unter ihm gOnstigeren Bedingungen aufiiehmen, und er* 
warben die (neuen) egyptischen Gläubiger ( ine crhölito Sicher- 
heit für die Befriedigung ihrer Ansprüche. Die l ebemahme 
der Garantie entsprach daher der Verantwortlichkeit, welche 
die internationale Aktion der Älächte denselben sowohl g^n- 
Qber Egypten als gegenüber den Gläubigem Egyptens zuwies. 



*) Subjektiv winden die MIdite wohl überwiegend dmdi pofitiache 

Zwecke und Interessen zur Uebcruabmc der Garantie veranlasst. Dies 
scbliesst aber nicht aus, dass objektiv durch Hie Ostnlt'ing der Ver- 
hältnisse eine Verantwortlichkeit jener gegeben war, welche in de 
Garaotie radiflidien Ausdrack fimd. 
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5 

Die iaternationalen Akte von 18d5; insbesondere did 
Deklaration vom 17. März, die Konvention vom 18. März und 
liat Delcrat vom 27. lull 1885. Die garantirta ADleihe von 1885. 

Auf Vorsddag Grossbritanmens^) traten die MUclite 
DeutBcUand, Frankreich, Grossbrltannien, Italioi, Oesteireicb- 
üngam, BoBsland und die TQrkei im Juni 1884m London zn einer 
Konferenz tSber die finanzieUen Angelegenlieiten Egyptens zu- 
sammen.^ Die Konferenz verlief — hanpte&cblicb infolge der 
MeimmgBverscbiedenheiten zwischen Frankreich und Gross- 
britannien — resultatloe. Nach derselben >\iirden die diplo- 
matischen Verhandlungen aber fortgesetzt') und im FrfUgahr 
und Sommer 1885 zum Abschluss gebracht 

Es geschali dies durch folgende Akte: 

Am 17. März 1885*), *) wurde von den obcng^cnannten 
MSditen eine Deklaration gezeichnet, welcher der Entwurf 
einer Ton ihnen zu zeichnenden Konvention uud der Entwurf 
eines von dem Khedive zu erlassenden Dekretes*) beigefügt war. 

Die Konvention wurde von den Mächten am IS. März 



Vum iö. Apni io&i, S. Egypt 1S84, No. 17, p. 1-4 (vol 89, p. 37—41.) 

^ Dia Konfflieitt tagte wm Sa Juni — f. Avgart 1884. Die Protokolle 
denelben sind abgedruckt in Egypt 1884, No. 29 {voL 89, p. 441^479.) 
S. auch den Bericht über die finanzielle Lage Egypten'' von Sir Evelyn 
BarinsT, Sir K. E. Welby, Sir C. Rivers Wilson und Sir F. Carmicbael 
vom 2Ö. Juni 1884 in Egypt 1884, No. 28 (vol. 89, p. 377-437.) 
. ') S. Egjpt 1885, No. 4 und 5 (1884-1885, vol, 88, p, 647—814.) 

«) 8. die DeUantion der Mldite vom 17. Min 1886 aelwk der 
egyptiscben Deklaration von dem Bimlichen Tage und den Entwürfen der 
Konvention und des Dekrets in Egypt 1885, No. 6, p. 2-8 (vol. 88, 
p. 816—822.) Ferner in den dem Deutschen Buudesratb und Reichstag 
im Mai 1885 vorgelegten Aktenstücken betreffend Egypten (Stenographische 
Beridite des dentediett Reidutags, 8. L^ial^ L Seadon, AnlagebMid VII, 
No. 371.) 

Der türkische Vertreter zeichnete «rat «m 80l Ute 1885 Egfpt 
18Ö5, No, 17, p. 10 (vol. 88, p. 862.) 

*) Die an der Deklaration vom 17. März 1885 bethdUgten Mächte 
gaben durch DeklMition vom 18. Oktober 1885 naolitrtfl^di eine Ane- 
lesnng des Art 28 dee iniwiaelieB vom Ehedi?« am 87. JnU 1885 er* 
lassenen Dekrete. 8. dieselbe in I^ypt 1886, No. 4> p. 68—83 (toI. 74 
p. 262—258.) 
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1885^) und sodann am 25. Juli 1885 dm Zusatzdeklaration 
zu dieser und zu dem von dem Khedive zu erlassenden Dekrete 
gezeichnet.*) 

Nachdem die Parlamente der betheiligten vStaateu mit 
Ausnahme Russlands und der Türkei ihre Zustimmung ertheilt 
hatten,^) \vui*den die Ratifikationsurkundt ii über die Kouvontion 
vom 18. März 1885 nebst Zusatzdeklaration vom 25. Juli 1885 
am 4. November 1886 aussrewechselt und in das Ratifikations- 
protokoll eiuR Sondererklärung Russlands vom 18, .März 1885, 
sowie zwei Sondere rklärungen der Türicei vom 30. März und 
vom 2. April 1885 aufgenommen.^®) 

Die Konventioii vom 18. März 1885 nebst der Deklaration 
vom 26. Juli 1886 wurde in den verschiedenen Staaten mit 
AoBnahme Busslands und der Türkei in Gesetzesform ver- 
öffentlicht") In Bussland erfolgte die Veröffentlichung der- 
selben auf Grund eines kaiserlichen Ukases.^*) 

Untw Beziehung auf die gemeinsame Deklaration der 
Ifiichte vom 17. Mftrz 1885 erliess Egypten eine Deklaration 
von demselben Tage. Das der Deklaration der M&chte vom 
17. Mftrz 1886 im Entwurf beigefllgte Dekret wurde mit dem 



^) Der türkische Vertreter zeichnete erst am 30. MSiz 1885, Egypt 
1885, No. 17, p. 10 (?ol. 88, p. 862.) 

*) 8. di« K«iiv«ntio]i vom IS. Min 1966 und die DeUantioa vom 
)$. Juli 1885 iu Efrypt 1887, No. 1, p. 1-4 (vol. 92, p. 3—6.) 

•) 8. Egypt 1S85, No. 17, p. 30, GG, 90 (1884 - 1^85, vol. 88, p. 882, 
918, 942.) Bills Pubür 18H4 1885, vol. I, p. 461-4G5 ; Egypt 1887, No. 3, 
p. 24, 116 (vol. ^2, 21Ü, .;02.) Nur die italienische Kammer scbeiat 
«Drt nacli der Answedieeluug der Ratifikationen (4. NoroDber 1886) die 
Gbnntie genebnigt ra batHm (8. Egypt 1885^ No. 17» p. 88-89 (1884-1885, 
▼Ol. 88, p. 940-941) und Egypt 1887, No. 8, p. 118» 18» (toL 98, 
p. 304, 311.) 

S. dm Ratifikatious-Frotokoll nebst den im Texte erwähnten Er« 
kitrangen in Egypt 1887, No. 1, p. 1-6 (voL 92, p. 3-8.) 

») 8. Egypt 188&, No. 17, p. 109 (voL 88, p. 961.); Egypt 1887, No. 3, 

p. 124, 125 (vol. 92, p. 310, 311.) 

Ob in der Türkei eine Verüffentlichung derselben erfolgte, ist uns 
nicht bekanut. Bezüglich Russlauds s. Egypt 1887, Nr. 11, p. 32 und 
No. 3, p. 22—23 (vol. 92, p. 352, 208-209.) 

S. dieeelbe in Egypt 1885, No. 6, p. 3 (1884-1885^ vol. 88. p. 817.) 
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durch die Deklaration vom 25. Juli 1885 bestimmten Zusätze 
am 27. Juli 1885") und ein in demselben vorbehaltenes Aus- 
führungsdekret am 28. Juli 1885 von dem Khedire ^iassen. 

Das Dekret Tom 27. Juli 1885 enth&lt die Bedingungen 
fOr die Aufinabme eüier neuen Anleilie und Terschiedene Ab^ 
ftnderungen des Liquidationsgesetzes. 

In der gemeinsdiaUJichen Deklaration Tom 17, März 1885 
hatten einerseits der Sultan den Ehedive zur Aufbahme der An- 
leihe ermächtigt und den Brlass des erforderlichen Firmans, Ter- 
sprochen,^^) andererseits die fibiigenlföchte erklärt, jenesDekret 
ihrerseits anzunehmen, und eingewilligt, dass dasselbe von den 
gemischten Gerichten als Terbindliches G^esetz anerkannt werde, 
sobald dasselbe von der egyptischen Begienmg offiziell ver- 
öffentlicht sei. Feiner hatten sie sich verpflichtet, das Dekret 
gemeinschaftlich zur Kenntniss der anderen an der Gerichts- 
reform betheiligten Mächte zu bringen und dieselben zu er^ 
suchen, dem Dekrete beizupflichten.^^ 

Sie thaten dies. Die Vereinigten Staaten von Nordamerika 
erklärten am 15. Dezember 1885 der egyptischen Begierung 
ihre Zustimmung.^') Die übrigen an der Gerichtsreform be- 
theiligten Staaten — Belgien, Dänemark, Griechenland, die 
Niederlande, Portugal, Schweden und Norwegen und S|)anien — 
stimmten durch eine gemeinschaftliche Deklaration vom 



'0 Das Dekret ist abgedrackt in Egypt 1885, No. 17, p. 121—124 
(188*-1885^ vol. 88, p. 973-976.) 

") Derselbe wurdt^ am 23. Juli 1885 erlassen. S. deuselbeii in Egypt 
1886, No 1, p 2-3 und 1 (vol. 74, p. 192-193 unri }[)].) 

Die geraciasame Deklaratiou vom 17. Mfirz 1685 enthieU ausserdem 
noch Folgendes: 

1. vexplliditeteii sich die DeUsranten (mit Amnahme der Türkei) sn- 
snlaesen, dass die egyptischen Gesetze über die Gebäude-, Stempel-, 
und Gewerbesteuer auf ihre in Egypten wobuondf n Untertbanen in 
gleicher Weise wie auf die Egypter augewendet würden. 

2. kamen sie — ausschliesslich der Türkei — übercin, eine Delegirten- 
kommiaeion in Pari» loMmmentreten an laaaen, welche den Bntwnrf 
daer Koofentioii mr ffieliermig der freien Benntenng des Sneikanals 
zu allen Zeiten und für alle Mächte ausarbeiten sollte. 

"> S. Egypt im, No. 4, p. 82» und 72 (vol. 74, p. 175-262.) 
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19. Januar 1886 zu/^) welche der englischen Regiening über- 
reicht wurde. 

In der Konyentioii yom 18. WSaz 1885, in weMer die 
Bedingungen der von Egypten aQ&imehmenden Anleihe lun- 
grenzt mren, verpflichteten sich die die Konvention ab- 
sdiliessenden Mächte — mit Ausnahme der Türkei — jene 
eg^ ptische Anleihe zu garantiren. 

Am 30. Juli 1885 wurde die zu 3 pOt verzinsliGhe 
garantirte Anleihe unter den in dem Ausftihrungsdekret vom 
28. JuH 1890 pribsisirten Bedingungen emittirt. 

Durch das Dekret vom 27. Juli 1885 wurde flir eine 
überdies von den MU»hten verbürgte feste Annuiföt der 
garantirten Anleihe ein Yoireeht auf diejenigen Einkünfte ein- 
geitont, welche durch Art 2 und 9 des Liquidationsgesetzes 
ausschliesslich för die dette privü^^e und die dette unifiäe 
verpfändet worden waren. Auch wurde durch dies Dekret 
der durch das Liqmdationsgesetz angeordnete Tilgungsdienst 
der festen Schuld beschiilnkt.^*) Endlich wurde entgegen den 
Vorschriften des Liquidationsgesetzes gestattet, die Zinskoupons 
der dette privilögi^e und der dette unifiöe während der Jahre 
1885 und 1886 mit einer 5 prozentigen egyptischen Steuer zu 
belegen. Doch sollte diese Steuer eventuell später zurück- 
erstattet werden, was auch thatsächlich geschehen ist'**), 

») 8. Bgypt 1886, No. 4, p. 108-109 (voL 7i, p, 298-299.) 

") Art. 17 und 21, Abs. 3, Art. 22 des D. vom 27. Juli 1885. 

Mit einer gleichen Steuer sollten die Koupons für 1885 und 18^6 
der dette generale de ia Daira und der Domänenanleibc belegt werden, 
wenn diese Zinskoopons nicht aus den dgenen Einkünften der Dalra- 
betw. der Domlnoigfiter gedeckt worden konnten, wndera dnen ZnschuRB 
aus allgemeineii Staatsmitteln erfordefteo. Biese Steu« iat erhoben nnd 
ipiter zurück gezahlt worden, 

Dem staatlichen Begriff der Steuer ist es wohl wesentlich, dass 
der Staat kraft seines (souveränen) Uoheitsrechtes dem Einzelnen für 
die Zwecke der Geeaimntlieit Leiatiingen auferlegt, ohne dadoreli inr 
Zurfickerstatkang Terpflichtet zu werden. Es ist chafiktexiatiBch filr £e 
Verbindung der staatlichen Zwangsgewalt mit der eigenen internationalen 
Verpflichtung des Staates gegenüber dem internationalen Rechte, wenn dem 
Staate in dem internationalen Dekret vom 27. Juh 18S5, Art. 12 (13, 14) 
gestattet wird, 5 pCt. von den Konpons wShrend sweier Jahre ab Steuer 
abn^ehen, andöreveeita aber die Verpflichtung lur apSteren ROck* 
emtattong dieaer Steuer auferlegt wird. 
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§ 36. 

Ueberslcbt über die von 1885—1889 erlassenen international 
|M6bMi|tfii Dokroto zur Abänderung und ErQftnzuiiQ detRocblt 

der festeo Sebald. 

Eine Beibe von Dekreten, welche in den Jahren 1885 
bis 1889 mit Zustimmung der betheiligten Mftehte erlassen 
wurde, inderte die Bestimmungen des Liquidationsgesetsses und 
des Dekrets vom 27. Juli 1885 in einseinen Punkten ab, oder 
erg&nzte dieselben. 

Hierher gehören: 

1. Die mit Einvei-^tändniss Frankreichs, Italiens, Gross- 
britanniens und OcsteriTich- Ungarns auf Verlangen Deutsch- 
lands und Russlaiuls < rlas.senen Dekrete vom 19. Febiiiar 
und 1. März 1885, durch welche ein deutscher und bezw. ein 
nissischer Koiiiniissar in die Caisse de ia dette publique berufen 
wurde, wälii-eud bisher auf Grund des durch das Liquidations- 
<{i soiz aufrecht erhaltenen Dekrets vom 2. Mai 1876 nur je ein 
Aügehöriger der vier erstgenannten Staaten zum Kommissar 
der Caisse ernannt worden war. ^) 

2. Das mit Zustimmung der an der Gerichtsreform be- 
theiligten Mächte erlassene Dekret vom 22. Juni 1886, betr. 
Abänderung der bisherigen Beslimmungeu über die vorläufige 
Anlage der in den Händen der Caisse befindlichen Fonds 
u. 8. w. und Uber die Verwendung der Erträgnisse aus dieser 
Anlage.-) 

3. Das gleichfidls mit Zustimmung der an der Gerichts- 
reform betheiligten Machte erlassene Dekret vom 22. Juni 1886, 
betr. die (Torlftufige) Sperre verlorener oder gestohlener Titel 
und Konpons der festen Sdiuld.*) 

») Egypt 1885, No. 5 p. 19 nnd No. 17, p. 6; No. 4, p. 52—53, 62, 
HO; No. 5, p. 16 (1884—1885, vol. SS, p. 809, 858, 704-705, 714, 762, 
806.). Aktenstücke (msbesondere No. 3 uad 6) über Egypten, im Mai 1885 
dem Dtiutäcben Bundesrath und Reichstag vorgelegt, Stenogr. Berichte 
Qb«r die Terhandhuigeii d«s DeutBcheo Belehstsges €. LegUd. I, B«B8imi 
1884/85, Anlageband VII, No. 371. 

') Egypt 1887, No. 3, p. 47-48 (vol. 92, p. 283—234). 
Egjrpt 1887, No. 3, p. 48 (toL 92, p. 234). 
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4. Das mit Zustimmung der Grossmächt«*) erlassenp 
Deki'et vom 12. April 1887, nach welchem dif Koupous der 
dette privil^^(^e und der dette unifi^o ausser an den im Art. 20 
des Liquidationsgesetzes bezeichneten Plätzen auch in Berlin 
zalilbar gemacht werden.^) 

5. Das mit Zustimmung der Grossmächte erlassene 
Dekret vom 14. Juli 1887, inhaltlich dessen die Caisse den 
Kurs zu bestimmen hat, zu welchem die — auf Livres lauten- 
den — Titel und Koupous der dette privil^öe und der dette 
unifite in Berlin und Paris auflg«sahlt werden.*) 

6. Yerechie^e mit Zustimmung der MUehte erlassene 
D^rete, durch welche das im Art. 18 des Dekrets vom 
37. Juli 1885 bestimmte Nonnalbudget der Staatsverwaltungs- 
ausgaben erhöht, bezw. eine Erhöhung desselben eventuell für 
zul&ssig erklärt wurde. Es sind dies die Dekrete: 

a) vom 26. Januar 1888, betr. die Verwendung der Ab- 
. gaben für Freikauf vom Milit&rdienst zum Besten des 

Militärbudgets*) 

b) vom 2. April 1888 und vom 14. Juni 1889, betr. die 
Verwendung der Abgaben fllr Loskauf von Fh>hnden 
u. s. w.»0 *•) 

7. Ein Dekret vom 12. Juli 1888 (erlassen mit Zu- 
stimmung der an der Deklaration vom 17. März 1885 be- 



*) Dasselbe ist ausserdem .ftur P*vi8 eonfonna de M. H. les Commis- 
mixw de la CeisBe de 1» Dette PubUqne erlMflen. 

*) Egypt 1887, No. 11, p. 99, 7-8^ 8&, 40 (vol. 92, p. 419, 327-328, 

355, 3G0). 

Dasselbe ist ausserdem sur l'avis coTifonne de M. M. les Commis- 
saires de la Caisse de la Dette Publique erlassen. 

^ Egypt 1888, No. 3, p. 38, U-15, 28, 35 (vol 110, p. 144, 190—121, 
184, 141). 

*) Gorapte rendu de la Caisse 1887, p. 102. 

•) Compte rendu de la Caisse 1887, p. 103—105 und 1889 p. 92—94. 
") YergL hierzu ferner das mit Einverständniss der Kommissare der 
Caisse erlassene Dekret vom 19. Dezembor 1889 über die Abeehtffung de» 
FrohndieDates «nd Enelning deaeelbea durch eine beacndive Qnmdrtener, 
deren Ertrag — Art. 4 — mit Zustimmnng der Caisse für den in dem 
Dekret vom 2. April 1888 und 14. Juni 1889 eröffneten Kredit von 
9ÖO00Ü L. E. verwendet werden soll. 
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theiligten Signatannftehte), betr. die Sdiafitang eines Besenre- 
fonds zur EiigäJizuii^' ungenügender Ertragnisse der verpfändeten 
oder der unverpföndeten Einkünfte und zur Bestreitung ausser- 
ordentlicher von der Caisse genehmigter Ausgaben. Durch 
dieses Dekret wird die in Art. 21, Abs. 5, Art. 22 des Dekrets 
vom 27. Juli 1881 vorgesehene Schuldentilgung angehoben, 
solange der Beservefonds unter 2000000 L. E. betragt.") 

§ 37. 

Die Anleilie von 1888 md die Koevereien vee 1890. 

Durcli Dekret vom 30. April 1888 ordnote der Khedivo, 
iiachdtMii ein entsprecluMulcr Finuau des Sultans und sreniiUs 
Art. äi des Ltiquidationsgesetzes die Zustimmung der Kom- 

") Compte renda de U Caisse 1888, p. 70-71. Die auf dieses Dekret 
bezüglich 011 Vereinbarungen mit, bezw. unter den ausländisclien Mächten 
sind uns uicht zu2:5nn;lich 2;ewesen. Wenn entsprechend der Eiuleitungs' 
fonnel desselben nur die au der Deklaration vom 17. März 1885, bezw. 
•n der EoDTenlioD vom 18. MSn 1685 betiieiligten Sifnaterniftdite, 
nicht aber die übrigen an der Gerichtsreform und an Jer Genehmigung 
des Dekrets vom 27. Juli 1885 bctheiligten Mächte dasselbe gonehiuiirt 
haben, so ist das neue Dekret für die letzteren Mächte und bezw. deren 
Untertiianen nicht vollkommen rechtswirksam. Praktisch kommt aber 
in Betnebt, dan die dureh dae Dekret nonnirten Aendemiigeii keine 
Einielreehie, Mmdem mir GeMmmtredite der OlSnbiger berflhTen. (Vergl. 
imten § 39 .) Da die Gesammtrechte nur von der Caisse geltend ge- 
macht werden können — abgesehen von der dette generale de la DaTra 
und dem emprunt domanial — und die Caisse aus den Beamteu zusammen- 
gesetzt ist, welche die SignatarmSchte — mit Ausnahme der Türkei — 
der egyptiseliMi Regienmg vwrgesehlasen baben, so wird Sdtena der Gaiese 
achwerlich der rechtliche Mangel des D^rete im Klagewege geltend ge- 
macht So wird möglicherweise die Zusammensetzung dieses Verwaltungs- 
orga dazu führen, dass die europäischen Grossmuehte als Exekutiv- 
Komitu ohne Mitwirkung der übrigen betbeiligten Staaten in gewissen 
Graoxen das internationale Recht modifitiren können. 

Ein weiterer Schritt naeb dieaer Riehtnng ift durch ein Dekret de» 
Khcdives vom 2. Juni 1890 gethan worden, welches lediglich mit Zu- 
stimmung der bei der Caisse vertretenen Grossmächte das bisherige inter- 
nationale Recht abänderte, indem es den Tag des jährlichen Rechnungs 
abediluaee bezüglich der Uebenchfisee der dem Dienste der OffeatUcben 
Sebald ?«rpflhideten Binkfinfte für die Folgeidt vom 26* Oktober an 
den 31. Dezember verlegte. 

Compte rendu de la Gaiaae 1887, p. 179—182. 
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missaiv drr Taisise do la drtto publique orwirkt worden w;ir. 
die Aul'nalime einor weiteren Anleihe an. Diesellie sollte-) zur 
Ablflsun«: jährlicher Zulagen von Mitgliedern der khrdivialrn 
1^'amilic und zur Ablösung von Pensionsansprüchen dienen. 
Der Rest der Anleihe sollte einen Vorschuss auf diejenigen 
Fonds, weklie in CJcniässslieit des Art. 9 des Dekiels vom 
27. Juli 1885 durch Verkaul bestimmter Staatsländereien er- 
zielt werden sollten, bilden, da einerseits ein überstürzter 
Verkauf jener Lilndereien unzweekmUssig schien. andiM-erseits 
aber die Fctnds zu dem in dem Dekrete vom 27. Juli 1885 
vorgesehenen Zwecke benöthigt wurden. 

Die Anleihe war daher keineswegs durch eine abermalige 
Verschlechtei'ung der i uianzlageEgj^ptens veranlasst. Dieselbe 
wurde in Höhe von 2 300 000 Livres nominal, verzinslich zu 
4'/3 pCt. aufgenommen und gleichfalls dem Dienst der Caisse 
unterstellt. Nach Art. 5 des Dekrets vom 30. April 1888 
BoUte eine feste Annuität von 130000 L. E. — 133 333 L. 
für den Dienst dieser Anleihe aus dem durch Art. 18 des 
Dekrets vom 27. Juli 1885 normirtoi Yerwaltimgsbudget be- 
stritten und in Monatsraten von dem Finanzminister an die 
Caisse abgefDhrt werden, eventuell aber sollten bei Verzögerung 
der Zahlung einer einzigen Monatsrate die direkten und in- 
direkten Abgaben der Stadt Gauro ittr die Entrichtung der 
AnnuilAt haften. 

Im Laufe der letzten Jahre besserten sich die Finanzen 
Eigyptens und gewannen zum Tbeil in Folge der internationalen 
Gesetzgebung und der internationalen Yerwaltungseinrichtungen 
an Stetigkeit und Zuverlässigkeit.*) Der Kredit des Landes 
stieg daher, sodass Egypten nunmehr zu germgerem Zinse 
Geld zu erhalten vermag als zu dem, welchen es für seine 
bisherigen Anleihen bezahlte. Es war daher zum Theil in 
Folge der intemationalenG^etzgebung und Verwaltung möglich, 
die Last der Steuerpflichtigen, welche ftlr die Schulden Egyptens 
aufkommen mttssen, durch Eonversion der Anleihen zu er- 

»J Compte rendu 1887, p. 169—178, 34- 36 und Compte rendu iS88, 
p. S2— 26. 

') Der eDglisiAe BtaillQss auf die aUgondne Verwftttiuig iiat gleich- 
Idls xa d«r B«Meniiig der Ziutinde erheblich bcigefngeii. 
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leichtem.*) An sich hätte die egyptische Regierung zur 
Aufnahme neuer niedriger verzin5?licher Anleihen, um mittels 
derselben die älteren abzustossen, nach Art. 37 des Liquidaläoni- 
gesetzes nur die Zustimmung der Caisse bedurft. AUein ans 
folgenden Grinden war die Zustimmung der Iflichte ra dem 
EonTersionsgeschllAe geboten: 

A. 1. Konnten nur mit Zustimmung der MSehte die 
neuen Anleiben an die Stelle der alten gesetKi und Ar erstere 
insbesondere die YeipAndungsrechte, Garantien und inter- 
nationalen Verwaltungseinrichtungen der leteter»! anfifecht er- 
halten werden, ohne dass die anderen Anleihen in die frei 
gewordenen Stellen der konvertirten Anleihen ^nrflckten.'') 

3. Wurde durch die Genehmigung der Konyertirung 
Seitens der Mächte fllr die Unterthanen der letateren die ge- 
richtliche Bestreitung des Rechts der egyptäschen Begierung 
zur Vornahme der Konversion Tdllig aussichtslos.*) 

3. Wurde durch die Zustimmung der Mächte es ermöglicht, 
aus den verpfändeten länkttnften dnen Betrag, welcher den 



*) Die 1890 erfolgten Konversionen der dette pchilegieo und der dette 
g^nMe de 1» Dslm Saiüeb haben llir den DIenat dieser Schulden Br^ 

sparni.sse im Betrage von 261, 405 L. E. and bezw. SO, 3S7 L. E. zur 
Folge gehabt Vergl. dns Budget für 1891 und den Bericht des Comite 
des Finances an den Ministerrath vom 20. Dezember 1890 im 
Supplement au Journal Officiel, No. Ö46 du Luudi 29 Decembrc 1890. 

■) D. vom 6fYl 1890, Axt S. Dies kommt hisbes. im Verbftltniss der 
dette nailMe m. der detle priv. in Bettacht TergL Idqaid.-Oes. Axt S, 
Abs. 3. 

•) Allerdings wäre die c{?yptischc Regierung auch ohne einen neuen 
Akt der Internat Gesetxgebung nach dem Inhalt und der Entstehung 
ihrer Yerpfliehtinigw fllr berechtigt zu erachten gewesen, die dette privi- 
IfgUe, die dette g^Me de b DtSn Seaieli nnd die Obligationen des 

emprunt domanial zu konvertiren, bezw. zurückzuzahlen — vergl. .nti u 
§. 39 Anm. 38. Aber immerhin war dies Recht nicht völlig unzweifelhaft 
und nicht unbestritten. Durch die Genehmigung der Konversion im Wege 
der internationalea Gesetzgebung aber wurde jedem Versuche, das Recht 
der Konreraion geriehflidi sa beetrdten, vorgebeugt Denn dnndi diesen 
internationalen Gesetzgebungsakt wfirde selbst ein wirltliches Recht der 
Gläubiger auf Fortbestand der bisherigen Anleihen beseitigt worden sein. 
Vergl. auch .Documents relatüs ä la conversion de la dette phvil^te* 
Le Caire 1889. 
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dui'ch dip Konversion rrzirltcn Ersparnissen gleichkaju, von 
der VerweiKinng fiir den SehuldeiKÜenst freizumachen.'') 

B. Durch die Zustimmung der Mächte wurde es möglich, 
gewisse für das Konversionsgeschäl't praktisch bedeutsame Vor- 
schrillen mit (international) rechtlich bindender Kraft gegen- 
fihcr den Gläubigem der bisherigen Schulden zu erlassen. 
Üaiiiii ^'ehören: 

1. Die Vorschrift, dass alle Gläubiger der zu kon- 
vertiiendcn Anleihen, welche nicht binnen einer bestimmten 
Frist die Rückzahlung verlangen, als konvertirend gelten und 
dass diitte Depositare von Titeln der ait^ Anleihen nur 
unter den in dem Dekrete festgesetzten Yoransaetznngen den 
Deponenten gegenüber Yerpflielitet sden. Schritte zur Kon- 
version der bei ihnen deponirten Titel zu tliun, ferner die 
Bestimmung, dass die Gaisse gewisse bei ihr deponirte Titel 
zu konvertiren und nicht sich auszahlen zu lassen habe.^ 

2. Der Vorbehalt« dass die Frist für das Hückzahlungs- 
begehren der Gläubiger ablaufen sollte, bevor der Bück* 
zahlungstag bestimmt war.*) 

B» Die Bestimmung, dass sowohl die Glftabiger, welche 
BOckzahlung verlangten, als diejenigen, welche konvertirten, 
ihre Titel behufs Wahrung ihrer Rechte an gewissen Stellen 
einreichen mnssten.^*) 

4. Die Yoisehrift, dass binnen 15 Jahren nach Erlass 
der AusfQbrungsdekrete das Becht der Inhaber der alten 
Titel eiiSsdien solle, sei es die Auszahlung ihrer Forderungen 
oder, wenn sie k<mvertirt haben, die Aushändigung der neuen 
Titel zu verlangen.") 

C. Durch die Zustimmung der Mächte wurde es er- 
möglicht, bezüglich der fortbestehenden und der neuen Schulden 
das geltende internationale Becht in einigen Punkten ab- 
zuändern oder zu eri^buEen.^^ 

Ö^TSmh fi/TI 1890^ Art 4. 

*) B. em. 1890, Art IS— 15; B. 7/TL 1890, Art 9-4 (5); 

D. V. 5/Vn. 1890, Art 2-5. 
•) D. V. 6/ VI. 1890, Art. 16. 

D. 6/VI. 1890, Art 18, 13; D. 7/VI. 1890, Art 2, 3. 
J>, e/YL 1890, All 19. 
»> TttTgt X. B. D. e/VI. 1890^ Art. 6, 7-10. 
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Domgemäss ist das Üekn i vom Ü. Juiii 1S90 mit Zii- 
stiLiiiiiiii<r der europäischfn Grossmäclito — aii!5<rpn<)ninion liie 
Türkei — erlassen worden, und lialuMi dieselhm sich ver- 
pflichtet, dies Dekret gemeinsam zur Kenntniss (irr anderen 
bei der Gerichtsn tbnn botheilifirten Mächte zu 1 lingcu und 
dieselhen einzuladen, dem Dekiete beizupllichten.^^) 

Durch das Dekret vom (J. Juni 1890 ^iirde die egyp- 
tische Regierung ermächtigt, ") zu einem 4 ^Jo nicht über- 
schreitenden Zinsfusse 

1. eine dette privil^gi(5e, 

2. eine dette domaniaie, 

3. eine dette Daira Sanieh 

autzunehmen. Diese drei Schulden sollten zur Umwandlung, 
bezw. Abstossung der gloiehnamigen, aber höher verzinslichen 
bisherigen Schulden dienen. 

Die neue dette privil^gi6e sollte ausserdem die Beträge 
liefern: 

a) zur Abstossung der 4^':? prozpntigcn Anlcilic von i.S.'^H, 

b) zur Bestreitung der Koston von Bew;is'-»"nin»js- 
anlagen. von Entsihädigungen, von l^üi-kkauirn von 
Pensionen und Gehaltszulagen im Liesammtbetrage 
von 1 300 000 L. E. effektiv. 

Zu dirser neuen Anieiliesumme war die Zustimmung der 
Koiuinissare der Caisse eingeholt woiden, während es eines 
neuen rirninn^ des Sultans nieht iMMlurt'te, weil selbst mit 
dieser Anleilie der T^etrag noch nicht erschöpft war. bis zur 
]l(ilie dessen dvr vor der 1888er Anleihe erwirkte Firmau 
eine neue Scluildaulhahmt^ gestattet hatte. 

c) zur Bestreitung der Kosten des Konvei*sionsgeschälts. 

Nach Art. 18 sollten die Bedingungen der Aufnahme der 
neuen Anleihen n* s. w. durch AusfOhrongsdekrete festr 
gestellt werden. 

Die Konversion der dette privil<^gi(^e ist auf Grund des 
AusiUhruDgsdekretes vom 7. Juni 1890 erfolgt. Die neue 

M nthmasBlieh iriid dies geaehefaen sein. Das diplomatisehe Mtleiial 

hierüber war uns nicht zugänglich. 
**) D. vom e/VL 1890, Art 1. 
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dette privil^gi^e, welche nach Art. 1 dieses Ausfiihrungs- 
deki etes 3Va "/o Zinsen trägt , wurde zum Kurse von 91 °/o 
zur Subskription aufgelegt und zu gleichem Kurse den kon- 
vertironden Inhabern der alten dette privilegiöe angerechnet, 
wäliieiid deiLselbeu der Reist des Nominalbetrages ihrer bis- 
herigen Titel in baar ausgezahlt wurde. ^^), 

Die Konversion der Dette g^n^rale de la DaXra Sanieh 
ist auf Grund des AusHlhrungsdekretes vom 5. Juli 1890 er- 
folgt. Der fflnsfliss der neuen Dette g^n6rale de la DaSTra 
Sanieh beträgt gemäss Art. 1 dieses AnsfQbnmgsdetaretes 4 Vo. 

Nach Art. 3 des AusiQhnmgsdekretes wurden die Titel der 
alten Dette gMrale de la Dafra Sanieh den konvertirenden In- 
habern derselben zu 85^/o^^ des Nominalbetrages angerechnet.^^ 



»•) D. vom 7iVl. 181*0, Art. 4, S. 

N«eh dem Prospekt, welefatn die mit der DarehfidmiBg des 
Konvertirangsgesch&ftes in DeatseUaad betrauten Bankhäuser in Berlin 
und Frankfurt a/M. im Juni 1890 veröffentlicht haben, hat nich die 
egyptische Re^^^ierun? mit der Bank von England über die Eintragung 
der yia "/o priv. Anleihe verständigt, und sich bereit erkl&rt, die Kosten 
dieser Eintragui^en zu tragen, Mweit dteaelben bis mm 31. Deiembw 
1890 erfolgen würden. 

") Ebenso erfolgle die Rückzahlung an die Inhaber der alten Titel, 
welche Rückzahlung verlangten, gemäss Art 2 dee AnsfiUinuigsdekretee 
snm Kurse von 85 *'o des Nominalbetrages. 

Dieser Kurs von Ö5 °io ist für die Umwandlung und f&r die Rück- 
sablnng der elfen Titel in Art. 1 des intentstiiMialen Dekretes vom 6. Juni 
1890 festgesetzt worden und daher g^genttber allen Inhabern der alten 
Titel unabbftngig von deren Zostimmang (international) reebtEdi mass- 
gebend. 

^'j Brucbtheile des Kapitals der konvertirten Titel, welche nicht 
mindestens einem neuen Titel von SO £. entsprachen, wurden gembs 
Art 3 Abs. 5 des Ansfiibnmgsdekretes Tom 3. Jnli 1890 in baar ao^esablt 
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Siebeuter Abschnitt 

Das iAternatiouale Recht der festen Schuld Egyptens. 

A. Bie der Kommissioo de la dette publique unter- 
stellten festen Schulden (emprunt garanti, dette 
priTil^gi^c, dette unifi^c.) 

§ 38. 

L Die Einelrechte der filAulilger. 

Die Emselredite der Gl&ubiger^ der festen Schuld be- 
stehen in den AnsprOchen auf Zahlung 

a) der fSUigen Zinsen. Dieselben betragen jährlich 

1) bei dem emprunt garanti 3 ^/o, 

2) bei der dette priTil^4e dVt Vis 
8) bei der dette umfiöe 4 Vo 

und werden halbjährlich 

1. bei dem emprunt garanti am 1* Märs und 1. Sept, 

2. bei der dette privil^^e am 15. April und 15. Okt, 

^) IHe Stucke des emprunt garanti, der dette privil^^e und der dette 
vnififo lauten auf den Inhaber nnd sind eugeteilt in Abschnitte: 

a) bei dem emprunt ganmti Aber 100, 900, 500. 1000 

b) bei der dette privil^giöe und der dotte unifi^c über 20 £ ^ 500 Francs, 
1(X)£ = 2 500 Francs, 500 12 500 Francs 1000 £ — 25 000 Francs. 
*) Bei den mebrfachen Veränderungen des Ziiisfußses der dette 

privilegiee und der dette uiuüce »ind die uraprüngUchen Titel (und 
kovpons) beibehält«! worden. Aneh sind'die ans Ankss der Vermehrong 
der Titel nachträglich neu ausgegebenen Titel den ursprünglichen in der 
Form genau angepBSSt worden. Dahw Unten noch gegenwärtig Titel 
(und Koupons) 

a) der dette privilegiee auf 5 ^<o, 

b) der dette uniiide auf 7 *lg 

Zinsen, obwohl in Wirldiebktit jetit entere nnr noeh 87« *'« vnd letstore 
4'/o Zinsen tragen. 

Eine Ausnahme bilden nur die bei Gelegenheit der Konversion der 
dette privü^öe lunzugekommenen neuen Titel derselben. Auch diese 
enthalten swar sonli^t den ursprünglichen Text, in welchem eine 
& Voninsttng v. s. w. erklSrt ist. In einer bdgefBgten Anmerlcang 
wird aber bemerkt, das» die Titel nur zu 3*/s *i« verzinslich sind, dass 
die Tilgung unterdrückt und die Schuld bis sum id. Juli 1905 nicht 
rückzahlbar ist 
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3. bei der dette mufife am 1. Mai und 1. November 

b) der ain^oosten Obligationen. 
Diese AnsprOche sind privatrecbtlich. Denn 

1. haben de eine im PriraWerkehr suISssige nnd mög- 
liche^) Leistung, nftmlieh eine Geldleistung ^) zum Inhalt, 

2, werden sie gegm den Staat erworben im Austausch 
mit einer freiwilligen Leistung des ersten Libabers iler be- 
treffenden Obligationen an den Staat*), ^, 

') D. vom 7. Juli 1885, Art 2 nnd vom 28. Juli 1885, Art 1; D. vom 
6. Juni 1890, Art 18 nnd D. vom 7. Juni 1880, Art 1. LlquidsL-Oes. 

Art 10. — Da nach Art. 6 des D. vom 6. Juni 1890 die neue 3'/a prozen- 
tigc dette privilegiee nicht vor Ablauf von 15 Jahren zurückgezahlt werden 
kann, so hat jf^der Gl'iubiger der dette privil. während eines Zeitraumes 
von ib Jahren m dem Fälligkeitazeitpuukt einen Einselftnspructi auf 
ZaUting der Zinsen, obne diM ihm derselbe dnreh Rfickecitattang des 
Kapitels entzogen oder doieh Konverrion gemiidert Verden kun. 

') Code Civil, art. 149: L'objet de Tobligation doit, a peine de 
nullite etre une action licitc et possible, et, s'il s'nfl^t d'one Obligation 
de donner, ia cboso doit etre dans le commerce. 

*) VergL 0. S. 35%. 

') Aof die Theorien über die Bntotehmig der YerpAiehtangen ans 

Inhaberpapieren ist hier nicht einsogehen. Pas internationale Recht 
Egyptens enthält keine besonderen Bestimmungen, welche für die 
egyptischcn Inhaberpapiere zu anderen als den allgemein gülticen 
Schlüssen füiireu könnten. An dieser Stelle kommt nur der pnvat- 
reohiliehe Charakter der ^iiiael-)Ansprüebe aas den Inhaberpapieren 
in FVage. Für dieam aber ist entsehddend, dass der Ansprach nicht 
auf Grund einer spezifisch staatlichen Pflicht zur Fürsorge für den be- 
treflTenden Erwerber und auch nicht gegen eine Zwangsleistung, sondern 
gegen eine freiwillige Leistung des ersten Inhabers erworben wird. 
Wenn nach der Theorie Über die einseitige Kreation der TetpAiehtang 
aus den Inhabcrpapierai der Ansprach gegen den Staat beitti^cli veiv 
loxener oder gestohlener lababerpapiare sogar ohne jede Gegenleistung 
an denselben erworben werden kann, tritt diese Wirkung dnrh nicht 
in Folge einer spezifisch staatlichen, sondern in Folge einer 
Verkehrs Verpflichtung des Staates ein. 

1) In dem egyptisdiea Redit besteht keine ansdr&cUiehe Torsehrift, 
daas nur der Staat snr Ansgabe verxinslidier, aof Geld lautender Inhaber- 
papiere berechtigt sei. Es kann daher auch nicht das Monopol de? Staates 
als Kennzeichen des »ffcntlieh-rechtlichen Charakters jener Ansprüche 
geltend gemacht werden. 

*) Als im Jahre 1879 die Zinsen dar delto uiifito nicht nehrin der 

8* 
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Die Obligationen und ilu Zinskoupons lauten aul' (englische) 
Livres Sterling und sind in Gold zahlbar.^) 

dmcb dM Dekret vom 18. November 1876 ibovmiiieii Halie (helbjihrlieh 

3 sondern nur noch mit halbjährlich 2 °/o aoBgezahlt worden waree, 
klagte ein Inhaber von Titeln der dette nnifiee die Zinsendifferenz gegen 
die egyptische Regierung ein. Das Tribunal mixte d'Alexandrie und der 
Cour d'Appel aber erklärten sich unzuständig. In der Entsdieidong des 
AppelHioftfl vom 1880 (a diea. in Jvrupnid. des Trib., T. 8^ 

p. 385) heisst es: 

,611 stranieri possone invocare i Tribunali della Riforma anche 
nellc loro contestazioni contm i! Govorno FtrizJano in causa di lesioni 
dci ioru iutcressi, derivate da da im^jurc guveruaüve emaxtanti del 
dMito eadnente di «tta ammiDlfltndono ddlo ifato, ma dlora mAur 
mente qtiaiido Fazlone d Ibndi Mpm uno ipeeiale rapporto di diritto 
private previstö dai Codici, o sopra iin trattato intemazionale (Art. II. 
Regl. d'Org. Giud ). — Ne le capitoiazioni ne i trattati internazionali 
che le seguirono comprendono nella materia del debito pubblico 
«kuia limitadone del dixitto di alta amminisiriiione dello Stato. 

J deorati Kedifiali del 1876 relattfi «1 debito pnbbfieo dello 
Stato non livestono il carattere di trattato Intemazionale, ne pnd 
liconoscersi nei medcsimi il carattere di un contratto civile " 
Wir vermögen uns dieser Entscheidung nicht anzuschliessen. Der 
Inhalt der Dekrete von 1876 bildet nach unserer Auffassung den Inhalt 
eine« Yertn^^ee, weleber dvrdi die in Gemiseheit jener Dekreto erfolgende 
freiwillige Konversion von Schuldtitehi zwischen der egyptiscben 
Regierung und den konvertirenden Gläubigern zu Stande kam. (Vergl. 
o. S. 50.) Dieser Vertrag hatte, soweit er die Einzelrechte der Gläubiger 
betraf^ einen bürgerlichen Inhalt und unterstand insoweit dem Privatrecht 
M. B. kitte daher dai Cteiobt der ob^^en Klage stattgeben oder irenigstens 
die Begrondmig eines Ansprackes auf jenoi Vertrag mir deshalb fiir un- 
zulässig erklären kSonen . weil der Über die Einzelrechte der Gläubiger 
hinausgehende Inhalt de- Vertrages ungültig sei, und die Ungültigkeit 
dieses letzteren Thciics den ganzen Vertrag ungültig mache. — 

Uebrigens hebt die zwangsweise Neuregelung der Einielrechte 
der GUnbiger, wie sie später wegen der Zahlnngspnftklgkttt des Staates 
durch das Liquidationsgesetz erfolgte, den privatrechfUehen Charakter 
derselben ebensowenig auf, vria dies bei dem Konkurse eines Privat- 
mannes der Fall ist, wpnu die Rechte der Gläubiger durch Zwaugs- 
vergleich (concordai) auuurweit geordnet werden. 

Vergl. die Entsebeidnng des Tribonal da Caire vom 9fXIL 1884 
(abgedrackt in Compte rondu de la Gaisse 1884, insbes. p. 120, 118), in 
welcher au.-rlni klicb festgestellt wird, dass die gemischten Gerichte mc 
ständig sind für alle Klagen gegen die egyptische Regierung 

«relatives a des droits civils queileque seit la soorce du droit lese." 
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Dor Anspnit'h dor Einzelg:läubiger auf Zahlung der 
Zin-i n und der ausgeloosten Oblio:atioiiün ist dulior 

1. unabhängig von der egyptiachen Wälirung und kann 
durch Aenderung derselben nicht verändert werden; 

2. kann er nur durcli Zahlung in inläudischeu oder aus- 
ländischen Goldmünzen belhedigt werden. 

Die Obligationen und die Koupons sind zahlbar in Egypten, 
in London, in Berhn und in Paris. 

1. T)io Koupons des empnint garanti sind in Berlin zum 
Tagcskur.s (des Livre Sterling), in Paris zum testen Kurse von 
25 frcs. für das Livre Sterling zahlbar; 

2) Die Obligationen und Koupuns der dette privil6gi6c und 
der dette unifiöe sind in Berlin und in Paris in deutschem, 
bezw. in französischem Geldc zu einem Kurse des (englischen) 
Livre zu zahlen, welcher von den Kommissaren der Caisse de 
la dette publique im Einverständniss mit dem egyptischen 
Kinauzminister festzusetzen ist. Der Km-s dar!" aber den 



Der Code Civil rieht in einem beBonderen Kapitel (Art 216 — 88(9 
jpdes obligations resiiltant de la loi" vor, ohne dass ein Anhalt dftfnr 
vorliegt, dass untf^r der ,loi" nur der Code seibet verstanden seL 

Auch unmiitelbar auf Gesetz beruhende Rechte können bürgerliche 
Keciite sein. Eutscbeideod für den privatrech tllcbeo oder mchtprivat- 
reelitliclien Caierakter eines gegen doi StMt beetehenden Ansprucbi ist 
einerseits der Inhalt des Anspruchs , aadweramtB der ümatuid, ob die 
Yerpflichtiinr^ d >s Staates eine Verkehrsreipfliebtitiig oder eine spesifiseh 
staatliche PÜicht ist. 

Wir halten es nach Obigem für unzutreffend, die Rechte aus öffent- 
lichen Anleiben «la dem Grande ala niebt bOigerüdiB an beteichnen» 
wdl dieselben anf dem Brlasa boMmdwer (Anldhe>)Oeeetse l»erahteii. 
Ueberdiea bemben die Rechte der Gläubiger aus öffentlichen Anleihen, 
nicht unmittelbar auf einem Gesetz, sondern entweder auf der Schaffung 
oder der Ausgabe der Obligationstitel nach den einen oder auf einem 
Vertrage nach den anderen Theorien. 

*) B. vom 88/?n. 1885 nnd D. Tem 87iVn. 1885. Art 8; D. vom 
6/VI. 1890, Art. 2. 17. Regl. modicatif vom 6. Dezember 1876, betr. die 
Ausführunjj; des Dekretü vom 18. November 1S7C, Art, 1. '2 fdanach lauten 
die Titel der dette privilegiec und dette unifit^e auf Francs oder Livree 
Sterling), Liquid.-Geseu Ml 20. 

D. Tom 88/yn 1885, Art 8; D. vom «/YI 1890, Art 8, 17.; 
Liqmd.-Qesets Art. 20, D. vom 12. April 1887, Art 1. 
D. Tom 88/VU 188&, Art 8. 
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Worth dos T.ivro Storling: nicht übersteigen und nicht unter 
20 Mark 25 Ptemüg, bezw. 25 JTraiics iQr das Livre herab- 
gehen. 

Die Koupons, bozw. Obligationen geben daher einen alter- 
nativen Anspnicb \)m Wahhrecht soll aber nicht dem 
Schuldner, s^niidrru den Ul;inbiofem zust'^lK u. Dies foloft da- 
raus, dass llir die Gesammtlit it der dein .Schuldner obliciren- 
den Vorpfliehtungen die Zalilungsortc kopulativ, nicbt altrraativ 
bestimmt sind, und die Inhaber der einzelnen Übligationeu und 
Koupuus zweil'ellos gl('iehl)ercchtigt sein sollen, dies aber bei 
einem Wahlrecht des Schuldners nidit wären. 

Niemand hat ein Recht, Einspruch gegen die Auszahlung 
der Koupons oder der Obligationen zu erheben. Wenn jedoch 
den mit dem Dienst der festen Schuld betrauten Ver- 
waltungen und Baiikt n der behauptete Verlust oder Diebstahl 
der Obligationen oder Koupons hinreichend glaubhaft gemacht 
scheint, so sind dieselben befugt, die Zaliiung der betreffenden 
Obligationen oder Koupons vorläutig aufzuschieben ^*}. 

Die Zinsansprtiche verjähren gemäss Code Civil Art, 275 
in 5, die Ansprüche aus den ausgeloosteu Obligationen gemäss 
Code avfl Art. 272 in 15 Jahren »). 

Die Obligationen dflrfen mit keiner Steuer m Gunsten 
der egyp tischen Regierung belegt werden 

S 39. 

2. Dto 6eMuraitr«clito dir GIMiger. 

Schon die rein staatlichen Dekrete Ton 1876 woUten, 
weil die hflrgerlichen Einsehrechte der Glänbiger der festen 

") D. vom 14. Juli 1887, Art. 2; D. vom 6 VI 1890, Art. IT. 2. 

") Code Civil, art. 150: LArsqu"'ujie Obligation est alternative l'option 
appartieot au debiteur a momä d uuo dispo&itiou speciale de ia loi ou 
de Ift coafwtknL* 

D. Tom S2. Juni 1886, Art 1; Ginmlaiie de la CaiBse de la detle 
publique vom 4. Januar 1890 in Gompte roidii d« Ut GMunuMnon de 1« 
dette publique 1889, p. 196—197. 

") Die Anwendbarkeit dieser beiden Artil^el des Code QtU ist aos- 
draeklieh augeordnet un liqiudatioiifl-Geael^ Art 32. 

*^ B. vom 87/yiI 1885^ Axt 8; 0. vom 6/yi 1890^ Art 8; Liqnid.- 
Qes. Art Sl. 
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Schuld zur Sichenmg derselben nicht ausieii Uten, die 
Gesammtrechtp di eselben rechtlich ausgestalten. Allein sie 
vermochten dies fjegenüber dem bestehenden internationaleu 
Rechte nur unvollkommen. (Vergl. oben S. 55 fg). 

Das iuternationale Liquidatiousgesetz aber besass die er- 
forderliche rechtliche Kraft imd gebrauchte dieselbe, um das 
geltende internationale Recht entsprechend abzuändern o6.ee 
zu ergänzen, und spätere internationale Gesetze Übertrugen 
die betreffoiden Bestimmungen des IdqiddationsgesetzeB auf 
die später entstandenen festen Schulden. ^) 

Die G^biger des empnmt garanti, der dette privil^gi^e 
und der dette uniflöe haben 
I) folgende intemationalrechtlich anerkannte Gesammtrechte: 
a) Es sind ihnen gewisse Hinkünfte verpfändet, d. h. 
sie haben em Recht darauf, dass diese EinkOnfte in • 
erster Linie *) zur Beflriedigung ihrer periodisdi fällig 
werdenden Zins- oder ihrer Zins- und Tilgungs- 
ansprUehe verwendet werden. Diese VerpfiUidungs- 
rechte haben dnen vier&chen Charakter: 
a) einen dinglichen und zwar: 

1. im VerhältnisB zum Staate. Derselbe kann daher die 
veipidndeten EmkOnfte ohne Zustimmung der Caisse als Ver^ 
tretungsorgan der Gläubiger nicht m einer Weise abändern, 
welche das Erträgniss derselben verringern würde; *) 

2. im Verhältniss zu Dritten. Durch internationale 
Bechtsvorschrift sind diese Einkünfte einem bestimmten Zweck, 
dem Dienst der festen Schuld, gewidmet. *) Daher können 
insbesondere dritte Staatsgläubiger der egyptisclien Regierung 
nicht durch Pfändung gegen die Caisse de ia dette publique 

*> D. vom 27/VII 1885, AiL b; D. vom 6iVI 1890, Art. 2. 
*) Die HKehte haben tich nicht dam Teralaoden, dem Wnnadie der 
Pfnrte gemäss ausdrfleklieh anmeriEamen, deee der Tribut in den Sultan 

eventaell vorgehe. 

') D vom 2. Mai 1876, Art. 8. 

'} Li<j[uidat-OeB, Art 2, 9; MRevenus affect^ au Service de la dette.** 
D. vom 27. Jnli 1886^ Art 4: 

XJne annuiti ixe deetin^e au eerriee de cet empnmt (ganatf ) 

sera prelev4e comme premiere cbarge sur les revenna 

aflfectös au service de la detto privilägite et de la dette nnifi6e. 
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oder gegen die Kassen der Einnahmebeamten der verpfändeten 
Provinzen und Verwaltungen die Rechte der Oläubiger der 
festen Schuld an jenen Einkünften beeintrftchtigen. (Vei^L 
oben S. 37). 

einen ohUgatoiiBdien im VeiliMtmfls m dem ogyptiselien 
Staate. Der Staat ist Teipflichtet« dieae BinkOnfte som Dienste 
der festen Sdinld am verwenden Innd die intemationaJrecht- 
lieben Yorsdunften Ober dasVerfthren sn beobachten, mittels 
dessen sie in den Dienst der Schuld gestellt weiden scUol 

f. einen diaglich ^ TerwaUxmgsiechtlichen im TechSltniss 
sn dem inneren Oi|;amsmns des Staates. Bestände ledigli^ die 
unter ß enriilmte obligatorisehe Verpflichtung des Staates, so 
wUiden die einzelnen staatlichen Organe dem Befehle ^ des 
Staates Folge zu leisten haben, auch wenn der Inhalt des 
Befehls im Widerspruche mit der von dem Staate flber- 
nommenen Verpflichtung stfinde. Es würde also beispidswdse 
der einzelne Einnahmebeamte auf Befehl des Staates seine 
Einnahmen an die Gentralstaatskasse abzu£efem haben, auch 
wOTn der Staat gegenüber den Ql&abigem verpflichtet w&re, 
die Einnahmen von den betrdTenden Efamahmebeamten un- 
mittelbar an die Gaisse de la dette publique abliefern zu lassen. 
Allein es ist intemationalrechtlich das Verfahren gewisser bei 
der Erflillung der staatlichen Verpflichtungen zur Mitwirkung 
berufener öffentlicher Organe bestimmt, und daher intemational- 
rechtlich die Belehlsgewalt des Staates gegenüber diesen 
Oiganen insoweit eingeschränkt. 

Kraft intemationaierRechtsvorschrift (Xiiquidations-Gesetz, 
Art. 31) haben die höheren Einnabmebeamten der Provinzen 
und Verwaltungen, deren Einkünlte verpfändet sind, dieselben 
unmittelbar an die Caisse de la detto publique, welche insofern 
eine ^('aisse speciale du tr^sor" bildet, abzufühi'en und den 
KöTiiiiiissarcn der Caissc hohufs Ermöghchung der Kontrolle 
münatli( I) und halbjährlich ihre Bechnungsauszüge zu Uber- 

*) Mit dem Ausdrucke ^dinglich" woUeu wir bezeichnen, dass cUe 
betreffende imtan YerwaltoiigsordiMing objek^ reditlich featatelit, «Ane 
dass der Staat etwas daran zu Andern vermag. 

*) Der je aaehdem in Oeaeties- oder in Verordiiiiiig^fain gekleidet 
sein kann. 
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mittein. (Liquidations-Gesetz Art. 32 und 33). Kraft inter- 
nationaler Recht svoi-stkrift hat die Oaisse diese Einnahmen 
in erster Linie, und, soweit dies der Si luddendienst erfordert, 
aussckliesslich *) zu diesoni Dirnsto zu verwenden. 

Gegt nülier dieser intei nationalen Rechtsvorschrift hat kein 
entgegengesetzter Staatsbefehl rechtliche Kraft. Für die Be- 
folgung der obigen international -rechtlichen \ * i vvaiuuigs- 
bestimmungen sind die betr. Beamten als Beamte im Ver- 
hältniss zur Verwaltung haftbar, ohne sich auf einen gegeu- 
theiligen Staatsbefehl berufen m kSnnen. Insbewnidere können 
die oben bezekluieten SSonabmebeamten kraft internationaler 
BechtsTorschrift nicht anders als dmck die Quittung der Caisse 
entlastet werden. (Liquidations-Oesetz Art. 81). 

Die Verpfändungsrechte gewShren also eine Sicheriieit, 
welche Uber emen blos obligatoiuchen Ansiurach hinausreicht, 
weil sie sich auf die innere Willensbildung und WUlensthfttigkeit 
des verpflichteten Staates erstrecken und diese in ihren Oi^en 
international-) rechtlich festlegen.^ 

S) Einen obligatorisch-yerwaltungsrechtlichen gegenüber 
gewissen emzehien Organen des Staates. 

') Liquidat.-Ges. Art 30. 

*) Jedoch ist nach Art 4 de« D. vom 6. Juni 1890 die Differeoz 
swiaehen d«n ffir den SiMMt der nenen 9 'fs proeentigen dette priviL er* 
forderlichen Betrage und der Dotrtion der firttheren 5 proientfgen dette 

privilegiee (von 1086969 L. E.) nebst der in Art. 3 des D. vom 6. Juni 
1890 nonnirton Annuität (von insgesammt 180 000 1. K ) von der Gaisse 
de la dette publique nicht für den Schuldendienst zu verwenden, sondern 
in Depot zu nehmen. Die Vervendang dieser Differenz soll den Gegen- 
stend enier spiteren YeiatBndignng swieehen dw egyptiachen R^emng 
und den MScltten bilden, welche das D. Tom €. Juni 1890 eagenonmen 
haben. 

Daa juristische Verhältniss bezüglich dieser Differenz ist aualog dem 
YerhältniM einea Grundeigentümers, für weleb«i swisdien tiner vor- 
geh^Dtden und einer nachstehenden Hypothek oder Qnmdaehatd la Gunsten 
Fremder eine Grundschuld zu seinen eigenen Gunsten eingetragen ist. 

•) Dies wäre gegenüber einer physischen Person, deren innerer Wille 
rechtlicher Ordnung entzogen ist, umnöglich. Gegenüber der juristischen 
Person des Staate« ist es möglich, weil jeder Beamte und jede Behörde 
desaelbcni, durch dnen Znaammemrirheii der Staatcvflle und die Staata- 
thitigkeit gebildet wird, anch ala 8<Hiderveaen reditUcher Nonnimng 
«igingltch sind« 
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Der Aiükel 2 Ab». 1 Uejj Dekrets vom 2. Mai 1876 
Lautet: 

„Les lonctionnaires, les caisses locale» ou les ad- 
ministrations sp^iales qui, apres avoir recouvr^. re^u oa 
conceDtr^ 1^ revenus sp^ialement affect^ au payement 
de la dette, sont on sero&t, ä l'aveair ebarg^s de les 
▼encr au Msor central, on de ks tenir i la dispomtion 
des ordonnateiin des d^penses de X^tat, sont, par effet 
du präsent d^eret, Obligos d'en foire le yersement pour 
compte do Tresor de T^tat, i la Caisse spinale de 
la dette ptdiluiiie, qm sera, ä cet ^aid, consid^rte comme 
ime Gaisse speciale du TTfisor.** 
Durch diese Bestimmung, wetehe dmx^ Art 39 des 
Liqnidatioiisgesetzes aufrecht erhalten worden ist, and daher 
fortan international rechtlich güt, sinddie beMkndenESnnahme- 
beamten der veipfSndeten Provinzen und Verwaltongen den 
Gläubigem verpflichtet,*^ ihre nsnwfliwnftw IQr Bechnnng des 
Staatsschatzes der Caisse speciale de la dette publique als 
einer „Caisse speciale du Tr^or'* absaliefeni.^^) 

Die verpfändeten Bechte genAhren also eine weitere 
Sicherheit, indem sie ausser dem Ansprach gegen den Staat 
auch einen unmittelbaren gesetzlichen Anspruch gegen die 
obigen Einnahmebeamten auf Vomabme der denselben kraft 
ihres Amtes obliegenden AbUefemng an die Gaisse geben. 



Der Unteneliied der gebnocfatea Woite iai diaimktwfafadit Die 

Beamten sind gtMrenüber der Staatsverwaltung ,cfaarg^8,* ihre Ein- 
aabmen in die CeDtralstMtikasse absnfGUiTen, dea Qlftulngeiii siiid aie 
Mogegt-D „obliges." 

hitse auf Oeaetz beruhende Verpflichtung ist eine quafii kontrakt- 
lidie. In den Urtheü des Tnb. da Giiie m9fXn 1884 wird daa Rechts- 
verhfitnias als eine .diUgalion de peiMnent* charakterisirt: .L'Etat 
^gyptien, debiteur des rcvenus affectes au Service de la dette, a Charge 
sou propre debiteur <|p« comptablesj de s'obliger envers les porteurs de 
titrefi, creanciers deit^aUire^. 

Or, en drott, Teffet propre de tonte dfl^gatioit de peiemeBt eet de 
creer ä la chaige du debiteur deleguuit et da dildtenr ditttgae nne 
obligatiou iudivisible, dont Texecution peut @trc poursoirie poor le (OOt 
par le cr^ancier delegataire coatre cbacun des debiteunä." 

S. das Urtheil in Compte rendu de la Caisse 1ÖS4, inabea. p. 126. 
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Vorptandct sind den Gläubigern: 

1. Die Reinortriiimissp der Staatseisenbahneo, der Tele- 
graphen und des Halens von Alexandrien. 

2. die ZMe^*) und die auf die Tabakeinfuhr gelegteo 

Abgaben, 

3. die F^inkünlie der Provinzen Garbieh, M^nonfieh, 
B^hera und Syout, mit Ausnahme der Salzsteuer und der Ab- 
gabe von einheimischem Tabak.*') 

Von allen verpfändeten Einkünften gehen vorweg die 
Verwaltiin (TS kosten ab. Dieselben sind bezüglich der 4 
ver])1';(M'l' fen Provinzen auf 7®/o des Bruttoertras^es derselben 
tixirt. Aus den Enikiinften der Staatseisenbahnen, Teleoraphen 
und des Hafens von Alexandrien werden nur die gewöhnlichen 
Ausgaben der Unterhaltung und des Betriebes derselben vor- 
weggenommen, welche im Budget vorgesehen oder ordnungs- 
gemäss durch besondere Verfügungen gestattet werden. Dagegen 
mflBS^ aUe aussergewOhnlichen Ausgaben, welehe Ton der 
Verwaltung Jener Betriebszweige vorzusclilagen und von dem 
MiniBtenathe zu beschliessen sind, nicht aus jenen EinkOnften, 
sondern aus den allgemeinen Staatsmitteln gedeckt werden. 
Der Staat selbst muss die filr ihn bewirkten Transporte be- 
zahlen und die Transportkosten monatlicb an die Verwaltung 
der Eisenbahnen abfiüiren, soweit die Bezahlung nidit sofort 
in baar erfolgt.*') 



") Nach deo Yenraitangsbeiiditai dar <^itie veardm hieraiitnr die 
Oonahmen vat den Zollatellen am HittelUndischen Heer mid Soeskanal, 
»wie die von Koeedr am BollieiL Meer« dagegen nieht die von Snakim 

gerechnet 

") LiquidatioDs-Ges. Art. 2: D. vom 6. Juni 1890, Art 2, Abs. 2; 
Liquid.-Ge&. Axt. i); 1). vom 27. Juli 1885, Art 4 (Konvention vom 
18. Min im, Art IV.) 

") Liquidat-Ges. Art. 2, Abs. 1, Art 3, 4, Art. 9. Zu den ausser- 
gcwnhnlichen Au. ^rabf'n für die Eisenbahnen, Telegraphen und den Hafen 
von Alexandrien, weiche aus allgemeinen Staatsmitteln in bestroiten sind, 
gehören nach Art. 4 insbesondere der Erwerb von GruudÜäciiea oder un- 
bevegliehw Beettaungen, die Anlage neuer Linien und der Brwerb dee 
für deo Betrieb deradlbeD noChweadigen Matatiale, der Bgefckaiif ken- 
zessionirter Linien, das Legen elnee urdften GeleiMB, die BriMaang neuer 
Gebäude, Dimme, Quait u. s. w. 
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b) Die Gläubiger*'^) haben einen mit Voi-zugsrecht^*) aus- 
gestatteten Anspruch aul" die in Art. 3 des Dekrets 
vom 6. Juni 1890 normirte feste Annuität,^') welche aus 
allgcmeincu Staatsmlttelu flir den Schuldendienst zu 
leisten ist. 

Der Finanzminister hat diest Annuität in Monatsraten 
an die Caisse de la dettc publique abziüliliren.^*) Wird eine 
Monatsrate nicht pünktlich einbezahlt, so hat auf einfaches 
Verlangen der Caisse die DaYra Baladieh der Stadt Cairo die 
▼on ihr Tereimuüunten direkten und indirekten Abgaben dieser 
Stadt Hs zur Hohe der an dem halben Jahresbetrage der 
Anmütftt noch fehlenden Summe direkt an die Caisse ab- 
zufahren. 

Dieses eventuelle Becht auf die Ergänzung der Annuität 
aus den Einkttnften von Cairo ist entsprechend den rechtlichen 
VeihSltnissen, welche nach der obigen Darlegung unter a ß — S 
bezüglich der eigentiichen Verpßhidungsreehte bestehen, ge- 
sichert 

«) dnrdi die obligatorische Yerpfliditung des egyptischen 
Staates zur Beobachtung der diesbezilglichen Be- 

") Dieser Aoaprach steht speziell den Gläubigem der neaen dette 
piiviL SU. 

^ D. vom 6. Jmd Art 8^ Abg. 2: 

«Gette annuite sera pr^lev^e sur la somme a laquelle ont ^ti 
arreteen Ips d^pcnscs administratiTes par No6 d^crets des 27 joiUet 1885, 
2ti janvier et 2 avrii 1888." 
") Diese Aunoitit setrt sich zosammen: 

1. aus der Amiiutft m 1800001^ B (« 188938 :6), welcbe vor der 

RttekzahluDg der i^/aprozeotigen Anleihe von 1888 nach Art 5 des D. 
vom 30. April 1S88 für den Dienst jener Auleiht^ bestimmt war; 

2. aus einem Betrage, wplchcr den Zinsen der nach Art. 1 des T). 
vom 6. Juni 1S90 in Titein der neuen dette privil^gläe neu auizuuehmendeu 
Anldhe von 1 300000 L. E. effektiv (^eieh kommt Da nach dem D« 
vom 7. Juni 1890. Art. 1, die neue dettc privil. tu dV>*'» veürinslidi und 
die neuen Titel derselben nach Art. 4 ebenda zum Kurse von 91*'o aus. 
gegeben worden sind, so belfiuft sieb der für 1300 000 L. E. effektiv 

1 428 571 L. E. nominal) erforderliche Zinsbetrag auf 50000 L. £. 
Die gaose Amniitflt betrigt alao fisrtan 180000 L. E. 
») D. vom 6./VI 1890, Art 8» Abe. S; D. vom Sa/lV 1888» Art 5, 
Abs. 8. 

») D. vom 6./ VI 1890^ Art 3 ; D. vom 30/lV im, Art. 5, Abs. 2 und 3. 
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siiniiiiyiigen. Insbesondere ist der Staat auch ver- 
püiehtet, in den Abgaben der Stadt Cairo keine 
Aenderungen vorzunehmen, welche das jährliche Er- 
trägniss derselben unter den Betrag von 300 000 L. B. 
herabmindern wtird c ; -'^'} 

dinjrlicli vorwaltungsrechtUch durch Bcschränkuns^ der 
Belelilsgewalt des Staates gegenüber der Daira 
Baiadicli und den Beaiiitt ii derselben, bezw. diu'ch die 
dienstliche Verantwortlichkeit der letzteren, wenn sie 
einen dem obigen widerstreitenden Staatsbefehl befolgen; 
y) obligatorisch-verwaltungsrechtlich im Yerhältniss der 
Gläubiger zu den Beamten der DaXra Baladioh, indem letztere 
dmi ersteren gegentt1)er kraft besonderer gesetzlicher Be^ 
gfunmiing Yerpffichtet sind, eventnell die oben beedobneten 
Zahlungen an die Caisse zu leisten. 

Ist die AnnniUlt, sei es vom ISnanzminister, sei es von 
der DaXra BaJadieh an die Caisse eingezahlt, so gilt audi 
diese ünzahlting als ein Thdl der der neuen dette prinl6gi^ 
TerpfSndeten länkUnfto. **) Das Becht der Gläubiger an der- 
selben ist daher alsdann in gleicher Weise dinglich, wie dies 
oben unter a « beKQ^cb der yerpfändeten EinkOnfte aufgeführt 
wurde. 



D. Tom 6/yi 1890, Art 3, AI». 2; vom 30/IV 1888^ Art. 5^ 

Abs. 4. 

D. vom 6'Vl 1890, Art 3, Abs. 2; D. vom 30/IV 1888, Art. 5, 
Abs 3; D. vom 2/V 1876. 

») D. vom 6/VI 1890, Art 8, SehliuHahk 

") Nicht ausdrücklich entochieden iat die Frage, ob das eventuelle 
Recht der Gläubiger der dette priv. Dritten gegenüber dinglich wirken 
soll, noch ehe die betreffenden Beträge von der Daira Baladieh an die 
Caissd abgeführt sind, ob also insbesondere eine von Dritten gegen die 
JMn Baladieh erwirkte Fftodiuig kdn Yonedrt vor den GlSabigem der 
dette pinil. sa begrOnden yennag. Bie Frage Irt überhaupt aidit auf- 
zuwerfen, wenn eioo solche Pfändung - wie die gemischten Goichte 
früher annahmen; Te^l. o. S 37 Anm 17 - unzulässig ist. Aber auch 
nach unserer Meinung, die wir die Ptauduni/ an sich für zulässig halten, 
spricht mehr für die Annahme, dass im ^Smne des Gesetzes das Recht 
der OlSalriger der dette piiT. dem der PftndangsgUlabiger vofgehea aolL 

Bin Untnrsehied des eventuellen Rechts an den Einkünften von Kairo 
Yoa den ionstigen Teipfbidangereebten besteht aber auch bei dieser 
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e) FUr die Rechte der Gläubiger der Tmäiiedfliiai festen 
Sehnlden an den gemäss a und b speziell dem Dienste 
jener Schulden bestimmten Sinkflnften besteht eine feste 
Bangordnung. Nadi derselben smd ans jenen Emkfinften 
a) in erster Linie eine feste Annuität von 307 125 L. E. 
(= 315 000 ^st.) flta* den Zins^ und Tilgungsdienat des 
empnmt garanti, 
ß) in zweiter Idme die Zinserfordemisse der neuen dette 

priyü^^ zu dedLen. 
t) An dritter Stelle soll die Verwendung der Differenz 
zwischen den Eribrdemissen des Dienstes der nenen 3 Vi 
dette privil^^ inHOhevon 1 006 688 L. E. und derlHlheren 
jährlichen Dotation der alten 5®/o dette priviL, welche 
1086 969 L.E. betrog, nebst der durch Art. 3 des Dekrets 
vom 6. Juni 1890 normirten Annniiät von 180000 L.E. den 
Gegenstand dner späteren Uebereinkunft zwischen der 
egyptischen Begierung und deiQenigen Mächten bilden, welche 
das Dekret vom 6. Juni 1890 angenommen haben. Einstweilen 
aber soll diese Differenz von der Gaisse de la dette publique 
in Depot genommen werden. •''') 

i) An vierter Stelle sind die Zinsen der dette unifito aus 

den Einkünften zu decken. 
Ueber die Verwendung der dann etwa noch verbleibenden 
Ueberschtisse obiger Einkünfte vergl. unten § 42. 
d) Den Gläubigem des empnmt garanti haben sich für 
den regelmässigen Dienst der Annuität von 307 125 L. E. 
(= 315 000Lst.), welche durch die miter a — c be- 
zeichneten Bechte gesichert ist, ausserdem die euro- 



Annahme noeb darin, dsmä der Staat die ersteren Eiakünftc nach Art. 5, 
Abs. 4 des D. vmn 90. April 1888 nidit «illkdrlidi (übtr ein gewlBseB 
Man hlnMS) Sndem darf, die letzteren aber nach Axt 8 desD. vom 

2. Mai 1876 nicht wülkürUch ändern kann. 

»•) D vom 27/ VII 1885, Art. 4. (Konvention vom 18111 1!>85, Art IV.) 

»») Liquidat-Ges Art. 2; D. vom 27/VU 1885 Art. 17; D. vom 6iVI 
1890, Art 2, 4, 3. 

1). vom %in 1890 Alt 4. 

Liqvidat-Ges. Aii 3» 9; B. vom 87fTn 1885 Axt 17. 
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päiBchen Grossmächte mit Ausnahme der Türkei ver- 
bürgt. (Verffl. hierttbor unten § 43. 
e) Die Gläubiger liaben ein Recht daiaui, dass, wenn die 
verpfändeten Einkünlte tür den bestimmungsmässigen 
Schuldeudienst nicht ausreichen, die Felübeträgo aus den 
allgemeinen Mitteln des Staates ergänzt werden. *•) 
a) In erster Linie soll die Ergänzung aus den Mitteln 

des BesOTrfonds erfoigen. 
Die Olftabiger haben aber ieln sut^jektives Beebt auf die 
Befolgung dieser intemationaJreehtlidien Yorschrifb. ") Die- 
selbe ist jedoch dadurch gesichert, dass nach Art. 2 des D. 
Tom 12. Juli 1888 der Reservefonds bei der Geisse deponirt 
ist^ derselbe sich also in der Band des von der Staatsgewalt 
unabhängigen internationalen Organes befindet, welchem der 
Schuldeudienst obliegt 

ß) Reichen weder die bis zum 25. April, besw. 25. Oktober 
eingegangenen verpfändeten Einkünfte, noch auch die 
Mittel des Reservefonds zur Deckung des am 1. Mai 
bezw. 1. November fälligen Zindcoupons der dette 
unifi^ ans, so hat der flnanzminister auf Verlangen 



'*) Konventloii nm 18/m 1885, Art. 17 wid TU; D. vom 87/Yn 188», 
Art. 4. 

") unter welchea hier die oben unter b erwähnten Betrüge mit- 
gemeint sind. 

") Liquidat-Ges. Art. 21. 

») D. Tom 11 JttH 1888, Art 3: 

jLe Mb de r^serre eet deiM: 

1. en cas d'intäuffisance des revenus affect^s a parfairc les aommeB 

n^cessaii'es au senicc des dettes dont la Caissc ost chargce • 

'*) Wohl aber haben die Gläubiger (wie aus Art. 22 des D. vom 
27. Juli 1885, Art. 4 des D. vom 18. Juli 1888 und Art 9 des D. vom 
6. Juni 1890 in Verbindung mit Art. 38 des LiqnidAi-Ges. folgt) ein 
subjektives Recht darauf, daas der Resorvefonda nur zu den im Art. 3 
des D. vom 12. Juli 1S88 bestimmten Zwecken verwendet werde. Denn 
hiervon hängt die jeweilige üöbe des Reservefonds und von letzterer 
Dich Art 4 des D. vom 12. Juli 1888 der Zei^unkt der Wiedemnfintkme 
der Scholdentilfiuig ab. 

Yergl. zu dem Text die dem Erlass des D. vom IS. Jnfi 1888 voran» 
gegangenen V« rhandlungen zwischen dem flnanniüiiister und der Caiaae 
in Gomfte rendu 1887, p. 160—166. 
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der ( aisse die fehlenden Summen unverzüglich an die- 
selbe zu liefern. ") 

f) Die Gläubiger haben ein Recht, dass die Vorschriften 
ttber die Verzinsung der Schulden beobachtet werden, 
dass also die Konponsgahlnngen zur Verfallszeit an den 
▼oigesehriebenen Orten in bestimmnngsgeniässer Mfinze 
za entsprechende Enise ebne Abiiifif erfolgen. **) 

g) Die GHÄubiger halten ein Redit, die Befolgung der Be- 
stinmnmgen Ober die Tilgung der festen Schuld za yer^ 
langen. 

Q^nwftrtig haben nnr die Gläubiger des empnmt garanti 
nach Art. 5 des Dekrets vom 27. Jnli 1885 (Art. V der 
Konvention vom 18. Win 1885) einen Ansprach, dass der 
zur Bestreitong der Zinsen nicht erforderliche TheÜ der An- 
nuität Yon 315000 Liyres Steriing zur Tilgung yerwendet 
werde. Diese hat durdi BQckkanf der Obligationen zum 
Börsenpreise, und wenn letzterer ttber Pari steht, durch Aus- 
loosung zum Parikurse zu erfolgen. 

Wenn und sohmge der durch das Dekret vom 12. Juli 
1888 geschaffene Reservefonds in Zukunft 2000000 L. E. 
enthalten wird, soU die Hälfte der in Art. 21 letzter Absatz 
Art. 22 des Dekrets vom 27. Juli 1885 bezeichneten jährlichen 
GesammtUberschüsse (vergl. unten § 42), welche sonst nadi 
Art. 4 des Dekrets vom 12. Juli 1888 den Reservefonds zu 
verstärken b&i,") zur Tilgung der festen Schuld dienen. 

Liqaida&-0«t. Art IS. Analog wird diese Yenehiift snntireiideii 
sein, wenn die Terpftüdeton Biokflnfte und d«r Reserrflbiidi nlcbt ehi^ 

mal zur Deckung der vorgehenden ÄnnuitSt des Mnpnmt gaiTMiti besw* 
der Zinsen der dette privil. auareichen sollten. 

Mit diesem Gesammtrecbte kookurrirt das Einzelrecbt jedes (aus- 
Undiaehen) Oltabigcrä, aemen filligen Koi^oii «of Onmd des inter- 
natioinaleii bliigelüehem BeeMi euunklagea. 

Ausserdem sind nach Art 10 des D. vom 87/VII 18B5 «rentlieU. 
gewisse (Rest-) Boträge zur Tilgung des emprunt garanti zu verwenden. 
Bes&glicb des jetzigen Standes derselben vergl. Compte rendu 1889, p. 23—24. 

**) Der Beservefonds enthielt am 31. Dezember 1889 721 046 L. £. 
819 II. Gompte rendo 1889, p. 809. YergL auch daselbst, p. 17-19, den 
Stand desselben am 1. April 1890i, 

Die in dem Liquidat.-Ges. vorgesehene Tilgung der dette privilegiee 
und der dette unifiee ist durch Art. 16 des Dekrets vom 27/YÜ 1885 be- 
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Ein Betrag bis zur Höhe von 87 750 L. E. 90 000 £s.) 
ist alsdann vorweg aus diesen Mitteln ausschliesslicli zur 
Tilgung des ernjunrnt garaati m verwenden. Neun Zehntel 
des Beetee aber sjnd ssur Tilgung der ^Ue unifi6e zu ge- 
brauchen, welche dnrcb BAddutuf mn Börsenpreise und, wenn 
letzterer über Pari steht, durch Ausloosuog zum Parikurse 
zu erfolgen bat. 

b) Die Gläubiger der neuen dette piivilt^gi^e haben nach 
dem Dekret vom 6. Juni 1890 (Art. 6) ein Recht darauf, dass 
diese Schuld nicht vor Ablauf von 15 Jahren zurQckgesahli 
wird. **) Infolge jenes Hechtes der GlSnbiger kann die dette 
privil^to innerhalb obiger Periode ohne Zustimmung der 
Gläubiger auch nicht konvertirt werden. *^ 



seitigt worden. Die in Art. 21, letzter Abs. und Art. 22 des D. vom 
97f^ 1885 enfbalteAen BettimmmigMi ttbef die Tilgung aind durch 
Art. 1, m 1, Alt 4 dei D. vom IS/TII 1888 und durch Ari 9, lOdw 

D. Tom 6 /VII 1890 modifizirt worden. 

»•) D. vom 6 VI 1890, Art. 9, 10. Das verbleibende eine Zehntel 
dea Restes ist für die Tilgung der Domänenanleihe bestimmt — Vergl. 
beiüglich der Tilgung der dette unifi^e auch Art 19 des D. vom 6 /Vi 1S90. 

NMh Alt 18 dM D. vom 6. Jimi' 1890 soll durch das rnnf Vor- 
schlag des Knsnzministers zu erlassende Ausfühnmgsdekret auch bestinmit 
werden , wann die in Art 6. deß D. vom 6. Juni 1890 vorgesehene 
15j&hrigc I'i riode abläult. Nach dem Ausfuhrungsdekrct vom 7. Juni 
1S90 beginnt die neue S'/i^/o Vernosung der dette privU. vom 15. Juli 
1890 SU; mefa dem Art. 1 des Dekrets vom Z. November 1890 Uoft dem- 
eiitsprediend die 1$ jährige Periode am 15* Juli 1905 ah. 

In Art. y der Konvention vom 18. März 1885 ist hingegen der 
egyptischen Regierung ausdrücklich das Recht vorbehalten, den emprunt 
garauti zum Parikurse zurückzuzahlen. In dem D. vom 27. Juli 1885 
fehlt eine ausdrückliche Bestimmung dieses Inhalts, ebenso existirt keine 
ansdrfldüidie Vorschrift dieser Art beifigüdi der dette miift6e. ünseres 
Sraehtens hat die egjptiache Regierung aber das Recht, den empnmt 
ganmti und die dette unifiee zu jeder Zeit zurückzuzahlen, denn: 

I. war die Dauer der Til^runpr der dette unifiee durch Art. 5. des D. 
vom IS. November 1876 aul b5 Jahre ausgedehnt und durch Art, 14 des 
Liqnidat-Ges. sogar gans onbestimmt gelassen, nidit im fioieresse der 
GUobiger, sondern weil dem Staate nach Lage sdner VerhUtDisse dne 
raschere Tilgung voraussichtlich nicht möglich war. Die getroffene Be- 
stimmung sollte nur bewirken, dass es nicht ganz vom freien Belieben 
des Staates abhänge, ob dieser überhaupt tilgen wolle. 

9 
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n. Den unter I aufgeführten Gesammtrechten ist durch 
Art. 38 des internatioDalen Liquidations-Gesetzes die Elag- 
barkdt vor den gemischten GkiiditshSfen verlidien wcndoi. 

Wenn diese Bechte thellwelse — so insbeeondere das Ge- 
sammtreeht an den verpfändeten EHnkOnften — ihrem Inhalte 
oder ihrem Gegenstande nach keine bilrgcrlidien Be<dite sind, 
so hindert dieser Umstand die inteniationale GtasetsEgebimg 
weder dieselben klagbar su machen, noch auch die Znstftndig- 
kdt für die Klagen ans diesen Beehten den gemischten 
Gerichten au fibertragen. Die mtemationale Gesetzgebung 
besitat die rechtliche Kraft, um die Kompetenz der letzt- 
genannten (Berichte Uber den ihnen bis dahin ansschffiessBch 
zugewiesenen bfiigerüchen Bechtskreis auszudehnen und auch 
fOr die hier in Frage stehenden Bechte von bfiigerlich-ver- 
waltnngsrechtliohem Charakter denselbenBeebtswQg zu schaffen, 
welcher für die bfirgeriichen Bechte besteht. 

in. Die Ausübung der Gesammtrechte der Gläubiger und 
insbesondere die Geltendmachung derselben im Klagewege ist 
durch Art. 38 des Liquidat.Ges. den Kommissaren der 
Caisse de la dette publique als gesetzlichen Vertreter der 
Gläubiger übertragen worden. 

Bas internationale Liquidat.-Ges. vermochte diesen im 
bisherigen internationalen bflrgerlichcn Recht nicht vor- 
gesehenen Fall einer gesetzlichen Vertretung zu schaffen. 

% basQglieb des tm^pnak gumtt ftUt Ait V der Kenvention vom 
18IIII im iBB eewichi 

3, för beide Anleihen kommt analog in Betracht Code Civil. Art 155. 

„Lorsque l'obligation est ä terrae, le d^biteur pent cx^cnt«>r avant 
le terme, si le but de la loi ou de ia Convention ne s'y oppose pas." 
Nadi äner Entscheidung des Tribunal du Cairc vom dJXlI 1884 
ist nfM»h Art 88 dea Liqiüdat-Gee. und Art 4 und 8 des D. vom S. Mai 
1876 nichtfttr erforderlich zu erachten, dais die Klage von sSmmtlichen 
Kommissaren erhoben wcrdo; hOehstens könne nach jcnf-n Rp=finimungcn 
verlangt werden, dass die Majorität der Kommission die Klage erhebe; 
allein es sei sogar allgemeine Regel: 

,qiie chaqne mandataire pent hin i^par^ment tone lee 
Utes inhfrents a unc commmie admuilstratloii, lonqne le mandat 
n'a pas specialise U s fonctions ou n'a pas r xprrssdment stipulÄ que 
Tun nc pourrait ai?ii san.s rautre." Hie l'atacheidung siehe m 
Compte rendu de ia Caisse p. ilöj inäbes. p. 122. 
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rV. DieKlagen aus den Gesammtrp« ht( n sind uaehArt. 38 
des Liquidat.-Ges. gegen den Finanzminister als Vertreter der 
ägyptischen Staatsfinanzverwaltnnp- richten.*') 

Soweit die (.Jesammtrechte einen bürgerlich - rechtlichen 
Inhalt haben, kann auf Grund eines den Staat verurtheilenden 
Erkenntnisses in dem oben dargelegten Umfange (Vergl. o. 
§. 13) in Gemiissheit des Code de Proc^dnre Civile die 
Zwangsvollstreckung gegen den Staat betrieben werden. 

Soweit die Gesammtrechte aber einen bürgerlich-ver- 
iraltungsrechtlichen Inhalt haben, — und dies gilt insbesondere 
llir die Rechte auf ausschliesslichen Bezug der vcrpiändeten Ein- 
kiinite und atff Stelluii^^ der diesbezüglichen monatlichen Ab- 
rechnungen — smd die auf Güter des bürgerlichen Verkehrs 
berechneten Zwangsvollstreckungs Vorschriften des Code de 
ProcMure Civile nicht anwendbar. Andere Zwangsvoll- 
streckungsvorschnfteu sind in dem Liquid.-Ges. nicht gegeben. 
Auch ist durch dass^be nicht ansdraiMch bezüglich der hier 
erst der Kompetenz der gemischten Gerichte unterworfenen 
(bürgerlich - Terwaltungsrechtiichen) Bechtsveiii&IliÜBse die 
Begel idederhoU^ welche nach Titro I, chapitre 1, $. 34 des 
B^ement d'Organisadon Judidaire bei der Anwendung der 
Codes gelten soll, dass namlieh: ^en cas de silence, 
d'insufflsance et d*obscurit6 de la loi, le juge se confonnera 

") Der Art 38 des Liquidat.-Gcs. lautet. 
,Les Commissairos de la Dette, repr^sentants le^aux des porteuxs de 
titres, auront qaalite pour suivre devant lea tribunaox de la R^forme 
eonke rAdmimstration finandere, rcpHna^ par Notre Ministre des 
FisanoeB, Peztoition des diapoaHiona conMrnaiit Im afeetefioiis d«0 re- 
venus, les tanz d Int^rSt des dettes, la garantie da Tr^or et giüArale- 
ment toutes les obligations qui incombent ä Notre Gouvernement, cn 
vertu de la presente loi, k T^ard da Service des Dettes PiivU^giee et 
Unifiee." 

Diese TonKilixUlsii sind ausgedehnt mi den emprimt garanti doxeh 
Art 6 des D. vom 87. Juli 1885 (vei^ Art VI der KonvenfiOD 

•wm 18. März 1885) : 

,Le Service de PEmprunt Garanti sera effectue par la Cais'^p de la 
Dette Publique dans les m^es conditious que le Service des Dettes 
Privilegi^ et Unifiie.* 

und nach Konvenian d«r nlten Detle prifiUgiie auf die aeiw Detle 

TtiviMgi^e durch Art 8 des D. 'vom «. Jnni 1890. 



I 
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aux principes du droit naturrl ot aux r^les do l'^quite.'' 
Unseres Erachten» sind daher die gemischten (lericbte nicht 
hefugt, nach irgend welchen von ihnen geschalienen Vor- 
schriften die btirgerlich-verwaltiiiiLrsre^'htlichen Gcsammtrechte 
der GläulML'^f r zwangsweise geg< ri den Staat auf Grund der 
venirt heilenden Erkenntnisse durciizusetzcn All* in an Stelle 
den nicht zwangsweice zu realisirenden Gesammtreclits kann 
das in Geld schätzbare Interesse an der Realisirung gegen 
den Staat eingeklagt werden, und die das Interesse hildende 
Geldleistung kann in dem oben dargelegten Umlange zwangs- 
weise gegen den Staat beigetrieben werden. 
• 

^ Am 1& SeplenilMr 1884 wies der FhnniminiBter «nf Qnuid eines 

BeschlneMe des Himstenra&es die Einnahmebeamten der Terpföndeten 
Provinzen und Verwaltungen an, bis zum 25., bezw. 15. Oktobt^r des Jahres 
nicht die ganzen Einkünfte — wir es nach d^m Liquidat.-Ges. zu geschehen 
hatte - souderu nur die rar Deckung der AuQuit4t der dette privü. and des 
ZiaekoBpoiie der dette mnfiäe erfnrderikhen BeUge der Ceieee wa tU»er- 
mittelii, die Uebendififlse degegen, «elehe gesetdieh damale snm Rilek> 
kaafe von Obligationen der dette onifi^e bestimmt waren, an das 
Finanzministerium abrufuhren. Aaf Klage der Caisse wurde der Staat 
darch das mehrerwShnte Urtbeil des Tribanal du Caire vom 9/XII. 1884 
(Compte rendu de la Caisse 1884, p. 127) verurtheÜt, die sa unrecht an 
ihn fftatt SD die Ceieee ebgefthiten Uebenchfbiee nebet Zineen aa die 
Geieee sa erstatten. Nach dem 25. Oktober konnte der ursprtingliche 
Anspruch auf direkte Abführung der Beträge seitens der Einnahmebeamten 
an die €ai8se gar nicht mehr erfüllt werden, und war die Verurtheilung 
des Staates eine Verurtbeilung aui das m (jcid geschätzte Interesse, bezw. 
mat die imgerecfatfiBrtigle Bereieharong dee Staatei. Dieeee Uitheil konnte 
IL E. im Wege der Zwangsvollstreekimg feeHskt werden. 

Da? Gesammtrecbt der Gläubiger war in Folge des Art. 38 des 
Liquidat-Ges. ein der Gerichtsbarkeit der gemischten Gerichte tmter- 
stehender droit acquis. Die von dem i^inaiuminister im Staatsinteresse 
wegen dei Mangele an verfügbarea Staatsmitteln erlaasene Verfügung 
von 18. September 1884 etellte eieh dar ale eine «attdnte portie & nn 
droit acquis d'un itraoger par un acte d'admifliatration''. (Reglement 
d'Org. ladic, tit. 1, § 11) Der Staat aber ist: ^assujefti ä la Jurisdiction 
des Tribunauz non seulement poor ies acte.s de sa vif rivile, raais encore 
poor toutes atteintes a des droits acquis que i im uu i autic de ses orgaaes 
penmit eommettre dane FeKerdee de eon ponvoir adminietratil*. (Bn^ 
acheidung vom 9/XII. 1884 1. dt. p. 117.) 

Für die Verurtheilung dee Staatea wtiide noch ein sweiter Grand 
geltend gemacht (p. 123): 
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V. Die durch Artikel 38 und die sonstigen Bestimmungen 
des Liquidationsgesetzes geschaffenen Gesammtrechte der 
Gläubiger können durch unerlaubte Handlungen Dritter, ins- 
besondere durch unerlaubte Han{nun«2:en egyptischer Staats- 
beamten verletzt werden. Die Diitten, speziell die eo^ptischen 
Staatsbeamten werdpn durch Begehung eines solchen (quasi) 
Delikts den Gläubigern nach aUgemeincu Grundsätzen des 
bUi-£:erlieben Rechtis zum Schadensersatz verpflichtet. Art. 212 
des Code Civil bestinmit: 

„Tout fait poursuivi par la loi oblige son auteur k 

r^parer le pr6judico qui ni if'<^ulto . . 

In der bereits mehrfach eiwälmlen Entscheidung des 
Tribunal du Caire vom 9. Dezember 1884, welche auf die 
von der Caisse nicht blos gegen die Eegierung, suiidern auch 
gegen den MinistcM'präsidenton, den Finanzmiuister und die 
Einnahmebeamteu der verpfUndeten Provinzen und Ver- 
waltungen erhobene Klage erging, wird ausgefilhrt, dass un- 
abhängig von jedem Vertragsverhältniss nach einem allgemein 
anerkannten Grundsatze volle zivilrechtliche Verantwortlichkeit 
bei dem Zusammentreflen folgender diei Bedingungen eintrete: 

1. un pr^judice et ac-tucl, 

2. r<^suitaiit d un lail lÜicite, 

3. qui soit imputable k la paitie poursuivie. 



,par le seul fait de la r^ception indue, le Tresor public, repi^sente 
par le Miimtre deb Finauces, est oblige de restituer les capitavx indflment 
reQtis, aiDfii que les interdts depois le jour de rencaissement, piiisquli 
est oonttent que c^wt sdemmeDt «fc non p«r emar que PAdaiiiiiBlmtiQii 
.financiere a re^u les dits capitaux (Code Egyplira, Alt S06 et 807.)l* 

Die angeführten Artikel lauten: Art. 206: 

„Celui qui a re^u ce qui ne loi ötait pas eet oblig^ a le restituer.* 

Art 207: 

,11 eetie^ooM^e de b pette et deelntMti etdeefrntteB^fla ie<^ 
de numvaise fi^* 

YergL auch Art. 214 ebenda: 

„Le maitre est responsable du dommage cause par ses serviteurSf 
quand ce dommage a ete cause par euz en ezer<^t leurs fonctions. 

Wir würden ansBer den angeftthrten Qründen vor AUem eine direkte 
obUgatoxiedie Teqifliclitaiig dea Slutei ud Omnd dee gesammteii Inlialta 
des Liqiddalionageeetaes iomehmeii. (?er^ o. unter I «. |l) 
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Dio«pr Vomntwortunp: sei jedermann, insbesondere aber 
auch in Ermanglung einer ausdHlrklichen gegentheiü^en Vor- 
schrift die Minister, die öffentlichen Beamten, spezioll die 
Einnalimebeamten und zwar nicht nur in ihren Bezi» luiijo;en 
zu der Verwaltung:, von welclier sie abhängen, sondern auch 
in ilu'en Besiebuogea zu den verletzten Privatleuten unter- 
wollen.*^) 

Nach diesen u. E. zutreüeuden Ausführungen sind die 
ägyptischen Staatsbeamten den Gläubigem des egyptischen 
Staates schadenaersatzpflichtig, insoweit sie die Gesanuntrechte 
derselben durch gesetzwidrige Handlungen verletzen. Ins- 
besondere ist der Fiiiaüzminister den Gläubigern liaftbar aus 
solchen Verfügungen, durch welche er eine Zuwiderhandlung 
gegen dit gesetzhchen Vorschril^eu über den Schuldendienst 
anordnet. Ferner sind die Einnahmebcamten der verpfändeten 
Einkünfte in Folge dessen nicht blos quasi kontraktlich 
(vergl. o. S. 121 ff.), sondern auch quasi deliktisch den Gläubigem 
haftbar, wenn sie die Einnahmen entgegen der VoiBchrift 
des Art dt des Liqnidations-Qesetses nicht an die Galase 
de la dette publique, sondern an das Finannninlirterium ab- 
führen.«») 

Da die Kommissare der Caisse nach Art 38 des 
Uquidations-Gesetases gans allgemein „reprfisentants J^gaux 
des porteurs de titres** sind, also die Gesanmitreehte derselben 
nach allen Bichtangen aussaüben und zu vertreten haben, so smd 
dieselben auch ermächtigt, die auf das bttiigeriiche Recht sich 



BntMlieidiuig vom 9/Xn. 1884 In Comiite reodo, p, 1S!>. 

*^ Den Ansprach gegen den Finanzminittsr iMt dM Urtiieü vom 
9/XlI. 1884 auch auf Code Civil Art '20'2: 

„Les Conventions n»' jn'uvt>nt pvofiter aux tiers, si ce n'est aux 
creauciers du coutractaut, qui peuveat, eu vertu du droit gto^l 
qu'ils ont ftiir Im Uoni d« Ittor dttitenr, eiercer, mi nom de ce 
d^bifeenr, les actions qui lenattMit ponr loi dea eontrata oq de tonte 
autre source d'obligation . . 
gestützt« indem ca annimmt, dass der Finanzminister den durch seine 
gesetzwidrige Verfügung zu Schaden gekouimenen Binnabmebeamten 
•düdeoMroolBpffiditig nnd die Geuoe berechtigt sei, den Breetsanapmch 
der ISmudunebeuftten gofen ihn geltend in mnehen, wdl die letattwen 
ihreneitt den OlInMgem hefteten. 
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atfitaenden Schadensersatzklagen der vororw Ulmten Art gegen 
die ägyptischen Staatsbeamten zu erheben.^*) 

§ 40. 

3. Die (Caisse oder) CommlMion de la Datte publique 
Allgemefne rechtliche Charakterlsirung. (Vergleich mit dem 
privatrechtliclien Konlcureverwaiter) — Dte Caisse ein intar- 
natioBalas Organ. — Dia Caiaaa ain öffentUahaa Organ. 

Die dreifachen FuDktiuiien der Caisse: 

I. Die gesetzliche Vertretung der Gesammtrechte 

der Gläubiger, 
n. Die Verwaltung des Schuldendienstes, 
m. Die Theilnahme der Caisse an dor allgemeinen 
Fintiiizvprwaltung und an der Kontrolle der 
letzteren. 

Die Rechnungslegung der Caisse. 

Die Caisse de la Dette publique^) ist durch das Dekret 
vom 2. Mai 1876 geschaffen, durch das Dekret vom 18. November 
1876 aufrecht erhalten und durch das Liquidationsgesetz zu 
einer Einrichtung auf international rechtlicher Grundlage ge- 

*•) Durch das Urthoil vom 9^X11. 1884 wurde nur di(! Klage der 
CtiiBe gegen den IfinisterprSaideilteil vermwCm, dagegen die egyptiflche 
Kegierung und die fibrigen veridagten Beamten antragsgemlss nur Zählmig 

der geflammten der Caisse vorenflMltenen Einkünfte (bezw. die Einnahme" 
beamten jeder bezüglich der von ihnen vereinnahmten Beträge) verurtbeHt. 

Auf die eingelegte Berufung erging keine Entscheidung, weil inzwischen 
dnrch Art 26 des mit Genehmigung der Mächte erlassenen Dekrets vom 
97. Juli 1885 die Xlftge der Caisse ntsdergosehlagoi wurde. Auf Yer- 
Mdassung Deutschlands erklilrteu die MSchte aber in einer Zusatzerklärung 
zn der Deklaration vom 17. März 1885 auadrückljcb, dass sie durch die 
Zulassung des Art. 2ö des obigen Dekrets keineswegs die Gesetzmässig- 
keit des Gebrauches anerkennen, weicher von den Tilguagsfouds der 
«gyptisehen Sdiidd gemacht worden sei 8. die Ziisa.tMrkUrtt]ig in 
Egypt im, No. p. 8 (1884—1885, vd. 88, p. 822) nnd femer die dem 
Deutschen Reichstage im Mai 1885 vorgelegten Aktenstücke, betr. Egypten 
(Stenogr. ßer G. Leeisl.-Per. I. Sess. 1884 1885, Anl.-Bd. 7 No. 371.) 

») Vergl. den Bericht Sir H. Drummond Wolfis vom 28. Mftrz 1886 in 
Bgypt 1887, No. 5, p. 21-25 (vol. 92, p. 453-457). 



Digitized by Google 



— 136 — 



nnirlit worden. Das Liquidationspresetz hat in Art. 39 alle 
aul die Cai^-^t^ bezüglicben Rostimmung"en obiger Dekrete (avec 
force ext'cutoire) aufrrrht erhalten, soweit dieselben ihm nicht 
widei-sprechcn. Dun li Art. G des Dekrets vom 27. Juli 1885 
(Art. M der Konvention vom 18. März 1S85) ist die Zuständig- 
keit der Üaisse auf den Dienst des emprunt «raranti und durch 
Art. 2 des Dekrets vom ö. Juni 1890 auf den Dienst der 
neuen dette privii6gi6e ausgedehnt worden. — 

Die gesetzliche Vertretung der Gesaumit rechte der 
Gläubiger des emprunt garanti, der dette privilt^gi^e und der 
dette unifi^ bildet nur einen Theil der der Caisse de la Dette 
publique zugewiesenen Funktionen. 

Die Stellung der Caisse im Ganzen bildet eine Analogie 
zu der Stellung des Konkursverwalters (Syndic) in dem Kon- 
kui-se eines Privatmannes.'). Die Unterschiede sind bedmgt 
durch den Umstand, dass es staatliche und Tor allem, daas 
es die festen Schulden') des Staates sind, zu deren INeost 

*) Bw Konkvntviiralter venraltel imd v«nrarlh«t du in ^ 

einbezogene V ermögen des Privatmanns im Interesse der QlftnlngWBdilft 
des letzteren und bnhufg gemeinschaftlicher Befri>^di2:ung derselben. Die 
Caiss« niiumt die für den Dienst der festen Schuld bestimmten Einkünfte 
des Staates im Interesse der Gläubiger der festen Schuld ein, verwaltet und 
venrarüiet dieaelbeii und bat peiiodiadi die Befriedigung der periodlsciken 
Sne« nnd Tilgongwaeprüche der Olänbiger herbeizuführen. Ebenso wie 
in dem Privatkonkurse das in dem Gewahrsam des Konkursverwalters be- 
findliche Vermögen Eigenthnm des Schuldners bleibt, so sind und bleiben 
auch die von der Caisse vereinnahmten Einkünfte in Hfiaden der Caisse 
8tftmt«euikfinfte. ])ie in dei .d^benMon* der Otkt» vom 10. Dember 
1819 (Compte rendn 1879, p. 8S— 83) der Gaisse vertoetaie gegen« 
theilge Ansicht, als ob die Fonds mit der Einheferung an die Caisse 
Eigenthum di r Gläubiger würden, i^^t u R. 'jnrichtip. Indem die Caisse 
diese Einkünfte verwaltet und aus denselben die Gläubiger bezahlti handelt 
sie für den Staat und vertritt denselben, ebenso wie der Konkarsverwalter 
bei den entspreehenden Akten in dem Privatkimkuree für den Gemein* 
admldner handelt 

') Daraus folgt insbesondere, dass, w&hrend der Konkurs des Privat- 
mannes und das Amt des Konkursverwalters nur von vorübergehender 
Dauer ist, das Amt der Caiase mit der festen Schuld des Staates lange 
Zeitrlnme blndvfch fi>itnibeeteh«a bat 

Die ZablongnniiUiJgkdt des egypliscfaen Staatee, welehe die Snt^ 
stehnng der Caisse veranlasst hat, war allerdings nur Torübeigeheiid» 
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und Sirhoi-ung die Caisse ins Leheu orerufen worden ist. 

Wie der Konkursverwalter tni Privalkonkuree einerseits 
für die Oläubigersehaft. andererseits ftlr den Privatschuldner 
hnnflf'lt. <o handelt die Caisse einei-seit^ iur die StaatP<rlSiibiger, 
anderei-seitst lür den Staat und vertritt je nach üuen ver- 
schiedeneu Funktionen einerseits jene, andererseits diesen. 

Eine o-ewÜJse Unabhilniri^keit des Koiikursverwalte! - \ an 
den Kolik ui*sgiäubigera und von dem K*iiikur--rliu!din'r ist 
die Voraussetzung für die vereinte W'aiii iiciiumng der lutere<-^en 
beider Thcile. Sie wird diu i li die Eiuwii'kung erreicht, weiche 
dem unparteiischen Gerichte auf die Ernennung und Geschäfts- 
fuiirung des Konkursverwaltei-s zusteht. 

Ebenso kr»nnte die Caisse ilire doppelseitige Autg'al)e weder 
als reinesStaut.^-, noch als reines Gläubigerorgan vollkGmnien 
erfüllen. Die Erttillung wird ihr möglich, weil sie nacli liiier 
Bildung ein von beiden interessirten Theilen unabhängiges 
internationales Organ ist.^). 

Die Caisse^ hat kraft internatioiialer Bechtsvorschria 
Ms zur ToÜBtSndJgen Tilgung der festen Schuld fortradiesteheD.^ 
Die Konunissare der Caisse werden nach der XMeitung des 



and bereits seit genuimer Weile befindet sich Egypten wieder in Töllig 
geregelten üamaaklOm y«riiiHnlM«n. IMes ist ■!>« kda Gntnd gegen 
die Fortdaaer der einmml notlnrendig gewordenen OtitM, so lange dfo 

ÜBite Sebald noch fortbesteht 

•) In dem ürtheile der Chambre speciale (italienne) hol Horn Trib 
mixt d'Alexandrie vom 911 1887 — abgedruckt io Compte rendu d. 1. 
Conm. d. L Dette pubL v. 1886 p. 93-101 wird ausgeführt (p. d»): ,il 
pevt n*y »voir ftaean doote^ hob Mulement anr ee qae I» penoiuMlitA des 
Commissaires de I» Delle est eomplMenieiit disfode d« Gonvemement 
Efryptif^n, mais encore qu'ils ne sf>nt pas exclusivemeDt dos reprdsentants 
dea creanciers, mais bien les gardiens du bien-ßtre financier de l'Egypte, 
pour le compte et au profit de tous les inieresses et qu'une teile qualite 
lenr cr<e nne peiMittiafitA eompttleiiMiit 4 pwt et enttteenieiit hidi- 
pendante*. 

Die Chambres speciales waren besondere Gericbtskommissionen, 
welche bei Einführung der gemischten Gerichte mit der Krlttdignog ge- 
wiäscr Ansprüche aus der früheren Zeit betraut wurden. 

■) Dieselbe hat nach Axt 5 des Dekiets vom 2. Mai 1876 ihren Sitz 
tn Caiio. 

*) D. von IS. November 1876, Art. 18^ 
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Dekirts vom 2. Mai 1870 von dem Khedive ernannt^ und 
sind formell eg>^ptische Staatsbeamte,*) aber der Khodivo kaiin 
nur die von den verschiedenen auswüi iigen Reg:iei-ungeu auf 
sein Ersuchen bezeichneten für diese Stollui^ qualifizirten 
Ausländer zu K«mmissaren der Caisse bestellen,') und diese 
können kein anderes Amt in Egypten annehmen. 

Materiell erfolgt also die Zusanmiensetzung der Caisse 
durch die in derselben vertretenen ausländischen Mächte. Es 
sind dies Deutschland, Frankreich, Grossbritannien, Italien, 
Oesterreich-UngaiTi und BuBSland.") 



Auf die Dauer von 5 Jahren (p. Tom 8/T 1876, Art 5). Die 
FaDktioiieii kOnneo »ber ueh Ablraf der 5 Jabre finr|g«iclrt werden. 

*) Sie werden von dem egyptischen Staate besoldet 
•) D. vom 2 V 187G, Einleitung, Absatz 3 imd Art. 5; D. vom 18X1 
1876, Art. 20. Nur wpü die pn^lische Rp^nei unir anfangs glaubte, amtlich 
keinen Kommisäar vuiäclilagüu zu ituniieii, erklärte der Khedive in Art. 20 
dt, erentoell «na eigener InitUiliTe einen aktiven oder in Rohestind be- 
findüdien hahweD engUedien Terwaltnngsbeamten ab Koomitaar bemfNi 
au wollen. Diese Bestimmung ist jetzt längst unpraktisch. 

'") D. V. XI ISTG Art. 22. Dies ist dahin zu verstehen, dass die 
Kommissare kern anderes «besoldetes und ätäudiges" Amt annehmen 
kOanen. Dagegen baben rie, bez. einzahle derselben mehrfach andere 
vearfibwgehende Funktionen übernommen. So i. B« 

a) waren die Kommissare mit ausdrücklicher Genehmigung der Mächte 
Mitglieder der Liquidationskommi^'siou und sollen sie Mitglieder 
einer projektirt'-n besonderen Konmaission für die ErledignnEr von 
Etttscbädiguiigbamprucbeu gegeu die egyptiscbe lUigieruug aus 
Anlaee dee Bndanaofttandee werden. 

b) obne apenelle Genehmigung der Mächte haben verschiedene Kom- 
missare 188G in der Kommission zur Vornahme der Untersuchung 
mitfungirt, welche gegen den Generaldirektoar und andere Beamte 
der Dalra-Sanieh eingeleitet worden war. 

c) Ferner bat der dentsebe KemmiMar Fzeiheir vim Biehfhofen die 
Veriiandlnngen über den Abflchlnss der 4V*pTosentigen Anleihe von 
1888 nnd sodann im Jahre 1889 diejenigen über die KonTmwt 
der privilegirten Schuld als Bevollmächtigter der egyptischen 
Regierung geleitet In dem eisteren Falle hatte die Caisse aus- 
drtteUich ihre Zustimmung zur Uehemahme dieser I imktion seitens 
dee deataehen Komndaaara erklftrt. <Tg^ Compte rendn d. L Caiaae 
V. 1887). 

") Nach dem Dekret vom 2. Mai 1876, Einleiftong Abaati 8 WOilt« 
der Khedive zur Leitung der Caisse ernennen: 
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Entsprechend ihrem international iinabhänoif^en Charakter 
ernennt die Cai8f?e selbst ilire iieaniten und iiilt dieselben ab; 
sie regelt ilire Beziehungen zu ihren Korrespondenten selbst, 
sie bestimmt insbesondere die Banken, durch welche sie im 
In- und Auslande den Dienst der Schuld ausfuhren lässt. 

Sie beschliesst femer ihr Budofet. Dasselbe unterliegt 
aber der Billisrtinij des egyptischen Ministemithes, da der 
egyptische Staut die Auscfal)en der Caisse zu tragen liat. Der 
egyptische Finanzminister muss bei der Caisse einen bestän- 
digen Vorschuss unterhalten, welcher der Höhe der von der 
Caisse direkt zu bestreitenden Verwaltungsausgaben entspricht. 

Kraft ihrer von den Mächten und dem Khedive aus- 
gehenden Bildung hat die internationale Caisse den Charakter 
eines öffentlichen Organs. Sie ist daher zu verwaltungsreeht- 
Mchen Funktionen geeignet.*') 

des Commissaires ätrangers lesquels scron^ Sur notre demaiide, indi« 

ques par les Gouvernements resp^ctifs". 

Auf Grund dieser Bestimmung wandte er sieb an Frankreich, Italien 
«Ad Oesterreich-Ungarn und ernannte je ^en von diesen Mfichten vor^ 
gMdihigniaii KommiaMr. GiümbcitsDiii««, an welch«« er «idi gleiehfUl« 
wandte, lehnte den Vorsdllag dnes Kommissars ab. In Art. 20 de« 

Dekrets vom 18 'XI wurde ausdrücklich bestimmt, dass eiü eng- 

lischer Kommissar au der Kommi8sion de la dette publique thciloehmen 
solle. £iaige Zeit nach £rlass dieses Dekrets eutscbloss sich die euglische 
Regicrnng» meh einen «oldien Tomuddaigen. )Gt Zosthnmnng Aet \mhet in 
der Caisse vertretenen 4 Orosamldite wurde «tf Terlangen Deutschlands 
und Russiands durch Dekret vom 19. Februar I8B5 auch ein Deutscher 
und durch D. vom 1. Mir« 1885 ein rufisischer Kommissar in die Caisse 
berufen. 

") Liquid.-Ges. Art 84; Oompte readtt 1880, p. 19— Sa 

**) Nach dem I>ekiete vom 8. Kai 1876 g«n1lgt ein ICaJoritit«- 

beschluss der Caisse zur Genehmigung einer Abänderung der verpfändeten 
Einkünfte. Diese VorKohrift dürfte auwdohuend dabiu au«7iileL':<'ü «»mh, 
dass die Caisse überhaupt in den ihr übertrageueu Verwaltungsange- 
legenheiten ihre Üeschlusse mit Majorität und nicht blos mit Bin- 
stimmiflceit ÜMaen kann. Denn aonat «fiide die an« einer grosaen 
Menge einzelner Akte sich zusanunenaetzende dauernde Terwaltungs- 
thStigkeit der Caisse praktich fast unmöglich. Dafür, dass diene Auf- 
fassung auch von den Mächten getheilt wird, spricht, dass dieselben in 
einem besonderen Falle, in welchem sie Einstimmigkeit der Caisse für 
«ne deradben ttbertragene apeiielle Beflchlasa&sfliing notkvendig er^ 
aehteten, diea anadrfieklicli attpallrt haben. B« «««elwh dies^ als der 
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T. In der gesetzlichen Vertretung der Gläubiger Erema-ss 
Art. 38 des Liquidatioi^gesetzes erfüllt die Cai^ ihre büiger- 
liche Aufgabe. Doch ^ift auch diese im liiublick auf den 
liiluili der von der Caisse vertret4?nen Gesammtrechte der 
Gläubiger über den Ralimen des rein blirgerlicheo Verkehrs 
hinaus und hat einen bürgerlich -verwaltungsrechtlichen 
Charakter. (\gi. o. S. 44 n. 119 ff.). 

n. Oeffentlich (Terwaltimgs-) rechtücher Art ist die dar 
CaiiBe fennr Ifbertragene Verwaltung der ^HfeiitfiGliai SefauUL 
a) Die CaisBe liildet die Oiiontlidie Eane fOr die Fonds, 
-wMsB flbr den Zins- und Tilgungsdienst des empnntt 
garanti, der dette priviMgiße und der dette nnifiÖe be- 
stimnit slnd,*^ und ist als Offentüehes Organ snm 
Empfiing deijenigen Einkflnfte berufen, auf deren Bin- 
aahlong an die Caisse die Gl&u1»ger nach dem Obigen 
(vergL o. S. 119 ff.) ein sabjektives Recht haben, 
a) Die fOat die feste Sebald yeipfSndeten Emkilnfte sind 
seitens der höheren Einnahmebeamten der betreffenden 
Provinzen nnd Yerwaltnngen munittelbar an die Galsse 
absof&hren. Nor die von den Kommissaren der Caisse 
ausgestellten Qnittongen entlasten die Binnahme- 
beamten.^^ Die Kommissare der Caisse sind in 
der Lage, mit Hülfe der monatlichen und halbjähriichen 
BechntmgsaoszQge, welche ihnen yon den Einnahme- 

egypüschen Regierung seitens der Mächte gestettt t wurde, im Einver« 
Betonen mit der Caisae Gesetze über Stempel- und Gewerbesteuer tu er- 
Immo, wdehe mcb tSr die Anettiider geltm sotten. (Vgl den Sehiift- 
weebael swiidieB dani egjptiedieii Ffiintiiiiiiiafar mid der Oabmn vom 

April 1888 und Dezember 1889 in Compte rendu 1889 p. 150—154). 
Dafür, dass die Vertretixng der Caisse vor Gericht durch eine bloeee 
Mehrheit der KommiBsion erfolgen kann, vgl. oben § ^ Anm. 41. 
>*) Liquatt^Oci. AiL 8S. 

■«) Liqnidal-te. Ixt 30; D. fem »T 1976, Art. S» Abs. 1. In 

Idsterem Artikel heisst es aiusdrÜcUidi, dass die Einnahmebeamten der 
Terpflindeten ProTinsen und Tenrnlftangen verpflichtet sind, die 

einzuzahlen : 

«ponr compte da Tr^or de FEtst & la Caisse speciale de ia Dette 
publique qid sera & est ^gaid eonsidMe comme une Gnies e s p4cinle 
du Tresor." 
") Liqnidel-Ges. Art 31. 
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beamten zuzustellen sind, die Verwirklichung der 
budgetmäßsigen Voranschläge und femer zu kontroliren, 
ob die an die Caisse abgeführten Summen den ganzen 
Reinertrag der verpiaudeten Steuereingange aus- 
machen. 

Zwei Wochen vor jedem Verfallstage des emprunt garanti 
müssen die Kommissare der Caisse dem Khedive einen be- 
sonderen Bericht über den Stand der Emgänge aus den fiir 
den emprunt garanti verpfändeten Einkünften erstatten. Ihr 
Bericht inrd im „Jommal Offldel«* veröffentlicht. 

ß) Qenfigen die verplSiideteii EfaikOnfte tXtr den Schulden- 
dienst nicht, so hat die Caisse zur ErgSnsung des Fehl- 
betrages maß entsprechende Anzahl OUigationen des 
TOB ihr verwahrten Beservefonds zu versUbem. 
t) Auf Veriangen der Caisse hat der Ffaiaiizminister un- 
verzüglich den Ergftnznngsbetrag an die Caiase zu liefenif 
wenn die his zum 25. Apiil, bezw. 25. Oktober aus den ver^ 
pfändeten BinkOnften in die Caisse gehingten Beträge fOr den 
Sdiuldendienst nicht ausreichen und eme Biigänzttng ans dem 
Beservefonds nicht mOgfich ist ^ 
b) Die Caisse hat die fOr den Dienst der festen Schuld be- 
stimmten und von ihr vereinnahmten Fonds ent^ 
sprechend den gesetzlichen Bestimmungen zu ver- 
walten. 

Soweit Waaron oder Landeserzeugnisse zur Bezahlung 
der für den Schuldendienst verpfändeten Steuern gelltet 
werden, steht den Kommissaren der Caisse die ausschliessliche 
VeifQgung über dieselben zu; sie sind beAigt, dieselben zu 

versilbern. ") 

Sie haben femer das Recht und dio prforderliche Voll- 
macht, um die vereinnahmten Beträge direkt an die Bank von 



") Liquidat.-OeB. Art. 32, 33; Compte rendu 1880, p. 19. 
**) Konvention vom 1& März 1886, Art VIQ; Dekret vom 27/VII 
1885, Art. 7. 

'*) D. vom 12. JuU 1888, Art 3, Ziff. 1, Art 2. 
«) U^nidai-Oee. Art 12. 
") Liquidat.-Ges. Art. 30. 
B. vom 18/ZI 1876 Art 21. 
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England oder an die Bank von Frankreich zu schicken. 
Sie haben doreh geeignete Kommissioiisyerträge dafür zu 
sorgen, dass nur rediteii Zeit am rechten Orte die erforderE- 
chen Betr8|;e zur Zahlung bereitstehen. Sie haben die hierzu 
nöthigen Wechselgeschfifte und Oeldtransporte vorzunehmen, 
bezw. zu veranlassen und die gebotenen Versicherungsverträge 
zu schliessen. 

Bei aJlen diesen Massnahmen sollen sie dch vorher mit 
dem Finanzminister verständigen. 

JMe Caisse ist nacb ArtilKel 4 des Deltrets vom 28. Juni 
1886 hefligt, die in ihren HSnden befindlidien fOr den Dienst 
der Schuld bestimmten, aber noch verfügbaren Fonds im Ein- 
vernehmen mit dem flnanzminister auf Zmsen anzul^en. 
Dagegen darf sie nach ArtÜEel 7 des Deiorets vom 2. Mal 1876 
lieine anderen (Kredit^- Handels - oder sonstigen) Gesdiilte mit 
diesen Fonds madien. 
c) Die Caisse hat die iUr den Dienst der festen Schuld be^ 
stimmten Fonds bestumnungfi^iendtes zu verwenden.**) 
Sie liat aus denselben die Zahlung der fSUigen Zins- 
koupons und die vorschriftsmässige Tilgung der Obliga- 
tionen zu bewirken. Die Tilp:ung der Obligationen hat 
je nach den betreffenden Vorschriften seitens der 
Kommissare durcli Rückkauf der Obligation^ zum 
Börsenpreise oder durch Ausloosung und Auszahlung 
der ausgelooBten Obligationen zu geschehen. 
Die Caisse hat nach dem Dekret vom 14. Juli 1887 im 
Einvernehmen mit dem Einanzminister innerhalb der gesetzlich 



") D. vom ISfXI 1876 Art. 19. 

") Liquidat-Ges. Alt 35; D. vom 2iV 1876. Art 6. 

-'j Legt sie dietetb«! in Egypten gegen ffintorleguug von Wertti* 
pBpiweii acitoBi dM DsrlehoMiiehnien aa, so «rwadiaeii gemtes Art 2 
UDd 4 dwD. vom 22. Juni 1886 an den hintcrlogtcti Weiibpapieren aus- 
gedehntere Rechte als das bürf^crlichc Faustpfandrecht (gage) gewährt 
Insbesondere kann die Caüse „dans tous les cas pr^vus dans les contrats 
de gage, proc^er a la vente de tout ou partie des titres engag^, saus 
ancane fonnalitA jndidaiie on extEm>jiidici«re et nonebataiit teates BBielefl, 
defenses, ou oppodttan de la pait, tut des piopritolree des titree qua 
de tifrs." 

Liqnidat-Oes. Art dO. 



Digitized by Google 



— 143 — 



feststehenden Minimal* und Maximalgrenze jeweilig den Kurs 
zu bestimiuen, zu welchem das Liivre Sterling in deutsche, 
bezw. in flranzOamehem €telde bei den Zahlungen der Eoupons — 
imd eyentueU der Titel — der dette unifi^e und der dette 
priTil6gi6e in Berlin und in Paris zu berechnen ist 
^ Die Caisse kann nach dem Dekret vom 22. Juni 1886 
die Bezahlung von Koupons oder Ohiigationen des emprunt 
garaati, der dette privil^4e und der dette unifi^ Yor- 
HUifig aufschieben, bezw. durch ihre Korrespondenten 
au&chieben lassen, wenn der Yeilust oder der IMebstahl 
derselben glaubhaft gemacht ist ^ 
JJL In der Verwaltung der Schuld erschöpft rach die 
Öffentlich (verwaltungs-) reditJiche Aussähe der Caisse nicht. 
Die Absicht thunlichster Sicherung des Sehuldendienstes hat 
dahin geführt, dass einerseits der Caisse nodi gewisse andere 
GescIAfte der Finanzverwaltung Ubertragen, anderersdts die 
letztere in einem gewissen Umfange an die Zustimmung der 
Caisse gebunden, bezw. unter die Kontrole derselben gestellt 
worden ist. 

a) Von der Caisse besoi^ Geschäfte der Finanz Verwaltung: 
a) Nach dorn Dekret vom 12. Juli 1888 wurd der durch 
dieses Dekret geschaffene Resevefonds, welcher nach 
Artikel 3 zwar auch, aber keineswegs ausschliesslich 
zum Dienste der Schuld bestimmt isty bei der Caisse 



**) Mrkiilar d«r GaiüA «n ihre EomspoiulentMi vom 4. Jttni 1890 

(Compte renda 1889, p. 33—34). Nach diesem Zirkular kann der Ver- 
lust oder der Diebstahl bei der CaLs8o und bei deren Korrespondenten 
angemeldet werden; letztere haben, wenn ihnen die Angaben genügend 
glaabh«lfe erfdieinen, die Caisse und die Anderen Korrespondenten m be* 
oaehrichtigen. Die Zahlimg trird hSehstens 7 Tage lang nach Prtsentaüon 
der Koupons oder der Obligationen aufgeschoben, wenn nicht der von der 
Präsentation zu benachrichtigende Anmelder innerhalb dieser Frist eine 
Verfügung des zuständigen Gerichts erwirkt, durch welche die. Ans- 
zaliluug unteraagt wird. Öüiange eine gerichtliche Verfügung niciit vor- 
fiegt, 8t»ht es aber jedem Korrespondenten dw (^aase frei* troli der An^ 
meldnim; des Verlnites oder des Diebstahls dem FrBaentanten sofort 
Zahlung zu leisten, wenn derselbe eine Bank oder ein bekannter Privat- 
mann ist. In diesem Falle ist dem Anmelder nur der Name and die 
Adresse des PrSsestanten mitzatheilen. 
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de !a dette publique deponirt Die Cause hat denselben 
in Obligationen der cg^ptisdien Schuld anzulegen, 
und (fiese ObBgationen, soweit eine Verwendung 
des Beserrefonds erforderlich wird, wieder su Ta^ 
kaufen. 

Ebenso hat die Gaisse nadi Artikel 20 des Dekrets 
vom 27. Juü 1885 und nach Artikel 1 des Dekrets 
Tom 22. Juni 1886 nieht bloe die üeberschttsse der 
verpfibMleten Einkünfte zu behalten, sondern audi die 
Ueberschtlsse der unverpfilndeten Einkünfte von der 
Begienmg za empfiingen^ und diese simmtlichen 
Uebersohüsse bis zum Tage des Gebrauchs derselben 
im Einyerstindniss mit dem Finanzminister auf 
Zinsen auszuleihen. Sie verwahrt und Terkanft 
eventuell nach Artikel 2 des D. vom 22. Juni 1886 
die von den Darlehensnehmem zur Sicherung hinter- 
legten Titel. 

t) Nach Artikel 4 und 5 des Dekrets vom 6. Juni 1890 
nat die Caisse die Differenz zwischen der Dotation der früheren 
5"/o dette privü6gi^ einschliesslich der durch Artikel 3 jenes 
Dekrets nonnirten Annuität und den Eriordemissen des 
Dienstes der neuen SVs "/o dette privil6gi6e in Depot zu be- 
halten, bis die egyptische Regierung sich mit den Mächten 
über die Verwendung dieser Differenz verständigt haben wird, 
vergl. 0. S. 126). Die Caisse kann den Betrag dieser Differenz 
in Obliirationrn der egypüschen Schuld anlegen, und treten 
alsUanii du- Zin-^pn cliosrr Obligationen dem Kapital behufs 
gleicher kUnitiger Verwendung hinzu. 



Nidi einem Uebereinkoiiiineii s«iM^«ii der Gaisse und dem 

Finanzniinister vom Februar bczw. Dezember 1888 sollen bis Ende 1894 
die Ausgaben für den Betrieb der Eisenbahnen auf 45« o der Bmttoertäge 
i,vergi. Art 18 des D. vom 271 VU 18S5) Üxirt werden, und wenn die 
wiiUiehen Aasgaben Idntnr diMwm Botnga ssriAbloibeii» di« Uttber- 
•dittMe am Ende jeden Jehns der Gaiaae fiberwieaea werden nad dmrt 
bleiben, Ua die Ver^'altung der Ei8enlMilaie& im Binvemehmen mit der 
Regierung die Beträge «irklieh gebnnebt Gompte xendu 1887» p. 
44-45; 1888 p. 44-48. 
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fi) Sobald die dett^ g<^n6raie de la Dai'ra Sanieh und 
die Domänenanleilie konvertirt sein werden, sollen die 
Ersparnisse, welche infolge der Konversion erzielt 
werden, nach Art. 4, Abs. 3 des Dekrets vom 6. Juni 
1890 jähili h an die Caisse abgeführt, und mit den- 
selben in gku lu i- Weise verfahren werden, wie mit der 
unter 7 bozoichnet^^n Differenz. 

e) Die Erträgnisse der seit dem Liquidations- Gesetze neu 
aufgenommenen Anleihen, also des emprunt garanti, 
der 4VaVo Anleihe von 1888 und der 1300 000 L.E. 
eflTektiv durch das Dekret vom 6. Juni 1890 neu ge- 
schaffener SVsVo dette privil6gi6e waren nach den 
Bestimmiiiigeii der betreffendem Dekrete *^ ToUst&ndig 
an die GaiBse abcufObren. Der YerwendmigssweGk 
dieser Summen war in den Dekreten genau bestimmt. 
Entsprechend diesem gesetzlichen Verwendungszwedce 
hatte die Caiflse die Summen theils direkt ans eigener 
Machtvollkommenheit oder an die dnrch Anweismigen 
der mtemationalen Entschädigungskommission von 
Alexandrien oder an die durch ministerieUe Uandate 
l^timirten Empfänger zu verausgaben, theils hatte 
sie dieselben entsprechend den Our gelieferten Nach- 
weisen nach Massgabe des vorhandenen Ausgaben- 
bedUrfiüssed an dasFinanzministerium zurbesthmnungs- 
gemSssen Verausgabung auszuhändigen.'*) 

0 Bei der Oaisse sind auch die durch das Liquidat-Ges. 
neugeschaffenen Obligationen der dette privU^äe und 
der dette unifi^ deponurt, welche noch nicht fllr die 
Liquidation der damaligen sehwebenden Schuld oder 



**) IHe Dette gin^nl« de la DtXn Snnieh iat hnviacheiL konverUrt 

worden Vgl. 0. S. 113. 

") D. D. vom 27IVII 1885, vom 3ü. Aprii im und vom 6. Juni I.m 
Vergl. insbesondere D. vom 6/ VI 1890, Art. 11. Nach Art \2 
ebendft htbcn die KommiaMire der Caiaae naeb vollstSndiger Venrendung 
der atis der nenen defite pri?iUglie ersielteii 1 300 000 L. E. effektiv dem 
Kbedive über diese Verwendung einen Bericht auf Grund der ihnen 
seitens des Finanzministeriums gelieferten Ausgaberechtfertigungen zu 
erstatten« Dieser Bericht soll im „Journal Officiel'' veröffentlicht werden. 

10 
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die Konversion der Anleihen von 1864, 1865 und 
1867 verwandt «ind, und welche eventuell später dem 
Reservefonds • luzaverleiben sind.**) 
h) Kiford« rliche Zustimmung, bez^-. Kontrolle der Caisi>e in 
Bf'zif'hunfr auf Akte der Finanzverwaltung.") 
a) Nach Artikel 37 des Liquidat-Ges. ist die Zustimmung 
der Caisse erforderlich, wenn die Regierung eine 
Anleihe aufoehmen wilL 
Nach Art 8 des Dekrets Yüm 2. Mai 1876 Ist die Ein- 
willigung der Caisae nothwendig, um becOglidi der verpfltaideteD 
Steuern eine Acadernng vorzimelimen, welche eine Mindening 
des Ertrages derselben zur Folge haben kaiui.*0 

") Uqaidat-Ges. Art. 7, Ab«. 4; Alt 89, Abc S* D. m 

12/Vn 1888, Art. 1, Ziff. 3.) 

•*) vgl. berfiglicb der Mitwirkung der Caisse bei der neuen (auch für 
Ausländer geltenden) Stempel* und Gewerbesteaergesetzgebung oben 
Amn. 13. 

**) Infolge diesor Yondirift tfnd mit Znstunmang der Ciüase eiM 
ganze Reihe von Dekreten erlassen worden, durch ^v^ll ]]^ Steuern auf- 
gehoben oder abgeändert wurden. Uandelt es sich um erhebliche Stener- 
betrige» die bisher verpfändet waren, so pflegt die egyptiBche Regierang, 
im He Zutimiaag 4er Ceiiee m eibalten, irgend iSa»Kmftmuä)im tu 
Gmetea der Schuld la gewähren. Eine Anzahl solcher, not ZutimDuiiig 
der Caieae erlassener St^uergcsetze ist in den Annexen der Gompfeee 
rendus von 1887, 18>8, 1889 abgedruckt 

Die Caisse I^crt — u. E. mit Recht — die in dem Texte angeführte 
Bestimmung so aub, dass sie bei £rhohuug einer der verpfändeten Steuern 
den Belxeg der SrliShnng von der Terpfibedeng freigeben und der Reglenmg 
zn anderen Zwecken uberlassen kann. Es erhdit dies ans einer am 12. Marz 
1889 zwischen der Caisse und der Regierung geschlossenen Uebereinkunft, 
welche ^^ich auf die Errichtung neuer Eisenbahnlinien and einer Eisen» 
bahubnicke bezieht. Nach dem Vertrage sollen die Bracke und die neuen 
BahnlinieB «inen Thefl dee gege gindnl der detto pavlUgite bilden. 
Der (snf 54000 L. B.) Tennecfaltgte Brtng der nenen Weenbnhnlinien 
(Art 4) und ausserdem der Betmg einer f3r nlle Eisenbahntransporte 
vorgesehenen Zuschlagsabgabe von 4*?o (Art. 3) sollen bis zur völligen 
Bezahlung der Erbauungskosten nicht für den Dienst der bisherigen 
Sebald, sondern in Höhe von 24 ODO L. £. fUr die Ausgaben der neuen 
Linien, mit dem Reste von 70000 L. B. aber mr Deeknng einer Anniütit 
▼enrendf't werden, mitfek welcher die Er!)auung8kosten getilgt «erden 
sollen. Nach der Ucbereinkuiift hat die Caisse 94 000 L. E. auf ge- 
sonderte Rechnung von der Eisenbahnverwaltang zu empfiuigen und muss, 
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Nach Art. 4, Abs. 3 des Liquidationsgesetzes kann mit 
Zustimmung der Caisse die Regiening die Eiseiibahnvonvaltung 
ermächtigen, von den Einnahmen eine Ausgabe in Ab?ii<r zn 
bringen, welche die Eii^enbahnversvahung im Gegensatz zur 
Regieiiing fiir eine aussergewöhnliclie Ausgabe ansieht und 
deshalb nidit aus ihren Einnahnn^n, sondeni aus allgemeinen 
Staatsmitteln ?edookt wissen will. (Vergl. o. S. 123.) 

ß) Da der Finanzminister nach Art. 25 des Dekrets vom 
27. Juli 188Ö nur bis zum Höchstbetrage von 
1000 wo L. E. und nur in lautender Rechnung ohne 
Genehmigimg der Caisse Vorschüsse autneimieu darf, 
so erscheint die Caisse berechtigt, gegebenenfalls die 
erforderlichen Nachweise für die Befolgung dieser 
Vorschrift zu verlangen. 
Nach dem Dekret vom 14. Juni 1889 ist die Caisse femer 
befugt, von der Regienmg in der durch Art. 2 normirten 
Weise die Vorlage der Beläge zu begehren, atis welchen er- 
hellt, dass die durch jenes Dekret eröflneten besoncieren Kredite 
bestümiiungsgemäss tür öffentliche Arbeiten verwendet worden 
sind. 

rV'. Gemäss Art. 36 des Liquidationsgesetzes hat die 
Caisse jährlieh über ihre Gesehäftsruhrung Rechnung zu legen, 
welche der StaatsrechnungskontrolJe unterworfen ist, und einen 
Bericht über ihre gesummte Thätigkeit zu veröffentlichen, ^'^j 

wenn die Zuschlagstaxe und die Einnahmen der neuen Linien nicht so 
viel rri;< lM!n . die. Regierung auf ihr Verwaltungsbudget den Fehlbetrag 
übcmeixmexi und der caisäe vergüten. Dagegen zahlt die Caisse einerseits 
die S4O0O L. B. ftr die Amgaiben d«r neom L&deD «a die Btoenbehn- 
verwaltung aus. Sodann aber bat die Geieee entspref^end der in Alt. 11 
der Uebereinkunft gegenüber der Regierung übernommenen Verpflichtang 
durch zwei Schreiben an die Eisenbahnverwaltung vom 25. Januar, bezw. 
6. Februar 1B90 sich verpflichtet einerseits dem Unternehmer der Brücke, 
uideiKiMiCB den üntemelmicni der neuen Eisenbahnlinien entsprechend 
den von ümen mit der RjewibtlinTerwdtmtg geschlossenen VertrSgen die 
denselben nach dieMn VertrSgen gebührenden Bommen auf Anweisung 
der EisenbahnTerwaltong anammUem VergL Gompte renda 1889^ 
p. 129-187, 29 - 31. 

**) Die Berichte werden unter dem Titel »Compte rendu des travauz 
de> Commiflsion (m 1880 Uesa ee: d« In Cniaee epMnle) de la Dette 
publique d'^gjrpte pendant ranD^" . . TeKrirentliefai Sie «nelieinen indOEO. 

10* 
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§ 4J. 

4. Die internationale Spezialverwahung der ElsenbahaMf 
Talegrapfaen uwl de» Hafeos vo& Alaxasdriaa. 

Die Hohe der verpiSiideten BeveatteD aus den Eiflen- 
baimen, Telegraphen nnd dem Hafen Ton Alexandrien hängt 
wesentlich von der Tttchtigkeit der Yerwaltong jener Betriebs- 
sweige ab. 

Als Garantie fitr die GlSnlnger war deshalb dnrch Art. 3 
und 23 des Dekrets ymn 18. November 1876 bis zur Tilgong 
der dette privil^gite (Art. 27) eine Spedalyerwaltung jener 
BetriefasKweige^) unter Bethellignng en^ischer und französischer 
Beamten gesdiaffen worden, deren Zusammensetzung sodann 
durch em Dekret vom 25. Dezember 1879 neu geordnet 
worden war. 

Da nach Art. 24 des Liquidationsgesetzes auirecht er- 
halten sind: 

„toutes les dispositions des d^crets des 25 mai et 18 no- 
vembre 1876 concemant le servicc des obligations 
de la dette privil^gi^c et de la dette unifi^e, non 
contraires auz dispositions de la pri^sentc loi,"* 
so wird man annehmen müssen, dass auch jene durch das 
Df'krf f vom 18. November 1876 geschaffene Spezialverwaltung 
durrl) das Liquidationsgesetz bestätigt und aus einer that- 
sächlich internationalen zu einer intemationalrechtlichen 
Einrichtung gemacht worden ist. 

Diese Aufihssung hat auch Colvin, welcher Mitglied der 
Liquidationskommission und Kommissar der Caisse gewesen 
ist, in einem Memorandum vom 15. Oktober 1882 über die 
mit der öffentlichen Schuld zusammenhängenden Institutionen 
vertreten.*) 

') In dem Dekret vom 18. November 1876 (Art 3, 23) werden unter 
den jESnkünftea und der Vermltimg der EleeiilMlinen die ffinkflnlle und 

Vervaltang der Telegraphen stillschweigend einbegrifTen. In dem Liqui- 
dation sgcsetz sind die Einkuofto der Tflographen (Art. 2) und die Ver- - 
waltuQg der Telegraphen (Art. 4 Abs. 3; Art 33) ausdiacklich erwähnt - 
Vergl. Compte renda 1880, p. 16. 

■) 8. du Henonuidiim in Bgypt 1883, No. 1, p. 41— 4S (vd. 8S, 

p. m-m). 
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Laut Art. 2 des Dekicts vom b. Juni 1890 sind die Be- 
stimmimsren Ober die Spozial Verwaltung der Eisenbahnen, 
Telegraphen und dos Halens von Alexandrien auili in l'.e- 
ziehuiig auf die neue 3V»prozentige dette privüegi6e auircciit 
erhalten. 

Die SpezialVerwaltung besteht aus einem englischen, 
einem französischen und einem egyptischen Verwaltungsbeamten 
UDter der Prilsidentachaft des Engländers.') Die beiden aus- 
ttodischen VerwaltiingsbeaBiten erneimt nach Art 25 des 
Dekrete vom 18. November 1876 der Khedive auf Vorsehlag 
der betrelfeiideii fremden Begienrngen and swar auf die Dauer 
von 5 Jahren. (Art. 26.) Diese internationale SpesialTer- 
waltnng sdiligt die höheren Beamten der Eisenbahnen, 
Telegraphen und des Hafens von Alexandrien vor mid em^t 
die onteren direkt Sie kann alle Beamten jener Verwaltongen 
suspendiren und nach ordnnngsmässiger Untersnchnng ab- 
berufen.^) 

Auf ihren Vorschlag beschliesst der Hinisterrath die aus 
aUgememen Staatamitiefai zu bestreitenden ansseigewOhnUehen 
Ausgaben jener Verwaltungen.') 

Lediglich die Spesialverwaltung hat das Becht, unter der 
Sanktion des Ehedives die T^e und die bestehenden Be- 
glements su ändern. Sie ist ausschliesslich berufen, die Ver- 
trüge Uber den Anlcauf des rollenden und festen Materials und 
der Materialien, welche für den Betrieb der Eisenbahnen und 
Telegraphen und den Hafendienst nQthig smd, abzuschliessen. 
Sie bestimmt, was zur Ausbesserung der Materialien und der 
Schienenwege sowie zur Unterhaltung des Hafens geschehen 
muBS, voibehaltlieh der Billigung des Khedives.^ Sie muss 

*) D. TMK 25. DeMnb«r 1879, Art 1. 

•) D. vom 18/XL 18», Art. S8, Abs. 1, 8 und 8. VergL hiena die 

Vereinbarang zwischen der Regierung und der Caisse vom Mai 1S8S über 
die Vereinigang der Verwaltung des Hafens von Alexandrien mit der der 
Häfen und Leuchtthürme in Compt« rendu ISSS. p. 49—5-2, Ausdrücklich 
sind hier die Rechte der internatiouaiea i^eubaimverwaiiung gewahrt, 
die betr. Domtmi Toniifelilagen, benr. sa enMonen. 
') Liquidat-Ges. Art 4^ Abs. 2. 

•) D. vom 18 XT. 1S7G, Art. i>8, Abs. 4-6. Durch D. vom 9. August 
1880 ist der Speualverwaltung ausdrücklich die Uoterbaltong der Arbeiten 



^lyui^cci by Google 



— 150 — 



die levenus nets ihrer \ (>rwaltun,s: unmittelbar an die Caisse 
de la dette publique abführen und derselben monatlich sowie 
halbjährlich Abrechnungen überreichen.^ 

§ 42. 

5. Die Internationalrechtlichen Beschränkungen der egyptfschen 
Regiaruig in der (allgemeinen) finanziellea Verwaitung det 

StaitM. 

Infolge der Vorptändung eines Theiles der Staatseinkünfte 
zu Gunsten der festen Schuld Ist der Regierung die flreie Ver- 
itigung Uber diese Einkünfbe entzogen. Der durch Art. 39 des 
Liquidationsges^oes aiifre<diteilia)tene Art. 8 des Dekrets vom 
2. Mai 1876 bestmunt: 

„Le Gouvernement ne pouna, sans Tavis conforme des 
Commiasaires qui dirigent ]a Caisse de la Dette publique, 
pris ä la msgorit6, porter dans aucun des impdts speciale- 
ment affectöB ä la Dette, des modifications qui pourraient 
avoir pour r^sultat une diminution de la rente de cet 
impöt"«) 

Der Staat ist femer obUgatonsch verpflichtet, die jfthr- 
lichen Einktinfte von Kairo nicht unter 300000 L. E. herab- 
zumindenL*) 

Der Staat haltet aber auch — unabhängig von der Ver- 
pfändung gendsser Einkttnfte — für die Erfüllung der Schuld- 
verpflichtungen. Verschiedene der Finanzverwaltung inter- 
nationahrechtlich auferlegte Beschränkungen sollen thunlichst 

im HafeD von Alexandrien übertragen worden, nachdem die im D. vom 
18. November 1876, Art 24, vorgesehene Beschränkung wegen der be- 
Btehend«n Koninkte aü i»B. Unteraehmern des Hafenbaaes durch das 
mit dm letstiHn»! hn Juli 1880 getnfliuie Abkommen UnlUUg geirarden m. 

^ Liquidat Ges. Art 31, 83. Teigl. Art 8^ 4 imd oben 8. 140 

') Der Artikel fährt fort: 

»Toutefoiö le Gouvernement pourra afiermer un ou plusieurs de ces im- 
pdts, pourvu que le contrat de fennage assure un reveuu au moins 
4gal & celni d6ji eiMaiit, et eoodui« dee tnitde de eomiiMree portant 
modificaüons aux droits de douane." 

') D. vom 6/VL 1890, Art. 8; D. vom 30JIV. 1888, Art 6. VergL 
oben S. 12b, 
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dem vorbeugen, dass künftighin dem Staate durch die Mass* 
nahmen der Verwaltung die ErflUlung seiner Verpflichtungen 
unmOgfidi werde» IHeflem Zwecke dient: 

1. Die inteniatioiuürechfliche Anfetellung eines Normal- 
budgets der jSIuüehen Staatsrerwaltungsausgaben, welches die 
Begierang nicht wilUdirlich Überschreiten dari?)^) Dasselbe 

') Ursprünglich durch Art. 16 dea Liquidat. - Ges. nur auf 
4 197 S&ä L. £. festgesetzt. Einbegriffen sind in die budgetmässigeu 
Aosgaben naeh Axt 16 taLt 

1. d«r Txllnit la dm Sultan. Dendbe ist m dem nnma vom 
30. Juli 1879 auf 760000 L. Turquea (= 678 397 L Egyptiennes) 
festgesetzt. Seit 18^9 (1890?) beträft er oaeli Fortfall des für 
Zeilft gezahlten Tributes 665041 L. E. In letzterer Summe mt der 
Tribut (315 L. £.) von Cayala bei Saloniki, der Oeburtsstadt 
Mehemet Alis dnbegriinDi, wddMr von jenmn fibemommen und 
von Egypten fortentrichtet wurde. 

2. der englischen Regierang geschuldeten Zinsen von den Suez- 
kanalaktien (in Höhe von 193 858 L. E.); vgl, u. Abs. 2 der Anra. 

3. die Annuität von 34000 L. E. für den Dienst der gemfiss Art 61 
dei Liquid.>Ge«. in Obligatioimi der dette gteMe d» la Diira 
Saoidli umgewandellMi frfiheren dette Dafira Khaaaa. 

4. die Annuität von 150000 L. B. IQr den Dienit der Ifeukabalali 
(vergl. 0. S. 85 Anm 7). 

Laut Konvention vom 23. April 1869 schuldete der Khedive der 
SneskanalgeseUschaft 30. 000.000 Frcs. und sollte diese Summe nebst 
10 pCi jKhrüeher Zioien durch Hhigabe der vom L Januar 1$70 ab 
laufenden Koupons seiner 176602 Suezkanalaktien (ursprünglich hatte 
er 177 642 tlieser Aktien) allmählich tilgen. Durch Uebereinkommen 
vom 25. November 1875 verkanfte der Khedive seine Suezkanalaktien 
au die engUsche Regierung (um den Preis von dOOOOOOLivres für 
177 MS Aktien, aedaie wegm der 1010 Aktien venlger ein ent- 
spreehender Abng m maehen war) und verpflichtete sich, aas den 
Revenuen Egyptens der englischen Regierung solange jährlich 5 Pro- 
zeot derKaufeummo zu bezahlen, bis die egyptischoRegienmg von der 
Verpflichtung gegenüber der Suezkanalgesellschaft befreit sei (d. h. 
bb nun Jahre 1894). Nach Erlasa des D. vom 27. Juli 1885 erUess 
die englisehe Regierung der egyptiachen (aeitweälig?) V« Pn»eat 
dieser Zinsen. Vergl. Egypt. 1883. No. 2S, p. 20—22, 44— 4G. 
(vol. S4, p. 426-428, 450-452), Egypt 1876, No, 1, p. 7-8» 6—7 
(vol. 83, p. 141. — 142, 140-141). 
*) Durch daa (.nicht internatiüuaie) Dekret vom 19. Februar 1887 
ist ein hoher yerwaltongsgerichtshof geschaffen, vor welchem die lünister, 
Terwattungschefs und sonstigen hohen Beamten verantwortiieh sein soUen-t 
qui anraient cvdoon^ des paiements pour des döpeoses engagies 
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ist duroh Art 18, Alis. 3 des Dekrets vom 27. Juli 1885 auf 

5237000 L. £. festgesetzt. Doch 
a) ist wsäon in jenem Dekrete fdr gewisse FSOe eine Er- 
höhung Yorgesehen. Insbesondere soll, wenn der Staat 
entefprechend den bestehenden Veipfliehtnngen aus aU- 
gememen Staatsmitteki Zuschüsse fttr den Sohuldendienst 
leisten muss, der Normalbetrsg des Ausgabebudgets der 
Verwaltung sieh um den Betrag jener Zuschüsse erhöhen. 
(Art. 18, letzter Absatz; veigL ferner Art 18, Abs. 5); 
-b) laut Dekret Yom 36. Janu&r 1888 kann das hi jenem 
Normalbudget yon 5 237 000 L. K mit 130 000 L. E. ver- 
anschiagte Budget des Eriegsministeriums um den Betrag 
der Abgaben fOr Loskauf vom MiKtftrdienst erhobt werden; 
c) nach dem Dekret yom 14. Juni 1889 (Art. 1—4)*) kann 
das in dem Normalbudget Ton 6237000 L. E. mit 
464 623 L. E. veranschlagte Budget für die OtTentiichen 
Arbeiten um den Betrag bis zu 250 000 L. E. eihOht 
werden. Dieser ausserordentliche Kredit darf aber nur 
zu Ai beiton verwendet werden, welche bisher mittels 
Frohndienst geleistet wurden, oder zu solchen technischen 
und Mauerarbeiten, welche eine BeschriUikung des Frohn- 
dimstes zur Folsr liaben müsston, wenn derselbe noch 
bestände. Nach demselben Dekret (Art. 5) darf das 
Normalbudget femer um den Betrag der Betriebskosten 
der Petroleumminen erhOht werden, soweit dieselben die 
Einkünfte aus diesen Mmen nicht übersteigen; 



par eux, en dchors de crMits allouf'S, ou opert' dos virements entre 
les chapitreä du Budget sans une autorisation prealabie de notre 
CoDfieU des Ministres, ou pris dea mesures contraires aoz Lois et 
¥Aißimmlb» en vignew. 

*) Dm B. Tom U. Juni 1889 iat «ii die Stdle dm P. vom 1 April 

1888 getreten. Der Kredit in Art 1 Ziff. 1 des D. vom U. Jon! 1889 
aber ist hinfällig geworden, seitdem durch das (aicht internationale) D. 
vom 19. Dezember 1889 (abgedruckt in Compte rendu 1889, p. 100) der 
Frohndienst (corv^e) und damit auch der Loskauf von Frohnleistungeu 
abgwcbaflt ist Die dorefa du letstere JkkaA statt dessen eiagelttlirtB 
besonda« Grundsteuer im Höchstbetrage von 150 000 L. £. soll (mit Ein* 
verstfindniss der Cais^p) auf den durch das D. vom 14. Juni 1888 er- 
öffiaeten Kredit von 250000 L. £. verwendet werden. 
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d) endlicli kann die Regierung — aber nur mit Zustimmung 
der Kommissaro der Caisse — nach dem Dekret vom 
1L\ Juli 1888 (Art. Ii Ziff. 3) aussergewöhnlichc Aus- 
gal)en aus dorn dtuch jenes Dekret geschaffenen Reserve- 
fonds bestreiten. 

Vollkommen frei steht der Regierung die nach Art. 21 
Abs. 5 des Dekrets vom 27. Juli 1885 ftir Verwaltungszwecke 
bestimmte Hälfte der etwaigen „Ueberschüsse**. 

Das Normalbudget der Staatsyerwaltungsaiisgabeii muss 
in erster Linie aus den EinlcOiiften der nicht verpfändeten 
Provinzen und Verwaltungszweige gedeckt werden. (Dekret 
vom 27. JoM 1885, Art. 18.) Dasselbe soll die Kosten der 
gesammten Verwaltung umfassen. Da in den verpf&ndeten 
Provinzen und Verwaltungen die Verwaltungskosten aber 
grossentbeils aus den verpfändeten EinkQnflen vorweg be- 
stritten werden, so verringert sich um einen entsprechenden 
Betrag der Thcdl des Verwaltungsbudgets, welcher aus den 
UBveipfSndeten Einkflnften des Staates zu decken ist.*) 

Beichen die unverpfändeten Eänkünfte zur Deckung 
des Nonnalbudgets nicht aus, so ist der Fehlbetrag nach 
Art. 20, Abs. 1 des Dekrets vom 27. Juli 1885 aus den 
Ueberschttssen deijenigen verpfändeten Einklinfte zu 
decken, welche von der Oaisse als Schuldenverwalterin ein- 
genommen werden.^ Dieselb«! bestehen gemäss Art. 17 des 
Dekrets vom 27. Juli 1885 und Art 4 des Dekrets vom 
6. Juni 1890 in dem Best, welcher nach Deckung der Annuität 
der garantirten Anleihe, der Zinsen der dette privü«gi6e, der 



*) In dem Art 16 Ah». 2 des 1). vom 27fVU 18öö ist für die for- 
melle BereekiHnig d«r YenraltoiigillbeiMlnieM «in mngttktthrtea Vexffehfen 
Torgeaelnieben. £a soll oBmlich n der Gesammtsiuiime der nnvec- 
pttnieten Einkünfte derjenige Betrag der Yerwaltungskosten, welcher aus 
den Terpfändeten Einkünften vorweg bestritten wird, hinzugerechnet und 
von der dadurch erhaltenen Summe der ganze Betrag des Normalbudgets 
abgezogen werden. 

Also sieht «as den Ar die DeXrasdiald, beiw. filr die Domlnen- 
anleihe verpfkndeten Einkünften, wolche, wenn de mehr als den Betrag 
der Zinsen jener Sebald eigeben sollten, sor TUgnng derselben resmirt 
bleiben. 
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in Art. 4 dos Dekrets vom (3. Juni 1890 bezeichneten Differenz 
(vergl. o. S. 126) und der Zinsen der dette unifi^ verbleibt.*) 
Genügen auch die Überschüsse der verpfändeten Einkünfte 
nicht , so ist der Fehlbetrag nach Art. 3 Ziff. 2 des 
Dekrets vom 12 Juni 1888 ans dem Reservefonds zu ergänzen.*) 

•) Hifr7u komm^^n nach Art 4 des D. vom 22. Juni 1S86 die Zinsen, 
welche durcli Ausieibung der verfügbaren Beträge erzielt werden. 

') Nach dem Wortlant der betr. Bestimmoiig ist es allerdings sehr 
tmiftlhall, ob nicht der Re e e r tei i M ide suenl nnd die ObmebUMe d« 
verpfändeten Eimkünite erst in zweiter live zur Ergfinzong heranzuziehen 
sind, was im Resultate sich kpineswrga gleichbleibt, da bei diesem 
letzteren Verfahren sich ein budgetmässiß:er llberschuss des Gesammt- 
budgetfi ergeben konnte, von welchem die Hälfte nach Art 21, letzter 
Ahe. iee D. fom S7. Juli 188& nodi soseetdem sn iMUeUgen Yer- 
viltuigiiweeiceB frei wSide« 

Art 20, Abs. 1 des D. vom 27/yn. 1885 batet: 
.Lorsque les revenus des provinces et Administrations noo affect^s 
aoront inf^rieors an chifFre des depenses determine par i'article 18 
de Ift pr^ente loi, la CaiMe de In Dette devn prölever sur ses excMants 
et venw 4 oofere MBnietAre dee Ffnueee In eoaune ateeeeidre ponr 
parfiftire ce chiffre.' 

Art, 3 des D. vom 12/VII. 1888 lautet: 
,Le fonds de r^serve est dcstine: 

2. A combler rinsuffisauce des re venös non aiecies 

ponr ponrfolr nnx d^penies pr^vnM per rtetide 18 de Notre Dteret 
du S7 JniUet 1885, et nntree conientiee <m • coneentir pnr lee 

Poinances. 

Man könnte geltend machen, dass diese letztere Bestlmmnng die 
eventuelle Vorausverwendung der «excedants" der „revenus affect^* 
ausdrücklich hätte erwähnen mfiMen, venn sie dieselbe gewoUt hfttte. 
Andenraeiti nbw kSnnen die eiioUnatB der rerenne nffectfo nneh den 
Bestimmungen des D, tcoi S7. Jnfi 1885 und vom 12. Juli 1888 aber 
die Verwendung derselben tanm mehr als „affectes" celton Sodann soll 
nach Art. 1 Ziff. 1 des D. vom !'>. Juli 1888 die nach Art. 21. Abs. 5 
des D. vom 27. Juii 1885 zum Tügungsdienst bestimmte Hälfte des 
GwammtflbersdmaaeB dee Budgets fortan snr TergrOiaerung des Reeerve- 
ÜNida dienen. 

Jene Hälfte wurde aber mehr umfassen, als die im Art. 21, Abs. 5 
normirte Hälfte, wenn der Überschuss der revenus affectes nicht zuvor 
um den Fehlbetrag der revenus non afiectes verringert würde. Auch 
Bellte der Reservefonds in erster Linie für die Aufrechterhaltung des 
QldebgeiriditB dee Budgets dienen, (vgl. di« Kofiespendeni swiaehen 
dem egyptischen Finanzmlcister und der Gusse in Compte rendu 1887, 
p« 160—16^ welehes noch nicht gestOrt ist, aolange die eKCidants der 
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Die Überschüsse der iinverpfUndeten Einkünfte und die 
Überschüsse der verpiandeteu Eüikünite, welche nach Deckung 
des Normalbudgets der Verwaltung verbleiben, sind gemäss 
Art. 21 letzter Abs, des Dekrets vom 27. Juli lh<sr) zur 
Hälfte flir Verwaltungsausgaben und nach Art. 1, Ziff. 1 und 
Art 4 des Dekrets vom 12. Juli 1888 zur anderen Hälfte 
zur Vergrösserung des Reserrefonds, bescw. wenn derselbe 
2000,000 L. E. entiüUt, zur Tilgung det Schulden gemäss 
der Vwsdirift in Art. 9 des Dekrets vom 6. Juni 1890 
bestimmt'») (vgl. o. S. 128 fg.). 

2. Nach Art. 37 des Liquidationi^esetzes kann ^e 
Regierung eine neue Anleihe nur mit Zustimmimg der Kom- 
missare der Caisse de la Bette publique aulhehmen. Doch 
darf der Finanzminister gemäss Art 25 des Dekrets yom 
27. Juli 1885 sich unahhftngig Ton dieser Zustimmung Vor- 
schfisse in laufender Rechnung bis zu dem Maximalbetrage 
von 1000, 000 L. E. verschaffen. 

Seit Erlass des Liquidationsgesetzes sind bei der Genehmi- 
gung aller neuen Anleihen mtemationalreditlich, besw. durch 
Vereinbarung der Regierung mit der Caisse die Ausgaben, zu 
deren Bestreitung die Ertillgnisse der Anleihen dienen sollten, 
im voraus genau festgesetzt worden. In allen diesen Fällen 
ist ferner bestimmt worden, dass die AnleiheOTtiSgoisse nidit 

revenus affectes vorbanden sind. Endlich wftre es au^lend, wenn auf 
dem Umwege der Benutzung des ReservefondB kfinstUch aus den Über- 
BcbttBsen d«r wrva» allbeMs Betrage fBr die freie Yerfttgong der Stuts- 
verwaltung über den Betrag des Normalbudgets Maftiis geschaffen wfirden, 
während [inil.^rprsfits nach Art, 3 Ziff. 3 des D. vom 12. Juli 1888 ausser- 
ordentliche Ausgaben, welche auch von den Kommissaren der Caisse für 
nothwendig erachtet würden, jederzeit aus dem Reüervefonds bestritten 
werden könnten. Ana Compte nndu 1889, p. 15, 56-67 ergiebt sich 
fibiigena, deai die fraglichen BerilimiBnngwt »oBh von der CaiMe im Bin- 
vernehmen mit der egyptieeheii Regienmg in der im Texte dtigesMltea 
Weise ausgelegt werden. 

Die Überschüsse können nach Art. 1 des D. vom 22. Juni 1886 
von der Caisse im Einvernehmen mit dräi Finuisniimster auf Zinsen aos- 
geliehen werden nnd «rbdheii tküt nach Ait 3 deeeelben Dekrete ab- 
.denn van. den Betrag der Zinsen. 

Nach Art. 37 des Liquidntions-Gcsctzcs war die Jbiimalgieiiie 
früher bis auf 2 000,000 L. K hinaufgegangen. 
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von der KegicruiiiJ, sondern von der Caisse zu vereinnahmen 
seien, welch letztere dieselben theils unmittelbar nach gesetz- 
licher Vorschrift, theils nach den Anweisungen der Regierung 
zu verausgaben hatte. 

3. EbttABo kl in dem Dekret ▼om 12. Jtüi 1888 inter- 
DAtionalrechtlicli angeordnet, dass der Reservefonds nicht bei 
der Begierung, sondern bei der Caisse zu hinterlegen sei und 
femer der Verwendungsxweck des Beservefonds international- 
rechtlich bestimmt Derselbe soll nach Art. 3 in erster 
Linie zur Ergänzung der ftlr den Schuldendienst Aet Caisse 
erforderlichen Beträge dienen, wenn die verpf&ndeten Einkünfte 
nicht ausreichen. In sweiter Linie soll er den unverpffindeten 
Eänkttnften hinzutreten, falls diesdben zur Deckung des Normal- 
budgets der Terwaltungsausgaben nicht genflgen. Li dritter 
Linie soUen mit Einwilligung der Caisse ausserordentliche 
Ausgaben aus demselben bestritten werden kOnnen.^*) 

4. Endlich muss die Begierung die oben unter 1 be- 
sprochenen etwaigen UebmchUsse der unverpfftndetenEinkOnfte 
gemSss Art. 26, Abs. 2 des Dekrets vom 27. Juli 1885 zur 
Aufbewahrung an die Caisse abführen. 

§ 43. 

6. M IttenHKHomilo Oarantia dar «iiropIMiai fironaiielitt 

fir dto Anleihe vor 1885. 

Bcutachland, Frankreich, Grossbritannien, Italien, Oester- 
reich-Ungarn und Russland haben 

1. durch die Konvention vom 18. März 1885 sichw e chs ei- 
se it ig verpflichtet, gemeinsam und solidarisch die Garantie 
für die egyptische Anleihe von 1885 zu Übernehmen^), bezw. 

über die Bildung des Reservefonds siehe Art 1 und 2 des D. 
vom IS. Juli 1888. 

Durch eine besondere Deklaration vom 18. M&rz 1886, welche in 
das Ratifikationsprotokoll yom 4. November ISSC aufgenommen worden 
ist, behielt Kusslaud sich vor, dass, weDD in der Folge die Garantie in 
Anspruch genommen werden sollte: 

,11 est bien entendu qne daoe les eompte» i ftire eaitre lee Pnisseneea 
Ganuktet la pwt ineomiNmt k la Kassie ne poun ea auenn eis 
döpanet ]a aixiime pertie de Tintirtt girantt.* 
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Am Parlamente um die Eirmlditigmig wr Uebemahme dieser 
Garantie zu eisudien. 

2. durch die Deklaration vom 17. M&rz 1885 mit 

Beaug auf welche Egypten eine Deklaration von demselben 
Tage erliess, in Verbindung mit der Konvention vom 18. März 
1885 sich Egypten gegenüber verpflichteti die obige Garantie 
zu übernehmen. 

3. durch die Deklaration Tom 17. März 1885, die 
Konvention vom 18. März 1885 und durch entsprechende 
Zeichnung der Obligationen der Anleihe, welche auf Grund der 
ägyptischen Dekrete vom 27. und 28. Juli 1885 am 
30. Juli 1885 emittirt wurde, den Gläubigern der Anleihe 
gegenüber obige Garantie thatsächüch übemonmien. 

Dadarch wurde die SoUdarhaft Russlands gegenüber den Gläubigem 
aidit beflchrloH YgL Usrsa das Manonoidiim der texuMiachen Re- 

l^erung (No. 15) in den dem Deutschen Reichstage überreichten Akten« 
stücken betr. Egypten (Stenogr. Beriehte 6. Legialatorpeiiode 1. Sesaion 
1884 85, Änlageband 7, No. 371). 

Der ungarische Reichstag behielt sich bei Annahme des Gesetzes 
ttber die Garantie daa Becbt tot an beitimmeii, weldieii Anfheil *aa der 
Garantie apeaell Vngani sa tragea babe. Sieae Besebiftiikiiiig bezog 
sich aber nur auf das rechtliche VerhSItniss zwischen Oesterreich und 
Ungarn, nicht auf das Rechtsverhältniss der 5sterreichi8Ch-angarischen 
Gesammtmonarchie zu den anderen Kontrahenten. Vgl. den Bericht des 
britlBcfaeii Botachafters in Wien vom 2. April 1886 in Egypi 1886, No. 4, 
p. 161 (vi»L 74» p. 851.) 

') Auf diese Deklaration nahm die ägyptisch o Regierung Bezug in 
der Vollmacht, welche sif» ihrem damTilipen conseiller financicr Mr. Vincent 
zur Begebung der Anleihe (a reffet de negocier Temprunt) und in der 
Vollmacht, welche sie dem Londoner üause Rotbscbild zur Emission der 
Aoleilie für Reebnimg der cgyptischea Regierung ertheilte. Naeh dieaer 
letsteren Vollniadit aollte die Bmiaaion eilftlgen: 

„dans les termes du d^cret du et aux conditions etablics 

de concert ayec le Goavenieinent de 8a H%jeat6 Biitannique et M. 

Edgar Vincent" 

Die engliadie Regierung hatte «nadrndilieh Genehmigung ibrendta 
gegwOber der eitypfiieben Regiening beanapraeht und die von ihr ge- 
billigten Bedbigungcn des Begebungsvertrages auch der französischen 
Regierung summarisch behufs Einholung der Billigung derselben, welche 
auch erfolgte, njiti^ethcilt. Sie ist aber nicht (wozu auch weder Anlass 
noch Berechtigung lur sie vorlag) als vertragschliessender Xheil bei 
Abadilvaa dea B^ebongavertragea anfsetreten. 
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Abgesehen von Russland bedurften die Regienrngen aller 
GaraDtieiiiilGhte nach den betreffenden Verfassungen die Zu- 
stimmung ihrer Parlamente zur Uebemahme der Garantie. 

Krst nachdem diese seitens aller Parlamente erfolgt war, 
konnton am 4. November l^SG dio Ratifikations-Urkunden 
über di> Konvention vom 18. März 1885 nebst der Zusatz- 
deklaration vom 25. Jiih' 1885 ausgetauscht werdrn. Mit 
diesem Akte wurde die Konvention vom 18. Mto 1885 völker- 
rechtlir-b verbindlich. 

Für die Behörden und Bürger der einzelnen Staaten, 
deren Rejneningen die Völkerrecht lielie Verpflichtung f in- 
gegangen waren, wurde die Uebernahme der Garant lo iurch 
die auf Grund der Parlamentsbeschlüsse in den vers( Iii* lii^nen 
Staaten erlassenen entsprechenden Gesetze, bezw. in Kussland 
durch die auf Gnmd Kaiserlichf^n Tkases erfolgte Publikation 
der Konventii II staatHreehtlieh liindend. 

Der Erlasis der Gesetze betr. Uebernahme der Garantie 
war endlich eine Voraussetzung:^) für die Gültigkeit der Ver- 
pflichtung, welche den Obligationsgläubigern gegenüber über- 
nommen wurde. Tliatsächlich erfolgte auch die Ausfertigung 
der Obligationen, welche die Garantiezeichnung entiiielten, erst 
nach Erlass jener Gesetze und unter Bezugnahme auf die- 
selben.*) 

In die Obligationen, welchenaraensder egvpti.-i hen Regierung 
von einem egyi)tis-chen Beamten gezeichnet wurden. wurdegemSss 
Vereinbarung der Garuiiliemächte ein Garantievermerk auf- 
genommen, und dieser aui Grund hierzu seitens der übrigen 
Mächte ertbeilter Vollmachten von einem engUschen und einem 
französischen Beamten im Namen aller .Garantiemächte ge- 
zeichnet.*} 



*) Vgl. z. B. Deutsche KeichsTerfassang, Art. 73: „In Fällen eines 
tnwerordentUehm Bedürfnisses kasn im Wege der Reichsgesetz« 
gebang die Aafaahme einer Anleihe sowie die Uebernahme einer 

Qarantic zu Lasten des Reichs erfolgen." 

') Zur Z<'it der Eraispiou der Anleihe (30. Juli 1885) erwarben die 
Zeichnor dah»"r kein Recht auf die Garantie, sondern nur eine Aussieht, 
dass die Garauiie l^uuftig zu Stande kommen werde. 

Die englische Regiening erkliit eich in einer littfheihnig an die 
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Der Inhalt der von den europäischen OrossmäditeD Aber- 
nommenen Verpflichtung besteht darin, dass sie garantiren 

„conjointement et solidairanent le Service regulier de 

rannuit^ de 315,000 Ls.," 
entsprechend den Beatimmimgep der Konvention vom 18. März 
1885.«) 

Kein einzelner Gläubiger hat ein Hecht auf die Wahrung 
des rpc^rlmäi?«;igen Dienstes dieser Annuität. T)ap Recht hier- 
auf sti h( nur der Gcsnmmtheit der Gläubiger zu, welche durch 
die Kommissare der Caissc gesetzlich vertreten werden.') 
Die Kommissare der Caisse sind daher allein benifen, cvontTiell 
das Hecht aus der Garantie den Grossmächten gegenüber 
geltend zu machen. 

Die Garantie des regelmässigen Dienstes der Annuität 
▼on 315 000 L. umfasst 

französisch« Ragkrang vom 20. April 1885 einverstanden, dass die 
Ohlip;atioTion von olncm pjryptischen Beamten für rirn Khrfüvo ppzcichnrt 
würden „and that tbe guarante« attaohpd should be signed by au iCugiiäh 
aod a French official, jointiy, oii beiiail oi all tbe Guaranteeing Powers.' 

In iluer Anfenort giebt die friaiBaiMhe Bfigimog die in Fknge 
kommende SteUe dabin ineder: »que la garantie seit certifiie par lea 
signatarcs d'un fonctionnaire Anglais et d'nn fonctionnaire Fran^;aia.'' 
8. Egypt 1885, No. 17, p. 30,43 (1884-85, vol. 8ä, p. 882, 893.) 

Deutet diese verachied^e Ausdracksweiac auf eine Verschiedenheit 
der Attfihwmng über die JmiatiBehe Bedentong der Unterzeiebnimg der 
OUigalkmen. (Begründimg oder Anerkennnng der Oaianlie)? 

<) Konvcntioii vom IS. Hin 1885, Art TU. Vgl D. vm 37/711 
1885, Art. 4. 

') In Art 38 des Liquidationsgesetzca werden di>^ i iinraissaires de 
la Dette zun&chst ganz allgemeiu als ,^presentantä iegaux des porteurs 
de titrei^ besekbnet Aledum iriird twar apeaiell bervorgeboben, daaa 
•ie ala selehe 

„auroTit qualit^ pour poursuh-re devant lestribunaux de la 
Reforme* contrc radministratton finandere (sc £g jptienne) Tezö- 
cation u. s. ir. 

AU^ damals hg kdne YertnbunraBg vor, flur XIafeareebA var 
«nderen Gerichten und gegenüber anderen Yerwaltangen and 

Regierungen zu erwSbnen. Da sowohl jene Bestimmung als auch die 
Uebertragung derselben auf die Garantie-Anleihe mit Einverständni'js der 
garantirenden Mächte erfolgt iät, so werden letztere gelten lassen müssen, 
dass die Kommissare als „representants legauz des porteurs de titres" 
andi ihnen gegenüber anftreten können. 
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1. die Verpfliclitiuig zur Einzahluntr eines Betngee bis zu 
«fieser Höhe an die Caiaee de ia Dette publique, wenn 
und soweit derselbe aos egyptischen Staatsmitteln mcbt 

beschafll wird. 

2. die Verpflichtung datlir zu sorgen, dass drr Betrag von 
315 000 L?. bostimnumo^gemäss -^t^itens der ( "ais^p ziu* 
Zahlung' der Zinsen und zur Tiloninor d<^r trat antirt*^n 
Anleihe verwendet werde. Diese Verwendung konnte tiber 

a) diiTf^h Anordnungen der egyptischen Begierong be- 
hinden. oder 

b) von der Caisse selbst unterlassen wenlen. 

frasrt sich, unter welchem objektiven Kecht der mit 
jrnf m Inhalt versehene Garantieanspruch der Gläubiger steht^ 
und wie derselln- «reitend gemaehi werden kann. 

Die darantieverptlichtung der Mächte beruht auf Akten 
der Staatsgesetzgebung derselben imd auf weiteren besonderen 
Akten derselben, dnrrh welche sie die Verpflichlimg gegen- 
über den Gläubi«reni übernahmen. 

Diese selbständigen VcrpÜichtungsakte , welche reciiilii h 
von dem Verpfliehtungsakte der egyptischen Regierung gegen- 
über den Gläubigem zu sondt ni sind, unterliegen nach den 
Grundsätzen des internationalen Rechts dem für die einzelnen 
Verpflichteten raas«5trel)enden Rechte. 

Es findet auf dieselben nirhi das Recht des Hauptver- 
pflichteten, also nicht das egjptische Recht, sondern das 
deutsche, französische u. s. w. Recht Anwendung.*) 

Im Hinblick auf ihren oben dargelegten Inhalt aber fällt 
die Garantieverpflichtung theils unter das büi*gerliche, theils 
unter das Offenfiidie Recht. Der oben unter 2 a und b dar- 
gelegte Garantieansprucb gebt dahin, dass die Gamntieinacht 
ftir die Beseitigung solcher Anordnungen der egyptischen 
Begierung, welche die beBtimmnngsgemSsBe Verwendung der 
Annuität hindern, und bcsw. für ein ordnungsmSssiges Ver- 
fahren der Caisse, also eines fonnell egyptischen Staatsoigans, 
soigt. Dieser Anspruch öffentlich-rechtlichen Inhalts kann 



*) Vgl. BntBch«idiug des Datschen BeichsgeiiditB jom 23. V. 1883 
IX, Seile 185 und folgende.) 
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zum wenigsteB in Deutschland (und ebenso -wohl auch in den 
anderen Garantiestaaten) u. E. nicht gericbtHch geltend gemacht 
werden. Ueb^ies würde, sowdt die Abstellnng eines be- 
stinunungswidrigen Verfahrens der Oaisse selbst in Frage 
käme, auch das Organ für Erhebung des Anspruchs fehlen. 
Trotzdem sind die Oarantaemächte aber krait ihrer Garantie 
rechtlich gebunden, auch diesem Theil ihrer Garantierer- 
pflichtung EU genUgen. 

Dagegen ist die Verpflichtung zur Einzahlung der aus 
ägyptischen Staatsmitteln nicht beschafften Annuität Ton 
315 000 L. bflrgerlichen Inhalts. Dieselbe steht unter dem 
bürgerlidien Becht und kann yor dem bflrgerlidien Geridii 
geltend gemacht werden. Zuständig sind die betreffenden 
Gerichte in den Hauptstädten der veradiiedenen Staaten, wo 
der Sitz der Oentralregierung ist. 

Jeder einzelne Garantiestaat kann nach dem Inhalt der 
von ihm ttbemonunenen Verpflichtung solidarisch in Anspruch 
genommen werden. Je nach dem Rechte des belangten 
Staates aber bestimmt sidi, ob derselbe die Vorausklage gegen 
den Hauptschuldner, bezw. zunächst die verhältnissmässige 
InanßpnichTiahmc aller betheiligten Garantiestaaten verlangen 
kann.®) Für die Regressansprüche der aus der Garantie in 
Anspruch genommenen Garantiemächte gegen den Haupt- 
schuldner und untereinander sind die allgemeinen (international-) 
reohtlirhpn Gnmdsätzr masp^rrhcnd. Nnr ist durch Aufnahme 
der Sondercrkläriintr Russlands vom IH. ^Täi-z 1885 in das 
Ratiflkationsprotokoll vom 4. November 1886 (vergl. oben An- 
merkun": 1) alR speziell anerkannt zu erachten, dass diese 
Macbt einen Re<jressanspnich gegen die Mitgaranten hat, wenn 
sie ttir mehr als ein Sechstel der Garantie in Anspruch ge- 
nommen worden ist. 

0) Von Bar, InternatioDales Plivatracht, Bd. II, Seite 109—110. 
Vcrgl. das Memorandam der französischen Regierung (No. 15) In doa 
dem Deutschen Reichstage vorgelegten Aktenstücken betr. Egypten 
(Stenogr. Ber. 6. Legisl.-per., I. Sess. 1884/85, Anl.-b. 7, No. 371) und 
die Begritndniig, welche dem dem Deatsebea Reidietag Torgc legten Ent- 
wurf eines OeielMe» tielr. die BlbtSMlitft dee Beiebes fDr die Zinsen einer 
egyptischen Staatsanleihe, beigefügt ist, in den Stenogr. Ber. des Deutsch. 
Reiebstages, 6. LegisL-per. IL Sees. 1885/86, Anl-b. 4, No. 108. 

XI 
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§ 44. 

B. Die Dette generale de la Daira Sanieh. 

Nach dem Vertrage vom 12. Juli 1877 sollten die ge- 
sammten Schulden der Daira Sanieh in eine feste Schuld, die 
^Dette g(5n(5rale de la Dal'ra Sanieh", umgewandelt werden. 
Nach dem Vertrage vom 13. Juli 1877 sollte daneben eine 
feste Schuld der Dai'ra Khassa geschaffen werden. Anknüplend 
an die Bestimmungen dieser beiden Vertriitre\) schrieb das 
Liquidationsgesetz die Umwandlung der Oblijrationen der Daira 
Khassa in solche der dette gen^'Tale de I i Daira Sanieh vor 
(Art. 61) und machte sowohl diese Umwandlung, wie die in 
dem Vertrage vom 12. Juli 1877 vorgesehenen obligatorisch 
(Art. 58, 61) „sous peine de df^ch^anee". Die so vereinheit- 
lichte Dette g6n6ralc de la Dana Sanieh ist in Oemassheit 
des internationalen Dekretes vom 6. Juni 1890 und ii( s Aus- 
fühninfrsdekretes vom 5. Juli 1H90 konvertirt wonU n. Die 
konvertiite DaYraschuld ist nach Art. 2 des Dekretes vom 
6. Juni 1890 ganz an die Stelle der bisherigen Dairasehuld 
getreten, ^ach den Befcitinu)innf,^en des Liquidationsge^jetzcs 
bildet die Dette generale de la Daira Sanieh seit Erlass dieses 
Gesetzes eine Staatsschuld. Denn die Daii.igütcr, aus deren 
Einkünften der Dienst derselben in erster Linie versorgt werden 
soll, (Art. 41, 42, 4(5, 47 j sind zu Staatseigenthum erklärt. 
(Art. 40.) Der Staat hat ferner für den Dienst der Schuld 
einen festen jährUchen Zuschuss^) zu leisten, welcher der 
fi iihcr aus der Civilliste des Khedives filr die DaJö» Ehassa- 
schuld entrichteten Annuität entspricht. (Art. 61, Abs. 2.) 
Endlich hat der Staat, wenn die obigen, speziell fOr den Dienst 
der Datraschuld bestimmten Einktlnfte und Betr8|;e nicht 
ausreichen und aus dem Reservefonds,*) welcher mittels einer 

•) Durch Art. 02 des Liquidat.-ües. sind aufrecht erhalten: 

«Touteä loa clauses du Contnt da 18, Jnillek 1877 w. taut 
qu'elles Be Bont pas eontraires aoz dJflpoflittoiui de 1» präsente loi". 
Alle diese aufrecht erhaltenen Klauseln des TertMgefl Tom IS. Juli 
1877 bilden daher fortan inteniatioaales fiecht 
von S4 000 L. E. 

Dleaer durch dsm Liquidationsgesetz angeordnete, speziell für die 
Bette gtoMe de la Dafr» beetiinnrte Reaemfoods ist aicbt mit dem 
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Staatszuweüduüg und aus etwaigen Ueberschn^sm der Uaira- 
erträgnisRe gebildet werden sollte (Art. 45). rii(1it ( rtrimzt 
werden können, seinerseits aus den allgemeinen Staatsmitteln 
den Felilbetrag zuzusctiiessen (Art. 46, 47, 44, Abs. 1). 

Der Verwäitimgsorgaoismus derDaXra setzt sich zusammeü 
(Art. 50) aus: 

1. einem Generaldirektor (Birecteur Göneralj, welcher von 
dem Khedive eniannt wird (Art, 51): 

2. einem Direktionsratli (Conseil de Direction) (Art. 52), 
bestehend aus dem General-DiiTktor und je einem eng- 
lischen und französischen Kontrolleur, welche der Khedive 
auf Vorschlag der betreffenden ausländischen Regienmgen 
ernennt (Art. 54); 

3. einem höheren Rath (Consoil Supörieur), welcher aus 
dem Finanzniinister, den englischen und französischen 
Kommissaren dei- Caisse de la Dett« publique und den 
Mitgliedern des Direktionsrathes zusammengesetzt ist 
(Art. 55). 

Diesem Verwaltungsorganismus liegt nicht blos analog 
den Funktionen der Caisse de la Dettc publique die Verwaltung 
der Dairaschuld und die gesetzliche Vertretung der Gesammt- 
rechte der Dalragläubiger, sondern ausserdem die Verwaltung 
der BahugUter ob. 

Der ConseO SnpMenr besdüiesst insbesondere das Budget 
und iHÜft die JabreBrechnungen der DaXraverwaJtnng. Seine 
Ermächtigung ist erforderlich zar AnfiBahme von AnMien, zur 
Ver&Tzsserung von Dalragfitem und zu den durch ihren Um- 
fang oder ihre Dauer besonders nichtigen Verpachtungen. Die 
VoncUäge Uber Verttussemngen und Verpachtungen werden 
ihm aber nur unterbreitet, wenn beide £ontroUeure sich in 
dem Direktionsrath fClr dieselben erklärt haben, und die hierauf 
bezttg^chen Beschlüsse des Oonseü Sup6rieur unterliegen der 
Genehmigung des Mimsterraths. Der Conseil Supdrieur be- 
stimmt den Haximalbetrag der laufenden Rechnung der 
DomSnenyerwaltnng und die Art der Anlage des Beservefonds 



dnreii das D. vmh 18. Jvli 1888 geaehtienen BeaerwfoiidB m ▼enradueln 
DwMibe hat fllnigeiu «eU kdne iHeaktiidie Bedeutung erlangt 

11» 
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(Art. 55). Er hat ühvr die Beschlüsse des Conseil de Direction 
auf Anrufen eines der Mitglieder des letzteren zu bestimmen. 
(Art. 56.) 

Dor C'onscil dr Diroction rrncnnt dio höhorrn Beamten 
der Daira-Vrrwaitimg und ruft diesrlbon ab. Er bfschlicsst 
unter Billifrun^ des Khcdivo^ Whor alle iMassregeln, welche 
eine aussergewöhn liehe Ausf^abt: zur Folge oder Reformen, 
brzw Aenderungen in der ür^'^anisation, in dem System des 
Betri Im ^ /um Zwecke baben/) Er hat die Verpachtungen zu 
genchuiigeii (Ait. 53), soweit die Genehmigung nicht dem 
Conseil Supörieur vorbehalten ist. Er hat unter Billigung des 
Khedives die Vorschriften aufzustellen, naeli welchen bei Ab- 
schluss von (jcschäften, Käufen und Verkäufen fUi- Rei linung 
der Daira zu verlahren ist.*) Er kauu Uherliaupt in alle 
Verwaltungsangelegenheiten, soweit er dies für angemessen 
erachtet, in bestimmender Weise eingreifen (Art. 53). Er er- 
theilt dorn G(?neraldii'ektor die Ermächtigung zur Prozess- 
fUlii uiig (Art 53). Alle seine Beschlüsse fasst er mit Stimmen- 
mehrheit.*) 

Der Generaldirektor leitet die gesammte Verwaltung der 
Daira- Angelegenheiten unter den aus Vorstehendem sich er- 
gebenden Bescbränkungen (Art. 51). 

Am Ende jeder Budgetperiode bat der Generaldirektor 
dem Ehedive einen Beridit Aber die QescbSItsfOhrung der ver- 
flossenen Periode und der Conseil de Direction einen sdehen 
über die Lage der BaKra zu erstatten, welcher TerOffentUefat 
'Wird.') 

Ausserdem hat der Conseil de Durection Ende März und 
Ende September jeden Jahres dem Khedive Ober die Aus- 
sichten, bezw. die Ei^bnisse der Zuckeremte zu berichten, 
welche fast das aUeinige Ertiügniss der DaYren bildet.*) 

Der Conseil de Direction muss für die Zahlung der Koupons 
der DaXraschuld soi^n und die hierzu erforderliche Bereit^ 

*) Liquidat-Ges. Art. 52; Vertrag vom 12. Juli 1877, Art 30. 

■) Vertrag vom 12. Juli 1877, Art. 21. 

^ Vertrag Tom 12. Juli 1877, Art. 18, Absatz 2. 

*) Yeitng Tom IS. JoU 1877, Art 88. 

•) Terlrag vom IS. Juli 1877, Art 8. 



Stellung enteprechendcr Beträ^^e im Ausluiulf^ im Einvcrnehmon 
mit dem Finanzminister veranlassen.') Er hat femer die 
Tilgung der Schuld mittels Rückkaufs oder Auslosung von 
ObUgationen aus den dazu etwa yerfUgbaren Mitteln zu be- 
wirken. 

Dio p:f>setzUche Vertretung derGesammtrechte der Gläubiger 
der Dette gi'neralo dp la Daira steht gemäss Art. 57 des 
Liquidationsgesetzes den btüden Kontrolleuren der Daira zu. 
Insbpsondcre können sie im Rechtswe?:o pfegen die Regierung 
die Krlüllung aller Verpflichtunpren betreiben, welche dieselbe 
gegenüber den Gläubigern übernommen hat. 

Die rechtüche Stellung der Dairaj^Uiiibif^er") ist ent- 
sprechend der der Gläubiger der anderen testen Staatsschulden. 
Die EiTizeh'eehto stehen unter dem Schutz des internationalen 
bürgeilieheu Reclits. die Gesammtrechte sind durcli die Vor- 
schriften des intei iialionalen TjiqnidiUionsgesetzes in Vei-bindung 
mit den später erlassenen internationalen Bestimmungen ge- 
sichert. 

Auf den Gütern der Daira Sanieli (und Khassa) ist eine 
Hypothek zu Gunsten der Gläubiger (angetragen (Art. 40). 
Diese Güter dienen ausschliesslich der Garantie der Dette 
g<^n6rale de la DaYra Sauieh^^) und sind „insaisissables" bis 
zur vöUigen Tilginis: dieser Schuld (Art. 41). Nui' tur solche 
besonderen Schulden, welche die Dairaverwaltung nach Ab- 
schluss des Vertrages vom 12. Juli 1877 eingu^aiigen ist, 
können die Produkte und Einkünfte der Daüagüter in An- 
spruch genommen werden (Art. 41, Abs. 2). 

Das Ertiilgniss der Veräusscrung von Dairagtitern hat 
ausschliesslich der Tilgung der Dette g^n^rale de la DaYra zu 
dienen (Art. 42)"). Nach Art. 8 des Dekrets vom 6. Juni 1890 

») Vertrag vom 12. Juli 1877 (Art. 19. Ziff. 1), Art. 10. 

") Liquidationsgesetz Art. 48, 49; Vertrag vom 12. Juli 1877, Art. 10. 

") Die Datn-Anleihe ist eiogetheilt in auf den Inhaber lautende 
StQeke von 20 ;e » MO Franca, MO £ = 18 600 Fraoei, 1000 :6 = 8& 000 
Francs. 

") Art. 41 : „sana pr^judice des effeta de l'liypoth^que consentie par 
acte du 19 aoOt 1878*. Wir haben nicht zu ermitteln vermocht, woranf 
sich dieser Akt bezieht. 

"^J D. V. 6. VI. 1890, Art 7. 
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Süllen die im Laufe eines Jahre«? bewirkten Veräusserun^en 
fortan nicht die Summe von 300 OüU L. E. übersteigen. Bleiben 
aber die Veräusserungen eines Jahres hinter dieser Summe 
zurück, so dürfen die Veräusserungen der späteren Jahre dafür 
entsprechend vermehrt werden. 

Die Zinsen der Dairaseimld betraoren jährlich 4°/o.i'') Die 
Koupons sind am 15. Oktober und 15. Apnl in Gold in Egypten, 
in ßerhn, London uiiU i'ans zahlbar.^*) 

Bleiben die Reinerträgnisse der Dairen hinter der für die 
Zahlung von 4**/o erforderlichen Summe zmück, so muss der 
Staat den Fehlbetrag aus allgemeinen Staatsmitteln ergänzen. 
Er kann, ehe er dies gethan, keine Steuer von den DaTfra- 
gütem ffltfibeii, welche in den nleht für dSe aUgem^ne Staats- 
Bchidd verpfändeten Provinzen Mögen. (Art. 47.) 

Der Ueberw^nifls der Beinerträgnisse der Dalben nach 
Zahhing von 4*Vo Zinsen und nach Abzug der in Folge der 
Konversion erzielten Zinsersparaisse*^ dient zur Tilgung der 
Schuld. — Die Tilgung ans diesem Ueberschusse und aus den 
ErtiügniBsen der Da)b%nver&u8Berangen geschieht mittels Bttck- 
kaufe der Obligationen zum Börsenpreise und, wenn dieser Uber 
Pari steht, mittels Ausloosung zum Parikurse.^^ Die kon- 
vertirte Dette Dalte Sanleh darf — abgesehen von der im 
vorausgehenden erwähnten Tilgung — während eines Zeit- 
raumes von 15 Jahren nicht zurUdcgezahlt werden.^^ 

") D. V. 5. VII. 1S90, Art. 1. Die neuen (konvertirten) Titel ver- 
Zinsen Bich nach diesem Artikel vom 16. Oktober 1S90 ab. 

D. vom 6. TL 1890, Art 17. NMb dam K«iitmkt d«r egyptisehoi 
Recpranuig mit den EonTenimishliiaeRi Mll«ti die Koupona «ie andi 
die ausgelosten Titel — Meh in Frankfait ft. H. lahlbar sein. IXo 
Zahlung der Zinsen — und ebenso die der ausgelosten Obligationen — 
erfolgt nach Art. 6 des 1). vom 5. Juli 1890 zum testen Umwechselungs- 
kvEse von 26 Francs für das Livre Sterling. In welcher Weise in Deutsch- 
land die Umreolmiuig in Rdebamaik erfolgen aeU, ist in den Dekreten 
nicht aiiadrttddidi bestimmt. Nach dem Konversionskontrakte soll bei 
der Kouponszahlung in Reichsmark die Parität von 25 Francs für das 
livre sterliner als ümrechnungskui» massgebend sein. (?) — Yergl. auch 
Dekr. v. Ml. 1890, Art. 2. 

Dekr. v. 6. Tl. 1890» Ali 4 und 7. VeigL o. 8. Idfi. 

") Dekr. v. 6. VI. 1890, Ali 10. 

Dekr. 6. VI. 1890, Art 6. Die Friat TOn 16 Jahren Holl «m 
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Die VerjfthrungsMBten Ton 5. bezw. 15 Jahren gelten 
gemSas Art. 60 des LiquidationsgesetEes auch fUr die Koupons, 
bezw. die ausgelosten Obligationen der Dette g^n^rale de Ja 
Dali'a Sameh. Die verjährten BetrSge kommen der Dalbra zu 
Gute. 

§ 45. 

C. Die Dom&nen- oder Rothschildanleihe von i878. 

Die Domänon- oder Rothschildanleihe, für w( Iche die laut 
Dekret vom 26. Oktober 1878 von den Mitghedern der khedi- 
vialen Familien an den Staat abgetretenen Besitzungen ver- 
pföndet wurden, mirde auf Grund eines Vertrages emittirt, 
welchen die cg^^ptische Regierung zu London am 31. Oktober 
1878 mit den Häusern N. M. Rothschild and Sons zu London 
und de Rothschild frferes zu Paris absrhloss. Zwischen den- 
selben Pai'teien wurden unter Hinzutritt der Domänenkommissare 
noch zwei weitere auf die Anleihe bezügUche VertrHi^r zu 
Kairo geschlossen, nämlich der Hy])othokenvertrag' vom 
1. Februar 1879 und der Zusatzvertrag: vom 14. April 1880.^) 

Das Dekret vom 20. Oktober 1878 über die Abtretung 
der oben erwähnten Gütei- :ni don Staat, das Dekret vom 
30. .Januar 1879 Uber die Erweiterung der Belügnisse der 
Domänenkommissare, das internationale Dekret vom 15. No- 
vember 187!» über die Unpfändbarkeit der Domänen beziehen 
sieh auf diese Anleihe. Einzelne die Domänenanleibe anf^t'liende 
Bestimmungen sind enthalten in dem internationalen Dekret 
vom -31. März 1880 über die Einsetzung der Licjuidations- 
kommission, dem interuationalen Liquidationsgesetz vom 

15. Oktober 1905 ab. Dekr. 6. IL 1890, Art 18» Dekr. 5. TU. 

1890, Art. 1 und Dekr. v. 8. X. 1890, Art. 2. 

*) Die drei Verträge sind abgedruckt in dem Rapport pr^sent^ (sc. 
par rAdministration des Domaines de TEtat Egyptien) ä S. A. ie Kb^ve 
ä Tappui du compto gäneral des reoettes et des d^pensee dfeetute du 
26. oetobre 1878 sa 81. d^eembre 1879 (Nuiej, ümprimerie Berger- 
Levrault et Cie., 1880), p. 73—78, 92-96, 135-139. 

Eim französische Ucbersetzung des den EmissionshSuffTti von der 
egyptisclieu Regierung ausgestellten General Bonda (ohne Unterecbrift 
und Ortsdatum), ebenda p. 97—100. 
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17. Juli 1880 (Art. 97), dem inteniatloiialeii Dekret vom 
27. Jnfi 1885 (Art. 14, 15, 16 AI». 2 (18 Abs. 21 Abe. 2, 
4, 6; 22), dem interaationalen Dekret vom 12. JuU 1888 betr. 
den Beservefonds, mid dem mtemationalen Dekret vom 6. Jmii 
1890 über die Eonvertlnmg verschiedener Anleihen.*) 

Nach den Gnmdsfttzen des sog. internationalen Privat- 
rechtes ist ansmiehmen, dass fOr die Verpflichtungen der 



') Durch das Internationale Dekret vom 6. Juni 1890, Art. 1 Ziff. 2 
ist die egyptische Bcgierung ermächtig;t worden, zu pmf^m 4 *lo nicht 
übersteigenden Zinsfusse eine neue Dette Domaniale zum Belaufe der 
Snniiiie m sdraffni, wdehe nUtiiig ist, um die aooh im ümlMif bcinäKehMi 
oder vor jeii«iii Dekrete mit «äderen lUttolii ale dem BrMgnin der 
DornSnenTerSofleeiangeii snrückgekauften Obligationen der 5prozeii1%eil 
hypothekarisch gesicherten Domänenanleihc zu konvertiren oder zum 
Parikurse zurückzuzahlen. Nach Art. 2 des Dfkrftes vom 6. Juni 1890 
soll alsdann die neue Dette Domaniale ganz an die Stelle der alten 
treten. Lubeaondere aollen die inr Zdt geltendMi Besthnmnngen der 
Gesetze, Dekrete und Verträge über die Verwaltung der Dom&nen und 
über die VerpfSndunpcn und Garanticen zu Gunsten der neuen Domänen- 
schuld bestehen bleiben. Die Ersparnisse infolge der Konversion sind 
nach Art 4 jährlich an die Caisse de la Dette Publique abzufahren und 
bleibt deren Verwendung einer ^Ueren Veratindiguug zwiaeben Egypten 
and denjaiigeB Hiehten wibebalfen, welehe daa Dekret vom 6. Juni 1890 
angenommen baben. Die neue Dette Domaniale soll nach Art 6 nicht 
vor Ablauf einer Periode von 15 Jahreu zurückgerahlt werden können. 
Nur sollen nach Art 7 das £rtrügmss des Verkaufes von Domänen* 
grnndstttcken und die Ueberschnsse der Reineinkünfte der Domänen* 
Verwaltung Über die Qnaerfbrdemiaae nnd die dnrcb die Konvmioii be- 
dingten Enpnmisse, sowie nach Art 9 das eventuell nii i n Dienst der 
DomSncnanleihe bestimmte eine Zehntel des Rpstes di i llalftc der jähr- 
lichen Gf'Kfinimtüberschüsse (vgl. o. S. 129 Anm. 38) auch fernerhin zur 
Tilgung der Dette Domaniale dienen. Diese Tilgung soll nach Art. 10 
dnreh Rfiekkanf sun BOnenprdse oder, wenn dieaer ttber Pari ateh^ ducii 
Auslosung anm Parikuxae erColgen. Art 13» 14» 16, 19 beziehen sich 
auf die eventuelle Umwandlung der alten Domänenschuld. Nach Art. 17 
sollen die Koupons der neuen Domänenschuld in Gold in Egypten, in 
Berlin, London und Faiis in denselben Zeitpunkten und zu denselben 
Umwechaelnngabedingungen gezahlt werden, wie die Eoi^ODa altm 
Dominenachold. IMe Anafttbrnng aller durch daa Dekret vom €» Jnni 
1S90 bezüglich der Domänenschuld ins Auge gefassten Operationen soll 
nach Art. lö durch ein späteres Dekret angeordnet werden. Alle dem 
Dekrete voiu G. Juni lÖ^Ü nicht widerstreitenden Bestimmungen der bis- 
herigen Gesetze und Dekrete bleiben nach Art ^ iu iüraft 



Digitized by Google 



— 169 — 



egjptischeii Begienmg gegenüber den EmissionshSosern und 
gegenüber den Zeichnem, bezw. den Inhabern der Obligationen 
der Dom&nenanleihe das egyptische Beeht, d. b. das mit den 
MSchten vereinbarte internationale Recht der Oerichtsreform 
massgebend ist. Insbesondere gilt dies fttr die an den egyp- 
tlschen Bomftnen eingeräumten dinglichen Rechte. 

1. Es sind also die Einzebechte der Gläubiger der 
Bomänenanleihe gegenüber der egyptischen Regierung auf 
Zahlung dar fälligen Zinskoupons und der ausgelosten Obli- 
gationen*) durch das internationale bürgerliche Recht d«r 
Qerichtsrefonn geschützt. 

2. Die Gesammtrechte der Gläubiger und deren Ver- 
tretung. Die eigenen Rechte der Häuser Rothschild. 

Nach dem bestehenden internationalen büigerüchen Rechte 
konnte ein juristiscli giltiges Vertretungsorgan für etwaige 
Gesammtrechte der Gläubiger ebensowenig — wie durch ein ein- 
seitiges staatüches Dekret (vei*gl. o.S. 57, 58) — durch einen Ver- 
trag des Staates mit den Emissionshäusem geschaffen werden. 
Die Verträge mit den Emissionshäusem stellten — vielleicht im 
Hinblick auf jenen Umstand — diejcnifren Rechte, welche 
materiell eine Sicherung der Gesammtheit der Anleihegläubiger 
bezweckten und wozu insbesondere die Verpfändungen, die 
Bestimnuingen über die Organisation des Schuldendienstes und 
der Doniüuenverwaltunfr ^^ehfirten. in erster Linie als eigene 
Rechte der Emissionshäuser und nur mittelbar als solche der 
Obligationsgläubiger hin. 

Allein aucli diesem Auskunltsmittel standen objektiv recht- 
liche Schwierigkeiten entgegen. Zwar soweit die (im Intc^resso 
der Gesammtheit der Gläubiger) verembarten Kautelen rein 
obhgatorische Ansprüche gegen die esryptische Regierung ge- 
währen sollten, z. B. auf Ergänzung der FehlbetrllK*' der 
Domänenerträgnisse aus den allL'^emeinen Staatsmitteln, k nute 
ein eigener obligatorischer Anspruch der durch die Emishiou 



*) Die Anleihe ist zu 5 " o verzinslich, die Koupous sind am 1. Juni 
und am 1. Desember iUlig. Ba irt Tilgung durdi PufnoslMung oder 
Anknnf m dem (niedrigeren) Bftnenpr^ vo^eeefarieben. 



Digitized by Google 



— 170 — 



an der Wahrung der Reehte der Gläubiger interessirten 
EmissioiiBh&iiser^) rechtsgiltig konstituirt werden. 

Nach bUi^rfiehem Bechte konnte aber ein dingliches 
Pfiuidrecht an den Domänen zur Sicherung des Ansprudies 
auf Bttdczahlui^ des dargeliehenen Kapitals und der Zinsen 
nnr den Obligationsgl&ubigem, welchen dieser Ansprach zustand, 
nicht aber den Emissionshäusern eingerftumt werden. Anderer- 
seits war wieder nach dem internationalen Code citil die Ge- 
währung einer giltigen Hypothek an die Inhaber der Obligationen 
deshalb nicht m(^lich, weü nach den Vorschriften desselben 
eine Hypothek nur auf den Namen einer bestimmten Person 
eingetragen werden konnte. 

So war u. E. die in Gtemässheit der Yertiilge vom 
31. Oktober 1878 und 1. Februar 1879 am 2. und 3. Februar 
1879 auf den Namen der Häuser Bothschild auf die Domänen 



*) Noch mehr Anlass für solche eigeoe Rechte der Uäuscr Rothschild 
gegen die egyptische Regierung würde natürlich vorliegen, wenn und so- 
weit jme den Obligatimuiidiabeni gegenüber eetbstettndig neben der 
egypHeehen Regierung VerpfficbtaDgcn übernommen hätten. Ein argu- 
mentum a contrario für eine solche VfrpflirhtuTi£? könnte aus Ziff. ^< ä^^s 
Vertragi'S vom 31. Oktober 1878 cTitnoimiien werden. Während nämlich 
die Koupoua und die ausgelosten Übligatioaeu nach jenem Vertrage an 
eich bei den Hftoawn Rofheeliild In Londi» oder Paris und «ueerdem 
in Egypten aahlbar gestellt werden sollen, bestimmt jene Ziffer 9, dass 
Koupons und ausgeloste Stücke, welche nicht binnen fünf Jahren nach 
Verfall bczw. Auslosung zur Zahlung präsentirt werden, ,seront, a partir 
de cette ^poque, payables par le GouTernement egjptien en Egypte, et 
lee porlenrs de oee ^npon« et titres, on tonte nutre penonne n*»nroDt 
anenn droit on rieUmation a Clever eontre lee parties de 
la denz lerne part (d. h. die Häuser Rotbseliild). Immerbin würde 
llierau^ w^bl nur eine Vorpflif^htung der Däuser Rothschild gegenüber 
den ObligaÜonsgläubigern hergeleitet werden können, den Anleihedienst 
und die Auszahlungen für die egyptische Regierung aus deren Mitteln, 
nicht aber aus eigwiMi Ifitteln au besorgen. Aaeb der Umstand, dass 
die PartialobligatiODen (titres subsidifures) gemSas Ziff. 2 jenes Vertrages 
ausser der Unterschrift r^fs Vertreters der egypfischen Regierung die 
Unterschrift einer der beiden Firmen Rotbscbild trafjen sollen, ist wohl 
nicht auf eine Yerpflicbtungsabsicht gegenüber den ObUgatiousinbabem 
snrflcksiillUiTen, mmdem benredit anscheinend die Yerbindening äa nn- 
befugten Ansgabe von Titeln seitens dnes der Fadscenten. 
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eingetragene Hypothek nach doui massgebenden internationalen 
büi'gerlichen Rechte uisiii üii^lich ungUtig. 

Diese Ungiltigkeit wurde aber beseitigt durch das diese 
Hypothek als giltig behandelnde internationale Dekret vom 
15. November 1879, In Art. 2 desselben wird angenommen, 
tiass auf Crund der inscriptions hypoth6caires, prises par 
M. M. de Rothschild, k la date de 2 et 3 fiSvrier denüer, den 
^flouscripteiin de rempnint** dmgliche Bechte an den DonUlnen 
erworben sden. 

Diese, dinglichen Bechte bestehen darin, dass die Bomibien 
bleiben sollen „sp^cialement et ezelnai?ement affect^s k la 
garantie des intördts et de ramortissem^t** der Bom&nen- 
anleihe, nnd dass die Don^nen gemäss Art. 1 — im übrigen 
bis zur v()lligen Tilgung der Domünenanleihe unpiftadbar und 
unverftufiserlich — nur durch die Domlnenkommissare ver- 
äussert werden kOnnen dans les conditions pr6vues par les 
Conventions intervennes ou ä intenrenir entre le Gouvemement 
et M. M, de Bothsehild. Nach Ziffer 5 des Vertrages vom 
81. Oktober 1878 dürfen diese VeHlusserungen nur zum Zwecke 
der Tilgung der Anleihe aus dem ErlOse erfolgen. Nach Art 8 
des Internationalen Dekrets vom 6. Juni 1890 sollen die im 
Laufe eines Jahres bewirkten Veräusserungen fortan die Summe 
von 300000 L. E. nicht ttbersteigen. Bleiben aber die Ver- 
äusserungen eines Jahres hinter dieser Summe ssurllck, so 
dürfen die der späteren Jahre daltlr entsprechend vennehrt 
werden. 

Die Verpfändung der Domänen soll nach den Verträgen 
insbesondere ein Recht geben, dass die Beinerträgnisse der 
Domänen flir den Zmsen- nnd unter gewissen ümstitoden tür 
den Tügungsdienst der Domänenanleihe verwandt werden.^) 

6) Vertrag vom 31. Oktober 1870 Zi&. 4 uüd 6; Vertrag vom 14. April 
1880, iiisbeiQiidwe Art 3. welcher Imatet: 

Le« re^eous des domaiDes seront «mployte daaa Fordre suivaat: 

1. Au für et a mesurc des besoins, aux d^penses ordinaires et acci- 
dentelles d'administratioii, daos lesquelles seront compris les interdts 
et Tamortissemeat de Temprunt de la princesse Teirfida Hanem. 

2. Au 15. ftviU et ML 16. oetobro, au paianent de tous les Impdta 
aetneUeniMit doa dam les proviacet «ffeettes an aerrice de la dette 

' eonaoUd^e* 
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Eventuell sind nach All. 6 des Vertrages vom 14. April 1880 
fflr den Zinsendienst der Anleihe ausserdem die Steuern der 
Piuviiiz Keneh verpfändet, ßeichen iiiuiilieh die Reinerträg- 
nis.se der Doiiiäncii zur Bestreitung des Zinsendienstes nicht 
aus, so muss die egyptische Regierung nach Art. 4 des Dekrets 
vom 26. Oktober 1878 und Ziff. 7 des Vertrages vom 31. Oktober 
1878 den Fehlbetrag aus den äUgemeinen Staatsmittehi — und 
zwar 14 Tage vor Yeifall des Halbjalireskoupons — ergänzen. 
Kommt die Begienu^ dieser letzteren Verpflichtung einmal 
nicht nach, so sind nach obigem Art. 6 in Zukunft danernd 
die Stenern der Provinz Keneh Ms xnr Höhe des Gesammt- 
hetrages des nSchstflUligen Zmskoupons an die Domänenkom- 
missare abzuführen und von diesen bei etwaigem Fehlertriigniss 
der Domänen zur Eigänznng des Bedarfes f&r den fälligen 
^Qnskoupon zu verwenden. Diese Vertragsbestimmungen sind 
durch Art. 97*) des internationalen Liquidatioasgesetzes inter- 
natiomürechtlich anerkannt worden.^ 

In einer Beihe von EHllen sind also die durch Verem- 
barungen der Häuser Bothschild mit der egyptischen Begierung 
im Interesse der Qesammtheit der Gläubiger geschaffenen 
Berechtigungen nachträglich intemationah^tlich anerkannt 



3. Au 1. jain et au 1. decembre, au paiemeot d*inie seilMltri&lit^ fixe 

de deux cent douze mille cinq cents liTrcs. 

ToutefoiSf de cette somme sera defalquee uoe somme egale 
auz iut^rdts des titres annules par suite de vente de terres. 

4. Bd Ad d*wuifo ou plus tsrd en fin d*exad«e duis l'ordre ei-aprto: 
m) . . . (Die hier aufgeführte Bestimmung ist darch die Vorschriften 

der internationalen Dekrete vom 27. Juli 1885, 12. Juli 1888, 
6. Juni 18^0 über die Tilgung der Domäne uanleihe gegen* 
standslos geworden) . . . 
b> An paiemant de tmis las impMs dns dam les provineeB non 
affect^es. 

Le solde des revenus qui restera disponible a la suite de ces divers 
preU-v(>meDt.s sera. confomement au contrat du 31. octobre (1878), amplojrö 
a i'auiurtiü&emeut. 

*) Dendbe beatimmt: Lm pHtMite loi ne poriwa anenne atteinte anx 
claiuMS du eontrat intervenn le 14. anil 1880 antra Netra Oonvonraient 
et les Contractants de TEmprunt Domauial . . . 

In Zukunft nach KonTersion der DomSnenanleibe auch durch 
Art 2 des internationalen Dekretes vom C. Juni 1S90 (vgl. o. Anm. 2). 
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worden. Art. 1 des intemationalpn Dekrets vom 16. No- 
vember 1879 legt den Häusern Rothschild die Befugniss bei, 
durch neue Vereinbarungen (Conventions k intervenir) mit der 
egyptischen Rcgiening die Bodingimgon zu Ündorn. unter 
wrlrhon die Doniänrnvorwaltung Domänen im Intorcsse der 
Dümiinonanleilio veräussera darf. Der bereits eitirte Art. 07 
des internationalen [^(luidationsgesetzr?; beiiandelt den tiir die 
Eeflite der Gläul»iger erlieblichen N'ertrag vom 14. April 1880 
als zu Recht bestehend, welchen die Häuser Rotbsehild nach 
Emission der Anleihe mit der cgyptischen KegierMins: schlössen. 

Die so in Einzelpunkten bereits bisher internationalrechtlich 
anerkannte Befufmiss der Häuser Kotlischild zur Vertretung 
der Gesammtinteres 11 der Gläubiger wird in Zukunll nach 
Konvcrtiruug der Domäuenanleihe im Hinbhck auf Art. 2 des 
internationalen Dekrets vom G. Juni 1890 (vergl. o. Anm. 2) 
insoweit als anerkannt zu betrachten sein, als überhaupt in 
den zwischen der egyptisehen Rt gierung und den Häusern 
Rotlisehild bestehenden Verträgen der Ausdruck des Willens 
zu erblicken ist, letzteren die Vertretung der Oesammtrechte 
der Gläubiger der Domäncuanleihe zu übertragen/) 



•) Vorgl. hierzu insbesondere den Hypotbekenvertrag vom 1. Februar 
1879. Im Einklänge mit dem Vertrage vom 31. Oktober 1878 verpfändet 
er (Art 1) sar Siehwung der Rüdnahlnng des Anleihekftpitab and der 
repolmässigcn Zinszahlung die Domänen ,au profit des maisons de banque 
N M de Rothschild et Sons, 6p Londres, et de Rothschild fri-res, de 
Pari^, comme contractantes de Temprunt et, par suite, de tous porteurs 
d'obligationa du dit emprunt pour touB acceptant M. Lorent* Letzterer 
wer der Bevellmilchtigte der beiden HInser Botiuduld. Na«h Art S dee 
Vertrtgee vom 1. Febnuur 1879 soll die Domlnoikominiesieii Beriti und 
Verwaltung der Domänen erhalten „dans Tint^rSt des contractants sur- 
nommes de l'emprunt, et por suitc des porteurs dfs obligations." 

Noch vor dem intomationalen Dekrete vom 15. November 1879 hatte 
ein souscripteur de Temprunt domanial Namens Antoniadis als solcher 
ein droit r^el an den für die Domfioenanleihe Terpfibideten Orundetfieken 
im KUgewege geltend gemacht. Der Beklagte wandte tin« dass der 
Kläger 11%'tait point noniinativeraent designe, .^oit dans le.s actes conse- 
cutifs de Temprunt, soit dau.s riascription bypothecaire prise en vertu de 
ces actes, au profit de M. M. Rothschild, et que dea lors ii ne pouvait 
pM agir en vertu de droits qui ne Ivi ^teient pas pcnonneUeiiMit eoqnia. 
Diesen Einwand verwarf dw AppeUhof ta Alexandrien nitMat UrtlieU« 
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Insoweit rine solche Vertretung iiieht besteht, können 
Gesammtrechte der Gläiiln<Tor auch in Zukunft vor den inter- 
nationalen Gerichten nicht iiigeklaort werden. Insoweit aber 
diese Kechte ledi<rlieh als eigen» l>< hte der Hänser Roth- 
schild konstruirt sind, würde anrh in Zukniiii seitens der 
Gerichte bei jeder Klage der letzteren zu prüfen sein, ob 
diese eigenen Rechte der Häuser Rothseliild mit den den ge- 
sammten Gläubigem gegen die egyptische Regierung zustehenden 
Ansprüchen reelitlich vereinbar sind. 

Xirg» lulw 1. weder in den Vertrügen noch in den inter- 
nationalen Dekreten, ist die Zustämligkeit der tribunanx niixtes 
zu Gunsten der Ansprüche aus der Domänenanleihe ausgedehnt 
worden, wie dies bezüglich der der Caisse unterstellten Schulden 
durch Art. 38 des Liquidationsgesetzes geschehen ist. klagen 
aus Ansprüchen, welche die Domänenauleihe betreffen, können 
daher auch in Zukuutt nur dann vor den tribunaux mixtes 
erhoben werden, wenn dieselben bürgerhch rechtlichen Inhaltes 
sind. Aus diesem Grunde wären u. E. die tribunaux mixtes 
auch in Zukunft z. B. nnsuständig för eine Klage gegen die 
egyptische Regierung, in welcher die Ahfllhrung der Steaem 
der ProTiiiz Eeneli an die DomSneiikfNimilBHure anf Grund der 
eventoeU erfolgten Verpfändung derselben verlangt würde.*) 

vom 13. November 1879 (abgedruciit iu dem Anm. 1 angeführten Rapp. 
p. 126-130): 

«Attendit qall itealte du ms gteM «t des teniM mtaiM de« 000- 

venüons interveniief aax dates du 31. octobre 1878 et da 1. fevrier 1879 
entre le OoTivernement egyptien et sicnrs dp Rothschild, que le 
Gouvernemeüt a contracte non pas seulenient avec los maisons de banqae 
N. M. Rothschild et Sods de Londres et de Kothäclüld freres de Paris, 
maifl encore „et par müt» ftvee tons Im poitBm d*obtig»tiottB de Pem- 
prunt"": qu'il Importe done pea que, toit duiB les actes dont a*a^t| sdt 
dans riiiscriptioD prise en vertu de ccs actes, Antoniadis n'ait pas it6 
nominativemeot designti, pirnque son droit a d^fendre le gage de tova 
les souscriptears de rempnmt ne saurait dtre contesti." 

Vir kdimflii diesnr Aiuflbning nur theUweise beipllldiiaii, wfiideii 
museidem die Hypethek ras den im Texte angefiUuteii GrUadeii tror dem 
internationalen Dekrete vom 15. November 1819 för mkgiltig gohattea 
habon. Der G richtsbof kam ttbrigens auch ne tnderen Gründen idt 
Verwerfung der Klage. 

') In Art 6 letzter Absatz des Vertrages vom 14. April 1880 ist be- 
stimmt; 
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3. Dk Vorwaltung des Schuldendieiistcs. 

Die Vorwaltunj; dos Srhiildendionstes ist seitens der 
egyptischeii Regienin^^ den Häusern Rothschild (Ibertragen. 
Kaeli Zitt'. 10 des Vertrages vom 31. Oktoher 1878 handeln 
dieselben gegen eiiio von der e^'^ptischen Ri i:ii riing zu ent- 
richtende Kommissionsgebühr „apres l emission de Tcmprunt 
en qualit6 d'agent^s pour le puiement des coiipons et ranior- 
tissement des titres". Zu diesem Zwecke müssen seitens der 
Düiiiänenverwaltun^'- alle Reinerträgnisse der Domänen an die 
Häuser Rothschild abgeführt werden, und, wenn dieselben zur 
Bestreitung des Zinsendienstes nicht ausreichen, der Fehl- 
betrag von der egj'ptischen Regierung aus den allgemeinen 
Staatsmitteln, bezw. eventuell vun der Domänen verwallung 
aus den vereinnahmten Steuern der Provinz Keneh zugi s( hossen 
werden. Ebenso hat die Domänenverwaltnng dvn Reinerlös 
der veräusserten Domänen au die Häuser Rothschild abzu- 
tiihren. In den Verträgen ist des Näheren festgesetzt, in 
welcher Weise die Häuser Rothschild den Schuldendienst ans 
den ihnen in solcher Weise zugehenden Jlitteln zu besorgen 
haben. Efaie einseitige Aenderung dieser Bestimmungen steht 
der egyptischen Beigierung naeb den Vertragsfestsetzungen 
nicht zu. 

4. Die Verwaltung der Domänen. 

Eine aus einem Egypter, einem Engländer und einem 
Franzosen bestehende Komniission soll nach Art. 6 des Dekrets 
vom 26. Oktober 1878 die Domänen verwalten. Die beiden 
fremden Mitglieder, welche der Khedive auf Vorschlag ihrer 
Begierungen ernennt, k(fnnen nach den zwischen der egyptischen 
R^erung emerseits und der englischen und der franzfisischen 
Begiemng andererseits ausgetauschten Erktörungen nicht ohne 
Zustimmung ihrer heimatliehen Begierung ihres Amtes ent- 



M. M. de Rothschild delegucnt evontucllcment M. M. tes Com- 
missaires dcis domaines a Teffet de prendre toutes les mesiires 
n^cessaires pour assurer le versement entre leurs mains deg revenua 
do ia province de Keneh." 

Der Aitikei sagt aber idclitB darttber, weldie Muarageln Bofbschild, 
becw. die del^^itra Ktnmnisstre evcntiiell dem Reckte graiias ergreifen 
können. 
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lassen werden. Die Zusammensetzung der Domänenkommission 
war so Ton Anftung an im Verbftltniss zu Frankreich und 
Groflsbritannien intemationairechtlich flxirt 

Die Kommission Iiat die Domänen zu verwalten , die Ein- 
künfte derselben und eventuell die Steuern der Provinz Keneh 
einzunehmen, die Domänen zu veräussem und aUe tiir den 
Schuldendienst bestimmte Summen an die Häuser Bothschild 
abzuitihren. 

Die Stellung und Befugnisse der Kommission wurden zu- 
näciist (lurcli das Dekret des Khedives vom 26. Oktober 1878 
(und vom 30. Januar 1870) bestimmt, dann in den drei Ver- 
trägen mit den Häusern Rothsehild vertragsmässig festgestellt. 
Den beiden letzten Verträgen trat die inzwischen geschaffene 
Domänenkommission ausdrücklich unter Annahme der ihr 
darin zugewiesenen Aufgaben bei. In Zukunft werden nach 
Konversion der Domänenanleihe die Befiipnisse der Domänen- 
kommission fremäss Art. 2 des intemationalrn Dokrots vom 
6. Juni 1890 als intemationahrechtUch festgestellt zu be- 
trachten sein. 

Mit Rrclit wd in rinom Uilheilc dos £rrmisehtrn Grriclits- 
hofes zu Kairo vom 10. Mai 1H80") ausgeführt, das^- die 
Kommission nach ihrrr Zusammensetzung und ihren Bclug- 
nissen ..en (luclfiue soito coniiuo tierce d^tentrice,") dans 
rinterrt taut du dc^biteur indigcne que des cröanciers en ma- 
jeure parti«' ourn])(''ons" eine „nature mixte et internationale" 
habe, und dass daher für die Rechtsstreitigkeiton derselben 
mit den Eingehorenen die gemischten Gerichte zuständig seien. 

(rleiehe Bedürfnisse lial)en bei der Domänenanleihe zu 
verwandten Kechtsgestaltungen getüiirt. wie bei den der Caisse 
de la Dette Puhliquc unterstellten b^eliuldon. Aber hervor- 
gegangen aus Vereinbarungen der eg^ptisehen Regierung mit 
Privaten traten diese Rechtsgestaltungen, welche über die rein 
privatrechtliche Sphäre hinausreichten, bei der Domänenanleihe 

Abgedruckt in dem Aam. 1 erwähnten Rapport p. 142—143. 
**) Eine eigentliche ticrco dötentrice im Sinne des Code ävil Art 7üO 
ist dieselbe aber nidit. Vgl. des UrtheJl des Appellhoiee sa Alenmdrien 
vom IS. November 1879 in obigem Rapport p. 126—190. 



Digitized by Google 



— 177 — 



unvollkommen ins Lehen und l)liebeü dies in manrhor Hinsicht 
auch, als die Verhältnisse später zu einer Ancikennun^ oder 
Regelung vieler einzelner Punkte durch internationalrechtüche 
Bestimmungen der Mächte führten. 



Anhang. 

§ 4<;. 

Ufbsnteht IklMr dto Eitstehung und EotwieUuflg der SchuMon 

Egyptens. 

1. Egypten blieb unter den Pasehas Mehemet Ali, Ibraliim 
und Abbes frei von Schulden.^) 

2. Unter Said Pascha (seit 1854), welcher die Eonzession 
zur Erbauung des Suezkanals erth^ie, entstand eine schwebende 
Schuld, und wurde 1862 die erste Staatsanleihe im Nominal- 
betrage von 3 292 800 jß, ymnslich zu 7 Vo, tilgbar in 30 An- 
nuitäten aufgenommen. Bei Sa¥d Paschas Tode betrag die 
egyptische Staatsschuld nach einer Veröffentlichung yon dessen 
Nadifoiger Ismail Pascha 367000000 Fr. = 14680000 

3. Unter Ismail Pascha trat eine schwebende und eine 
Anleiheschuld der Dalht des Ehediyes zu der eigentlichen 
Staatsschuld hinzu, und wuchs die gesammte Schuld bis zum 
Jahre 1876 in der aus der nachfolgenden ZusammensteUung 
sich ergebenden Weise an. Die Zusammenstellung beruht auf 
den Angaben des Berichts Cave.*) 

') S. Histoire financiere de l^Egypte dcpuis Said Pascha (Paris 1878, 
p. 1-8). 

>) A. A. 0. p. 7— e, 11— IS. SOA Paaeha h«t 177 MS SiMskana]»k4ieii 
f&r den Frda von 88 821 000 Frcs. erworben. 

•) Bei den immer wachsenden Finanzschwicrigkcifca Egy{)ton«5 -wurde 
aul Ersuchen des Khedives der engliscbo Finanzbeamte Cave voa der 
englischen Regierung im Winter 1876 nach Egypten zur Untersuchung 
dear finuziellea Vmrhältabae des Landes geeehickt Jpie Bifebmase der 
Untersuchung legte er In elaem Bericht vom 23. März 1876 nieder. 
8. denaelben in Egypt 1876» No. 7, p. 1—17 (toI 83, p^ 101—117). 

18 
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L AnieiheiL 



AnJ^ihe 



rerxLOi- 
Jidl tt I 



tag« 



betrat 



ad 

lU 



Bemer- 
kungen- 



1. 1862 
3. 1866 




^ 1865 
7. IS67 



3292800 
57M300 
3000000 



J ] ^ : *( 1 1 1» K 



r.f»000(MJ 
2060000 



7 
7 
7 



1S93 
1S79 
1$74 



363973 
620312 



775800 
3572200 



2517O0( 
213300 



Die$« Eisea- 
bahnxD leihe 
«ir liT« b«- 



^' «MM o I O 



Ii* :::: 



8u 1870 



7143 860 



i 

9 



\m 



258 024 



1 .■■4--' « — 



l 4:>7 :u j 



pba Aiileitie. 
nütUb »<1- 
clicr der 
«cyptUdit 

Toa MoiuU- 

Puch», 
B rader des 
Khedive für 
die Dairm 
Stnieb de« 
Ictxteren er- 
worbea 



1S90 



668000 



1 110 240 



6032 62( 



II. Schwebende Schuld. 



1. De« Stutcf. 

Das« Aoscabea 
flrdeaAbniiBi- 

tellen Krteg. 



18334960 

1000000 
3000000 



4. Naf Ii drra Dekret des Khedives Ismail Pascha vom 
7. Mai 1876, welches die gesammton Schntden des Staates 
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uiid der Daira Sanioli in nnc „dpttr g^n^'^ralo iinifif^o" im 
Kominalbotragr von 0(Mi 0(X> £ umwandelu wollte, sollte 
diese Srlnüd vom 15. Juli 1876 ab zu 7 ^/o verzinst und mittels 
halhjälirlicher Auslosungen in 65 Jahren getilgt werden. Die 
AmmitRt. welche hierzu crlbrderlich war, betrug G 443 600 £ 
Zu derselben sollte die Dai'ra Sanieh .... 684411 ^ 

der Staat 5 759 189 ^ 

insgesammt 6 443000 £ 

beitragen. 

Die Gesammtziffer von 91 000 (MX) £ erklärte ein von dem 
egyptisrhcn Minister Cherif Pasclia an den englischen General- 
konsul zu Alexandrien am 9. Mai 187lj (ll)enmtteltes Tableau*), 
dessen Angaben übrigens mit dem Beiicht Cave nicht ganz 
übereinstimmen und in mehreren Punkten dunkel sind, in 



folgender Weise: 

Dettes totale" du Gouvernement et du la Daira con- £ £ 

formemcQt au rapport Cave, savoir ... 50 281 938 
Detlea FlottinlM 24 718062 

75000000 

Hoins commlssioDs de 2 ODO 000 £f k d^uire de 
la Dette Flottante qui M kauve nunfiiiö 

aiaai Ä 22 718062 £ . , 2000 000 

73000000 

A eette somine d« 73000000 £ tt fiuiC qoater: 

1. Les 3 000 000 £ stipales dans notrc d^ehe 3000000 
Ce qui porte les dette« totales da Goaver* 

nement et de la Daira ä; — 

Empruats 50 281 93Ö 

Dettes Elottantea 25 718062 76000000 

2. llontent dei emprantB k coortes ^^eea 4 511 212 
Diff^rence bonifiee a ces emprunts a raison 

de 05 pour ocnt de la vaicur nominale des 

titres de la I>ett,e umfiee 237 4ö0 

3. Bonification aux portenrs de TEmprunt 1.S7G 
qui est a 9 poor oent pour le nunener 

a 7 pour oent 65000 

i. Bonifications aux porteurs des bons a raison 
de 80 pour cent de la valeur nominale des 

titrea de la Dette uoiäee ti 4oll olä 

87253 177 



<) fliehe dasselbe in Bgypt 1876, No. 8^ p. 69 (?o1. 88, p. 75 

12* 
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87 253 177 

5* Biff&reoee povr avtnee des 5000000 £ 

effectifs a raison du cours de G5 oontre 

d^pöt de titres de la Dette unifiee . - 2 740000 

6. Commission de ^tt pour cent sur le nominal 

de laDette geaärale anifi^, soit 91 000 OüO ? 227 500 

7. Timbre 4 niaon de VI* ponr oent ... 1S6 500 

8. DipMises fidtee on ■ fMie, aervio^ pnbli» 
cations, et difffirenoes ponr rteUsation de 

eee frais 600000 

En total 90 957 177 

Nach dem Dekret vom 18. November 1876 sollten aus 
der durch das Dekret vom I. Mal 1876 beabsichtigten ein- 
heitlichen Schidd von 91000000£ 

ausgeschieden wertien : 

1. Die konsolidirte (1870) . . 5 909 280^6 
und die schwebende Schuld 2 906 löl „ 
der Daira insgesammt . . 8 81Ö431* 

2. Die Anleihen von 1864, 1865, 

und 1867 4492 616« 

3. Eme neuzuschaffende pHvile- 
girte 7,u 5 "/o verziUBÜche 
Anleiheschuld von . . . . 17 000 ODO „ 

4. Duj'ch Beschränkung dernach 
dem Dekiet vom 7. Mai 1876 
gewissen Gläubigerkat«gorien 
gewährten Erhöhung des No- 
minalbetrages ihrfer Forde- 
rungen 4 135 930 „ 

34843 977 ^ 

Rest 56 656 023 ;e 

Dazu der der Regierung zur Verfügung ge- 
stellte Theil der Dette G^n6ralo unifi^^r 

a) für die Verpfändung des Haieus von 
^ Alexandrien 2 000 000 

b) zur Ausgleichung 343 977 



n 



bleiben insgresammt Dette unifiee. . . 59 000 0Oü£ 
Nach dem Vertrage vom 12. .luli 1877 zwischen der 
Daira Sanieh des Khcdives und Goschen -Joubert sollte die 
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obon orwähntp konsolidirto und schwebende Dairaschuld in 
eine oinzige teste Schuld doi- Daira Sanieh im Nominalbetragfe 
von 8 815 430 £, verzinslich mindestens zu 5 °/o, eventuell bis 
zu 7 ®/o. tilgbar mittels Rückkaufs zum Kurse unter 75, event. 
durch Auslosung zum Kurse von 75 ^/o umgewandelt werden. 

Nach dem Vertrag-e vom 13. Juli 1877 zwisdien der Daira 
Khassa des Khedives und U usdien-Joubert sollte den Inhabern 
a) der bisherigen schwebenden 
Schuld der Daira Sanieh in 

Höhe von 2 906 150 jß 

bj der auf den Staatsschatz 
(Mallieh) übernominonen 
schwebenden Schuld der Daira 

in Hübe von 4 068 393 — 16 ^ — 8 d. 

insgesammt iu Höhe von . . 6 974 542 — 16 S — 8 d. 
der Nominalbetrag ihrer For- 
derung um 10 o/o . . . . 697 454 £. 
Durch Gewährung von Titeln der DaYra Khassa fllr diesen 
Beti'ag, verzinslich zu 5<>/o, tilgbar durch RUckkauf bis zumKurse 
von 75 oder durch Auslosimg zum Kurse von 75 erbSkt werden. 

Nach dem Dekret yom 18. NoTember 1876 und den Ver- 
trSgen yom 12., bezw. 13. Juli 1877 hätte sich die egyptische 
Staatsschuld und die DaYraschuld des Ehedives in folgender 
Weise konsolidiren sollen: 

1. Staatsschulden. 



KonsoU- 

dirte 
Schuld. 



Nominal- 
betrag 

£ 



▼er- 

itBI- 

tleh 
ilhr- 
Ueh 



ZU 
tilK«D 

bl3 



Annuität 



Bemerk uQgea. 



Anleihe 

1864 

Anl^e 
▼on 1865 

Anlwbe 
▼oÄ 1867 



insge- 
sanimt 
noeh 
'4893616 



C20 312 
368 850^ 
922 500 



Nach Art. 4 des Dekrets vom 
18. November 1876 soUen die Aii> 
leihen von 1804, 18«5, 18G7 
ihre bisherige Verzinsung be- 
halten und in Oemässheit ibrer^^ 
Anleihcverträge getilgt werden. ' 
Nur soll die Tilgung zu dem 
Fusse von 80 statt 100 erfolgen, 
wud die «rate vorzunehmende 
baibjährüclie Tilgung um G Mo- 
wte Yenchoben weraen. 
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dirte 



Dette 
Generale 
onifiee 
7. Mal 

löTG 



Dette pri- 
?ilegiee 

vom 
18. NoTbr 

1S76 



£ 



Ter- 

licb 
Ehr- 
lich 



5t>ÜUUUÜU 



17000 000 



n 

ÜlgM 



AamiHI 



Bemerk uageo. 



4 119720 



Saa744 



Nach Art. de« Dekril» TOm 

1 November !->T*. bleiben dieser 
Sebald im wesentlichea die io 
Art 3 des Dekret« tob 7. Hai 
1-T< bezoichneten Staatsein- 
nahmen reip^det (mit Aas- 
nalime der der privilegirteo 
Schuld äbenrieseoen Staatsein- 
nahmeo. Nach Art soll dw 
Zinifose apitesleiis tob Bode 
ls>.> ab 7'« betragen. 

Die privilegirte Schuld soll 
in erster Linie zum ümtausch 
gegen die Scbuldtitel der An- 
leihen von 1862, im, l&U 
dienen. 

Der pri\-ilegirten Sebald sind 
direkt verp^odet dieEinnabmea 
der Eise nbabnen und des Hafens 
vou Alexandrien, auf welche 
letztere (Eisenbahnen u. Hafen) 
sie auch eine Spezialhypotiiek 
erhalten. Die Annuität ist eveat 
vonreg aus den für die unifi- 
xtrte Sdnild beetimmfon Bbp 
nahmen ma eigimeii. 



2. DaTrasehulden. 



Dette Ge- 
nerale de 
la Daira 
Sanieh 
vom 

12. Juli 
1877. 



Ijettede 1; 
Daira 
Kbassa 

▼on 
13. JnU 
lb77. 



£97454 5 



Die Zinsen können sich erent. 
bis 7^/« erhoben: nach der Hohe 

der bestimmten Einnahmen rich- 
tet Aich die Hübe der Amorti- 
sationsqaote. — Gesichert durch 
Hypothek auf den Gütern der 
Daira Sanieh und gewissen 
Gütern der Daira Khasaa dee 
Khedive ; ausser den Einnahmen 
▼on diesen Gütern event gewisse 
Betrftge der Civillista n Vbnm 
Dienst bestimmt 

Für Venjosong und Tilgung 
dieser Schuld werden auä der 
CivilUste des Khedive jährlich 
50 000£ sor Yeilllgiuig umlM, 
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Nachtloiii Eofypten laut Vertrag vom 31. Oktober 1878 
die zu 5 *^','o vcTzinsliclio sojjenannte Rothschild- oder Domaiu n- 
auleihe iiii >,uiiiinall)etra^^e vou 8 500 000 £ aufgenommen hatte, 
welche insbesondere dm ch die Einkünfte der an den Staat ab- 
getretenen Güter der Daira de la famUle gesichert wurde, nahm 

5. die Schuld bis zum 1. Januar 1880 unter Berücksichti- 
gung derinzwiflcben erfolgten Tilgungen folgenden Umfang an.^) 

1. Gonsolidirte Schuld. 



!• Des Staates. 



KomiDal- 
betrag. 

L. stg. 


Schulden. 


Nominal- 
betrag. 

L E. 


verzins- 
lich zu 






1. Die AnleibeD von 
1864, 1865» 1867 
zusammen .... 


1431 d63 


9 und 7 




56 084 996 


2. Dettc G^ndrale 
unifi»'»' 


54 682 875 


6 




16 8S6 000 


3. Dette privilegiee 


IG 463 850 


5 




8500000 


4. Empruot doma- 
uial vom Oktober 


8287 500 


5 








Ber Dafren. 


8707340 


1. Dette Gönörale 
de la Daira Sanieb 
TomlS.Jitü 1877 




5 


Anm. *>. 


685 400 


2. Dette de la Daira 
Kliaasa vom 13. 
Juü 1877 




5 





'^j Vergl. die Genexal ezjdanaticiifl Ton ffir G* RiTers Wilson, dem 
cnglischea lfit|^iede der Liquidationskommission, vom 14. August 1880 
zu dem Liquidationflges(?tze vom 17. Juli 1880 in Egypt 1881 No. 1, 
p. 1-13 (vol. 98, p. 479-4'Jl). 

Die Angaben über die Höhe der Dette Generale de la Daira Sanieb 
und der Detto de la Daira Khasaa shid dem Berieht Baringi, Welbya, 
Wilsons nnd Carmiehaels vom S8. Jnni 1884 entnommen in Egypt 1884, 
No. 28, p. 1—61 (vol. 89, p. 377 - 437). Es heisst daselbst: 

»The nonünal capitaL of the Daira Sanieh Loans at ibe time the 
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n. Schwphende Schuld. 
1. ües Staates. 



Nomiiiai- 




Nomjaai- 




betrag. 


Scbuldeo. 


betrag. 




L. 8tg. 




L. £. 




8,676,746 


am 1. Jaouar 1880 


8,456,86» 


nach der Scliiitzung der 
Liquidatioui>konimission. 
Ausserdem hatte der Staat 

noch G araatie Verpflich- 
tung i! iTir geiriBM Balra- 



Law of Liquidation was framed, and after addiug the uoraiual capital 
of the Dana Khassa (686 400 £) as prescribed by tbat Law, was 
9386740 

Diese Ziffer stimmt übrigens nicht mit der in dem unten wieder- 
gegebenen Tabh^au, welches dem Bericht Wilsons vom 14. August 1880 
entnommen ist. liier lautet die Oesammtziffer: 9 512884 £ stg. oder 
9 275062 L. £. 

^ Weeentiieh emdere ZifFem beiOglieli der Hohe der sebvelkeiiden 
Sebnld zur Zeit des Liqiddfttioiisteniiiiies stellten sich spSter henMis» wie 

aus dem im Liquidationsgesetze, Art 96, vorgeschriebenen periodischen 
Berichte des Finanzministers an den Khedive hervorgeht. 

In dem Berichte vom 31. Dezember 1885 [Egypt 1887, No. 8, p. 5—6 
(vol. 92, p. 191-192)] erklart der Fiuansminister: 

Nach der SdiCtnuig am Bnde des Jalues 1879, wdehe nbor nieht 
dettoitiv habe s^ können, habe das Fassif dw Liqmdalioii sich auf 

L. E. 

12 060874 

belauteu und Im zum Ende 1885 auf 13470 776 

erhobt 

Die seit dem Liguidationageseta getOgten Schulden beliefen 

sich auf 

1. Durch Kompensation mit rückständigen L. E. 
Steuern oder anderen Schulden an den Staat: . 603 729 

8. Durch Besahlvng mit Sdraldtiteln od«r 

in baars 12 722 274 

insgesammt 18 32G 003 

sodass am 1. Januar 1886 noch zu zahlen waren .... 144 773 

Zu dieser letzteren Summe kamen aber die am 31. Dezember 1885 
noch bei den Gerichten anhängigen und ferner die vor dem 1. Januar 
1886 aom Gegenstand einer Keklamation gemachten, noch nicht eriedlgten 
Forderangen (D. vom 37. JoH 1885, Art. 28) himo. 
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Nadi dem Liquidationsgosptz vom 17. Juli 1880, welches 
im Wesentlichen den Schuidenstand am 1. Januar 1880 m 
Grunde legt, wurde 

1) die priTÜegirte Schuld (Art. 6) um den Nominalbetrag 
von 5600205 L. E. (5 743 800 £8tg.) vermehrt; 

2) zum Zwecke der Urawandlunjj: der AnleiluMi von 1864, 
1865 mid 1867. welche zum Kurse vuu Hü in zum Kurse 
von 60 berechnete Obligationen der dette unifi^e erfolgte, 
die unifizirte Schuld, deren Zinsftiss aul' 4 ^/o herabgesetzt 
wurde, um einen Nomiuaibetrag von 1909280 L. E. 
(= 1958 240 £stg.) erhöht. (Art. 19, 26); 

3. wurden die Titel der Dette de la DaYra Kliassa vom 
13. Juli 1877 zum Parikurse in solclic der Uette Oc'^n^rale 
de la Daira Sanidi nnip-ewandelt {JivL 61) und letztere 
zu diesem Zwecke um den Nominalbetrag von 
(>8r)40U fstg.**) erhöht, der Zinsfuss derselben aber auf 
4 "/o mit eventuell 1 "/o Ergänzungszinsen eniiässigt und 
ein Kurs von 80 als Maximalgivnze für die Tilgung 
mittels Rückkaufs, eventuell aber als Kurs für die 
Tilgung mittels Auslosung vorgeschriebt n. 
Die konsulidirtc Schuld gestaltete sich in Folge des 
Liquidationsgpsetzes, weUlies die Doniänenanleihe unberührt 
üess, wie aus umstehenden Tableau ersiclillieh :'•} 



*) Vergl. oben Anmerkung 6. 

*) DMtelbe ist dem obm litirteu Beriebt des englichen Mitgliedes 
UqiüdKtioiukoiniiusmoii, Sir 0^ Rivers Wilson, entaemmen. 
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Debts 



22629äüU PnvUeged 



58 043236 



80673 um; 



9512 884 



8500000 



Unified 



56 592 15' 



Amount o 
debt, tlit 
Service for 
wliich is 
provided- 
by rcve- 
Quesmnrt 
gaged. 

Dalrah 

Sanieh 
iindadiiig 



Domain 
Loftn 



Capital of 
Debt 

L. E. 



22U64O50 



i ^ 656 21U 



8287500 



lotal Ca- 
pital of 
Debt 



»G -'16 772 



Rate 
of 
la- 

terest 



') per 
Cent 



1 per 
ceut 



Charge 

L. E. 



Annuity of 

1 157 7lJ> 

to i-ed<M'ni ca 
pital by mi. 



226368); 



3 421 m 

^£350i) 132 



Secarity. 



Kailwaya and tele- 
grapbs (aet), Poit of 
Alexandria (net). and 
a ürst Charge on un- 
dennentioiied rvn- 
nnes. 

■Rovonues of four 
provinces (net): Cu- 
stoms (net); inclndiiig 

tobacoo; and gcneral 
Charge on Treasoiy. 



9 275 062| Interest to be at rate of 4 per eent = 

L. E. :;71 ()(»:; fL^tg. 38051''). secured 
upoa procecds of estate, special Govern- 
ment contributton ofL.E. 34 000 a year, 
and gouoral Govornmcat guaraatee. 
A aupplementary dividcnd of not more 
tban 1 per ccnt to be added aniraally ff 
the in com e of estatcs permits. 

Inturcst to be at rate of 5 per cent = 
L. E. 414 375 (L.stg. 425 0(K)), secnred 
upon Domain cstatcs, goneral Government 
guarantee, and special Charge on revenues 
of Province of Ceneb. 



(Signed) C. Rivers Wilson. 



Die bis Ende 1884 entstandene neue schwebende Schuld 
setzte sich aus folgenden Posten zusanuuen:*^ 



In dem oben zitirten Bericlit Barings, Wilsons, Wolbys und Car- 
michaels vom 28. Juni 1884 war die Entschädigungssumme für die Opfer 
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1. Entschädigimgsansprüclic der Opfer vau 
Alexandrien nach den Aussprüchen der 
internationalen Koiimiission .... 4 143 792 L. E. 
- 2. Defizits der Jahre 1882, 1883, 1884 . 2 568 518 » 
Auss(»rdem musste Deckung ge- 
schaflen werden: 

3. iüi' das voraussichtliche Defizit von 1885, 

welches geschätzt wurde auf .... 1 2ü() 000 „ 

4. filr nothwendige Bewässeruiigi?arbeiten 1 000 000 „ 
ö. an Entschädigung ttir Rüt kkaul vun 

' P()nsiünen 550 000 „ 

6. sonstige Mttel, welche zum Dienst des 

' Staatsschatzes rescrv irt werden musst<»n 500 000 „ 

Summa 9 962 310 L. E. 
Die zur Tilgung dieser scliwelieuden Schuld, bezw. zur 
Bestreitung dieser Ausgaben aulgenomniene, von den euro- 
päischen Grossniäehton garuntirte 3 prozeiitige Anleihe von 1885 
hatte einenXoniinallx'trag von 9424000 £stg. (= 9000000 istg. 
effektiv). Durch das Dekret vum 27. Juii 1885 wurde der An- 
nuitätdereelben im Betrage von 315 OOOfstg. der Vorrangvorder 
aller bisherigen Anleihen, einschliessUch der privilegirten Anleihe, 
eingeräumt, und die Tilgung sämmtlicher Anleihen mit Aus- 



?pa Alexandrien L R. 

aof 4 130 000 

in dem Dekrete vom 87. Jnli 1885 die Deinte von ISaS-^ISSi 

auf S657 000 

•ngegebenu 

Die Zali)*n \m Texte ergaben sieh erst Bpftter als die der Wirklich« 
keit eutsprechoudcn. Vergl.: 

a) Beriebt der Birectioo Generale de la Comptabilite de TEtat für die 
Zeit Tom 1. Jaanar bis 90. Juni t887 [Egypt 1888, No. 8, p. 43—46 
(vol. HO, p. 149—152)], 

b) Halbjahrfibericht der Caisse de la Dette publique vom 9. Män 188? 
[Egypt 1887, No. 11, p. 64-70 (vol. Ü2, p. 384— 390)J. 

^g&nzend sollten auch die nach dem Liquidationsgesetz vom 
17. 1880 mr Tilgung der schwebenden Sehnld von 1860 bestimmten 
biersn aber nicht wfiffiderliehen Aktiva (Titel der privilegirten und jler 
unifizirten Schuld sowie L&odereien) zur Deckung der neuen schwebenden 
Sebald mit herangeiogeu werden. (VergLD. vom 21/ VIL 1885^ Art 9, 10^ 24). 
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nähme (\ev DnniänenanleUie und der neuen garantirten Anleihe 

thatiiächlirh sistüt. 

Folijeiulf'«! Tabloau^') ergieht diu Stand der egyptischen 
konsolidiiten Stiliuld am Anfange und am Ende des Jahres 1886: 





Titres en cir- 
enlBtion an 

commen- 
cement de 


Amortisse- 
ments effec- 
ta^ pendaat 


Titros 
en circulatioQ 
a la fia de 
l*A]ui4e. 


Dette Uoifl^e 

Dette Dftim Sanieh 


L. 

9 424 000 
22 29G 800 
55 990 930 

7 486 540 

8 660 000 


L. 

123 300 
122 SCO 

540 

132 300 

500 


L. 

9 301 700 
28 296 800 
55 990 440 

7 354340 

8 659 500 


Totauz 


103 380 


865640 


103608630 



AaSkag 1888 belief die feste Schuld Egyptens sieh auf 
103 028 000 Im Laufe des Jahres 1888 wurden hiervon 
1 422 000 £ getilgt. Hmgegen kam die laut Dekret vom 
30. April 1888 aufgenommene 4V«prozentige Anleihe hm 

Nominalbetrag' von 2 SSO 000 £ hinzu, sodass die gesammte 

feste Scliuld Ende 1888 103 930 000 £ betmg.") 

Im Laufe des Jahres 1889 wurden hiervon 509 000 £ ge- 
tilgt. Die feste Schuld betrug daher £nde 1889 lOS 427 OOOii 
(jgenauer 103 426 640 £). 

Im Jahre 1890 wurden in GemUssheit der Dekrete vom 
6. und 7. Juni und 5. Juli 1890 die 4V3prozentige Anleilie 
von 1888 im Hestbetrage von 2 268 900 dß zurückgezahlt, die 
alte 5prozentige privilegirte Schuld im Re«!tbctrao:e von 
22 2i>R 800 £ und die alte Dairaschuld im Restbetraof von 
S r)87 480 £ konvertirt, bezw. zurücktrezahlt, dagegen Titel der 
neuen SVaprozentigen privilegirten Anleihe m Höhe von 

^ Daasellie ist ehion Bericht des XKreetenr-CMiiM de la 
GomptahilifA de l*^tat, Blwm Palmer, entnenmien. Egjpt 1888, No. 8, 

p. 22 (vol. 110, p. 128). 

Vergl. das Memorandum des Sekreturs bui dem englischen Geucral- 
konsulat in Kairo, Mr. Gorst, vom 18. Februar 1889 m Egypt 1889, No. 4, 
p. 31—36, usbes. p. 31. 

**) TergL das Memoraadnm dea Hr. Gofat Tom 80. Pebmtr 1880 in 
Bgypt 1880, Mo. 1, p. 8—17» uttbeiondeie p. IL 
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29 400 000 £ und der neuen 4prozentigen Dalraschuld in Höhe 

von 7 299 300 £ ausgegeben. 

Ausserdem wurden im Laiifp des Jahres 1890 von der 
festen Schuld noch 170460 £ aniorti'-ivt. 

Folgende Urbrrsicht'-'*) zeigt den Stand der festen Schuld 
am Anfang und am Ende des Jalires IHOO und die im Laufe 
dieses Jahres eingetretenen Veränderungen: 



Titres 

eo drcalatioD 
au commen- 
cement de 
Tannee. 


Titros 

emis CD vertu 
des decrets 
des 6 juin et 
5 juiUet 1890. 


Amor- 

tissements 
effectu^. 


Titres 

en circulatioa 
k 8n 
dteembre 


L. stg. 




L. stg. 


L. stg. 


9111 100 




42 000 


9069 100 


2S 896 800 




23296 800 




55988920 


29 400 QOO 


410 


29 400000 
68988480 


5 173 440 




128 020 


5045420 


8587 480 




8 587 480 




9268900 


7 299 360 


2268900 


7 299860 


10S 426 640 


36 698360 


38828640 


106802360 



Emprunt garanti 

Dette privilegiee, 
(ancien fonds) 

Dette privilegiee, 
(Qouveau fonds) 

Dette unifi^e . . 

Empnmt doma- 
nial 

Dette daira sa* 
nieh (ancien 
Ibnds) 

Dette daira sa- 
nieb (noaveau 
fonda) 

Empnmt 4^/i "/o 

Totenz stg. 



Die in dem Dekrete vom 6. Juni 1890 vorgesehene Kon- 
version der 2u ö ^/o verzinslichen Domänenanleihe von 1878 
ist (Juni 1801) noch nicht erfolgt. — 



*') Dieselbe iet dem ^Comptc ^Jkaksü. da OeBTememeiit igyptien ponr 
Peieareice 1890* (Le Caire: Imprimerie mtionale 1891} entnemmen. 
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